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Einleitung 
Die Anregung zu dieser Studie entspringt der Beobachtung, dass die lokalen Parteisektionen 
in den Schweizer Gemeinden einem breiten Erosionsprozess ausgesetzt sind, und dass sie 
– zumindest in Gemeinden unter 10 000 Ew. – zunehmend die Kontrolle über die Besetzung 
der politischen Ämter verlieren (Ladner/Meuli 2005; Geser 2003b; 2003c). Gegenwärtig ist 
davon auszugehen, dass ca. 40-45 Prozent aller Mitglieder der kommunalen Exekutiven kei-
ner politischen Partei oder irgendeiner anderen politischen Gruppierung angehören.  
 
Die Gründe für diese Entwicklung sind deshalb nicht ganz offensichtlich, weil sie je nach 
Kanton und Region sehr unterschiedlich verläuft. Während Kantone wie Waadt und Grau-
bünden überdurchschnittlich davon betroffen sind, liegt der Anteil Parteiloser in Ob- und 
Nidwalden, Luzern sowie im italienischen Sprachraum weit unter zehn Prozent. Selbst zwi-
schen den Bezirken desselben Kantons (z. B. Zürich) bestehen dramatische Unterschiede, 
und innerhalb der Gemeinden selber findet man häufig hybride Exekutivgremien, in denen 
parteigebundene und parteilose Mitglieder miteinander kooperieren. 
 
Gerade diese Inhomogenitäten liefern günstige methodische Voraussetzungen für kompara-
tive Analysen, die auf drei Komplexe von Fragestellungen fokussieren: 
 
1) Welche Ursachen sind dafür verantwortlich, dass in einer Gemeinde Parteilose Amtsträger 
auftreten dass sich sogar völlig parteilose Exekutivgremien bilden? Liegen die Gründe in der 
sozio-demographischen Struktur, der politisch-rechtlichen Organisation der Gemeinde, oder 
in überlokalen Faktoren regionaler politischer Kultur? 
 
2) Welche Begleiterscheinungen sind mit dem Wechsel zu parteilosen Mandatsträgern ver-
bunden?  In welcher Weise verändern sich die subjektiven Motivationen und die mitgebrach-
ten Qualifikationen der (in der Regel nebenamtlichen) Amtsinhaber, sowie die Rekrutie-
rungskriterien, Wahlprozeduren und Muster politischer Unterstützung, die bei der Vergabe 
der Ämter im Vordergrund stehen? 
 
3) Welche Konsequenzen ergeben sich für die Art und Weise der individuellen Amtsführung, 
sowie für die Aktivitäten, Funktionsweise und kommunalpolitische Stellung der gesamten 
Exekutive, wenn die Parteien ihre angestammte Kontrolle über die Ämterbesetzung partiell 
oder integral verlieren?  
 
Die ausserordentlich vielfältigen empirischen Ergebnisse können sich auf eine grössere Zahl 
von zwei landesweite Fragebogenerhebungen (über Gemeinden, Lokalparteien und Exeku-
tivmitglieder) abstützen, die im Zeitraum 1988 bis 2008 stattgefunden haben (vgl. das Nähe-
re dazu in Kapitel 3).  
 
Die im Folgenden dargestellten und diskutierten Ergebnisse sind unter vier Perspektiven 
wissenschaftlich relevant: 
 
Erstens liefern sie in deskriptiver Hinsicht vielfältige Informationen über die aktuellen politi-
schen Verhältnisse und Entwicklungen in den Schweizer Gemeinden, wie sie sich in der Zu-
sammensetzung und Funktionsweise ihres obersten Führungsorgans (Exekutive) widerspie-
geln.  Dank der grossen Zahl von Untersuchungseinheiten kann eine auflösungsstarke Nah-
optik verwendet werden, die in der Lage ist, den unterschiedlichen Grössen und Organisati-
onsformen der Gemeinden ebenso wie den Besonderheiten  ihres kantonalen und regiona-
len Umfeldes Rechnung zu tragen. 
 
Zweitens können viele in explanatorischer Absicht eruierte Kausalzusammenhänge den An-
spruch erheben, über das partikuläre Schweizerische Untersuchungsfeld hinaus eine allge-
meinere kommunalsoziologische Gültigkeit (vor allem für den Bereich nebenamtlicher Muni-
zipalverwaltung) zu besitzen. So darf zum Beispiel angenommen werden, dass die mit dem 
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Rückzug politischer Parteien einhergehenden Wirkungen überall in ähnlicher Weise von der 
Grösse und verschiedenen Organisationsmerkmalen der Gemeinde abhängig sind, oder 
dass die Amtsführung der nebenamtlichen Mandatsträger in generalisierter Weise mit ihrem 
Bildungsniveau und ihrer beruflichen Position kovariiert.  
 
Und drittens schliesslich sind noch höher rangierende Implikationen zu bedenken, die das 
generelle Verhältnis zwischen politischen Parteien und dem demokratischen Rechtsstaat 
betreffen. Das kommunale Feld erscheint hier bloss noch als eine forschungstechnisch und 
ökonomisch besonders leicht zugängliche Untersuchungsebene für das Austesten politikwis-
senschaftlicher Hypothesen, die auch für überlokale Ebenen (wo sie weniger gut prüfbar 
sind) Geltung haben. So können zumindest einige der Ergebnisse unsere Einsichten darüber 
bereichern, in welcher Weise politische Parteien über die Kontrolle der Wahlprozesse auf die 
Politik generell Einfluss nehmen, und auf welch verschiedene Weise das Vakuum ausgefüllt 
werden kann, das bei ihrem Rückzug aus den Wahlprozessen entsteht. Die Wahl der der 
kommunalen Ebene als Untersuchungseinheit fusst auf der Annahme, dass sich viele Ent-
wicklungen im Parteiensystem nicht nur im Lokalen widerspiegeln, sondern dort auch ihren 
Ursprung haben. Denn Parteiorganisationen sind von Veränderungen in der Partizipations-
bereitschaft oder in den Werthaltungen der Bürgerinnen und Bürger unmittelbar betroffen. 
Dazu kommt, dass im Schweizerischen politischen System mit seinen dezentralen und miliz-
orientierten Strukturen die Gemeinden eine zentrale Rolle einnehmen. Dieses dezentrale 
Prinzip widerspiegelt sich auch in den Parteien, die auf nationaler Stufe mit ihrer tiefen Pro-
fessionalisierung einen schwachen Organisationsgrad aufweisen, was den lokalen Sektionen 
eine relativ starke Eigenständigkeit erlaubt (Ladner/Brändle 2001). 
 
Alle diese Fragestellungen und Hypothesen müssen immer im Kontext der Gemeindevielfalt 
beurteilt gesehen werden. Die beiden herausragenden Kontextvariablen sind die Gemeinde-
grösse und der Stadt-Land-Unterschied. Zwischen dem politischen Umfeld von kleinen und 
grossen Gemeinden und zwischen Land- und Agglomerationsgemeinden bestehen grundle-
gende Differenzen. So wird bspw. in kleinen und ländlichen Gemeinden eher ein Mangel an 
Kandidaten vorherrschen, so dass die Funktion der Parteien eher darin besteht, Bürgerinnen 
und Bürger zur Übernahme von Ämtern zu aktivieren. Dagegen dürfte in grossen Gemeinden 
häufiger eine hinreichend grosse Zahl oder ein Überfluss an spontanen Kandidaturen zu be-
obachten sein, wodurch sich die Funktionen der Parteien dahin verschiebt, die Selektion der 
Kandidaten zu steuern (Rothmann 1974: 228 f.).  
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1. Kapitel: Politische Parteien und politische Demo-
kratie 

1.1 Generelle theoretische Perspektiven 

Bei der Frage nach dem Verhältnis zwischen Parteien und Demokratie stösst man sehr 
rasch auf den erstaunlichen Tatbestand, dass sich Demokratie- und Parteienforschung (zu-
mindest auf theoretischer Ebene) weitgehend isoliert voneinander entwickelt haben (van 
Biezen 2004: 3), und dass in der traditionsreichen philosophischen Denktradition über politi-
sche Demokratie ein Parteienverständnis vorherrscht, das zwischen Indifferenz und offener 
Ablehnung oszilliert.2 
 
“It is important first to recall that the party as a political institution is a relatively recent phe-
nomenon and that its presence at the time of its initial emergence was not necessarily seen 
as inevitable or desirable. Parties when they first appeared were primarily perceived as a 
threat to the general interest or as overriding the interests of the individual. Indeed, their ex-
istence was fundamentally incompatible with the liberal democratic tradition rooted in the 
political philosophy of Locke and the radical democratic tradition inspired by Rousseau, both 
of which are difficult to marry with partisan institutions, which by their very nature transcend 
individual interests and refute the existence of a volonté générale. (van Biezen 2004: 4). 
 
So ist die politische Kultur der Vereinigten Staaten noch heute durch ein distanziertes Ver-
hältnis zu politischen Parteien geprägt, das in immer wieder auflebenden Lobpreisungen der 
„nonpartisan politics“ (vor allem auf der Ebene von Städten) Ausdruck findet.3 und seine his-
torischen Ursprünge unter anderem auf George Washington zurückführen kann. Dieser hat 
in seiner berühmten „Farewell Address“ von 1792 zwar Parteien als nützliche Instrumente 
gesehen, um Monarchien in Richtung auf demokratische Verhältnisse zu überwinden – kei-
neswegs aber als Kollektive, die innerhalb bestehender Demokratien unentbehrlich – oder 
auch bloss wünschbar – wären. Damit wandte er sich frontal gegen die von Jefferson ge-
gründete Demokratische Partei wie auch gegen Madisons (1791 konstituierte) „Federalist 
Party“, denen er vorwarf die junge Einheit des amerikanischen Bundesstaates innenpolitisch 
durch einseitige Förderung regionaler Interessen und aussenpolitisch durch diametral entge-
gengesetzte Allianzbestrebungen (mit England und Frankreich) aufs Spiel zu setzen. 
 
“….the common and continual mischiefs of the spirit of party are sufficient to make it the in-
terest and duty of a wise people to discourage and restrain it. It serves always to distract the 
Public Councils, and enfeeble the Public Administration. It agitates the Community with ill-
founded jealousies and false alarms; kindles the animosity of one part against another, fo-
ments occasionally riot and insurrection. It opens the door to foreign influence and corrup-
tion, which find a facilitated access to the government itself through the channels of party 
passions”. (Washington 1796,(23/24). 
 
Spätere Theoretiker des politischen Liberalismus haben die im 19. Jahrhundert erstarkenden 
politischen Parteien zwar als nicht ignorierbare Realitäten akzeptiert, andererseits aber aus-
drücklich dafür votiert, ihren kollektivistischen Einfluss, der die individuelle Freiheit des ein-
zelnen Citoyen bedroht, nach Möglichkeit zu begrenzen. 
 

                                                
2
 Ein jüngeres Beispiel für das auch heute nach wie vor fehlende Parteienverständnis in der Demokra-

tietheorie bilden von Habermas inspirierten Modelle „deliberativer Demokratie“, die – in der Tradition 
des klassischen Liberalismus -  reduktionistisch auf das räsonnierende Einzelsubjekt abstellen, anstatt 
Parteien oder Verbände als kollektive Akteure als Partizipanten gelten zu lassen (van Biezen 2004:12; 
Dryzek 2000: 1).  
3
 Ein jüngstes Beispiel dafür bildet das vehemente Eintreten Bürgermeister Bloombergs für die Ab-

schaffung von Parteiwahlen in der Stadt New York.  
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“(John Stuart) Mill is a partisan. Mill understands political parties as essential to the demo-
cratic order. And yet in On Liberty and other works he takes an unmistakable swipe at the 
world of partisan discourse and sounds a warning siren against it: too much of this will poison 
you, he says. Think for yourself, and don’t let your party think for you.”4 
 
Diese bereits Mitte des 19. Jahrhunderts deutliche Ambivalenz wird später im Werk von Max 
Weber und Robert Michels begrifflich klar ins Licht gehoben, die beide der Meinung sind, 
dass die moderne Massendemokratie als intermediäre Instanzen zwischen Bürger und Staat 
unausweichlich politische Parteiorganisationen erfordere, die infolge ihrer bürokratischen 
Binnenzentralisierung und Formalisierung selber nicht demokratisch sein können (und damit 
zumindest indirekt auch die umfassende politische Demokratieordnung unterminieren) (We-
ber 1972: 837ff.; Michels 1911).  
 
Moisey Ostrogorski hat den Parteien aufgrund einer durchaus ähnlichen Analyse das Exis-
tenzrecht bestritten, da sie dazu durch ihre kollektiven Konformitätszwänge dazu beitrügen, 
die Autonomie des Einzelbürgers einzuschränken und unabhängiges individuelles Denken in 
der Politik zu eliminieren. Sie sollten seiner Meinung nach durch temporäre und monothema-
tische politische Gruppierungen ersetzt werden, die nur eine eng begrenzte Mitgliederloyali-
tät fordern und ihre Anhänger nach Erreichung der gesetzten Ziele Zwecke wieder in die 
Freiheit entlassen würden (Ostrogorski1902 (I): passim.). 
 
Seither ist die politische Theoriebildung und empirische Forschung durch noch drastischere 
Widersprüche geprägt: indem man einerseits auf der Unentbehrlichkeit der Parteien  - als 
fundamentale Voraussetzung jeder modernen Demokratie - insistiert, auf der andern Seite 
aber ständig über einen „Niedergang der Parteien“ klagt, der z. B. in der Schrumpfung ihrer 
Mitgliederbestände, ihrer verringerten Fähigkeit zur Konsensbildung und zum programmati-
schen Handeln sowie in der Erosion ihrer öffentlichen Vertrauensstellung Ausdruck findet. 
Die erste, höchst affirmative Einstellung zu Parteien wird z. B. in der noch heute breit akzep-
tierten Aussage von James Bryce deutlich, dass „no one has shown how representative go-
vernment could work without parties“ (Bryce 1921), oder in der noch weitergehenden Formu-
lierung Elmer E. Schattschneiders, „(that..) the political parties created democracy and mod-
ern democracy is unthinkable save in terms of the political parties’ (Schattschneider, 1942: 
1). 
 
Seit Ende des Zweiten Weltkriegs hat sich ein (an Joseph Schumpeter(1962) orientiertes), 
völlig auf der Existenz kompetitiver Parteien beruhendes Konzept politischer Demokratie 
durchgesetzt, das in der Praxis dazu geführt hat, dass den politischen Parteien sowohl bei 
der Wiedereinführung der Nachkriegsdemokratie in Deutschland und Italien wie auch bei der 
Demokratisierung der postsozialistischen Länder (nach 1990) eine Schlüsselrolle zuerkannt 
worden ist (van Biezen 2004: 6).  
 
„While political parties have been long neglected in the constitutions of Western liberal de-
mocracies, in the post-war period their relevance for democracy became more widely 
acknowledged also in constitutional terms, to the point that pluralism, political participation 
and competition in many contemporary democratic constitutions have come to be defined 
almost exclusively in terms of party to the point that twentieth century democracy can be best 
described as ‘party democracy’ While parties were not necessarily seen as inevitable, let 
alone desirable, political institutions when they first emerged, they have now become firmly 
rooted in the established democracies and have rapidly acquired relevance in more recently 
established democracies in Eastern Europe and elsewhere in the world, to the point that they 
are widely seen as a sine qua non for the organization of the modern democratic polity and 
for the expression of political pluralism.“ (van Biezen 2004:1). 

                                                
4
 „Mill – the essence of judgment“ Harper’s Magazine Febr. 13. 2010  

http://harpers.org/archive/2010/02/hbc-90006502 
 

http://harpers.org/archive/2010/02/hbc-90006502
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Im Falle der Schweiz hat diese wachsende Anerkennung der Parteien darin Ausdruck gefun-
den, dass sie in der neuen Bundesverfassung von 1999 in einem eigenen Artikel (Art. 137) 
explizit als Träger politischer Meinungs- und Willensbildung genannt sind, während sie in 
früheren Verfassungen trotz ihrer de facto unentbehrlichen Funktion keine Erwähnung ge-
funden haben. 
 
Faktisch kollidieren solch positive Bewertungen mit den Ergebnissen vieler empirischer For-
schungen in der Parteienforschung einerseits und der Wahl- und Partizipationsforschung 
andererseits, die seit den 1970er Jahren einen Niedergang der Parteibindungen sowie einen 
Funktionsverlust der Parteien in Politik und Gesellschaft konstatieren. 
 
Die wichtigen Themen der Parteienforschung sind seit den 1970er Jahren die Parteiverd-
rossenheit und die Krise der Parteien. Gemeinsam ist fast allen Analysen in den westeuropä-
ischen Ländern die Diagnose von Leistungsschwächen politischer Parteien sowohl auf der 
Ebene des Parteiensystems als auch in der Binnenorganisation (Mintzel/Schmitt 1981, 
Raschke 1982, Haungs/Jesse 1987, Wiesendahl 1990, Stöss 1990, Haungs 1992, Alemann 
1996, Immerfall 1998). In der Analyse der Parteiorganisationen werden zwei Defizite beson-
ders gehoben. Einerseits wird auf organisationelle Leistungsschwächen wie rückläufige Mit-
gliederzahlen oder den sinkenden Anteil von Parteimitgliedern in der Wählerschaft hingewie-
sen (Katz/Mair 1990, Mair 1997). Andererseits werden funktionale Leistungsschwächen kriti-
siert, vor allem die mangelnden Repräsentations- und Integrationsleistungen der Parteien 
(Katz/Mair 1995, Alemann 1996). 
 
Alemann fasst die Krisensymptome, die im Wahljahr 1994 in Deutschland diskutiert worden 
sind, in zehn Punkten zusammen eine Verringerung der Parteimitgliederschaft, das Sinken 
der Wahlbeteiligung, die Zersplitterung des Parteiensystems, die Abnahme der Stammwäh-
lerschaft, das schwindende Vertrauen der Bevölkerung in die Parteien, die Entfremdung der 
Jugendlichen von der Politik, der Anstieg der politischen Skandale, die über die Medien aus-
getragen werden, der Zulauf bei den Protestparteien, und das generell sinkende Vertrauen 
der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit der Politik (Alemann 1996: 4). 
 
Das zentrale Thema in den 1990er Jahren war in vielen europäischen Ländern die allgemei-
ne Politik- und Parteienverdrossenheit. Insbesondere in Deutschland wurde diese Frage ver-
tieft diskutiert (von Alemann 1996, Schmitz 1996). Als Anzeichen sahen die Forscher die 
abnehmende Wahlbeteiligung, das gestiegene Misstrauen gegenüber den traditionellen Par-
teien und die Gewinne der Protestparteien (Wiesendahl 1998: 13). Nachdem sich in letzter 
Zeit die Wahlbeteiligung wieder stabilisiert hat, hat sich diese Diskussion etwas abgekühlt, 
ohne dass sich die Einschätzung der Parteien gebessert hätte. Anstelle der Verdrossenheit 
ist in der Analyse eine zunehmende Indifferenz der Bevölkerung getreten (Immerfall 1998: 
3). Den Parteien wird aus dieser Optik eine abnehmende Bedeutung bei der politischen Wil-
lensbildung angelastet. Kritisiert wird vor allem ihre (mangelnde) Reaktion auf die Krisen-
symptome, ihren fehlenden Reformwillen das Beharren auf dem Status quo (Immerfall 1998: 
12). Wiesendahl betont angesichts des kontinuierlichen Schwunds der Parteibasis und des 
Vertrauensverlustes gegenüber der Politik eklatante Struktur- und Funktionsprobleme der 
Parteien, die sich in nächster Zeit aufgrund der Verschiebung der politischen Entscheidungs-
zentren auf die supranationale Ebene noch verschärfen dürften (Wiesendahl 1998: 28).  
 
Auch in der Schweiz sind seit den 1980er Jahren eine Reihe von Arbeiten entstanden, die 
Leistungsschwächen bis hin zu Krisensymptomen der Parteien diagnostiziert haben (Jost 
1986, Joye/Papadopoulos 1986, Kriesi 1986, Klöti/Risi 1987, Neidhart 1986, Rhinow 1986). 
In die gleiche Richtung ging eine landesweite Untersuchung über die Schweizer Lokalpartei-
en (Geser et al. 1994), und neuere Untersuchungen über den Wandel der Schweizer Partei-
organisationen auf nationaler und kantonaler Ebene stellen die Anpassungsfähigkeit der Par-
teien in Frage (Ladner/Brändle 2001, Ladner 1998).  
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Parteiforscher aus den Medienwissenschaften stellen den Wandel in der politischen Kom-
munikation in den Mittelpunkt und sind der Ansicht, dass sich die Parteien zwangsläufig den 
neuen Bedingungen des politischen Wettbewerbs stellen und ihr Modernisierungsdilemma 
zwischen traditioneller Mitgliederpartei und neuer Medienpartei lösen müssen. Obwohl die 
Parteien auch in Zukunft dominante politische Akteure bleiben werden, verlieren sie in einem 
dynamischen Markt mit härter werdender Konkurrenz als Anbieter spürbar an Autorität. Poli-
tikvermittlung als Kerngeschäft wird für die Parteien in der Mediengesellschaft zur riskanten 
Kommunikation, ein Risiko, das in einer offenen Gesellschaft unvermeidlich ist (Sarcinelli 
1998: 295). Aber Parteien und Politiker, die sich nicht nach aussen verständlich machen wol-
len oder können, verständigen sich nur noch untereinander oder mit einem ausgewählten 
Publikum und drohen die Anbindung an eine weitere Öffentlichkeit zu verlieren (Machnig 
2003: 68). 
 
 
Viele dieser Ergebnisse der Parteienforschung sind auch aus der Sicht der politischen Wahl- 
und Partizipationsforschung bestätigt worden. Das internationale Projekt „Beliefs in Govern-
ment“ untersuchte den Wandel der Beziehungen zwischen der Bürgerschaft und dem Staat 
und widmete sich in diesem Zusammenhang auch der Rolle der Parteien. Zwei Trends ha-
ben sich dabei heraus kristallisiert: Erstens stellten die international vergleichenden Analysen 
eine generelle Tendenz zu abnehmenden Parteibindungen fest (Schmitt/Holmberg 1995:109; 
Kaase/Newton 1995: 169; Biorcio/Mannheimer 1995: 223). Als Hauptgrund dieser Entwick-
lung gilt die wachsende Distanz zwischen Parteien und Bürgerinnen und Bürgern, die sich 
sowohl bei allgemeinen Werten als auch bei konkreten Politikbereichen ausdrückt 
(Schmitt/Holmber 1995: 115). Daneben wird aber auch eine zunehmend kritische Haltung 
gegenüber Parteien festgestellt, die sowohl im abnehmenden Mitgliederschwund als auch in 
der zunehmenden Unterstützung von Anti-System-Parteien zum Ausdruck kommt (Kaa-
se/Newton 1995: 169).  
 
Diese paradoxer Gleichzeitigkeit von Bedeutungsgewinn und Niedergang erklärt sich da-
durch, dass die Parteien in ihrer klassischen Bedeutung als intermediäre Repräsentationsor-
gane, Interessenorganisationen und Instrumente kollektiver politischer Repräsentation an 
Bedeutung verloren haben, während sie ihre Funktion für das politische Gesamtsystem aus-
gebaut haben, indem sie  nach wie vor (ja in sogar steigendem Masse) die Nominations- und 
Rekrutierungsprozesse politischer Ämter kontrollieren  (van Biezen 2004: 1). 
Dies bedeutet mit anderen Worten, dass Parteien immer ausschliesslicher nur noch unter 
den Aspekten ihrer makropolitischen Funktionen (als „public utilities“ gewissermassen) be-
deutsam sind, während ihre mesosoziologische Relevanz (als Artikulations- und Aggregati-
onsorgane spezifischer Interessen) (z. B. zugunsten monothematischer und temporärer Ver-
bände, Sozialbewegungen und Bürgerinitiativen) und immer mehr schwindet (Katz 1996; 
Bartolini und Mair 2001; Schmitter 2001; van Biezen 2004: 2). 
 
“….modern strands of thinking reflect an ideational transformation of political parties from the 
traditionally voluntary private associations – a conception with its roots in the liberal traditions 
of democratic thought in West European democracies – towards a conception of parties as 
an essential public good for democracy. (van Biezen 2004: 1). 
  
Umso dringender stellt sich aufgrund solcher Entwicklungen die Frage, inwiefern moderne 
Demokratien lebensfähig sind, wenn auch diese systemischen Makrofunktionen, die mit der 
Besetzung politischer Ämter zusammenhängen, nicht (mehr) von Parteien wahrgenommen 
werden. Dabei lohnt es sich, den Blick über den Atlantischen Ozean zu werfen, weil „nonpar-
tisan elections“ auf in Nordamerika eine ungleich grössere Verbreitung (und Legitimation) als 
auf dem Europäischen Kontinent besitzen. So haben beispielsweise in Kanada die Stimm-
zettel bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts keine politische Parteizugehörigkeit der Kandida-
ten ausgewiesen; einige Bundesstaaten  (Nunavut und Northern Territories) besitzen noch 
heute Parlamente ohne Parteifraktionen, und die Stadt Toronto wird noch immer durch ein 
„nonpartisan council“ regiert. 
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In den USA haben bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts „Reformbewegungen“ eingesetzt 
mit dem Ziel, die Korruption der auf Parteienbasis errichteten „Political Machines“ zu beseiti-
gen, bei denen es z. B. darum ging, die Stimmen von Immigranten durch Versprechen von 
Vergünstigungen (z. B. Jobs in Politik und Verwaltung) zu „kaufen“. Anfang der 1980er Jahre 
haben zwei Drittel aller amerikanischen Städte (über 25 000 Ew.) „nonpartisan elections“ 
durchgeführt, und 2003 wurden die Bürgermeister in ca. 40 der 50 grössten U: S. Städte 
(darunter Los Angeles, Houston, San Diego, Detroit, Dallas, Phoenix, San Antonio, San 
Francisco, Boston, and Seattle) nicht auf Parteibasis gewählt.5 (Auf staatlicher Ebene besitzt 
allerdings nur Nebraska ein Parlament, das sich nicht über politische Parteien konstituiert).  
 
“The switch from partisan to nonpartisan elections to choose local government officials was 
among the primary reforms suggested by Progressives around the turn of the 20th century 
The nonpartisan contests were mostly connected to commission and council-manager gov-
ernments, which reformers adopted in order to implement scientific and efficient manage-
ment of cities (Adrian, 1959, p. 451). Reformers thought that taking the politics out of admin-
istration might promote the public interest and produce the best outcomes for citizens. In 
contrast, political scientists have suggested that strong parties are essential to democracy by 
motivating citizens to participate and providing important information cues for voting deci-
sions.” (Kimball/Kropf 2006: 1259) 
 
Die Parteienforschung in den USA beschäftigt sich seit mehr als 50 Jahren mit der kontro-
versen Debatte über die Bedeutung von Funktionalität und Responsivität von Parteien (vgl. 
dazu Coleman 2003). Während ‚Responsibilists’ an den Parteien bemängeln, dass sie unge-
nügend zentralisiert und organisiert sind, keine einheitliche politische Ausrichtung aufweisen, 
eine bedeutungslose Kampagnenpraxis betreiben und deshalb nicht responsiv gegenüber 
der Gesellschaft sein können, messen die ‚Functionalists’ die Leistungsfähigkeit der Parteien 
danach, inwiefern sie wichtige Funktionen erfüllen, ohne die das politische System nicht 
funktionsfähig wäre (Machtverteilung, Konfliktregelung, Rekrutierung und Unterweisung von 
Kandidaten etc.).  
 
Unbestritten das beherrschende Thema in den USA ist das sinkende Ansehen der Parteien 
in der Bevölkerung. Die Relevanz der Parteien im politischen Prozess, wie sie in ihrer Prob-
lemlösungsfähigkeit und ihren Möglichkeiten der Politikformulierung zum Ausdruck kommt, 
wird von grossen Teilen der Bevölkerung zusehends bezweifelt. Gründe für diesen allgemei-
nen Gegenwind werden in der Schwäche der Parteiorganisationen, der fehlenden Anbindung 
an die Basis und der unzureichend ausgeführten Vermittlungsfunktion der Parteien gesehen 
(vgl. Coleman 1996).  
So haben beispielsweise Cigler and Loomis (1986) als zeitgenössischen Megatrend, “a great 
proliferation of interest groups since the early 1960s” und “the continuing decline of (US) po-
litical parties' abilities to perform key electoral and policy-related activities”. registriert, 
 
Monothematische Sozialbewegungen und Bürgerinitiativen scheinen in einer komplex-
dynamischen Gesellschaft viel besser als Parteien geeignet, starke politische Motivationen 
zum Ausdruck zu bringen und politische Energien auf die Erreichung spezifischer Zielset-
zungen hin zu bündeln: 
 
„Campaigns and groups are seen as better catering for intensely held views than do catch-all 
parties that try to offend few potential supporters and often avoid the controversial. In this 
interpretation, political parties are too much coalitions aimed at centrist opinion to be satisfac-
tory for the well-informed and well-motivated public concerned about particular elements of 
the political menu. “ (Jordan 1998). 
 

                                                
5
 In New York sind Bürgermeister Bloombergs intensive Bestrebungen zur Abschaffung der Partei-

wahlen bisher (Sommer 2010) allerdings am Widerstand der Bevölkerung und der Demokratischen 
Partei gescheitert. 
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Dies bedeutet, dass Parteien paradoxerweise schwächer werden können, weil der Politisie-
rungsgrad der Bevölkerung zunimmt: so dass hinreichend Energien bestehen, um neben den 
Parteien zusätzliche Interessenorganisationen aufzubauen und das politische Commitment 
auf verschiedene Bühnen und ein grösseres Spektrum von Aktionsformen zu verteilen. Diese 
Abwanderung zu spezialisierten Gruppen wird in dem Masse gefördert, als Parteien oligar-
chisch sind – und damit ungeeignet sind, die Bedürfnisse der Aktivisten nach unmittelbarer 
Partizipation und Einflussnahme zu befriedigen.6 
 
Kevenhörster hat in einer Studie über die kommunalpolitischen Funktionen politischer Par-
teien in amerikanischen Städten (Kevenhörster 1979) diesen weitverbreiteten Zustand der 
‚Nicht-Partei-Bindung’ für die Krise der amerikanischen Städte verantwortlich gemacht und 
sie als eine Krise der demokratischen Legitimation kommunalpolitischer Entscheidungen 
bezeichnet. Er ist zum Ergebnis gelangt, dass die Mitwirkung der Bürger an der kommunal-
politischen Willensbildung ohne funktionsfähige lokale Parteiensysteme unmöglich ist. Um-
gekehrt sind nach seinen Erkenntnissen die Chancen kommunaler Demokratie bei starken, 
integrationsfähigen lokalen Parteiensystemen am grössten (ebd. 331 f.).  
 

1.2 Die beschränkte Bedeutung der Parteien auf lokaler Ebene 

Unzählige empirische Studien aus zahlreichen Ländern haben zur übereinstimmenden Ein-
sicht geführt, dass auf der kommunalen Politikebene aus verschiedenen Gründen häufig 
keine funktionsfähigen Parteien bestehen - und dass vor allem nicht mit einer institutionali-
sierten Parteienkonkurrenz gerechnet werden kann, wie sie auf höheren politischen Niveaus 
für eine demokratische Bestellung der Parlamente und der Exekutiven unverzichtbar ist. 
So ist vor allem im traditionell-ländlichen Raum mancherorts noch ein apolitisches Verständ-
nis der Gemeinde als "Gemeinschaft" verbreitet, in der im Bereich öffentlich relevanter Ange-
legenheiten einmütig-konsensuale Entscheidungen die Regel sind, während Dissens, Kon-
kurrenz und Konflikt als bedauernswerte, möglichst zu vermeidende oder zu beseitigende 
Störungen dieser Normalität begriffen werden (Vidich/Bensman 1968: passim; Holler 1981). 
 
Zweitens werden viele in den kommunalen Kompetenzbereich fallende Entscheidungsfragen 
(z. B. über den Ausbau der Infrastruktur oder den administrativen Vollzug übergeordneter 
Gesetze) als relativ unpolitische Fragen begriffen, die allein unter technischen oder juristi-
schen Gesichtspunkten problematisch und deshalb mit schierer technokratischer Rationalität 
lösbar sind (vgl. Geser 2003a). Diese Depolitisierung der Lokalebene hat sich in den letzten 
Jahrzehnten (zumindest relativ) durch das Vordringen nationaler und globaler Problem-
schwerpunkte Politisierungen verstärkt. So wird die früher auf die kommunale Kriminalprä-
vention fokussierende Sicherheitsdiskussion heute durch Themen organisierten Verbrechens 
und internationalen Terrorismus absorbiert; und  in der Umweltpolitik haben sich die Akzente 
von der der lokalen Lufthygiene und dem regionalen Landschaftsschutzes auf die globale 
Energieknappheit und Klimaerwärmung verschoben. Zusätzlich wird die Abwanderung des 
politischen Interesses von der lokalen auf überlokale Ebenen auch durch die neuen informa-
tions- und Kommunikationstechnologien begünstigt: weil beispielsweise das Internet sehr 
niederschwellige Zugänge zu politischen Aktivitäten mit nationaler oder internationaler 
Reichweite bietet. 
 
Drittens sind vor allem kleinere Gemeinden hinsichtlich der sozio-ökonomischen und kulturel-
len Zusammensetzung ihrer Bevölkerung oft relativ homogen, so dass die Spaltungen und 

                                                
6
 Symmetrisch dazu kann eine Abschwächung des politischen Interesses durchaus eine Rückkehr zu 

Parteien bewirken: weil diese Organisationen bereits existieren, gut strukturiert und leicht zugänglich 
sind – und deshalb weniger Energie binden als beispielsweise Soziale Bewegungsorganisationen, die 
speziell gegründet, aufgebaut und aufrechterhalten werden müssen. Parteien haben dann auch wenig 
Mühe, Soziale Bewegungen „stillzulegen“, indem sie wenigstens einen Teil ihrer sachpolitischen An-
liegen übernehmen (Jordan 1998: 322).  
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Konflikte fehlen, die auf umfassenderen politischen Ebenen unweigerlich Anlass zur Partei-
enkonkurrenz bieten. 
 
Und viertens verfügen die Parteiorganisationen - sofern sie überhaupt bestehen - über derart 
geringe personelle, organisatorische und finanzielle Ressourcen, dass keine Mittel für auf-
wendige Wahlkämpfe bestehen, Vielfach findet die faktische Wahlkonkurrenz auf "subinstitu-
tioneller" Ebene statt, weil ein Wahlkandidat allein dadurch, dass mehrere Parteimitglieder in 
ihrem Familien- und Bekanntenkreis erfolgreich für ihn werben, die zur Wahl erforderliche 
Stimmenzahl erreichen kann (besonders unter Bedingungen der Proporzwahl, wo meist 10-
20 Prozent der Stimmen für die Mandatsgewinnung genügen). 
 
Die Genese zusätzlicher Organisationen mit explizit-politischen Zielsetzungen wird - selbst 
bei dringender aktueller Bedarfslage - oft dadurch behindert, dass  
- die Zahl der potentiellen Anhänger zu gering und (wegen der interkommunalen Bevölke-

rungsfluktuation) zu unstabil ist, 
- einschlägige sachpolitische Themen, die eine Intervention erfordern würden, zu selten vor-

kommen, 
als dass eine auf Dauer gestellte formelle Assoziierung möglich und/oder gerechtfertigt wäre 
(Dahl/Tufte 1974: 39ff.) 
 
Je ausschliesslicher sich eine lokale Vereinigung auf politische Aktivitäten (anstatt z.B. auf 
die Erfüllung individueller Mitgliederbedürfnisse) abstützt, desto unspezifischer müssen ihre 
Ziele und desto vielseitiger ihre Tätigkeiten sein, damit sie eine ausreichende Mitgliederbasis 
und ein hinreichend kontinuierliches Betätigungsfeld findet (vgl. Vidich & Bensman 1968: 
285). 

Vielerlei Faktoren tragen deshalb dazu bei, dass die Kompetitivität der Parteien um politische 
Mandate mit wachsender Einwohnerzahl der Gemeinde stark zunimmt: auch wenn es sich 
immer wieder als schwierig erwiesen hat, den kausalen Einfluss der Grösse von damit eng 
korrelierenden Variablen (z. B. Urbanität) zu isolieren (Dahl/Tufte 1973: 95; Paterson & Car-
deira 1984). 

1) Die Heterogenität der Bevölkerung (und damit auch die Vielfalt der Interessen) wächst an, 
und immer mehr Gruppen überschreiten jenes quantitative Niveau, das für die kollektive poli-
tische Artikulation und zur Ausbildung einer eigenen formalen Organisation (bzw. Partei) er-
forderlich ist (Clark 1967; Rae/Taylor 1970). 

2) Es wird wahrscheinlicher, dass anstelle einer kohärenten "Dorfelite" eine Mehrzahl unter-
einander konkurrierender Elitefaktionen besteht, von denen jede durch Gründung eigener 
Parteien (bzw. anderer Interessengruppen) versucht, in der politischen Öffentlichkeit mög-
lichst viel Unterstützung (und bei den Wahlen einen möglichst hohen Machtanteil) zu errin-
gen (Clark 1967). 

3) Während in kleinen Gemeinden Konflikte oft vermieden werden, da sie sich leicht auf das 
Gesamtsystem ausbreiten und innerhalb der Dorfgemeinschaft unerwünschte persönliche 
Ressentiments und Feindseligkeiten erzeugen (Vidich/Bensman 1968: passim; Dahl/Tufte 
1973: 93f.), sind politische Auseinandersetzungen in grösseren Kommunen leichter tolerier-
bar, da sie auf einzelne Bereiche eingegrenzt bleiben und die Konfliktparteien in eher locke-
ren und sachspezifischen (statt emotional-diffusen) Beziehungen zueinander stehen. Über-
dies sind eher unbeteiligte "third parties" verfügbar, die im Falle, dass ein Konflikt eskaliert, 
moderierend eingreifen können. So kann man feststellen, dass Wahlkämpfe in grösseren 
Gemeinden regelmässige, allseits erwartete und erwünschte Normalereignisse darstellen, in 
kleineren Gemeinden aber oft nur in Ausnahmesituationen vorkommen, die durch besonders 
hohe politische Spannungen und Unzufriedenheiten gekennzeichnet sind (Black 1974). Ent-
sprechend ist auch das Niveau politischer Partizipation in kleineren Gemeinden erheblich 
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enger als in grösseren Städten mit dem Ausmass der Parteienkonkurrenz verknüpft (Black 
1974). 

4) Allein aufgrund ihrer Mitgliederzahl, Finanzmittel und organisatorischen Differenziertheit 
sind Parteien grösserer Gemeinden besser in der Lage, auch relativ umfangreiche und 
kostspielige Aktivitäten (wie z. B. Flugblattaktionen, Inseratekampagnen u.a.) durchzuführen, 
wie sie im Rahmen eines kompetitiven Wahlkampfs notwendig sind. Zudem werden sie auch 
eher über einen hinreichen Pool von Kandidaten verfügen, um nicht nur die ihnen zustehen-
den Mandate zu besetzen, sondern auch anderen Parteien Sitze streitig zu machen. 
 

1.3 Funktionen und Folgewirkungen der Parteien in der kom-
munalen Demokratie 

Im Sinne Max Webers sind politische Parteien auf Dauer gestellte Gruppierungen, die in frei-
er Werbung um Mitglieder und Stimmen um politische Macht in einem organisierten Ge-
meinwesen konkurrieren (Weber 1972). Gegenüber Interessengruppen profilieren sie sich 
dadurch, dass sie nicht durch Druck auf bestehende Amtsträger, sondern durch direkten 
Einsitz in formale Ämter Zugang zu politischer Macht gewinnen wollen, und dass sie – an-
statt sich auf spezifische Themen einzuschränken – in umfassender Weise für das ganze 
Spektrum politischer Sachfragen zuständig sind. Das vorliegende Projekt gewinnt seine the-
oretischen Leitorientierungen aus der in vielfältigen Forschungen bestätigten Einsicht, dass 
politische Parteien für die Gesellschaft insgesamt und für das politische System im besonde-
ren zahlreiche relevante Funktionen erfüllen, so dass bei ihrem Wegfall charakteristische 
funktionale Defizite auftreten, die zumindest partiell von anderen (politischen oder primär 
nichtpolitischen) Instanzen kompensiert werden können. Erhellend sind in diesem Zusam-
menhang vor allem komparative Forschungen aus nordamerikanischen Städten, in denen 
zum Teil eine stark parteigebundene Politik betrieben wird, teilweise aber auch bei beachtli-
cher Grösse eine eher technokratisch orientierte „nonpartisan politics“ überwiegt (vgl. z.B. 
Kevenhörster 1979). 
 
Auf generellster Ebene besteht die Funktion der Parteien darin, die im komplexen Betrieb der 
modernen Demokratie stattfindenden politischen Prozesse auf eine stärker kollektivierte, 
strukturierte, normierte und professionalisierte Basis zu stellen und damit die institutionelle 
Ordnung „Politik“ gegenüber den anderen Institutionen wie auch gegenüber dem subinstituti-
onellen gesellschaftlichen Umfeld stärker auszudifferenzieren.  
Dementsprechend ist das Erodieren oder Verschwinden politischer Parteien immer mit Ent-
strukturierungen und Entdifferenzierungen verbunden, die beispielsweise in einer Reperso-
nalisierung der Politik, einem erneuten Vordringen von Eliten mit nicht-politischer Basis (z. B. 
Privatunternehmer oder Honoratioren) oder einer verstärkten politischen Einflussnahme pri-
vater Vereine und Verbände sichtbar werden. 
 

1. Erleichterte politische Orientierung  

Politische Parteien vereinfachen für die Bürger(innnen) die politische Landschaft, indem sie 
die Vielfalt einzelner Personen und Interessengruppen zu wenigen stabilen Hauptkräften 
aggregieren, die sich im öffentlichen Raume sichtbar profilieren und beispielsweise die indi-
viduelle Wahlentscheidung durch Vorgabe von Parteilisten simplifizieren.  
 
“If a party takes a position on an issue or nominates a candidate, citizens have a reasonable 
expectation that the issue position is consonant with the party's philosophy and that the can-
didate shares the party's general perspective. Thus, the single bit of information that a party 
has nominated a candidate facilitates rational voting behavior. Absent the cues for evaluating 
political objects that parties provide, the citizens are relatively disadvantaged in their efforts 
to act rationally to advance the general values that they view as being in the public interest, 
as well as to act in their own self-interest.” (Sherrill 1998) 
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Politische Parteien erleichtern es vor allem den politisch wenig Interessierten, sich die zur 
Wahlentscheidung nötigen Informationen zu beschaffen: indem sie sich als klare ideologi-
sche Alternativen präsentieren. Wenn Parteien fehlen, müssen Informationen über konkrete 
Einzelpersonen beschafft werden, die viel weniger leicht zugänglich sind: so dass breite 
Wählerschichten de facto ausgeschlossen werden. 
 
“Most social scientists addressing political partisanship and elections contend that the ab-
sence of the party label in local elections works to the advantage of the higher-income, high-
er-status class in a community. It is argued that less educated, poorer, and lower-status vot-
ers are disadvantaged by nonpartisan elections because they are less likely than other 
members of the community to be associated with the groups that function as alternative 
sources of information and voting cues. As a result, the upper-class...of the community may 
exert a disproportionately high impact on political outcomes.”( Straayer, Winkle, and Polinard 
1994). 
 
Am ehesten wäre parteilose Politik deshalb in kleinen Gemeinden mit politisch hoch aktiven 
und interessierten Bürgern denkbar, die hinreichend motiviert sind, sich auf eigene Faust die 
zur Wahl nötigen Basisinformationen zu beschaffen.  

 
Generell ist anzunehmen, dass bei Abwesenheit von Parteien insgesamt eine niedrigere 
Wahlbeteiligung vorherrscht, weil es zahlreichen Bürgern zu stark erschwert wird, sich die für 
ihre Wahlentscheidung erforderlichen Informationen zu beschaffen. 
“When elections are nonpartisan, voter turnout declines, and it is more difficult for the voters 
to keep track of the candidates or identify the candidates' policy positions. (Straayer, Winke 
and Polinard 1994).“ 

 
2. Politische Aggregation und Konfliktbewältigung 

Politische Parteien sorgen für die Erarbeitung konsensfähiger, integrierter Standpunkte auf 
der Basis divergierender, konfliktiver Partikulärmeinungen, wie sie von verschiedenen Per-
sonen, Gruppen, Vereinigungen oder korporativen Akteuren in der Gemeinde vertreten wer-
den. Meinungskonflikte, die andernfalls öffentlich ausgetragen werden müssten, werden in-
nerhalb von Parteien „kleingearbeitet“, indem Kompromisse zwischen verschiedenen partei-
internen Faktionen oder Flügeln ausgehandelt werden. 
Diese Funktion des Ausgleichs und der Synthese von Interessen ist in der schweizerischen 
Konkordanzdemokratie, wo selbst unter Majoritätswahlrecht ein "freiwilliger Parteienproporz" 
eingehalten wird, besonders wichtig, weil die Exekutivvertreter leichter einen das gesamte 
Gemeinwesen umfassenden Konsens erreichen können, wenn sie sich auf bereits relativ 
breit getragene Parteistandpunkte abstützen können. 
Parteien sind die hauptsächlichen Anlaufstellen für Interessengruppen und andere wichtige 
Akteure, die in systematischer Weise Einfluss auf die Politik nehmen wollen. Dank der Exis-
tenz von Parteien ist es ihnen möglich, ihr Lobbying auf wenige spezifische Machtzentren zu 
fokussieren, anstatt es auf viele einzelne Amtsträger zu verzetteln. 
Wenn Parteien fehlen, ist damit zu rechnen, dass viele Lobby-Interventionen über die einzel-
nen Amtsträger laufen – die dann je nach ihren persönlichen Sensibilitäten und Präferenzen 
sehr unterschiedlich darauf reagieren. Dementsprechend pflegen solche Einflussversuche 
weniger planmässig, punktueller und vor allem: intransparent zu verlaufen. Von parteiunge-
bundenen Einzelpersonen kann man viel weniger als von Parteivertretern wissen, für welche 
Interessen sie sich engagieren und unter welchem Druck seitens verschiedener Interessen-
organisationen sie stehen. Sie stehen den Pressionen dieser Gruppen ungeschützter ge-
genüber und haben wohl auch weniger Mittel, um sich gegen Einflussversuchen (bzw. gar 
„Bestechungen“) aller Art zu wehren. Anstatt dass sie eine Parteiposition zu vertreten, in der 
verschiedene Interessen bereits zu einer Synthese gebracht sind, werden Parteilose eher 
einseitige, nicht auf breite Kompromissfähigkeit getrimmte Standpunkte artikulieren. 
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Sicher sind kleine Gemeinden weniger auf diese aggregative Funktion der Parteien ange-
wiesen. insofern in ihnen 
- nur wenige oder gar keine Interessengruppen existieren, die mit ihren Divergenzen und 

Konflikten den politischen Zusammenhalt bedrohen; 
-  eine erhöhte Reichweite rein informeller Verständigung besteht; 
- offenen Konflikten eher ausgewichen wird, da sie den Gesamtzusammenhalt der Gemeinde 

unterminieren (Black 1974). 

 
3. Verstetigung und "Programmatisierung" der Politik 

Parteien sind darauf angelegt, dauerhafte und polyvalente politische Organisationen zu sein, 
die im Gegensatz zu Interessenverbänden oder Bewegungsorganisation ihre Existenz nicht 
an bestimmte „Issues“ gebunden haben, sondern offen dafür sind, sich mit verschiedensten 
sachpolitische Anliegen befassen. In den Worten von Sherrill (1998) sind sie „agents of con-
tinuity and stability in the political system.” 
 
Eine ihrer wichtigsten Aufgaben besteht darin, konkreter politische Entscheidungsfragen in 
umfassendere gesellschaftspolitische Konzepte und Ideologien einzubinden und aktuelle 
Einzelfragen mit längerfristigen Perspektiven und Strategien zu verknüpfen.7 
Deshalb müssen sie ihre Identität auf einer relativ abstrakten, von konkreten Einzelfragen 
abgehobener Ebene festmachen: z. B. indem sie eine bestimmte Gesinnung, Ideologie oder 
Weltanschauung vertreten, die im beliebigen Wechsel konkreter sachpolitischer Themen 
invariant bleiben kann. Damit sind sie optimal geeignet, langfristige politische Strategien zu 
unterstützen, wie sich etwa  in den Regierungsprogrammen gewählter Mehrheitsregierungen 
niederschlagen. Dies ist am stärksten auf der nationalen Politikebene der Fall, weil dort ein 
hinreichender (in den EU-Staaten allerdings durch supranationale Integration verringerter) 
Kompetenzspielraum für die Implementierung solcher Strategien besteht. 
Mit ihren expliziten Wertorientierungen, Programmen und Sachpositionen tragen Parteien 
dazu bei, die in einem Gemeinwesen herrschenden ideologischen Kräfteverhältnisse (z. B. in 
Termini von Links-Rechts) auf eine klar erkennbare und stabile Basis zu stellen. Indem sie 
explizite, verbindliche Zielsetzungen, Programme und sachpolitische Positionen formulieren, 
erleichtern sie es ihren Vertretern in der Exekutive, strukturierte, stabile Politiklinien zu ver-
folgen und in voraussehbarer Weise Pläne und Leitbilder zu realisieren, die auch bei hoher 
Mitgliederfluktuation beibehalten werden. Mit ihrer expliziten Ideologie und Programmatik 
sorgen die Parteien für Kandidaten, die relativ konsistente Meinungsprofile vertreten und sich 
z. B. auf der Links-Rechts-Dimension klar voneinander unterscheiden. Bei Kandidaten ohne 
Parteibindung ist demgegenüber eher mit inkonsistent gemischten Positionsprofilen zu rech-
nen, bzw. mit der Meinung, dass es sich bei kommunalen Fragen um unpolitische, techno-
kratisch zu lösende Angelegenheiten handle. 
Wenn Parteilose die Regie übernehmen, werden die ideologischen Kräfteverhältnisse 
intransparent und variabel (und die politischen Entscheidungen entsprechend unvorherseh-
barer), weil sie von den persönlichen Gesinnungen der Amtsinhaber (sowie den von sie un-
terstützenden Wählerklienten und Organisationen, denen sie ihre Wahl verdanken) abhängig 
werden. (Kevenhörster 1979: 310). 
Ohne Parteien wird es zudem unwahrscheinlicher, dass die Exekutivmitglieder komplexere 
und längerfristige politische Strategien verfolgen, weil keine von den  momentanen Amtsträ-
gern unabhängige dauerhafte Organisation vorhanden ist, die die Kontinuität dieser Politik 
garantiert (Key 1949: 307). 
 

                                                
7
 Auf kommunaler Ebene hingegen finden Bemühungen um Ideologisirung und Programmatisierung 

der Politik insofern relativ enge Grenzen, als sich das kommunalpolitische Interesse der Bürger primär 
um partikuläre Einzelprobleme, wie sie in im unmittelbaren sinnlich wahrnehmbaren Lebensraum auf-
treten, kristallisiert. 
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„….promoting programs of sustained interest to most voters is more difficult because a stable 
source of power and support for the consideration and execution of programs is lacking. In 
contrast, the party institution attracts a solid core of leaders who are identified with known 
policy orientations, who enjoy a stable following of voters and who acquire a sense of joint 
responsibility for the conduct of government. (Kantor 1974: 5). 
 
Vor allem in den Städten führt die Abwesenheit von Parteien leicht zu einem Verlust an poli-
tischer Steuerbarkeit, weil sich die politische Macht unübersichtlich auf eine Vielfalt von Ver-
bänden und Verwaltungsstellen verteilt. 
 
“The destruction of the party foundation of the mayorality cleaned up many cities but also 
destroyed the bases for sustained, central, popularly based action.... The modern city is now 
well-run but ungoverned because it now comprises islands of functional power before which 
the modern mayor stands impoverished.” (Lowi 1968: 18). 
 
Wenn eine Partei mehrere Mandate besetzt, sind die Mandatsträger normalerweise gehalten 
(und auch motiviert), zusammenzuarbeiten, um den Anliegen der Partei Geltung zu verschaf-
fen. Parteilose agieren demgegenüber eher als „Einzelmasken“, die nur an ihrer persönli-
chen Reputation interessiert sind (vor allem wenn sie wiedergewählt werden wollen) (Sherrill 
1998). 
Allerdings ist der Grad an Programmatisierung vor allem dann sehr hoch, wenn Parteien al-
lein regieren und deshalb die volle kollektive Verantwortung für die Resultate ihrer Politik 
tragen müssen (Sherrill 1998). In der Schweiz mit ihren konkordanzdemokratischen Kollegi-
albehörden war es schon immer schwierig, politische Entscheidungen und ihre Wirkungen 
irgendwelchen einzelnen Parteien zuzurechnen, weil sie von allen zusammen getroffen wor-
den sind (Geser 2011). Deshalb sind die Veränderungen, die aus einem Überwechseln zur 
Parteilosigkeit entstehen, möglicherweise nicht besonders gross. 

 
4. Erzeugung politischer Autorität, Führerschaft und Legitimation 

Als Parteivertreter können sich Exekutivmitglieder ohne Weiteres auf eine vorgängig von der 
Partei erarbeitete, kollektive Legitimations- und Autoritätsbasis abstützen, in der sich die 
breite Abstützung der Partei in der Wählerschaft sowie auch die vielleicht noch breitere Ak-
zeptanz der von ihr vertretenen Werthaltungen in der Gesamtgesellschaft widerspiegelt. 
Wann immer sie sich an die Öffentlichkeit wenden, können sie sicher sein, als Exponent der-
art ernstzunehmender politischer Kräfte jederzeit Zugang zu den Medien zu erlangen und bei 
einem breiteren Publikum Gehör zu finden. Und wenn sie in Abstimmungskämpfen oder vor 
der Gemeindeversammlung ihre Standpunkte vertreten, werden diese automatisch als kol-
lektiv getragene Meinungspositionen wahrgenommen, die allein aufgrund der Organisation, 
die dahintersteht, Beachtung oder sogar Zustimmung verdienen. 
Ebenso wird ein aus Parteivertretern zusammengesetztes kommunales Exekutivgremium für 
seine Beschlüsse hohe Akzeptanz finden können, insofern diese als zwischenparteilich ab-
gestützte Entscheidungen gelten. 
Zwar hat bereits seit langem ein Erosionsprozess parteilicher Führungsautorität stattgefun-
den, der beispielsweise darin zum Ausdruck kommt, dass Parteiparolen bei Abstimmungen 
keine grosse Beachtung mehr finden. Dennoch müssen parteilose Mandatsträger auch heute 
noch damit rechnen, dass sie sich weniger als Parteigebundene auf derart vorgegebene kol-
lektive Legitimationsgrundlagen abstützen können: so dass es stärker von ihren persönlichen 
(z. B. charismatischen) Eigenschaften abhängt, welche öffentliche Resonanz und Zustim-
mung ihre Meinungsäusserungen und Entscheidungen in der kommunalen Öffentlichkeit 
finden. 

 
5. Politische Kontrolle und Zurechnung politischer Verantwortlichkeiten 

Parteigebundene Politiker bleiben während ihrer Amtsausübung normalerweise in gewisse 
Kontrollstrukturen der Partei (bzw. ihrer Parlamentsfraktion) eingebunden. Denn erstens sind 
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die Parteien meist selber daran interessiert, ihre Mandatsträger als Vehikel zur Realisierung 
ihre Ziele und Programme zu nutzen, und zweitens können sie nicht die politische Öffentlich-
keit ignorieren, die die Neigung hat, die Partei als Ganzes für das Handeln ihrer Repräsen-
tanten verantwortlich zu machen. 
Wie V. O. Key in seiner Pionierstudie über nichtparteiliche Politik in den amerikanischen 
Südstaaten dargelegt hat, führt das das Fehlen von Parteibindungen deshalb dazu, dass die 
Bürger nicht mehr die kollektiven Kräfte identifizieren können, die für bestimmte politische 
Entscheidungen und Strategien verantwortlich sind. Vor allem wird nicht mehr klar, welche 
Gruppierungen sind momentan „innerhalb“ bzw. „ausserhalb“ der Regierung befinden. Für 
die parteilosen Mandatsträger kann dies bedeuten, dass sie risikoreicher oder gar „verant-
wortungsloser“ handeln können, weil ausser ihnen als Einzelperson niemand da ist, der für 
allfällige negative Folgen geradezustehen hat (und deshalb interessiert ist, diese nicht eintre-
ten zu lassen (Key 1949; Geser 2011). Diese Zurechnungsfunktion politischer Parteien ist in 
der Schweiz allerdings dadurch eingeschränkt, dass Exekutiven (auf allen Ebenen) in der 
Regel kollegiale Multiparteigremien sind, die breit getragene – und deshalb an keine Einzel-
partei zurechenbare – Kompromisslösungen beschliessen. Immerhin führt der Trend zur Par-
teilosigkeit zumindest in jenen Gemeinden zu einem Verlust an Zurechenbarkeit, die bisher 
von einer einzelnen Gruppierung mit absoluter Mehrheit (in katholischen Gegenden meist 
der CVP) regiert worden sind. 

 
6. Beitrag zur politischen Information, Diskussion und Willensbildung 

Mit Hilfe von Orientierungsversammlungen, Standaktionen, Werbebroschüren, Flugblattdist-
ributionen oder Medienkampagnen tragen politische Parteien dazu bei, die Stimmbevölke-
rungen der Gemeinden besser über die Kommunalpolitik zu informieren und ein breiteres 
und vertiefteres öffentliches Interesse über lokale politische Strukturen und Entwicklungen zu 
generieren; „Begrüssungsabende“ dienen dazu, Neuzugezogenen die Kontaktnahme mit 
lokaler Politik und die Bekanntschaft mit lokalen Behördemitgliedern zu erleichtern; Diskussi-
onsveranstaltungen (z. B. im Vorfeld von Gemeindeversammlungen) eröffnen Möglichkeiten 
des kontroversen Meinungsaustausches, und schriftliche Beiträge in örtlichen Zeitungen die-
nen dazu, politische Argumentationszusammenhänge transparenter und allgemeinverständ-
licher zu präsentieren. 
Natürlich betätigen sich Parteien über diesen informationellen „Service Public“ hinaus typi-
scherweise als Agenten der politischen Mobilisierung, insofern sie für ihre Standpunkte wer-
ben und gegen politische Kontrahenten polemisch agitieren. Insgesamt leisten sie durch all 
dies einen Beitrag, um kommunalpolitische Vorgänge stärker ins Aufmerksamkeitszentrum 
zu rücken und möglicherweise das generelle Niveau des politischen Interesses und der poli-
tischen Partizipation (z. B. an Abstimmungen oder in Gemeindeversammlungen) etwas zu 
erhöhen (vgl. z.B. Powell 1981). 
Parteilose (bzw. in Gemeinden ohne Ortsparteien amtierende) Exekutivmitglieder werden 
sich deshalb (ceteris paribus) einem tendenziell lethargischeren kommunalpolitischen Feld 
gegenübersehen, in der die Bevölkerung weniger politische Interessen und Teilnahmebereit-
schaften zeigt – wenn nicht andere lokale Vereinigungen, lokale Medien (bzw. die Behörde-
mitglieder selber) für eine Kompensation der fehlenden Parteiaktivitäten sorgen. 
Der mit der Erosion der Lokalparteien verbundene Verlust an politischer Mobilisierung und 
Orientierung mag bewirken, dass die Beteiligungsraten der Stimmbürger(innen) sinken, bzw. 
stärker vom subjektiven politischen Interessen einerseits und der politischen Mobilisierungs- 
und Orientierungsaktivitäten nichtpolitischer Instanzen (z.B. Vereine oder Verbände u. a.) 
andererseits abhängig werden. Bei parteilosen Mandatsträgern wird es überdies umso wich-
tiger, ob sie selber aufgrund ihrer vorpolitischen Biographie und langen Ortsansässigkeit 
über ein klares Profil und ein hohes Mobilisierungspotential verfügen. 

 
7. „Agenda Setting“: Initiierung politischer Themen und Vorlagen 

Mit ihrem organisatorischen Apparat und ihren Medienbeziehungen sind politische Parteien 
besonders dazu disponiert, neue Themen und Sachfragen in die öffentliche politische Dis-
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kussion einzubringen. Vor allem in kleineren Kommunen, wo artikulationsfähige Vereine und 
Verbände fehlen, sind oft nur die Ortsparteien in der Lage, derartige Vorstösse als detailliert 
ausgearbeitete Vorlagen einzubringen, so dass sie ohne weiteres in die Behördearbeit ein-
fliessen können. 
Wenn Parteien keine Repräsentanten mehr in der Exekutive haben, fehlt ihnen der wichtigs-
te Mechanismus, um derartige Vorstösse schnell und verbindlich im Zentrum des politischen 
Systems zur Geltung zu bringen, Sie sind dann – ähnlich Minderheitsparteien ohne Anrecht 
auf Sitze – auf Nebenkanäle angewiesen: auf die Einreichung von Postulaten und Motionen 
im Parlament, oder auf die Ergreifung von Initiativen oder Referenda, die gelegentlich zur 
Volksabstimmung gelangen. 
Aber da die Sitzverluste meist mit einer generellen Erosion der Partei (d.h. einer Reduktion 
ihrer Anhängerbasis und organisatorischen Aktivitäten) einhergehen, wird sich der Schwer-
punkt das Agenda Setting generell von den Parteien auf Akteure mit spezialisierteren Inte-
ressen und Zielsetzungen verschieben: zum Beispiel auf kurzlebige monothematische Grup-
pen, die nur im Hinblick auf eine ganz spezifische Problemlage hin entstehen: 
 
„Allein im Bezirk Meilen engagiert sich zurzeit mindestens ein Dutzend Interessengruppen für 
oder wider Dinge von mehr oder minderem Belang: In die Spalten der Regionalzeitung 
schafften es dieses Jahr unter anderem ein Komitee gegen eine Mobilfunkantenne in der 
Uetiker Kirche, eine Nachbarschaftsgruppe gegen neue Parkplätze in Männedorf, ein Quar-
tierverein, der sich vehement gegen Notwohnungen für Asylsuchende und Sozialhilfeemp-
fänger in Stäfa zur Wehr setzte, sowie eine Interessengruppe, die die Schliessung des 
Schulhäuschens Uetzikon in Hombrechtikon verhindern will. Projekte wie der geplante Golf-
platz in Meilen, die Auszonung einer Bauzone in Küsnacht oder der Verkauf der Kittenmühle 
in Herrliberg führten zur Gründung oder Wiederbelebung weiterer Gruppierungen. Parallel 
dazu engagieren sich Interessenvertretungen für Tempo-30-Zonen sowie gegen Südanflüge, 
Überbauungen und die Schliessung von Kinderkrippen.“ (Neuhaus 2003). 
 
Auch die parteilosen Exekutivmitglieder mögen weiterhin Initiativtätigkeiten entfalten, aber 
diese werden jetzt stärker von ihren subjektiven Motivationen und Profilierungsbedürfnissen 
(z. B. im Hinblick auf die nächsten Wahlen) als von den Interessen überpersönlicher Grup-
pierungen abhängig sein. 

 
8. Mobilisierung und Motivierung von Kandidaten 

Da sich vor allem in kleineren Gemeinwesen oft zu wenig Kandidaten freiwillig für ein neben-
berufliches Exekutivamt bewerben, braucht es intermediäre Instanzen, die geeignet schei-
nende Bürger(innen) gezielt ansprechen, oder die gar einen gewissen sozialen Druck aus-
üben können, um sie zur Annahme eines solchen Mandats (bzw. zu dessen Weiterführung, 
wenn sie vielleicht lieber zurücktreten möchten) zu motivieren. Politische Parteigruppierun-
gen können in jedem Falle sehr verbindlich auch ihre formellen Mitglieder zugehen, um sie 
„im Dienste der Partei“ (bzw. der „Allgemeinheit“) entweder selber zu einer Mandatsüber-
nahme zu bewegen, oder sie aufzufordern, aus ihrem bekannten- und Freundeskreis geeig-
nete (wenn auch vielleicht nicht parteigebundene) Kandidaten zu mobilisieren. Wenn Partei-
en erodieren oder ganz verschwinden, stellt sich die Frage, wer sonst diese zur Aufrechter-
haltung des politischen Apparats unerlässliche Aufgabe erfüllen soll: ob vielleicht Vereine 
oder wiedererstehende informelle Honoratiorenzirkel das entstandene Vakuum füllen, oder 
ob das bestehende Gremium bei Rücktritten vielleicht aus eigener Initiative neue Mitglieder 
ko-optiert.  

 
9. Implementierung genuin politischer Rekrutierungskriterien 

Politische Parteien gewährleisten eine Kandidatenauslese auf der Grundlage politisch-
ideologischer Gesinnungen, politischer Beziehungsnetze und politischer Ambitionen. Sie 
bevorzugen und fördern Kandidaten mit relativ stabiler und thematisch breit gefächerter, ge-
nuin politischer Motivation. Dadurch bilden sie die Entstehungsgrundlage für eine eigentliche 
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„politische“ Elite, die sich z.B. von wirtschaftlichen oder kulturellen Eliten durch ausgeprägt 
politische Werthaltungen, Zielsetzungen und Verhaltensstile differenziert. 
Ein Zurücktreten des Parteieinflusses bewirkt, dass sich die Selektion auf nichtpolitische Kri-
terien verschiebt (z.B. auf berufliche Sachqualifikationen, Reputation und Popularität in der 
Gemeinde, Zugehörigkeit zu informellen Netzwerken, Unterstützung durch örtliche Vereine 
oder einflussreiche Personengruppen). Der Zugang zur politischen Elite wird wieder stärker 
von einflussreichen Wirtschaftskreisen, Honoratiorengruppen u. a. bestimmt, und der politi-
sche Prozess wird in höherem Masse von administrativen Beamten kontrolliert (Ranney 
1962: 129), bzw. vom bestehenden Exekutivgremium, das sich im Falle von Rücktritten 
durch „Ko-option“ eigenmächtig komplettiert. Evidenterweise ist damit zu rechnen, dass in 
Kleingemeinden das entstehende Vakuum eher von informellen Netzwerken aufgefüllt wird, 
während in grösseren Gemeinden eher formalisierte Vereine und Verbände in den Vorder-
grund treten.  
Generell führt die Selektionswirkung der Parteien dazu, dass nur ein recht enges Feld mögli-
cher Kandidaten zur Verfügung steht, insofern Personen, die sich nicht zu den bestehenden 
Parteien hingezogen fühlen (bzw. aus anderen Gründen nicht geneigt oder in der Lage sind, 
in solchen Parteien tätig zu werden), keine Wahlchancen besitzen. Der Umfang dieses Ex-
klusionseffekts wird aus den neueren Ergebnissen des „European Social Survey“ deutlich, 
wo sich zeigt, dass sich nur ca. 50% aller Stimmbürger(innen) überhaupt irgendeiner politi-
schen Partei „nahe“ fühlen, und nur ca. 7% formell einer Partei angehören.8 
Deshalb kann der Abschied von politischen Parteien vom Streben geleitet sein, breite zu-
sätzliche Kreise von Kandidaten zu erschliessen, die fehlendes politisches Engagement viel-
leicht mit um so höheren Fachqualifikationen, Führungstalent oder charismatischer Ausstrah-
lung kompensieren.  
So mögen parteilose Exekutivmitglieder in kleineren Gemeinden deshalb besonders verbrei-
tet sein, weil 
- viele Bürger(innen) in den wenigen dort bestehenden Parteien keine politische Heimat 

finden 
- in Exekutivrollen nicht primär politische Gesinnungen, sondern Spezialqualifikationen (z. B 

technischer oder finanzieller Art) gefordert werden, für die in grösseren Gemeinden 
hinreichend Fachbeamte zur Verfügung stehen. 

 

10. Führen von Wahlkampagnen 

Parteilose können im Wahlkampf nicht auf die Ressourcen und Aktivitäten politischer Partei-
en zählen, so dass sie stärker auf eigene Mittel, bzw. auf Unterstützung von informellen Eli-
tenetzwerken, Unternehmen, Medien und anderen lokalen Organisationen verwiesen sind 
(Kevenhörster 1979: 304f.). Je grösser die Gemeinde und je kompetitiver die Wahlkämpfe, 
desto umfangreicher müssen diese Mittel sein, desto aufwendiger wird es für parteiunabhän-
gige Kandidaten, diese Unterstützung zu beschaffen, und desto mehr wächst vor allem den 
organisierten Akteuren hohe Bedeutung zu (vgl. z. B. Black 1974). Von den Kandidaten wer-
den organisatorische Fähigkeiten erwartet, die vor allem von Amateurpolitikern kaum er-
bracht werden können (Katz 1997: 41). 

11. Politische Sozialisation 

Der Beitritt zu einer politischen Partei bedeutet immer auch den Eintritt in einen Kontext viel-
fältiger politischer Sozialisation. In parteiinternen Versammlungen, Veranstaltungen, Arbeits-
gruppen, Vorstandsgremien und Delegiertenkonferenzen können Neueintretende von erfah-

                                                
8
 Eigene Berechnung auf der Basis des ESS 04 (2006-2008). Die Werte bezüglich der Nähe zu Par-

teien sind ungefähr vergleichbar mit denjenigen in Deutschland, Belgien, England und Spanien, aber 
sie kontrastieren stark mit den Skandinavischen Ländern, wo nur ca. 30% keinerlei Parteipräferenzen 
aufrechterhalten. Sehr viel weiter vorne rangiert die Schweiz allerdings beim Prozentanteil der Bevöl-
kerung, die als formelles Mitglied einer Partei angehört. hier kann sie mit ca 7% gut mit den skandina-
vischen Ländern Schritt halten und liegt weit vor England, Deutschland oder Portugal, wo nur ca 3% 
der Bürger(innen) Parteiangehörige sind. 
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reneren Mitglieder lernen, wie man wirkungsvolle Voten formuliert, Protokolle verfasst, Sit-
zungen leitet, in Gremien Kompromissentscheidungen erarbeitet oder mit den Medien erfolg-
reichen Umgang pflegt, wie man für seine Standpunkte innerhalb und ausserhalb der Partei 
Unterstützung sammelt oder wie man selber auf Einflussversuche reagiert. 
Gerade auf Gemeindeniveau, wo Kandidaten nicht von einer noch niedrigeren Politikebene 
her bezogen werden können, sind Parteien wichtige Kontexte primärer politischer Sozialisa-
tion: indem sie politische Fertigkeiten vermitteln, die sich nicht nur für kommunale Behörde-
mandate, sondern auch für darüber hinausgehende überlokale Politikkarrieren als nützlich 
erweisen.  
Im Falle von Parteilosen muss damit gerechnet werden, dass sie ihr Exekutivmandat häufig 
ohne derartige Vorsozialisationen antreten müssen: oder dass sich ihre Erfahrungen auf 
„protopolitische“ Tätigkeiten in Vereinen beschränkt, denen sie immerhin gewisse öffentlich-
keitsrelevante Primärqualifikationen (z. B. Fähigkeiten zur Tagungsorganisation, Sitzungslei-
tung oder Kasseführung) erworben haben. 

 
12. Überlokale Einbindung der Gemeindepolitik 

Als Sektionen der Kantonal- und Bundesparteien sorgen die Ortsparteien dafür, dass überlo-
kale Wertorientierungen, Programme und politische Standpunkte in die Kommunalpolitik ein-
fliessen und die kommunalen Wahlen zumindest teilweise von solch überlokalen Parteient-
wicklungen beeinflusst werden (Kevenhörster 1979: 308). 
Lokale Parteien bieten überdies unterste Eintrittsstellen in politische Karrieren, so dass die 
Motivation zur Übernahme kommunaler Ämter) häufig aus dem Bedürfnis entsteht, sie als 
Mittel für eine weiterführende Laufbahn (z.B. zum Erwerb eines späteren Kantons- oder Na-
tionalratsmandats) zu benutzen. Parteilose sind im Vergleich zu Parteigebundenen wahr-
scheinlich eher kurzfristiger und monothematisch politisch motiviert, und zudem sind sie 
stärker auf die lokale Ebene orientiert, weil sie mit dem Amt keine überlokalen Aspirationen 
verbinden.  
 
Die Erosion der Lokalparteien hat deshalb zur Folge, dass die Gemeindepolitik von überloka-
ler Politik losgekoppelt und statt dessen stärker von intrakommunalen Faktoren beeinflusst 
wird. Insofern Parteilose keinen Ratschlägen oder Weisungen von "oben" unterliegen, haben 
sie grösseren Spielraum, um sich gegenüber Einflüssen "von unten" (z. B. seitens der örtli-
chen Bevölkerung oder Vereine) responsiv zu verhalten. 
Bekanntlich verfolgte die amerikanische „Reformbewegung“ der Stadtpolitik hatte zum expli-
ziten Ziel, die kommunale Politik mittels Nonpartisanship“ von der überlokalen Politik abzu-
koppeln: mit der Begründung, dass lokale Angelegenheiten grundsätzlich „unpolitisch“ seien. 
(vgl. z. B. White 1961: 213ff.). 
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2. Kapitel: Die Marginalisierung der Parteien in der 
Gemeindepolitik: eine qualitative Studie. 

2.1 Einleitung 

Die Rede von der Krise der Parteien ist zum Allgemeinplatz geworden. Seit den 1970er Jah-
ren werden in der westeuropäischen und amerikanischen Forschung Probleme der Parteien 
auf der Ebene des Parteiensystems und der Binnenorganisation erörtert. Einer der am hef-
tigsten diskutierten Punkte betrifft organisationelle Leistungsschwächen wie sinkende Mit-
glieder- oder Sympathisantenzahlen. Dieser negative Trend ist seit einigen Jahren auch für 
die Schweizer Parteien bestätigt worden. Es wurde festgestellt, dass den Lokalparteien in-
nerhalb von nicht einmal 15 Jahren rund 25 Prozent ihres Mitgliederbestandes abhanden 
gekommen ist. Unter diesem Mitgliederschwund leiden vor allem die Lokalparteien, die die 
Basis des nationalen Parteiensystems bilden.  
 
Damit stellt sich die Frage, wie sich diese negative Entwicklung auf das politische System in 
den Gemeinden auswirkt. Gerät es seinerseits in eine kritische Situation? Oder gelingt es in 
den Gemeinden die Mängel der Parteien durch andere Organisationsformen, durch ausser-
parteiliche Gruppierungen zu kompensieren? Oder sind für das Funktionieren der Gemein-
depolitik Parteien oder parteiähnliche Organisationen gar nicht notwendig? Wenn Krisen-
symptome in der Gemeindepolitik vorhanden wären, müssten sie sich vor allem auch in der 
Exekutive, dem wichtigsten und einflussreichsten Gremium der Gemeindepolitik bemerkbar 
machen.  
 
Im folgenden Kapitel wird in einem ersten Abschnitt die Bedeutung der Gemeinde als Le-
bensraum und als politisches System beschrieben. Danach kommt in drei Teilen (2.3 bis 2.5) 
die Meinung der befragten Gemeinderäte über die Bedeutung der Parteien für ihre eigene 
Tätigkeit in der Exekutive, für die Gesamtexekutive und für die Gemeindepolitik im Allgemei-
nen zur Sprache. Und in einem letzten Abschnitt (2.6) werden schliesslich einige Gedanken 
– wieder aus der Sicht der interviewten Gemeinderäte - über die Zukunft der Parteien in der 
Gemeindepolitik vorgelegt.  
 

2.2 Wandlungen der Gemeinde als Lebensraum und als politi-
sches System 

Vor noch nicht allzu langer Zeit waren die Schweizer Gemeinden in bester Verfassung. Nach 
einem Zwischentief gab es in den ausgehenden 1980er Jahren wieder „Anzeichen dafür, 
dass sich die Gemeinde einer neuen Popularität erfreut“ (Ladner 1991. 92). Sie wurde wie-
der vermehrt als wiederentdeckter Lebensraum wahrgenommen, bei dessen Ausgestaltung 
die Bürger direkt partizipieren können und damit die Möglichkeit besitzen, selbstbestimmte 
Vorstellungen der Realitätsbewältigung zu erproben (ebd.).  
 
Im Spannungsverhältnis zwischen politischer und wirtschaftlicher Vernetzung und Globalisie-
rung von Entscheidungszentren und einem wachsenden Bedürfnis nach Heimat mittels einer 
Rückgewinnung dezentraler Handlungsspielräume und sozialer Identifikation (Geser 1996: 
5f.) schienen sich die Schaffung, Erhaltung oder Revitalisierung föderalistischer binnenstaat-
licher Strukturen als günstig zu erweisen (Mayntz 1990). Denn „je mehr technisch-
wirtschaftliche Gründe grössere Regionen notwendig machen, desto mehr braucht der 
Mensch Geborgenheit im überschaubaren Lebensraum“ (Frey 1984: 85). Unter der Losung 
„Think Globally, Act Locally“ ist das Lokale zum komplementären Nennwert der Globalisie-
rung ausgerufen worden.  
 
Dieses ideale Bild des Lokalen ist in der Zwischenzeit etwas rissig geworden. In den Ge-
meinden finden sich Entwicklungen, die auf ernsthafte Probleme hinweisen. So hat in ver-
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schiedenen Bereichen ein Abbau von lokalen Strukturen stattgefunden, der immer noch im 
Gange ist und noch lange nicht abgeschlossen scheint. Als Stichworte dienen hier das Läde-
li- und Beizensterben, die Schliessung vieler unrentabler Poststellen oder oder die Zentrali-
sierung von Banken und Versicherungen, die ihr dezentrales Netz an lokalen Filialen ausge-
dünnt haben.  
 
Im Konsum- und Freizeitbereich hat allgemein eine Verlagerung von Aktivitäten von ländli-
chen Gebieten in die Zentren stattgefunden. Eine Flut von Shopping Centern auf der grünen 
Wiese, aber auch in zentrumsnahen Gebieten hat die Kunden aus den Dörfern vertrieben. In 
den letzten 40 Jahren sind in der Schweiz über 100 Shopping Center entstanden. Viele von 
ihnen wirken weit über ihre Kernfunktionen hinaus und gelten heute als Zentren für Freizeit-
aktivitäten, denn immer häufiger führt der Familienausflug am Wochenende ins Einkaufs-
zentrum.9  
 
Im Eventbereich hat eine Verschiebung zu Grossanlässen in Kernstädten und Zentren zu 
Lasten von Randgebieten stattgefunden. Die gestiegene Mobilität, ausgelöst durch den Aus-
bau des öffentlichen und privaten Verkehrs, erlaubt es Personen jeglichen Alters, jederzeit 
die ständig wachsende Zahl grosser Anlässe in den Zentren zu frequentieren. Nicht von un-
gefähr wird Zürich die grösste Festhütte der Schweiz genannt, weil Scharen von Vergnü-
gungshungrigen am Wochenende die grösste Schweizer Stadt füllen. 
 
Aus demographischer Sicht sind für die Situation der Gemeinden soziokulturelle Unterschie-
de zwischen dem ländlichen Raum und den Kernstädten resp. den zu diesen gehörenden 
Agglomerationsgürteln besonders interessant (vgl. dazu Michael Hermann et al. 2005). Zwar 
ist sowohl in städtischen wie auch in ländlichen Gebieten eine andauernde Urbanisierung der 
Bevölkerung festzustellen, aber diese findet auf unterschiedlichen Niveaus statt. Während 
sich die Kernstädte vor allem in soziokultureller Hinsicht vom ländlichen Raum unterschei-
den, heben sich die Agglomerationen in erster Linie in sozioökonomischer Hinsicht von den 
ländlichen Umgebungen ab.  
 
In den Kernstädten hat sich im Zeichen der Reurbanisierung, der Wiederentdeckung der 
Städte als attraktive Wohngebiete, eine neue urbane Mittelschicht mit hohem sozialem Sta-
tus und vor allem hohen Individualisierungswerten gebildet. Die Bevölkerung in den Agglo-
merationsgemeinden weist etwas tiefere Individualisierungswerte, dafür höhere Werte im 
sozialen Status als die Bewohner der Städte auf. Für die Situation der Gemeinden ist der 
relativ tiefe soziale Status der Landbevölkerung besonders folgenreich. Denn durch die lau-
fende Abwanderung gut ausgebildeter Menschen ist die Absenz einer breiten Oberschicht für 
die meisten Landgemeinden typisch (Hermann et al. 2005: 53).  
 
Diese schwache Ausbildung einer Oberschicht resp. ihre Ausdünnung durch Abwanderung 
in vielen ländlichen Gemeinden - die den Grossteil der Schweizer Gemeinden ausmachen – 
ist ein wichtiger Grund für die grossen Probleme dieser Gemeinden bei der Rekrutierung von 
Kandidaten für die Exekutivämter. Allerdings ist es nicht so, dass diese gut ausgebildeten 
Wanderer für ein Überangebot an Kandidaten in den städtischen Gemeinden sorgen. Denn 
dieser sehr mobile Teil der Gesellschaft konzentriert sich mehrheitlich auf die Erreichung 
individueller Ziele und ist für die Belange der politischen Gemeinde nicht sehr empfänglich, 
so dass sich die Auswahl in den städtischen Gemeinden oft auf die alteingesessenen Bevöl-
kerungssegmente konzentriert.  
 
Ein weiterer Störfaktor ist die Abwendung grosser Teile der Wirtschaft von der Politik im All-
gemeinen und von der Gemeindepolitik im Besonderen. Einerseits hat die Internationalisie-
rung der Schweizer Wirtschaft in den letzten zehn Jahren markant zugenommen. „Damals 
waren die Chefs der grossen Konzerne Schweizer – und Patrioten. Heute sitzen in den 
Boards und CEO-Büros auch viele Ausländer, welche die Schweiz zwar schätzen, aber doch 

                                                
9
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wenig Bezug zur schweizerischen Politik und Gesellschaft haben. Auch in der KMU-Welt gibt 
es diese Entwicklung.“10 Zum anderen hat die Aufhebung von wirtschaftlichen Schranken 
und Grenzen zu einer Verringerung der Betriebe geführt, die hauptsächlich in einem lokalen 
oder regionalen Markt tätig sind. Die meisten Firmen haben sich aus der lokalen Umklamme-
rung gelöst und sind oft auch international tätig. Damit hat die lokale Politik für sie höchstens 
noch marginalen Charakter, und die Freistellung von Angestellten für Behördenämter wird 
von den Chefetagen meistens nicht gefördert (wenn nicht sogar entmutigt oder untersagt).  
 
Schliesslich verstärken auch Veränderungen der gesellschaftlichen Wertekultur den Druck 
auf die Gemeinden. Klages (1999) hat festgestellt, dass sich der Wandel zentraler Werte 
nachhaltig auf die sozialen Grundeinstellungen und Verhaltensbereitschaften der Menschen 
auswirkt. Bei Betrachtung der Veränderungen des politischen Interesses der Bevölkerung, 
zeigt sich einerseits ein verstärktes Bedürfnis nach Autonomie und mehr Mitentscheidungs-
rechten, andererseits aber auch eine abnehmende Bereitschaft zur Übernahme von Rollen-
pflichten und zur Akzeptanz von formalen Autoritätsansprüchen (Klages 1999: 5). Insgesamt 
hat das politische Interesse nicht, wie häufig vermutet, abgenommen, sondern im Gegenteil 
eher zugenommen. Nur haben sich die Art und die Felder des politischen Engagements den 
veränderten Lebensformen angepasst.  
 
Für das kommunale politische System ergeben sich durch diese Veränderungen einschnei-
dende Konsequenzen. Die Bewohner nehmen zur Exekutive oder einzelnen Exekutivmitglie-
dern prinzipiell eine kritischere Haltung ein und sind auch schneller und häufiger gewillt, für 
sie missliebige Entscheide anzufechten. Kommunales Regieren wird damit schwieriger und 
aufwendiger, Entscheide können nicht mehr alleine mit dem Autoritätsprinzip durchgedrückt 
werden, sondern wichtiger ist häufig das Gewicht guter Argumente, aber nicht selten können 
Projekte oder Pläne durch Einzelinteressen blockiert oder zu Fall gebracht werden.  
 
Dazu erklärt die abnehmende Bereitschaft zur Übernahme von Pflichtaufgaben zu einem 
grossen Teil die Schwierigkeiten der Gemeinden bei der Suche nach fähigen Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Exekutivämter. Die Leute sind immer weniger bereit, sich langfristig 
an ein Ehrenamt zu binden. Vielmehr bevorzugen sie kurzfristige und situative Engagements 
in Ad hoc- und Projektgruppen. Dieses Verhalten korrespondiert aber nicht mit der Ausübung 
eines anspruchsvollen und zeitintensiven Exekutivamts, das dem Mandatsträger nur be-
schränkt öffentliche Meriten einbringt.  
 
Schliesslich krankt auch das politische System an einer schweren Krise der lokalen Parteien. 
Die Basis der Parteien ist richtiggehend weggeschmolzen, innerhalb von 15 Jahren haben 
die Lokalsektionen der vier grossen Bundesratsparteien mehr als ein Fünftel der Mitglieder 
und gegen ein Drittel der Aktiven verloren. Viele Sektionen sind personell so stark ausgeblu-
tet, dass sie auch bei kommunalen Wahlen handlungsunfähig sind; manche bestehen nur 
noch aus einer Briefkastenadresse oder einer Handvoll Personen und sind im Dorfleben 
nicht mehr präsent. Aber auch Lokalsektionen, die noch über genügend personelle Ressour-
cen verfügen, um in der Gemeindepolitik eine aktive Rolle auszuüben, fällt es immer schwe-
rer, Bürger zu finden, die sich der Partei als Kandidaten für lokale Ämter zur Verfügung stel-
len.  
 
Dazu kommt, dass sich der Fokus der politischen Öffentlichkeit immer stärker auf die natio-
nale Politik konzentriert. Darunter leiden die Kantone und die Kantonalparteien, aber viel-
mehr noch die Gemeinden und die Lokalsektionen. Die finanziellen Mittel, über die die Par-
teien verfügen, werden zum grossen Teil für die nationale Partei und für nationale Aktivitäten 
eingesetzt. Für den Ausbau und die Pflege der Basis in den Gemeinden bleibt nichts übrig, 
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 Thomas Held, Direktor Avenir Suisse, in einem Interview in der Sonntagszeitung vom 24. 10. 2010, 
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und mit Ausnahme der SVP hat keine Partei grundsätzlich auf den Schwund der eigenen 
Basis reagiert.11 
 
Dieses ganze schwierige Umfeld offenbart sich im politischen System durch die zunehmen-
den Probleme der Gemeinden bei der Personalrekrutierung für die öffentlichen Ämter. In den 
Schweizer Gemeinden dürften rund 150‘000 Ämter zu besetzen sein, fast alle in ehrenamtli-
cher Funktion. Besonders schwer tun sich die Gemeinden bei der Besetzung der Schlüssel-
positionen des kommunalpolitischen Systems, den Exekutivämtern. Trotzdem ist es bisher – 
zum Teil unter Anwendung von sozialen Druckmitteln - gelungen, die mehr als 15‘000 Exe-
kutivsitze alle zu besetzen.  
Damit stellt sich die Frage, welche Bürgerinnen und Bürger sich sich trotz aller Widrigkeiten 
in ein Exekutivamt wählen lassen. Welches sind ihre Beweggründe, und welche Ziele verfol-
gen sie in ihrem Amt? Und welche Auswirkungen sind durch die Krise der Parteien auf die 
Exekutiven zu erwarten? Solchen Fragen soll in den folgenden Abschnitten nachgegangen 
werden. 
Zu diesem Zweck ist im Jahre 2008 eine qualitative Befragung von insgesamt ca. 50 Exeku-
tivmitgliedern in Deutschschweizer Gemeinden durchgeführt worden. Das primäre Ziel der 
Befragung bestand darin, in offenen Gesprächen die vielfältigen Effekte zu explorieren, die 
mit einem unterschiedlichen Grad der Parteibindung resp. der Parteilosigkeit verbunden sind. 
In 15 Gemeinden unterschiedlicher Grösse Gespräche sind mit je zwei bis drei Gemeinde- 
bzw. Stadträten durchgeführt worden. Bei der Auswahl der Gemeinden wurde speziell darauf 
geachtet, dass in den Exekutiven jeweils sowohl Parteivertreter als auch Parteilose vertreten 
waren.  
 

2.3 Lokale Parteien in der Nebenrolle 

In den meisten Voten der befragten Ratsmitglieder wird ein skeptisches bis düsteres Bild der 
Situation der Lokalparteien gezeichnet. Zwar bezeichneten die Befragten in der einen oder 
anderen grösseren Gemeinde die Parteienlandschaft als intakt und den Parteienwettbewerb 
als vital. Aber auch in diesen Gemeinden leiden die Parteien an Überalterung und einem 
Schwund ihrer Mitgliederbasis. In vielen Gemeinden fristen die Lokalparteien ein sehr 
schwieriges Dasein, und nicht selten wird sogar von völlig inaktiv gewordenen Parteisektio-
nen gesprochen, die nur noch auf dem Papier existieren.  
 
In Weesen beispielsweise, einer traditionell von der CVP dominierten Gemeinde, sind die 
CVP und die FDP als Parteien in der Gemeindepolitik praktisch nicht mehr aktiv. In der CVP 
war im Zeitpunkt der Befragung das Präsidium vakant und es wurde auch kein Jahresbeitrag 
mehr bezahlt. Wie Gemeinderätin Schneeberger im Gespräch bestätigte ist die CVP in Wee-
sen „in einem schlafenden Zustand, sie ist nie aufgelöst worden, es gibt eine Mitgliederliste, 
man ist da noch drauf, also gehört man irgendwie noch dazu, aber faktisch existiert sie ei-
gentlich nicht mehr.“ Der Grund für diesen desolaten Zustand ist, dass sich niemand mehr 
für die Basisarbeit zur Verfügung stellt. „Parteiarbeit ist einfach nicht spannend und bringt 
nichts“. Und nach Schneeberger hat sich gezeigt, dass Gemeindepolitik auch ohne Parteien 
funktioniert. 
 
Bei der Bestellung der letzten beiden Gemeindepräsidenten wurde in Weesen die Wahl 
durch ein überparteiliches Komitee vorbereitet. Da die Parteien nicht mehr in der Lage wa-
ren, eigene Kandidaten zu portieren, wurde das Präsidentenamt 2003 in den Medien ausge-
schrieben. Aus 14 eingegangenen Bewerbungen hatte sich schliesslich der parteilose Mario 
Fedi durchgesetzt, ein in der Gemeinde wohnhafter Untersuchungsrichter am Bezirksgericht 
Flums.  

                                                
11

 Die SVP hat in den letzten Jahren grosse Anstrengungen unternommen, sich in verschiedenen 
Gebieten (französischsprachige Schweiz, St. Gallen, Innerschweiz) durch Neugründungen von Lokal-
sektionen zu etablieren. 
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Eine der Knacknüsse der Parteien ist die zunehmende Mobilität in der Schweiz. In vielen 
Gemeinden ist der Anteil der Neuzugezogenen in der Bevölkerung in den letzten 20 bis 30 
Jahren drastisch gestiegen. Das Problem für die Parteien besteht darin, dass sie nur sehr 
schlecht an diese neue Bewohnerschaft herankommt. Ein Grund dafür besteht einerseits 
darin, dass weil Gemeinden mit ihren vereinsmässigen Strukturen sehr stark auf die altein-
gesessenen Bürger ausgerichtet sind. Andererseits gilt auch der Umkehrschluss, dass für 
die Neuzugezogenen die traditionellen Parteien wenig attraktiv sind, weil diese die Bedürf-
nisse dieser neuen Bevölkerungsschichten nicht kennen. Damit verkleinert sich der Anteil 
der Bevölkerung, der für die Parteien erreichbar bleibt, zusehends; und gleichzeitig wird der 
Einfluss der Parteien dementsprechend geringer.  
 
Besonders anfällig für diese Entfremdung zwischen Bevölkerung und Politik sind Gemein-
den, deren Politik von einer einzigen Partei dominiert wird. Während in den CVP-
Hochburgen meistens auch die FDP in den Gemeinden eine wichtige Position einnimmt, ver-
fügt die SVP in ihren Kerngebieten häufig über ein politisches Monopol. So ist beispielsweise 
in Dänikon (einer Gemeinde aus dem Zürcher Unterland) die SVP seit Menschengedenken 
die einzige Partei, die die Geschicke der Gemeinde bestimmen kann. Vor einigen Jahren 
geschah es, dass ein zugezogener Einwohner in der Däniker SVP Mitglied wurde, dort aber 
nicht recht heimisch wurde und wegen persönlicher Differenzen wieder zur Partei austrat. Als 
Gegengewicht zur einzigen Partei im Dorf hat er ein politisches Forum, die politische Interes-
sengemeinschaft Dänikon „PI 8114“ gegründet. Sie ist mit der Idee geschaffen worden, Bür-
gern, die sich nicht der SVP zugehörig fühlen, eine Plattform zu schaffen, die ihnen eine ak-
tive politische Teilnahme ermöglicht.  
1998 ist der heutige Gemeindepräsident von Dänikon, Daniel Zumbach, als Vertreter des „PI 
8114“ in den Gemeinderat gewählt worden. Politisch verortet er diese Gruppierung klar als 
neutrale Organisation, die sich nicht auf eine bestimmte ideologische Ausrichtung festnageln 
lässt, sondern sich als Medium versteht, das interessierten Bürgern vielseitige politische In-
formationen liefern will. Es geht letztlich darum, das Vertändnis der Stimmbürger für politi-
sche Geschäfte und Anträge zu erhöhen. So ist „PI 8114“ zur Anlaufstelle für Leute gewor-
den, die sich für die Gemeindeangelegenheiten interessieren, aber nicht in der SVP politisie-
ren wollen. Faktisch ist sie aber in erster Linie die politische Heimat der Zugezogenen. Nach 
Zumbach besteht in der Däniker Politik somit eine strikte Teilung in die „Alten“ mit der SVP 
und die „Neuen“ in der „PI 8114“.  
 
Die politische Unbestimmtheit der politischen Interessengemeinschaft sieht Zumbach letzt-
lich aber als Schwäche an. Zumbach ist nach seiner ersten Amtsperiode aufgrund inhaltli-
cher Unstimmigkeiten aus dem „PI 8114“ ausgetreten und amtet heute als Unabhängiger im 
Gemeindepräsidium. Für ihn ist die heutige Situation ein grosser Vorteil, kann er doch ohne 
Rücksichten Entscheidungen treffen, die seinen Überzeugungen entsprechen. Gleichwohl 
hat die PI 8114 aber massgeblichen Anteil daran, dass sich im fünfköpfigen Gemeinderat 
heute drei Mitglieder als Parteilose bezeichnen und nur noch zwei der SVP angehören. Das 
Problem der SVP sieht Zumbach vor allem darin, dass ihr der Draht zur Bevölkerung fehlt 
und dass sie nicht oder nur schlecht in der Lage ist, neue aktuelle politische Themen aufzu-
nehmen. 
 
Ähnliche Verhältnisse wie in Dänikon lassen sich in der kleinen Gemeinde Trimstein aus 
dem äusseren Agglomerationsgürtel von Bern vorfinden. Auch in Trimstein ist die SVP die 
einzige Partei – oder besser gesagt war sie es, denn die Sektion Trimstein scheint im Ver-
zeichnis der Sektionen der SVP des Kantons Bern heute gar nicht mehr auf (Stichtag: 
18.11.2010). Auf jeden Fall existierte die Sektion Ende 2007 noch, sie war aber schon so 
geschwächt, dass vom siebenköpfigen Gemeinderat nur noch ein Amtsträger SVP-Mitglied 
war, während alle anderen keiner politischen Partei angehörten. In Trimstein hat sich exem-
plarisch gezeigt, dass Parteien, die sich nur auf den alten Kern der Einwohnerschaft kon-
zentrieren (bzw es nicht schaffen, zugezogene Einwohner, die nicht über die gleichen sozio-
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ökonomischen Merkmale wie die Alteingesessenen verfügen, in ihre Reihen einzugliedern), 
keine tragfähige Zukunft haben.  
 
In Benken, einer mittleren Gemeinde im Kanton St. Gallen, sind laut Homepage der Ge-
meinde die drei bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP aktiv. Allerdings ist in der FDP 
momentan das Präsidentenamt vakant und im Verzeichnis der Ortsparteien der kantonalen 
FDP ist sie auch nicht erwähnt, so dass davon ausgegangen werden muss, dass sie nicht 
mehr existiert. Die SVP hinterlässt in der Gemeindepolitik keine personellen Spuren, sodass 
nur die CVP übrigbleibt. Sie stellt denn auch aktuell drei von fünf Gemeinderäten. Die Ge-
meinde hat aber in der Politik bewegte Jahre hinter sich. In der Amtsperiode 2000 bis 2004 
liefen die Geschäfte im Gemeinderat aus verschiedenen Gründen, die an dieser Stelle nicht 
näher erörtert werden sollen, aus dem Ruder. Rücktritte aus dem Gemeinderat waren die 
Folge, und die ganze Unruhe kulminierte an einer Bürgerversammlung 2004, als Teile der 
Jahresrechnung 2004 zurückgewiesen wurden. Es wurde Tabula Rasa gemacht und allge-
mein ein Neuanfang gefordert.  
Drei bisherige Gemeinderäte, die noch einmal antraten, wurden bei den Wahlen 2004 abge-
wählt, und um das Präsidium entbrannte ein harter Kampf zwischen dem Vertreter der CVP 
und der neu gegründeten „Bürgerbewegung 2004“, der im ersten Wahlgang in ein Patt mit 
exakt gleicher Stimmenzahl mündete. Der Vertreter der CVP setzte sich im zweiten Wahl-
gang schliesslich durch, aber der Gemeinderat war, wie es die Linth-Zeitung feststellte, nach 
den Wahlen nicht mehr wieder zu erkennen: Alle Gesichter waren neu, von der CVP wurde 
nur ein Kandidat gewählt, zwei Neue waren parteilos und zwei gehörten der erwähnten Bür-
gerbewegung 2004 an. Faktisch waren auch diese parteilos.  
Alles in allem war es eine schallende Ohrfeige für das politische Establishment, das nicht 
mehr in der Lage war, die Gemeindepolitik in gewohnter Manier zu kontrollieren. Und der 
Vertreter der CVP, Gemeindepräsident Tremp, war ursprünglich auch nicht von der CVP 
portiert worden, obwohl er in der Ortspartei der CVP in einer Nachbargemeinde schon aktiv 
gewesen war. Er hatte sich persönlich auf die Ausschreibung gemeldet, weil er in Benken 
häufig auf der Strasse auf die Wahl angesprochen worden war und ihn verschiedene Bürger 
für eine Kandidatur ermuntert hatten. Er hatte weder mit der CVP noch mit dem überparteili-
chen Komitee, das die Wahlen organisierte, vorher Kontakt. Heute ist er aber für die CVP im 
Amt. 
Auch am Beispiel Benkens zeigt sich exemplarisch das Problem der traditionellen Parteien, 
denen es schwerfällt, neben den alten politischen Eliten auch interessierte politische Perso-
nen aus dem Segment der Neuzuzüger an sich zu binden. In kritischen Phasen wird deutlich, 
dass die Parteien personell zu schwach besetzt sind. Praktisch aus dem Nichts können so 
einzelne Personen oder Interessengruppen heranwachsen und die ganze Gemeindepolitik 
bestimmen. Andererseits ist es unter anderem auch das Verdienst der CVP Benken, dass 
sich die Politik im Dorf in der Zwischenzeit wieder beruhigt hat und der Gemeinderat mit drei 
CVP-Mitgliedern und zwei Parteilosen wieder Stabilität erlangt hat.  
 
Eine ähnliche Situation wie in Benken hat in Meierskappel, einer peripheren Gemeinde im 
Kanton Luzern, zur Gründung einer parteilosen Gruppierung. „GiB-M“ (Gruppe interessierter 
Bürger Meierskappel). Nach Aussage Armin Hubers (Mitglied von „GiB-M“ und Gemeinde-
präsident von Meierskappel 2000 bis 2008) waren es zwei für die Gemeinde schwerwiegen-
de, miteinander eng verknüpfte Probleme, die Antrieb zur Gründung von GiB-M gegeben 
haben. Einerseits war es die desolate Situation, in der sich Meierskappel befand: Schulden, 
keine Bautätigkeit und keinerlei Vorstellungen über die weitere Entwicklung der Gemeinde im 
Gemeinderat. Andererseits verfügten die Parteien, die noch die Politik in ihren Händen hat-
ten, nicht über die Mittel, in Meierskappel etwas zu bewegen. Armin Huber und eine Handvoll 
Gleichgesinnter standen diesem Zustand kritisch gegenüber und beschlossen, selber Ver-
antwortung zu übernehmen. Huber kandidierte 2000 für das Präsidium und wurde als Reprä-
sentant von „GiB-M“ gewählt.  
„GiB-M“ will explizit keine Partei sein. Sie hat keine formelle Organisation und ist auch kein 
Verein. Zur ihr gehören rund zehn Personen aus unterschiedlichen sozialen und ökonomi-
schen Kreisen. Vom Bauer über den Gärtner bis zum Geschäftsmann sind unterschiedlichste 
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Berufsgattungen vertreten. Sie treffen sich jeweils privat bei einem Mitglied zu Hause, unge-
fähr viermal im Jahr. Huber informiert dabei in der Versammlung über konkrete Geschäfte im 
Gemeinderat; die einzelnen Geschäfte werden aber nicht in der Gruppe diskutiert und es 
werden auch keine Beschlüsse gefasst. Hauptziel des „GiB-M“ besteht vornehmlich darin, für 
Bürger, die sich politisch aktiv, d.h. in einem Amt betätigen wollen, eine Plattform zu bieten.  
„GiB-M“ ist ganz klar mit dem Ziel gegründet worden, die Geschicke der Gemeinden in die 
Hand zu nehmen. Sie will keine Opposition sein, sie versteht sich auch nicht als politische 
Gruppierung. In ihrem Verständnis bestehen Gemeindeangelegenheiten aus rein sachlich-
technischen und administrativen Problemen und sie stellt sich Gemeindeentwicklung als eine 
ausschliesslich von rationalen Kriterien bestimmte Entwikclung vor. 
Wie alle diese Bürgergruppen wird auch „GiB-M“ Probleme bekommen, sich langfristig in der 
Gemeinde zu halten, denn weil die Mitglieder der Gruppe einen geschlossenen Kreis bilden, 
werden sie über kurz oder lang Nachwuchsprobleme beklagen müssen. Sie sind sich dieser 
Problematik denn auch durchaus bewusst. Um als aktive Gruppe überleben zu können, 
müssen sie nicht nur den Personenbestand ausbauen, sondern sich auch ein Minimum an 
Strukturen geben. Überlegungen in diese Richtung haben sie gemacht, und aus der Bevölke-
rung vernehmen sie Anzeichen, dass sich noch weitere Bürger von Meierskappel auf ihre Art 
im „GiB-M“ aktiv sein möchten. 
Aber die Vorteile dieser unkomplizierten Art der Gruppenbildung überwiegen aus der Sicht 
von Huber eindeutig, denn die Leute im „GiB-M“ möchten sich ausserhalb der traditionellen 
Parteien für die Gemeinde engagieren. Die wichtigsten Vorteile von GiB-M sind nach Armin 
Huber: 
- die Konzentration auf das Lokale, 

- die Unabhängigkeit von übergeordneten Parteiprogrammen,  

- keine Einengung durch formelle Hindernisse und  

- eine Konzentration auf die Geschäfte, die für die Gemeinde wichtig sind.  

Es ergeben sich aus der Sicht von „GiB-M“ aber auch Nachteile. So sind politische Karrieren 
über diese lokalen Gruppen nicht möglich. Wer ein Kantonsratsmandat oder ein anderes 
überlokales Amt anstrebt, ist in einer traditionellen Partei besser aufgehoben. Dazu ist die 
Stabilität der Gruppe nicht gewährt. Stärker als Parteisektionen sind sie von einzelnen Per-
sönlichkeiten abhängig, wenn z.B. jemand aus der Gemeinde wegzieht, kann unter Umstän-
den der Fortbestand der Gruppe gefährdet sein.  
Aber viel stabiler ist die Personalsituation in den Ortsparteien auch nicht mehr. Huber 
schreibt dies einem Negativimage zu, das den Parteien anklebt. „Die Zugehörigkeit zu einer 
Partei wird heute nur noch negativ assoziiert, die Parteien haben ein Etikett auf dem Rücken: 
‚ah, ‚das ist ein CVPler…‘“ Den Parteien fehle die Fähigkeit zum Konsens, zu vieles laufe 
über den Parteienwettbewerb. Wegen dieser Konzentration auf den politischen Diskurs 
mangle es ihnen auch an einem klaren Blick für die tatsächlichen Probleme der Gemeinde. 
Für fähige Leute, die sich engagieren wollen, seien die Parteien ungeeignet, weil sie sie un-
nötig einengen würden. Dazu sei der Typus des Fusssoldaten, der uneigennützig für die Par-
tei Basisarbeit verrichte, praktisch ausgestorben (mit einer gewissen Ausnahme der SVP).  
Heute, vier Jahre später, besteht der Gemeinderat in Meierskappel aus je einem Vertreter 
des GiB-M, der CVP, der FDP, der SVP und einer Parteilosen.  
 

2.4 Entstehen alternativer linker (und rechter) Gruppierungen 

In den bisherigen Beispielen war die Entstehung lokaler politischer Gruppen oder das Auf-
kommen Parteiloser hauptsächlich mit der Schwäche der dominanten bürgerlichen Partei(en) 
verbunden. Alternative Gruppierungen können aber auch aufkommen, weil der soziodemo-
graphische Wandel der Bevölkerung und die vorrangigen Problemlagen (wie Umweltschutz, 
Tempo-30-Zonen oder Förderung des öffentlichen Verkehrs) durch klassisch bürgerliche 
Lokalpolitik nicht abgedeckt werden können. In mittelgrossen Gemeinden mit 3000 bis 10000 
Einwohnern, die noch über eine relativ intakte Parteienlandschaft mit zwei oder mehr Orts-
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sektionen verfügen, werden diese Defizite im politischen System durch politisch klar positio-
nierte lokale Gruppierungen aufgefangen.  
 
So ist beispielsweise in Entlebuch, einer ländlichen Luzerner Gemeinde, in den 90er Jahren 
eine Gruppierung mit dem Namen „Freie Liste“ in die lokale Politik eingedrungen, die die von 
den bürgerlichen Parteien vernachlässigten ökologischen Fragen aufgenommen hat. Trotz-
dem hat in der mit etwas mehr als 3000 Einwohnern mittelgrossen Gemeinde die Gemein-
depolitik keinen entscheidenden Wandel durchgemacht. Laut Robert Vogel, Gemeindeam-
mann von der CVP, haben die Sektionen von CVP und FDP immer noch alles unter Kontrol-
le. Zwar hat sich auch in Entlebuch die SVP mit einer Sektion etabliert, die immer wieder 
Opposition gegen den Gemeinderat betreibt, aber mangels geeigneter Personen in der akti-
ven Gestaltung der Gemeindepolitik praktisch nicht in Erscheinung tritt.  
Die eindeutige Leaderposition in der Gemeindepolitik gehört der CVP, die nach wie vor die 
Mehrheitspartei stellt und immer noch eine Monopolstellung einnimmt. Auch Gemeindeam-
mann Robert Vogel, der in einer 80-Prozent-Stelle sein Amt ausübt, hat eine klassische 
CVP-Karriere hinter sich. Er stammt aus einer traditionellen CVP-Familie mit einer starken 
Verwurzelung in der Gemeinde und der Talschaft. Seine politische Karriere hat ihn über den 
Schulrat 1995 in den Gemeinderat als Sozialvorstand geführt, wo er seit 2004 als Vorsitzen-
der amtiert. 
Mehr Spuren als die SVP hat die schon erwähnte „Freie Liste“ hinterlassen, die ökologische 
Fragen in die Gemeindepolitik getragen hat. Da sich die Sozialdemokraten auf linker Seite in 
Entlebuch nie etablieren konnten, haben sich die Grünen als Vertreter alternativer Themen 
profiliert. Anfangs in den 90er Jahren hat man sie noch nicht sehr ernst genommen, in der 
Zwischenzeit haben sie es aber von einer belächelten Gruppe zu einer anerkannten politi-
schen Kraft geschafft. Die traditionellen politischen Kräfte haben sich im Lauf der Jahre mit 
der Freien Liste arrangiert, weil sie eine Nische besetzen, die die Parteien nicht abdecken 
konnten oder wollten. Aber ihr Erfolg hat bewirkt, dass auch die Bürgerlichen heute nicht 
darum herum kommen, grüne Anliegen in ihrer Politik zu berücksichtigen.  
Trotzdem aber hat es die „Freie Liste“ nicht geschafft, sich fest in der politischen Landschaft 
zu verankern; vielmehr ist sie eine informelle Gruppierung geblieben, die nur von Zeit zu Zeit 
auf sich aufmerksam macht. Im Gemeinderat ist die Freie Liste mit Joe Herzog als Sozial-
vorstand vertreten. Typischerweise sieht er sich mehr als Parteilosen denn als Vertreter der 
Freien Liste. Mit 50 Jahren hatte er eine neue Herausforderung gesucht. Als er vernahm, 
dass der bisherige Sozialvorstand Robert Vogel das Amt des Gemeindeammanns anstrebte, 
hat er beschlossen, für das Amt des Sozialvorstands in Entlebuch zu kandidieren. Weil es 
sich dabei - wie in anderen Luzerner Gemeinden – um eine 50-Prozent-Stelle handelte, hatte 
er die Möglichkeit, sich neben der Amtstätigkeit eine neue berufliche Existenz aufbauen. Er 
war vorher als Katechet Oberstufenlehrer in Entlebuch und daneben in der Jugendarbeit tätig 
und allgemein sozial sehr engagiert, in der Kirche aktiv und Synodalrat. Sein ideologischer 
Hintergrund ist die katholische Sozialethik. Seinen Entschluss, an der Wahl teilzunehmen 
hatte er den Parteien kundgetan und sich so ihre Unterstützung zugesichert. Seine Kandida-
tur wollte er aber als Parteiloser, bzw. als Vertreter der Freien Liste durchziehen. An den 
Parteien missfällt ihm der Zwang zum vereinsmässigen Mitmachen; speziell stören ihn die 
vielen und langen Sitzungen und Versammlungen. Die informelle Basis und die fehlende 
Struktur der „Freien Liste“, die ihm alle Freiheiten lässt, entspricht demgegenüber perfekt 
seiner Grundhaltung.  
 
Oberägeri, am Ägerisee im Kanton Zug gelegen, hat in den letzten 10 Jahren ein starkes 
Wachstum hinter sich. Seit 1999 ist die Bevölkerung um fast 18 Prozent auf rund 5400 Per-
sonen angewachsen. Die grosse Zahl relativ wohlhabender Neuzuzüger hat die Bevölke-
rungsstruktur sehr stark verändert, was auch für die Parteienlandschaft nicht ohne Folgen 
geblieben ist. Zum einen hat die Konkurrenz durch die neugegründete SVP die CVP ge-
schwächt, und zum andern hat das in den 90er Jahren gegründete „Forum Oberägeri“ die 
verkrustete und rein bürgerliche Gemeindepolitik aufgemischt. Denn ein grosser Teil der 
Neuzugezogenen gehören nicht zur CVP-Klientel, auch weil sie mit der katholischen Kirche 
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nichts zu tun haben. Sie sind eher liberal und in vielen Fällen ökologischen Ideen und Forde-
rungen zugeneigt.  
 
Initiiert wurde das „Forum Oberägeri“ 1990 aber nicht aus ökologischen Motiven, sondern 
weil zum dritten Mal in Folge stille Wahlen für den Gemeinderat drohten. Ein paar Männer 
und Frauen wollten diese bedenkliche Situation nicht mehr hinnehmen. Sie traten mit einer 
Kandidatin und einem Kandidaten an, und beide wurden glanzvoll gewählt. „Die Oberägerer 
Politlandschaft verändert sich massiv: Das Forum wird listenstärkste Partei. Eine Periode mit 
viel Knochen – und Aufbauarbeit beginnt.“12 Bei den Gemeinderats- und Kantonsratswahlen 
1998 erhält das Forum rund 20 Prozent der Listenstimmen. Obwohl das Forum 1998 eine 
Kandidatin in den Kantonsrat bringt, bleibt es eine auf die Gemeinde konzentrierte Gruppie-
rung, bis es 2005 der „Alternative Kanton Zug“ beitritt und mit anderen lokalen Gruppierun-
gen auch an kantonalen und nationalen Themen arbeitet.  
1998 wurde Marianne Weber als Vertreterin des Forums zum ersten Mal in den Gemeinderat 
gewählt. In die Lokalpolitik gelangte sie durch ihren Einsatz für die Kinderbetreuung in der 
Gemeinde. Ihr Einsatz in dieser Frage führte zu einem Konzept „Familienergänzende Kin-
derbetreuung in Oberägeri“, das subventionierte Plätze für den Mittagstisch, Tagesfamilien 
und Ganztages- und Randstundenbetreuung beinhaltet, was in einer ländlichen Gemeinde 
schon fast als revolutionärer Erfolg gewertet werden kann.  
Das „Forum Oberägeri“ hat also nicht nur die Gemeindepolitik belebt und für Konkurrenz bei 
Wahlen gesorgt, sondern auch Themen aufgegriffen und politisch umgesetzt, die wichtige 
Anliegen der „neuen“ Bevölkerung betrafen, von den traditionellen bürgerlichen Parteien 
aber durch ihre Sicht auf die Gesellschaft nie aufgegriffen worden wären.  
 
Frischen Wind in die Politik von Oberägeri kam auf der rechten Seite durch den Aufschwung 
der SVP und der Gründung einer Ortssektion in Oberägeri. Die Spuren der SVP in der Ge-
meindepolitik waren aber nicht so sichtbar wie diejenigen des Forums. Der Grund liegt in 
erster Linie darin, dass die SVP nicht im Hinblick auf die Gemeindepolitik ins Leben gerufen 
wurde, sondern in erster Linie mit dem Zweck, das Gedankengut der nationalen SVP zu 
verbreiten. Gleichwohl gelang ihr nach einigen Startschwierigkeiten der Sprung in die Ge-
meindeexekutive. Seit 2007 sitzt Andreas Meier für die SVP im zweiten Anlauf im Gemeinde-
rat als Ressortleiter Schule.  
In ihrem Selbstverständnis sieht sich die SVP nicht als weitere bürgerliche Partei, sondern 
neben dem Forum als zweite Oppositionskraft, einfach auf der anderen Seite, rechts von den 
etablierten Parteien. Die Startschwierigkeiten sind laut Meier in erster Linie auf die prekäre 
Personalsituation zurückzuführen, die in einer bürgerlichen Oppositionspartei noch stärker 
drücken als in einer etablierten Partei, welche davon profitiert, dass sie Bürgern, die sich in 
der Politik aktiv beteiligen wollen, eine besser etablierte Plattform (und günstigere Wahl-
chancen) anbieten kann.  
 
Eine parteilose Bewegung als Opposition von rechts hat sich auch in Obergerlafingen im 
Kanton Solothurn etabliert. In der kleinen Gemeinde mit etwas mehr als 1000 Einwohnern 
gibt es sowohl im bürgerlichen Lager mit der FDP, als auch bei den Linken mit der SP starke 
politische Parteien. Diese rechte Opposition nennt sich die „Parteilosen“ und bildet die dritte 
Kraft neben den beiden etablierten Parteien. Ins Leben gerufen worden sind die Parteilosen 
in den 90er Jahren von einem Obergerlafinger Einwohner, um gegen die hohen Steuersätze 
und für Steuersenkungen zu kämpfen. Die „Parteilosen“ haben sich bis heute gehalten und  
beanspruchen im aktuellen Gemeinderat zwei der sieben Sitze. Sie sind neben der FDP (3 
Sitze) und der SP (2 Sitze) als dritte wichtige politische Kraft etabliert. Die Parteilosen neh-
men mit ihrem Kampf gegen hohe Steuern mehr oder weniger die ideologische Position der 
SVP ein. Das Fehlen einer Sektion der SVP, die in Obergerlafingen gute Chancen hätte, mit 
ihrer Politik eine wichtige Rolle zu spielen, ist wohl darauf zurückzuführen, dass die Expo-
nenten der Parteilosen sich nicht durch ein Parteikorsett in ihren Aktivitäten einengen lassen 
wollen.  
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 Aus der Website des Forums Oberägeri: http://www.forum-oberaegeri.ch, 23.11.10. 
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Die städtische Luzerner Agglomerationsgemeinde Horw bietet politisch Interessierten ein 
breites Spektrum an Parteien an. Trotzdem hat sich seit 20 Jahren eine Gruppierung etablie-
ren können, die aus der Umweltbewegung hervorgegangen ist. 1987 ist eine Bewegung mit 
dem Namen „die Linie 20“ an die Öffentlichkeit getreten. Eine Gruppe junger engagierter 
Leute wollte sich ganz unter dem Motto „global denken, lokal handeln“ an dem Ort, an dem 
sie wohnen, in die Politik einmischen. Interessant dabei ist, dass auch diese Gruppe, wie 
heute viele Gemeindeforen, mit dem Anspruch auftrat, sich gegenüber den üblichen Parteien 
abzugrenzen, „denn wir wollen Sachpolitik betreiben, keine Wirtschafts-, Finanz- oder Inte-
ressenpolitik“. Aus heutiger Sicht klar links positioniert, verstand sich die „L20“ als Alternative 
zum politischen Mainstream. Die jungen Leute wollten ein neues, modernes Gedankengut, 
überhaupt einen neuen Stil in die Horwer Politik bringen, der sich vom Grabenkampf zwi-
schen CVP und FDP unterscheiden sollte. Konkret haben sich die Leute von „L20“ in einem 
Manifest von 1987 beschrieben: „Das politische Leben in Horw wird bereichert. Eine Gruppe 
von Leuten, die sich bisher in der Politik nicht vertreten fühlten, hat die Linie 20 ins Leben 
gerufen. Ihr Erfahrungshintergrund ist „nicht die Wachstumseuphorie und der Fortschritts-
glaube der 50er und 60er Jahre, sondern die Betroffenheit über die Folgen und Probleme 
daraus.“ 13 
2003 ist Oskar Mathis als Repräsentant der „L20“ in das Amt des Sozialvorstehers gewählt 
worden. Für ihn liegen die Vorteile einer Vereinigung ausserhalb des traditionellen Parteien-
spektrums:  

- in der Konzentration auf das Lokale,  
- in der Unabhängigkeit von übergeordneten Parteiprogrammen 
- im Minimum an formellen Strukturen und  
- in der Konzentration auf für wichtig erkannte politische Inhalte. 

 
In der Zwischenzeit ist aber auch die Bewegung „L20“ in die Jahre gekommen, hat viel von 
ihrer Unbeschwertheit verloren und sich von einer Oppositions- zu einer regierungsfreundli-
chen Partei gewandelt. Erstaunlicherweise gilt die „L20“ heute als die Partei im Parlament, 
die mit der Exekutive am konstruktivsten zusammenarbeitet. Dagegen haben sich die bür-
gerlichen Parteien im Parlament zu den schärfsten Kritikern der Exekutive gewandelt. Die 
„L20“ wird heute nicht nur von aussen als Partei bezeichnet, sondern auch ihre Leute selber 
betrachten sie nicht mehr als informelle „Gemeinschaft“, sondern als formelle Partei.  
Somit wird die „L20“ auch nicht von den parteiüblichen Problemen verschont. Zum Beispiel 
plagt sie wie andere Parteien auch ernsthafte Nachwuchsprobleme. Es fällt ihr ausserordent-
lich schwer, junge, interessierte Leute in ihre Reihen zu integrieren. Aus der Sicht der L20 
fehlt den Jungen letztlich der Durchhaltewille, wenn sie sich für ein Engagement entschieden 
haben. Die Personalknappheit äusserte sich 2008 darin, dass sie zum ersten Mal grosse 
Mühe hatten, die Liste für die Parlamentswahlen zusammenzustellen. Arnold Mathis ist der 
Meinung, dass die L20 schweren Zeiten entgegen geht. Ihr Zenit sei überschritten, weil sie 
einerseits wie schon erwähnt mit Nachwuchsproblemen kämpft, andererseits aber auch et-
was den Schwung ihrer Anfangsjahre verloren hat.  
 
Die Beispiele Horw und Oberägeri illustrieren, wie in Gemeinden mit einer relativ intakten 
Parteienlandschaft informelle und spontane Bewegungen aus Bevölkerungskreisen Defizite 
des politischen Systems in den jeweiligen Gemeinden nutzten, um sich in einem nicht be-
wirtschafteten Bereich des Themenspektrums zu konstituieren. In Horw war es das ge-
schlossene und verkrustete System der dominierenden Parteien, die junge Leute aus dem 
Umfeld neuer sozialer Bewegungen dazu animierte, sich in das politische Geschehen ein-
zumischen. In Oberägeri führte der nicht (mehr) vorhandene Wettbewerb bei den Gemein-
dewahlen zur Entstehung eines Forums, das eine Alternative zu den etablierten Parteien 
anbieten wollte.  
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 Grünschnäbel, Infoblatt, Jubiläumsausgabe der L20, 2007, S.4. 
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In beiden Fällen kann man von einer Erfolgsgeschichte sprechen. Beide Bewegungen wur-
den von linken Ideen und Forderungen getragen. Es wurde aber auch aufgezeigt, dass diese 
Bewegungen ohne Entwicklung formaler, parteiähnlicher Strukturen auf Dauer nicht überle-
bensfähig sind. So kann die „L20“ heute als Partei bezeichnet werden, die in Horw gleichbe-
rechtigt mit den anderen Parteien um die Behördenämter konkurriert. Auch das Forum Obe-
rägeri hat sich mit dem Beitritt zum Verein „Alternative Kanton Zug“ ein Gerüst gegeben, das 
sich von normalen Parteien nicht mehr unterscheidet. Es wird aber auch deutlich, dass diese 
Bewegungen mit den gleichen Problemen wie die Parteien kämpfen. So fällt ihnen der Ein-
bezug von Nachwuchskräften fast noch schwerer als den Parteien, weil sie auf Themen auf-
gebaut sind, die von ihrer Aktualität her generationenspezifisch sind und schwerlich für eine 
nachfolgende Generation erneuert werden können.  
 

2.5 Parteilose im Präsidium kleiner Städte 

In letzter Zeit ist aufgefallen, dass die Präsidien kleiner und mittlerer Städte mehr als früher 
von Parteilosen geführt wurden bzw. werden. In Uster führte beispielsweise der parteilose 
Hans Thalmann 12 Jahre lang von 1986 bis 1998 die Geschicke der Stadt. In Bülach und 
Affoltern am Albis, zwei Kleinstädten im Kanton Zürich, standen oder stehen auch ein partei-
loser Präsident resp. eine parteilose Präsidentin an der Spitze der politischen Behörden. Die 
Parteilosigkeit der beiden Amtsinhaber hat allerdings unterschiedliche Gründe. In Affoltern a. 
A. ist Irene Enderli 1998 als Vertreterin der SVP als Gemeindepräsidentin gewählt worden. 
2007 ist sie aus der SVP ausgetreten, nachdem sie vor der Abstimmung über die Totalrevi-
sion der Gemeindeordnung von Exponenten ihrer eigenen Partei wegen der Frage der Zu-
ständigkeit für Einbürgerungen heftig und persönlich angegriffen worden war. Es waren letzt-
lich nicht inhaltliche oder parteipolitische Motive, sondern persönliche Gründe, die zu ihrem 
Austritt führten. Danach hat sie bis zu ihrem Rücktritt 2010 die Gemeinde als Parteilose ge-
führt. In ihrer Amtstätigkeit hat sie den Rückhalt der Partei in keiner Weise vermisst und die 
Parteilosigkeit nicht als Nachteil empfunden. Im Gegenteil hat sie frei von politischen Zwän-
gen für das Gemeinwohl entscheiden können.  
 
Auch Walter Bosshard, der Stadtpräsident von Bülach, empfindet seine Parteilosigkeit als 
grossen Vorteil, denn die polarisierten Parteien hätten so weniger Vorbehalte gegen ihn. Bü-
lach hat ein Parlament, deshalb machen sich die Parteien in der Gemeinde stark bemerkbar, 
man spürt eine starke Blockbildung mit der SVP und der FDP gegen die übrigen Parteien. 
Darin liegt auch der Grund, weshalb die Wahl für das Präsidium auf einen Parteilosen gefal-
len ist. Denn obwohl die Bürgerlichen (SVP und FDP) die Mehrheit im Parlament besitzen, 
trauten sie sich wegen der polarisierten Stimmung den Gewinn des Präsidiums aus eigener 
Kraft nicht zu. Deshalb haben SVP und FDP den parteilosen Bosshard angefragt, der 
schliesslich im ersten Wahlgang mit einer komfortablen Mehrheit gewählt wurde. 
Durch sein jahrelanges grosses Engagement in lokalen Vereinen und Kommissionen war er 
in Bülach bestens bekannt und vernetzt, und trotz seiner bekannten SVP-Nähe ist er über 
den Kreis der Bürgerlichen hinaus in der bürgerlichen Szene und in weiten Bevölkerungs-
kreisen anerkannt. Er gilt als offen für alle Seiten und hat, nach eigener Aussage, neben sei-
nem bürgerlichen Fundament auch eine grüne Seite. Er kann sich also nicht eindeutig einer 
konkreten Partei zuordnen.  
 

2.6 Ein zwiespältiger Blick in die Zukunft 

Der Zustand kommunaler Parteiensysteme (bzw. einzelner Lokalparteien) wird, wie oben 
beschrieben, stark von verschiedenen Gemeindefaktoren (vor allem von der Einwohnerzahl 
aber auch von der regionalen Zugehörigkeit oder der Parteizusammensetzung des politi-
schen Systems auf kommunaler und kantonaler Ebene), bestimmt In den grossen Gemein-
den mit mehr 8000 bis 10000 Einwohnern ist das Parteiensystem nach wie vor derart intakt, 
dass in der Regel ein Parteienwettbewerb um die Ämter stattfindet. In Gemeinden mittlerer 
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Grösse bilden die Parteien zwar noch die beherrschende Kraft, sind aber ohne lokale Grup-
pierungen oder Parteilose häufig nicht mehr in der Lage, die Gemeindepolitik zu organisie-
ren. Und in den vielen kleinen und Kleinstgemeinden sind nur noch Spurenelemente von 
Parteien in Form von einzelnen Personen, die die Fahne der Partei aufrechterhalten, oder in 
Form von Adressen oder Briefkasten übriggeblieben. Die entscheidenden Akteure bilden dort 
Parteilose, die sich aus welchen Gründen auch immer, für die Ämter zur Verfügung stellen.  
 
Über die Entwicklung der Parteien in der näheren Vergangenheit und für die nächsten Jahre 
sind sich praktisch alle befragten Gemeinde- und Stadträte einig. Erstens hat das Rende-
ment der Parteien in den letzten 10 bis 20 Jahren massiv nachgelassen. Auch in den gros-
sen Gemeinden haben sich die zentralen Probleme der Ortsparteien akzentuiert: Überalte-
rung, ausbleibender Nachwuchs und enorme Probleme bei der Rekrutierung von Personal 
für die Ämter. Deshalb haben auch grössere Sektionen angefangen, geeignete Kandidatin-
nen und Kandidaten ausserhalb der Partei zu suchen, die sie dann mit der Zeit in die Partei 
zu integrieren versuchen.  
 
Der Rückgang der Parteien wird von den Parteivertretern als Verlust für die politische Kultur 
auf Gemeindeebene angesehen. Die breite Meinungsbildung geht etwas verloren. So ist es 
z.B. für die Sektionen  ein schwerwiegendes Problem, dass Persönlichkeiten, die Führungs-
aufgaben in der Partei übernehmen könnten, nicht mehr unbedingt in der Gemeinde wohnen. 
Der Erosionsprozess ist häufig schon so weit fortgeschritten, dass es enorm schwer fällt, nur 
schon Leute für den Vorstand zu finden, geschweige denn für die parteiliche Basisarbeit zu 
gewinnen. Es will sich niemand mehr binden und dazu Extraarbeit leisten. Parteiarbeit ist 
nicht spannend und bringt nichts.  
Die Folge davon ist, dass die Parteien weniger als früher ein eigenständiges Profil aufwei-
sen. Hatten Parteianlässe einmal über die Partei hinausweisende Resonanz gefunden, müs-
sen Parteiversammlungen heute oft mit nicht viel mehr als einer Handvoll Personen aus-
kommen. Einer der befragten Gemeinderäte hat gesagt, dass die Krux darin bestände, dass 
das negative Image der Parteien die Leute sogar davon abhält, Parteiveranstaltungen mit 
Themen, die sie interessieren zu besuchen. “Sobald die Leute sehen, dass der Anlass von 
der Partei ausgeschrieben ist, bleiben sie zu Hause.“ Ganz allgemein sei das Prestige der 
Parteien total am Boden. Ein anderer Gemeinderat drückt es so aus, dass die Parteimitglie-
der einfach „das 2 auf dem Rücken hätten“.  
 
Für die absehbare Zukunft sieht niemand eine Trendwende dieser negativen Entwicklung. 
Was bedeutet diese anhaltende Erosion der Parteien für die Zukunft der Gemeindepolitik? 
Zuerst muss man davon ausgehen, dass die Gemeinden ein Stück ihrer Stabilität verlieren 
und die einzuschlagende Richtung bei vielen Fragen, die die Gemeinde betreffen, offener 
und schwieriger antizipiert werden können. Finanz-, Bau- oder sozialpolitische Entscheide 
von grosser Tragweite könnten, da ohne Regulierung durch Parteien personelle und inhaltli-
che Kontinuität in der Exekutive zufällig werden, in einer nächsten Amtsperiode wieder um-
gestossen werden. 
 
Andererseits kann man die Folgen auch positiv sehen. Denn nicht wenige der Befragten sind 
der Ansicht, dass Gemeindepolitik auch ohne Parteien funktioniert. Da kein Verlass mehr 
darauf sein kann, dass sich eine oder mehrere Parteien routinemässig um die Kandidaten-
rekrutierung kümmern (können), ist mehr Initiative von einzelnen Persönlichkeiten gefragt, 
sich im Alleingang oder im Rahmen einer informelleren Gruppierung zur Verfügung zu stel-
len. Diese Gruppierungen sind zwar oft schnelllebig und können in kurzer Zeit wieder ausei-
nanderfallen, dafür sind sie näher bei den Stimmbürgern, können aktuelle Themen rasch 
aufgreifen und in die Gemeindepolitik transportiert werden.  
Was aber durch den schwindenden Einfluss der Parteien sicher in Mitleidenschaft gezogen 
oder sogar gekappt wird, ist die Anbindung an überlokale politische Themen und Diskurse. 
Auch die angesichts der immer stärkere interkommunale Zusammenarbeit in regionalen Zu-
sammenschlüssen sowie zwischen dem Kanton und den Gemeinden dürfte durch die Ab-
senz der Parteien zunehmend problematischer werden.  
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3. Kapitel: Methodologie und Daten der empirischen 
Untersuchung 

3.1 Bisherige Forschungen über Schweizer Gemeinden 

Das hier vorliegende Forschungsprojekt steht in engem Zusammenhang mit politikwissen-
schaftlichen und kommunal-soziologischen Forschungsarbeiten, die am Soziologischen Insti-
tut der Universität Zürich im allgemeinen und in der wissenschaftlichen Tätigkeit der Autoren 
im Besonderen seit über 20 Jahren einen bedeutsamen Platz einnehmen. 
 
So sind in den Jahren 1989 und 2002 flächendeckende empirische Forschungsprojekte 
durchgeführt worden, in die alle ca. 5000 Gemeindesektionen der Schweizer Parteien (aller 
drei Sprachregionen) einbezogen worden sind. Durch replikative Anwendung desselben Fra-
gebogens auf dieselben (bzw. inzwischen neu gegründete) Lokalparteien wurde die Möglich-
keit erschlossen, Entwicklungstrends im Zeitraum 1989-2002 empirisch zu erfassen und 
kausal auf Wandlungen des kommunalen Umfelds (die aus dem Vergleich der nationalen 
Zensusdaten 1990 und 2000 erschlossen werden) zu beziehen Die äusserst umfangreichen 
und vielfältigen Ergebnisse dieser Untersuchung haben u. a. in zwei Büchern sowie einer 
grossen Zahl von wissenschaftlichen Zeitschriftenartikeln, Zeitungsbeiträgen und Online-
Publikationen ihren Ausdruck gefunden. Im Besonderen soll auf das vom gesamten For-
schungsteam publizierte Buch „Die Schweizer Lokalparteien* (Geser et. al. 1994a) verwie-
sen werden.  
In den bisher erarbeiteten Publikationen über die Erhebung von 2002, die grossenteils auf 
der eigens eingerichteten Website "Vierzehn Jahre politischer Wandel"14 greifbar sind, sind 
bisher insbesondere die folgenden Themen zum Gegenstand detaillierter Analysen gewor-
den:  

 Verschiebungen im Umfang und in der Zusammensetzung der Parteianhängerschaf-
ten  
( Geser 2003b; 2003c); 

 Veränderungen in der ideologischen Orientierungen und in den sachpolitischen Ein-
stellungen der Parteien (Geser 2003a; 2003d; 2003e; 2003g; 2004b; 2004f; 2005b);  

 Entwicklungstendenzen in der Binnenorganisation der Lokalparteien und in den Mus-
tern der Finanzierung (Geser 2004c; 2004d; 2005a;); 

 Wandlungen im Einfluss religiös-kultureller Umweltfaktoren auf die parteipolitischen 
Orientierungen und Aktivitäten (Geser 2004e); 

 Modifikationen in den Aussenbeziehungen der Lokalparteien, insb. im Verhältnis zu 
ihren kantonalen Mutterparteien (Geser 2003f).. 

 Einfluss des Internet auf die innere Parteiorganisation. (Geser 2003h; 2007) 
 
Darüber hinaus wurde das komparative Datenmaterial zur Überprüfung genereller partei- 
und organisationssoziologischer Hypothesen (z. B. über den Einfluss der Kompetitivität und 
der Online-Medien auf die Binnenorganisation) genutzt.  
Als weltweit einmaliger Fall einer landesweiten lokalen Parteienerhebung haben die Zürcher 
Forschungen weltweit ein Echo gefunden. Im Rahmen des ECPR15 und in enger Zusam-
menarbeit mit Prof. Terry N. Clark (University of Chicago) sowie Prof. M. Saiz (University of 
Notre Dame) ist im Jahr 1999 im Westview Verlag erstmalig ein Reader über aktuelle Prob-
leme der Lokalparteien herausgegeben worden, in dem Analysen aus zehn westlichen und 
postkommunistischen Ländern versammelt sind.16  
 

                                                
14

 http://socio.ch/par 
15

 European Consortium of Political Research 
16

 vgl. Saiz, M. / Geser H. Local Parties in Organizational and Political Perspective. Westview Verlag, 
Boulder Co. 1999. 
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In den Jahren 1988, 1994, 1998 und 2005 wurden – mit Unterstützung des Schweiz. Natio-
nalfonds – je eine schriftliche Erhebung bei den Gemeindeschreibern aller Schweizer Ge-
meinden durchgeführt17: mit dem Zweck, Informationen über die Behörden- und Verwal-
tungsorganisation sowie über die Aktivitäten und Aufgabenbelastungen verschiedener kom-
munalpolitischer und administrativer Akteure zu gewinnen. Im Zuge dieser Untersuchung 
sind ebenfalls zahlreiche empirische Forschungsarbeiten entstanden, die sich insbesondere 
auf aktuelle Probleme der Kommunalverwaltung (vor allem im Bau- und Fürsorgebereich) 
sowie auf die sich wandelnden Abhängigkeiten zur Kantons- und Bundesebene beziehen 
(Geser 1987a; 1987b; 1990a; 1990b; 1991°; 1991b; 1991c; 1992; 1993; 1994a; 1994b; 
1996a; 1996c; 1996d; 1996e; 1997a; 1997b; Meuli 1997a, 1997b; Stremlow 1997).  
Dank dieser Surveys stehen heute - was als weltwert einmalig betrachtet werden kann - 
Longitudinaldaten über mehr als 2000 Gemeinden zur Verfügung, die für verschiedenste 
Zwecke komparativer Querschnitt- und diachroner Längsschnittuntersuchungen herangezo-
gen werden können.  Aus der Synthese der dieser Gemeindeumfragen mit dem Lokalpartei-
ensurvey sind diverse Publikationen entstanden, die in der Öffentlichkeit Interesse gefunden 
haben: so z. B. eine detaillierte Untersuchung über die Vertretung der Frauen in der Lokalpo-
litik (Meuli/Ladner 1995; 2000) sowie die Beiträge über „Gemeinden“ und „Parteien“ im kürz-
lich erschienenen „Handbuch der Schweizer Politik“ (Geser 1999a; 2002; Ladner 1999a). 
 

3.2 Die Befragung der Mitglieder kommunaler Exekutiven 

Das Ziel landesweit angelegten empirischen Untersuchung bestand darin, durch einen Ver-
gleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen in den Gemeindeexekutiven Erkenntnis-
se über die Auswirkungen der Parteienerosion auf kommunalpolitische Strukturen und Pro-
zesse und im allgemeinen und auf die Zusammensetzung, Tätigkeit und Einflussstellung der 
Exekutive im besonderen zu gewinnen. Zu diesem Zweck wurde im Herbst/Winter 2008/09 
eine schriftliche Vollerhebungsbefragung der Exekutivmitglieder aller (ca. 2700) Gemeinden 
in allen drei Landesteilen durchgeführt, an der sich überraschenderweise über 8000 (von 
insgesamt 15‘500) Befragte mitbeteiligt haben. 
 
In Zusammenarbeit mit dem IDHEAP18 (sowie zusätzlich auch dem Kompetenzzentrum für 
Management an der Universität Bern (Prof. Reto Steiner) ist ein Fragebogen (siehe Anhang) 
erarbeitet worden, der die Grundlage für die landesweite schriftliche Befragung der aller Mit-
glieder kommunaler Exekutiven gebildet hat. Diese in allen drei Sprachregionen (mit jeweils 
auf französisch und italienisch übersetzten Fragebögen) durchgeführte Erhebung hat zwi-
schen November 2008 und März 2009 stattgefunden. 
Im Begleitbrief zum 16-seitigen Fragebogen, welcher 79 Fragen umfasste, wurden den be-
fragten Personen folgendes mitgeteilt: 
 
„Die lokalen Exekutivmitglieder nehmen in den Gemeinden eine herausragende Stellung 
ein. Sie lenken nicht nur deren Geschicke, sondern bestimmen auch das Wohlergehen 
der Bürgerinnen und Bürger massgeblich mit. Der Wissensstand von Öffentlichkeit und 
Forschung über die lokalen Exekutivpolitikerinnen und -politiker entspricht aber nicht 
ihrer gesellschaftlichen Bedeutung. (…) 
Der beiliegende Fragebogen enthält Fragen zu Ihrer Exekutivtätigkeit, zu den Wahlen, 
zum Verhältnis, das Sie zu Ihrer eigenen politischen Gruppierung haben, und zu Ihren 
Ansichten über Fragen der Gemeindepolitik. Er richtet sich an alle Personen, die zum 
jetzigen Zeitpunkt Mitglied einer lokalen Exekutive sind. Ihre Antworten interessieren 
uns also auch, wenn Sie Ihr Amt nur noch bis Ende dieses Jahres ausüben.“ 
 

                                                
17

 "Aktuelle Wandlungstendenzen und Leistungsgrenzen der Gemeindeorganisation in der Schweiz" 
(Projekt Nr. 12-32586.92) 
18

 INSTITUT DE HAUTES ÉTUDES EN ADMINISTRATION PUBLIQUE 
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Die Erhebungsbasis basiert auf den am Stichtag des 1.10.2008 bestehenden 2706 politi-
schen Gemeinden, die sich (Tab. 3.1) folgendermassen auf die 26 schweizerischen Kantone 
verteilten: 

Tabelle 3.1: Anzahl Gemeinden pro Kanton 

 

Aargau 229 Nidwalden 11 

Appenzell-Innerhoden 6 Obwalden 7 

Appenzell-Ausserrhoden 20 St. Gallen 88 

Bern 395 Schaffhausen 32 

Basel-Land 86 Solothrun 125 

Basel-Stadt 3 Schwyz 30 

Freiburg 168 Tessin 181 

Genf 45 Thurgau 80 

Glarus 25 Uri 20 

Graubünden 203 Waadt 376 

Jura 83 Wallis 153 

Luzern 96 Zug 11 

Neuenburg 62 Zürich 171 

 
Auf der Basis der kommunalen und kantonalen Websites sowie durch direkte Kontaktauf-
nahme mit den Gemeindekanzleien ist es gelungen, 99.5% aller momentan aktiv amtieren-
den Gemeindeexekutivmitglieder namentlich zu eruieren. 
Da es innerhalb des Befragungszeitraums mehrere Wahlen und auch manche irregulären (z. 
B. durch Krankheit oder Tod bedingten) Amtswechsel gab und zudem auch einige Gemein-
den auf den 1.1.2009 fusionierten, reduzierte sich die Anzahl der tatsächlich erreichten Exe-
kutivmitglieder von 15526 auf 15381 Personen. 
 
Der Versand der deutschsprachigen Fragebögen inklusive Begleitbrief und Rückantwortcou-
vert fand in der zweiten Novemberwoche 2008 statt, und die französische und italienische 
Versionen wurden in der dritten Novemberwoche 2008 an die Gemeindekanzleien geschickt. 
Zusätzlich zum Fragebogen erhielten die Gemeinderäte einen Weblink19  und eine persönli-
che Login-Nummer, unter welcher der Fragebogen auch Online ausgefüllt werden konnte. 
Insgesamt haben sich bis Ende Februar 2009 nicht weniger als 8089 Mandatsträger an (da-
von 26% Online) an der Untersuchung beteiligt, von denen 7918 (d. h. 97.9%) den Fragebo-
gen vollständig ausgefüllt haben.20  Der Unterschied zwischen Männern (52.2%) und Frauen 
(53.1%) war statistisch nicht signifikant. In immerhin 198 Gemeinden hat kein einziges Exe-
kutivmitglied den Fragebogen beantwortet. In diese Kategorie fallen auch Gemeinden, in 
welchen sich die Gemeinderäte unisono oder die Gemeindeverwaltung weigerten, an der 
Befragung teilzunehmen.  
175 Gemeinden weisen einen vollständigen Rücklauf auf – d.h. bei ihne haben sich sämtli-
che Gemeinderäte haben sich an der Umfrage beteiligt. Diese Gemeinden befinden sich 
vorwiegend in den Kantone Waadt (31), Bern und Zürich (je 21), sowie Aargau (16) – also 
Kantone, welche eine hohe Anzahl von Gemeinen, respektive Exekutivmitglieder aufweisen.  

 

                                                
19

 www.smartsurvey.ch/excom 
20

 Erstaunlicherweise haben sich in den ruralen Kantonen Obwalden und Uri am meisten Mandatsträ-
gear für den Internet-Kanal entschieden (43% bzw. 32%), während im Kanton Genf am häufigsten 
(92%) der konventionelle Postweg gewählt worden ist. Beim Vergleich der Sprachregionen fällt auf, 
dass der Anteil der Onliner in der Deutschschweiz mit 27.1% am höchsten war, während In der Ro-
mandie und der italienischsprachigen Schweiz nutzten nur 22.4%, resp. 22.7% dieses neue (natürlich 
mit vielerlei Einsparungen verbundene) Medium wählten. 

http://www.smartsurvey.ch/excom
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Tabelle 3.2: Gemeinden mit einem Rücklauf von 100% geordnet nach der Sitzzahl in der Exeku-
tive.  

Gemeinde Kt. Räte Gemeinde Kt. Räte Gemeinde Kt. Räte 

Marly FR 9    Kaufdorf BE 5 

Schübelbach SZ 9 Kaufdorf BE 5 Melchnau BE 5 

Meilen ZH 9 Melchnau BE 5 Saint-Livres VD 5 

Appenzell AI 7 Oberwil bei Büren BE 5 Penthaz VD 5 

Mühlethurnen BE 7 Jens BE 5 Lully VD 5 

Spiez BE 7 Toffen BE 5 Penthéréaz VD 5 

Ittigen BE 7 Mörigen BE 5 Berolle VD 5 

Bévilard BE 7 Anwil BL 5 Orny VD 5 

Nidau BE 7 Giebenach BL 5 Bussigny-près-Lausanne VD 5 

Saint-Imier BE 7 Buckten BL 5 Curtilles VD 5 

Kandersteg BE 7 Itingen BL 5 L'Abbaye VD 5 

Köniz BE 7 Jeuss FR 5 Borex VD 5 

Rubigen BE 7 Autigny FR 5 Cossonay-Ville VD 5 

Signau BE 7 Ponthaux FR 5 Sottens VD 5 

Zäziwil BE 7 Morlon FR 5 Onnens VD 5 

Rüeggisberg BE 7 Wallenried FR 5 Luins VD 5 

Riggisberg BE 7 St.Mortitz GR 5 Loney VD 5 

Oberwil BL 7 Lostallo GR 5 Vufflens-le-Château VD 5 

St.Silvester FR 7 Ftan GR 5 Crassier VD 5 

Pontresina GR 7 Roveredo GR 5 Echichens VD 5 

Giswil OW 7 Medel GR 5 Buchillon VD 5 

Gossau SG 7 Susch GR 5 Jouxtens-Mézery VD 5 

Degersheim SG 7 Masein GR 5 Sullens VD 5 

Egnach TG 7 Le Noirmont JU 5 Lutry VD 5 

Neuforn TG 7 Ettiswil LU 5 Bofflens VD 5 

Tesserete TI 7 Nottwil LU 5 Mont-sur-Rolle VD 5 

Seelisberg UR 7 Ballwil LU 5 Vuibroye VD 5 

Bäretswil ZH 7 Buttisholz LU 5 Oberägeri ZG 5 

Geroldswil ZH 7 Auvernier NE 5 Unterägeri ZG 5 

Regensdorf ZH 7 Bevaix NE 5 Risch ZG 5 

Dielsdorf ZH 7 Cernier NE 5 Rickenbach ZH 5 

Erlenbach ZH 7 Dallenwil NW 5 Andelfingen ZH 5 

Elgg ZH 7 Andwil SG 5 Maschwanden ZH 5 

Herrliberg ZH 7 St.Gallen SG 5 Dorf ZH 5 

Urdorf ZH 7 Quarten SG 5 Steinmaur ZH 5 

Wiesendangen ZH 7 Schmerikon SG 5 Rafz ZH 5 

Dällikon ZH 7 Muolen SG 5 Hedingen ZH 5 

Fulenbach AG 6 Lohn SH 5 Unterstammheim ZH 5 

Gebensdorf AG 6 Neuhausen SH 5 Knonau ZH 5 

Schwende AI 6 Siblingen SH 5 Bernex GE 3 

Gurmels FR 6 Trasadingen SH 5 Onex GE 3 

Birmensdorf ZH 6 Löhningen SH 5 Gy GE 3 

Arni AG 5 Hemishofen SH 5 Lancy GE 3 

Ehrendingen AG 5 Rickenbach SO 5 Bardonnex GE 3 

Obersiggental AG 5 Beinwil SO 5 Aire-la-Ville GE 3 

Rupperswil AG 5 Walterswil SO 5 Versoix GE 3 

Dottikon AG 5 Küttigkofen SO 5 Choulex GE 3 

Kölliken AG 5 Bibern SO 5 Vandoeuvres GE 3 

Schwaderloch AG 5 Unterramsern SO 5 Satigny GE 3 

Würenlingen AG 5 Hefenhofen TG 5 Troinex GE 3 

Niederrohrdorf AG 5 Wilen TG 5 Chur GR 3 

Gansingen AG 5 Sorengo TI 5 Fischbach LU 3 

Leibstadt AG 5 Aranno TI 5 Schlierbach LU 3 

Untersiggenthal AG 5 Maggia TI 5 Greppen LU 3 

Muri AG 5 Aquarossa TI 5 Alberswil LU 3 

Bad Zurzach AG 5 Dalpe TI 5 Penthaz                 VD         3 

Thun BE 5 Manno TI 5 

Bern BE 5 Coinsins VD 5 

   Lully VD 5    

 
Bei drei Gemeinden mit 9 Ratsmitgliedern, sowie 34 Kommunen mit sieben Ratssitzen lag 

die Beteiligung bei 100%. Die Stadt Bern ist die einzige Grossstadt, in welcher sämtliche 
Stadträte den Fragebogen einreichten. Tabelle 3.2 zeigt die Liste der Gemeinden, bei denen 
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es gelungen ist, von allen Mitgliedern der Exekutive vollständige Informationen zu erlangen. 
Eine Analyse nach Gemeindegrössen ergibt, dass sich vor allem die Mandatsträger mittel-
grosser und städtischer Kommunen überdurchschnittlich stark an der Erhebung mitbeteiligt 
haben, während die Teilnahmequote unterhalb von 1000 Einwohnern auf die Marke von 50% 
unterschreitet (Figur. 3.1). Die Gründe dafür liegen wohl darin, dass kommunale Angelegen-
heiten in Kleingemeinden oft als sehr unpolitisch empfunden werden (vgl. Geser 2003e), so 
dass sich die Exekutivräte von manchen Surveyfragen (z. B. der Aufforderung, zu sachpoliti-
schen Fragen Stellung zu nehmen und sich auf der Links-Rechts-Skala zu verorten) wenig 
angesprochen fühlten.  

 
 
Beim Vergleich der Sprachräume zeigt sich ein erhebliches Nachhinken der Romandie ge-
genüber der Deutschschweiz wie auch gegenüber dem Tessin (Tab. 3.3). Die hohe Teilnah-
mebereitschaft der Südschweiz ist angesichts der hohen Zahl sehr kleiner Gemeinden be-
sonders positiv zu vermerken.21 

Tabelle 3.3: Umfang der Stichproben und Beteiligungsquoten in den Sprachregionen 

 
Angeschriebene  
Exekutivmitglieder 

Anzahl  
Antworten 

Beteiligungs-
quote 

Prozentanteil 
unvollständig 

Deutsche Schweiz 9829 5436 55.3% 2.1% 

Französische Schweiz 4442 2048 46.1% 3.1% 

Italienische Schweiz 1056 598 56.6% 3.7% 

Ganze Schweiz  15327 8082 52.7% 2.5% 

 
 
Eine Gegenüberstellung der Kantone (Figur 3.2) macht deutlich, dass die defizitäre Teilnah-
mequote der Westschweiz weitgehend auf die Kantone Jura und Wallis zurückzuführen ist, 
während z. B. der Waadt - trotz des Vorherrschens sehr kleiner Gemeinden – genauso wie in 
Genf oder Freiburg durchschnittliche Quoten bestehen. In der deutschen Schweiz profilieren 
sich Zürich, Zug, die beiden Appenzell und Nidwalden als Kantone mit einer Rücklaufquote 
von über 60%22  

                                                
21

 Tatsächlich ist die stärkere Beteiligung im Tessin ausschliesslich auf die höhere Rücklaufquote aus 
Gemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern zurückzuführen. 
22

 Demgegenüber ist in Glarus eine gewisse Demotiviertheit spürbar, die vielleicht mit dem jüngsten 
Entschluss, die gesamte traditionelle Gemeindeordnung aufzulösen und durch drei neue Gemeinden 
zu ersetzen, im Zusammenhang steht. 
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Figur 3.1: Teilnahmequote an der Befragung kommunaler Exekutivmitglieder: nach 
Gemeindegrösse (Prozentwerte) 
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Weitere, hier nicht dargestellte Analysen haben ergeben, dass Exekutivräte aus Gemeinden 
mit vorwiegend protestantischer Bevölkerung und einem hohen Anteil akademisch gebildeter 
Einwohner ihren Fragebogen etwas häufiger retournierten. 
Insgesamt aber ist die Schlussfolgerung erlaubt, dass die verfügbare Stichprobe umfang-
reich und ausgewogen genug ist, um – zumindest unter Berücksichtigung gewisser Gewich-
tungsfaktoren – ein adäquates Bild von den Verhältnissen im gesamten Universum Schwei-
zerischer Gemeindeexekutivmitglieder zu gewinnen. 
Gemäss dem Wissensstand der Autoren ist bisher weltweit keine andere empirische Unter-
suchung durchgeführt worden, in der Informationen über derart zahlreiche Mitglieder politi-
scher Exekutivgremien gesammelt worden sind. Evidenterweise bietet das immens umfang-
reiche Datenmaterial – weit über die relativ enge Projektfragestellung hinaus – attraktive 
Möglichkeiten, um vielerlei soziologische und politologische Hypothesen zu überprüfen, die 
sich auf die Determinanten der Rekrutierungsmuster, Motivationen, politischen Denkweisen 
und Verhaltensformen einzelner kommunaler Exekutivmitglieder – sowie über die Stellung 
und Aktivität des von ihnen konstituierten Exekutivgremiums beziehen.  
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4. Kapitel: Zum Erosionsprozess der Schweizer Lo-
kalparteien 

4.1 Lokale Parteien in der Schweiz 

Trotz ihrer Organisationsschwäche und Unprofessionalität kommt den Parteien auf Gemein-
deniveau eine eher grössere Bedeutung als auf Kantons- oder Bundesebene zu, sind sie 
doch in kleineren Kommunen in der Regel die einzigen organisierten Vereinigungen, die sich 
regelmässig und hauptsächlich mit politischen Fragen befassen. Deshalb sind die Lokalpar-
teien oft unverzichtbar, um den politischen Prozess in Gang zu halten und die kommunale 
mit der überlokalen Politik zu verknüpfen. Ebenso ist die Bedeutung der Massenmedien auf 
lokaler Ebene oft so gering, dass sich die politische Meinungsbildung notwendigerweise rela-
tiv stark unter Parteieinfluss vollzieht.  
 
Als Folge davon zerfällt die kommunalpolitische Szene relativ deutlich 
a) in einen kleinen Kernbereich primärer politischer Akteure (vor allem formelle Behörden und Kom-

missionen sowie politische Parteien), die alle regelmässige und konzeptuelle politische Arbeit 
monopolisieren; 

b) in eine unscharf begrenzte Peripherie verschiedenartigster sekundärer Akteure (Individuen, Firmen, 
Institutionen, Vereine, Verbände u. a.), deren Interventionen eher unberechenbar, unprofessionell 
und punktuell erfolgen und auf Grund der Tatsache, dass sie nicht einer generellen politischen Ge-
samtverantwortung entspringen, auch wenig Legitimation in Anspruch nehmen können. 

 
Aus den Ergebnissen der Gemeindeschreiberbefragung von 1989 lässt sich entnehmen, 
dass abgesehen von den Ortsparteien vor allem die Freizeit- und Sportvereine sowie – ober-
halb von 2000 Einw.) die Gewerbevereine ‚gelegentlich‘ politisch aktiv werden – während 
Quartier- und Kulturvereine, philanthropische Vereinigungen und Gewerkschaftsgruppen erst 
in den Städten deutlicher (aber ebenfalls nur sporadisch) in Erscheinung treten. (Geser 
1991d). 
Demgegenüber fehlt – abgesehen von Grosstädten – jener intermediäre Bereich parapoliti-
scher Interessenverbände, die dauerhaft, systematisch und mit umfassenderer Verantwort-
lichkeit am politischen Prozess partizipieren, wie dies für einen kompetitiven politischen Plu-
ralismus die notwendige Voraussetzung bildet. Die auf Kantons- und Bundesebene feststell-
bare Regularität, dass viele Vereinigungen mit ursprünglich völlig unpolitischen Zielsetzun-
gen sekundär in politische Rollen hineinwachsen und als parapolitische Verbände sogar 
staatstragende Funktionen übernehmen, hat in der Gemeindepolitik keine Parallele. Denn 
fast durchwegs fehlt ein ausreichend ausdifferenzierter oder gar professionalisierter Füh-
rungsapparat, der in der Lage wäre, zusätzlich zu den routinemässigen Binnenfunktionen 
noch kommunal-politische Aussenaktivitäten wahrzunehmen oder sich gar spezifisch dafür 
zu qualifizieren. 
 
Überdies hängt die Kohäsion von Vereinigungen, deren Mitglieder sich andauernd wiederse-
hen, häufig davon ab, dass kontroverse politische Diskussionsthemen vermieden werden, 
die die Gefahr mit sich führen, dass sich erbitterte kommunalpolitische Polarisierungen und 
Stellungskämpfe innerhalb des Vereins reproduzieren (Vidich/Bensman 1968:110; Lehmann 
1976, 100ff.) 
Nur in jenen wenigen Fragen, in denen dank gemeinsamer Betroffenheit mit einem universel-
len Konsens gerechnet werden darf, ist eine politische Vereinsartikulation vielleicht sogar 
besonders naheliegend, weil sie den inneren Zusammenhalt verstärkt. So mag sich ein Ten-
nisclub sehr vehement für neue Sportanlagen und eine Theatergruppe für einen Saalneubau 
engagieren, ohne im geringsten eine generalisiertere politische Teilnahmerolle anzustreben. 
 
Generell überwiegen bei den Schweizer Lokalparteien meist die sachpolitischen Aktivitäten, 
weil es im Milieu direkter Demokratie vor allem darum geht, über die Einwohnerversammlung 
(oder Volksabstimmungen) auf konkrete Fragen Einfluss zu nehmen. Personalpolitisch ist 
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der Spielraum hingegen beschränkt, weil häufig kein Parlament zu bestellen ist und mangels 
Kandidaten keine Nominationsselektionen und Kampfwahlen veranstaltet werden können.  
Ebenso über die sachpolitische gegenüber der machtpolitischen Orientierung, weil im Rah-
men  kommunaler Konkordanzdemokratie nur wenig Macht zu erringen ist und weil keine 
attraktiven Aemter zu verteilen sind, wie sie für eine „Patronagepartei“ die Voraussetzung 
bilden. 
In der Terminologie von Samuel J. Eldersveld können die Schweizer Lokalparteien deshalb 
am ehesten dem Typus der „amateur association of idealists“ zugerechnet werden, der sich 
rein machtorientierten Parteien, die sich um Führungspersonen scharen („candidate-
centered aggregations“) durch ein höheres Gewicht gesinnungsmässig-sachbezogener Moti-
ve und Zielsetzungen unterscheidet (Eldersveld 1982: 165ff.; Geser et. al 1994: 25;). Der 
Zustrom von Anhängern wird vor allem dadurch gesichert, dass die meisten Parteien von 
allen Mitgliedern die formale Bindung an eine Ortssektion fordern, und dass kommunalpoliti-
sche Aktivitäten für weiterführende politische Karrieren (z. B. für die Wahl in den Kantonsrat 
und oder die nationalen Räte) nach wie vor eine wichtige Voraussetzung bilden. 
 

4.2 Der historische Expansionsprozess des lokalen Parteien-
systems 

Seit den 70er Jahren haben vor allem die vier Bundesratsparteien ein fast flächendeckendes 
Netzwerk von Lokalsektionen ausgebaut, die selbst in Kleingemeinden durchaus überlebens-
fähig waren, weil – neben dem generellen Bevölkerungswachstum – die die zunehmende 
Zahl politisierender Frauen zur Erhöhung der Mitgliederzahlen beigetragen haben. So haben 
bei der Befragung von 1989 die meisten Parteipräsidenten vermeldet, dass die Zahl der akti-
ven Anhänger im Zeitraum 1994 bis 89 zugenommen habe (Geser 1991c). Die recht hohe 
kommunalpolitische Präsenz der Parteien kam darin zum Ausdruck, dass damals nur ca. 
20% aller Mitglieder der kommunalen Exekutiven parteiunabhängig waren. Aus der Tatsa-
che, dass zwischen 1989 und 1994 rund dreimal mehr Neugründungen als Auflösungen (750 
gegenüber 280) registriert worden sind, mag man - mit aller methodischer Vorsicht, die bei 
den empirischen Umfragedaten angebracht ist 23 - auf einen auch in die 90-Jahre hineinrei-
chenden Expansionsprozess schliessen, der sich anteilsmässig zunehmend auf die kleinen 
Landesparteien sowie rein gemeindeinterne Gruppierungen erstreckte (Ladner 1996: 9).24 So 
herrschte lange der Eindruck, die Parteien würden zusätzlich zu den Kantons- und Bundes-
wahlen immer mehr auch die Wahlen in Gemeindebehörden unter ihre monopolistische Kon-
trolle nehmen. (Geser 1998a).  
Gemäss Hochrechnungen gesamtschweizerischen Gemeindeumfrage gab es in allen Ge-
meinden der Schweiz 1994 rund 6000 lokalpolitische Gruppierungen, die - da sie Kandidaten 
für Ämter aufstellen und/oder regelmässig sachpolitisch tätig sind - als „Parteien“ betrachtet 
werden können (Ladner 1996: 2). Bei fast 90% von ihnen handelt es sich um die Ortssektio-
nen der Kantons- und Bundesparteien und nur bei 10% um autochthone Gruppierungen 
(Ortsvereine, Freie Wähler u.a.) ohne überlokale Einbindung (Ladner 1996: 3). 
 
Der historische Verlauf der lokalen Parteienbildung wird deutlich wenn man die im Jahre 
2002 (noch) bestehenden Gruppierungen unter dem Blickwinkel ihrer Gründungsjahre mit-
einander vergleicht.  
Dabei wird sichtbar, dass sowohl bei den Freisinnigen wie bei den Sozialdemokraten die 
meisten städtischen Gemeinden bereits sehr früh (vor 1920) mit einer Sektion ausgestattet 
waren (Figuren 4.1 und 4.4) Sie kontrastieren damit der CVP und der SVP (Figuren 4.2 und 

                                                
23

 Andererseits gab es bereits zu jener Zeit Hinweise, die auf eine gewisse Redimensionierung des - 
vielleicht organisatorisch überdehnten - Netzwerks der Lokalparteien hingedeutet haben. So schien 
die Zahl der Gruppierungen zumindest  im Tessin und in den Westschweizer Kantonen (insbesondere 
VD) seit 1984 rückläufig zu sein. (Ladner 1996: 11). 
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4.3), die (aufgrund ihrer eher ländlichen Prägung) sich diese urbanen Räume mehrheitlich 
erst nach 1940 erschlossen haben.  
.

 

 
 
Entsprechend verläuft bei ihnen die städtische Expansion weitgehend parallel zur Ausdeh-
nung in den ländlichen Räumen, wo Lokalparteien überall erst nach 1950 einen kontinuierli-
chen Aufschwung genommen haben. Der grösste Stadt-Land-Unterschied besteht erwar-
tungsgemäss bei den Sozialdemokraten, wo über die Hälfte aller Sektionen der Kleinstge-
meinden (unter 2000 Ew.) erst nach 1960 gegründet worden sind. 
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Figur 4.1: Historischer Verlauf der Gründung von im Jahr 2002 bestehenden  
FDP-Sektionen: nach Einwohnerzahl der Gemeinden (kumulative Prozentwerte). 
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Figur 4.2: Historischer Verlauf der Gründung von im Jahr 2002 bestehenden 
CVP-Sektionen: nach Einwohnerzahl der Gemeinden (kumulative Prozentwerte). 
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4.3 Das Absterben kleiner Parteien 

Seit den 1990er Jahren hat aber in allen drei Sprachregionen eine spürbare Erosion der lo-
kalen Parteiensysteme  stattgefunden, die bisher zwar nicht so sehr in ihrer Auflösung, sehr 
wohl aber in der Verringerung und Überalterung ihrer Anhängerschaften, in der zunehmen-
den Schwierigkeit zur Ämterbesetzung sowie in einem generellen Niedergang ihres kommu-
nalpolitischen Einflusses Ausdruck gefunden hat. 
 

0 

10 

20 

30 

40 

50 

60 

70 

80 

90 

100 

bis 2000 2-5000 5-10000 über 10000 

Figur 4.3: Historischer Verlauf der Gründung von im Jahr 2002 bestehenden  
SVP-Sektionen: nach Einwohnerzahl der Gemeinden (kumulative Prozentwerte). 
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Figur 4.4: Historischer Verlauf der Gründung von im Jahr 2002 bestehenden  
SP-Sektionen: nach Einwohnerzahl der Gemeinden (kumulative Prozentwerte). 
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Diese Entwicklungstendenzen werden deutlich fassbar, wenn man die in der Studie von 
1988/89 gewonnenen Ergebnisse mit den Resultaten der 2002 durchgeführten Replikati-
onsstudie vergleicht, in der weitgehend identische Befragungsinstrumente angewendet wor-
den sind. 
Als Haupteindruck ergibt sich, dass die lokalen Parteien in den meisten Gemeinden in Erosi-
on begriffen sind und vor allem in den kleineren Kommunen ihre bisherige Kontrolle über die 
Ämterbesetzung in teilweise drastischem Umfang verlieren. So ist der Anteil der Gemeinden 
mit aktiven Ortsparteien ist in den 1990er Jahren von 75 Prozent auf gut die Hälfte zurück-
gegangen, und gleichzeitig hat sich die Bedeutung dieser Gruppierungen in der Kommunal-
politik  deutlich verringert (Ladner 2003). Die schwindende Bindungskraft der Parteien zeigt 
sich am klarsten im dramatischen Rückgang ihrer Anhängerschaften. So haben sie in den 
letzten 15 Jahren im Durchschnitt einen Drittel ihrer Aktiven und 20 Prozent ihrer Mitglieder 
verloren. (Geser 2003b; 2003c; Ladner/Meuli 2005a, Meuli/Ladner 2004).  
 
Die Folgen dieses Mitgliederschwundes sind in der Kommunalpolitik wie auch in den Partei-
en selber schon deutlich spürbar. So konnte in den letzten Jahren eine Demontage innerpar-
teilicher Führungsstrukturen (Geser 2004c) festgestellt werden. In kleinen Parteien besteht 
die Tendenz, auf ein kollektives Führungsgremium völlig zu verzichten und die Führung der 
Partei dem Parteipräsidenten zu überlassen, während in grösseren Parteien städtischer Ge-
meinden ein Trend zur massiven Verkleinerung der Führungsgremien zu beobachten ist. 
Gleichzeitig haben vor allem Parteien aus städtischen Gemeinden eine Ausdünnung innerer 
Interaktionsprozesse vorgenommen, indem sie die Zahl ihrer Mitgliederversammlungen und 
Vorstandszusammenkünfte deutlich reduziert haben (Geser 2004d). Diese Entwicklung 
hängt direkt damit zusammen, dass sich die Besetzung innerparteilicher Ämter sehr proble-
matisch gestaltet.  
 
Von besonderer Brisanz für das politische System auf Gemeindeebene sind aber die zu-
nehmenden Probleme der Parteien bei der Personalrekrutierung für öffentliche Ämter. In den 
Schweizer Gemeinden dürften (inkl. kommunale Parlamente) schätzungsweise insgesamt 
zwischen 140'000 und 160'000 Ämter zu besetzen sein. Besonders schwer tun sich die 
Ortsparteien bei der Besetzung der Schlüsselpositionen des kommunalpolitischen Systems, 
den Exekutivämtern. Mehr als die Hälfte der Ortsparteien hatten bei ihren letzten Exekutiv-
wahlen zu wenig Kandidatinnen oder Kandidaten, und es sieht eher danach aus, dass sich 
das Problem noch verschärfen wird, denn in 75 Prozent der Lokalsektionen der vier Bundes-
ratsparteien ist die Kandidatensuche in den letzten Jahren eindeutig schwieriger geworden 
(Geser et al. 2003c: 30 f.). Damit gehen die Parteien langsam ihrer Monopolstellung in der 
Kandidatenauslese (Burger 1980: 57) verloren. Die Folge ist, dass heute mehr als 40 Pro-
zent der rund 15000 Exekutivsitze in den 2750 Schweizer Gemeinden von Leuten besetzt 
werden, die – zumindest formell - keiner Partei verbunden sind. Dazu kommt noch eine be-
trächtliche Zahl von Exekutivmitgliedern, die einer nur lokal organisierten politischen Grup-
pierung angehören.  
 
Ein Grund für das Anwachsen der Parteilosen liegt paradoxerweise darin, dass die aktiven 
Mitglieder der politischen Parteien häufig nicht für ein öffentliches politisches Amt zur Verfü-
gung stehen, weil sie mit parteiinternen Ämtern und Aufgaben voll ausgelastet sind.  Diese 
Problematik mag sich gerade durch die Erosion der Parteimitgliederschaften verstärken: weil 
diese notwendigen parteibezogenen Tätigkeiten dann von einer immer geringeren Zahl von 
Aktiven bewältigt werden müssen. 
 
„…..oft sind qualifizierte Parteimitglieder bereits mit Parteichargen zur Genüge belastet, und 
mehr und mehr lässt die wachsende zeitliche und arbeitsmässige Belastung der Gemeinde-
räte auch bei an sich willigen Kandidaten die Lust erlahmen, dieses Amt zu übernehmen. 
‚Wer in der Partei aktiv und auch noch Gemeinderat ist, hat eine rechte Bürde zu tragen‘, 
meint Markus Ambühl, Vizepräsident der SP Mönchaltorf.“ (Steiner 1996). 
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Im Falle der Schweizer Kommunalparteien sind diese ausserhalb kommunaler Ämter anfal-
lenden Aufgaben deshalb oft besonders umfangreich, weil die Partei in einem direkt-
demokrati-schen Kontext operiert, in dem sie aufgefordert ist, sich an Initiativen und Refe-
renden zu beteiligen und in der Einwohnerversammlung oder an Abstimmungskampagnen 
zu sachpolitischen Fragen Stellung zu nehmen. Dieses Standbein in der Sachpolitik kann 
durchaus bedeuten, dass die Partei auf die Besetzung öffentlicher Ämter gar nicht besonde-
ren Wert legt, weil sich hinreichende Möglichkeiten sieht, im direkt-demokratischen Feld ih-
ren Einfluss geltend zu machen. 
 
Es kann nicht erstaunen, dass sich die landesweiten Parteien vor allem aus den Kleinstge-
meinden zurückgezogen haben, wo schon immer nur eine prekäre Basis von aktiven Anhän-
gern (und Amtskandidaten) bestand (Tab.4.1). So hat sich der Anteil parteiloser Gemeinden 
in der Grössenklasse zwischen 1000 und 2000 Einwohnern mehr als verdoppelt, und selbst 
einige mittelgrosse Kommunen (mit 5-10000 Einw.) scheinen ihre lokale Politik heute ohne 
formal konstituierte Ortsparteien zu betreiben.  

Tabelle 4.1: Prozentsatz von Gemeinden ohne Ortsparteien 1994 und 2005: nach Gemeinde-
grösse 

Jahr der  
Erhebung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 
501- 
1000 

1001- 
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

über 
100000 

N = 

1994 46 29 8 3 0 0 2054 

2005 77 45 21 10 9 0 1852 

 
Aus Tabelle 4.2 geht hervor, dass Gemeinden unter 5000 Einwohnern in allen drei Sprach-
regionen eine Reduktion ihrer Parteienzahl erfahren haben, während die grösseren Gemein-
den und Städte bisher nur im deutschen Sprachraum von diesem Schrumpfungsprozess 
betroffen waren. 
 

Tabelle 4.2: Durchschnittliche Zahl von Lokalparteien 1994 und 2004: nach Sprachregion und 
Gemeindegrösse 

Sprachregion: 

 Einwohnerzahl der Gemeinde: 

 -500 
501-
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

N =  

deutsch 
1994 .83 1.68 2.64 3.84 5.19 7.07 10.00 1201 

2004 .48 1.16 2.40 3.75 4.75 6.15 9.00 723 

französisch 
1994 .42 1.07 2.09 3.44 4.00 4.81 6.00 580 

2005 .31 .64 1.31 2.61 4.20 5.00 6.00 302 

italienisch 
1994 1.57 3.50 3.68 4.07 4.25 5.00 -- 187 

2005 1.22 2.50 3.10 3.80 5.00 -- -- 44 

 
Nach wie vor profilieren sich die Tessiner Gemeinden mit einem ausserordentlich dichten 
Parteiennetzwerk, das dafür sorgt, dass bereits oberhalb von 500 Einwohnern praktisch 
überall eine Konkurrenz zwischen mindestens zwei Gruppierungen besteht – ein Zustand, 
der im deutschen Sprachraum erst bei ca. 1800, in der Romandie gar erst bei ca. 4000 Ein-
wohnern einigermassen regelmässig besteht. Die dramatischsten Einbrüche sind in der Ro-
mandie im Bereich zwischen 500 und 2000 Ew. zu verzeichnen, wo innerhalb von zehn Jah-
ren über 40%% aller Lokalparteien verschwunden sind. 
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Naheliegend ist die Vermutung, dass neben der Einwohnerzahl vor allem auch die politische 
Teilnahmebereitschaft der Gemeindebevölkerung einen Einfluss hat, ob und wie viele örtli-
che Parteigrupppierungen bestehen. 
Tatsächlich zeigt sich zumindest bei Gemeinden unter 2000 Einwohnern, dass bei hoher 
durchschnittlicher Stimmbeteiligung (bei Gemeinde-, Kantons- und Nationalratswahlen) signi-
fikant mehr Lokalparteien als bei niedrigem Wahlinteressse existieren. Natürlich mag hier 
auch die entgegengesetzte Kausalität mitspielen: dass Parteien dank ihrer Mobilisierungsak-
tivitäten in der Lage sind, die Teilnahmequoten zu erhöhen (Tab. 4.3). 

Tabelle 4.3: Durchschnittliche Zahl von Lokalparteien 1994 und 2004: nach Niveau der politi-
schen Partizipation und Gemeindegrösse 

Durchschnittliche Stimm-
beteiligung 2005 (Gemein-
de, Kanton-und Bund): 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 
501-
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

-40% .32 .69 1.81 3.79 4.75 5.85 9.00 

40-50% .32 .81 2.20 3.54 4.57 6.33 -- 

50-60% .48 1.12 2.61 3.42 5.20 6.00 -- 

über 60% .75 2.43 2.83 3.50 4.50 -- -- 

F-Test 
(Sign.) 

2.73 
(.044) 

12.78 
(.000) 

3.78 
(.012) 

1.28 
(.532) 

.89 
(.571) 

.38 
(.686) 

-- 

 

4.4 Verringerung (und Überalterung) der Anhängerschaften 

Eine zweite Ausdrucksform der lokalen Parteienerosion zeigt sich beim Vergleich der beiden 
Parteienerhebungen darin, dass die Zahl regelmässig aktiver Anhänger im Zeitraum 1989 bis 
2002 in den meisten Sektionen stark rückläufig war. Wiederum stechen hier die Kleinge-
meinden zwischen 1000 und 2000 Einwohnern hervor, wo sich der durchschnittliche Bestand 
der Aktiven um fast 40% (von 35.0 auf 21.4) verringert hat. Auch in allen andern Grössenka-
tegorien liegt der Verlust bei mindestens 30 Prozent (Tab. 4.4). 

Tabelle 4.4: Durchschnittliche Zahl von aktiven Parteimitgliedern pro Jahr in den lokalen Par-
teisektionen: nach Gemeindegrösse 1989 und 2002 

Jahr der 
Erhebung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde:  

-500 
501- 
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

N =  

1989 26.5 29.1 35.0 33.8 38.7 44.5 59.3 2433 

2002 17.5 18.4 21.4 23.3 27.4 29.7 43.2 2469 

F-Test 
(Sign.) 

9.58 
(.002) 

19.72 
(.000) 

40.63 
(.000) 

57.74 
(.000) 

17.41 
(.000) 

13.04 
(000) 

5.13 
(.019) 

 

 

 
Beim Vergleich der Kantone (Figur 4.5) zeigt sich, dass – mit Ausnahme von Glarus, Appen-
zell-Ausserrhoden und Obwalden – alle Regionen der Schweiz vom Niedergang der Patei-
anhängerschaften betroffen waren. Besonders dramatische Ausmasse hat er in den ländli-
chen Kantonen Wallis, Tessin, Graubünden und Luzern angenommen, wo durchschnittlich 
über die Hälfte aller Parteiaktiven verschwunden sind, (während in Basel-Land, Genf und 
Thurgau umgekehrt nur unwesentliche Veränderungen stattgefunden haben). 
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Ein Hauptgrund für den Niedergang besteht darin, dass es den Ortsparteien weniger als frü-
her gelingt, jüngere Mitglieder zu gewinnen. So ist der mittlere Anteil der unter 40-Jährigen 
ungeachtet der Gemeindegrösse durchwegs auf unter 30% abgesunken: besonders ausge-
prägt in den Gemeinden mit 5-10000 Einwohnern, wo mittlerweile weniger als 24% alle Par-
teianhänger dieser Altersgruppe angehören (Tab. 4.5). 

Tabelle 4.5: Durchschnittlicher Prozentanteil von Parteianhängern unter 40 Jahren in den loka-
len Parteisektionen: nach Gemeindegrösse 1989 und 2002. 

Jahr der 
Erhebung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde:  

-500 
501- 
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

N =  

1989 35.0 34.6 35.0 30.8 32.8 33.8 32.5 2410 

2002 29.4 28.5 27.3 25.4 23.9 28.0 27.2 2238 

F-Test 
(Sign.) 

8.71 
(.003) 

13.928 
(.000) 

45.25 
(.000) 

35.79 
(.000) 

49.07 
(.000) 

10.71 
(.001) 

4.08 
(.049) 
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4.5 Ausdünnung innerer Parteiaktivitäten 

Als Folge der ausgedünnten Mitgliederbasis werden die Binnenaktivitäten der Parteien und 
ihre Wirkungen nach aussen gleichermassen reduziert. Nach innen können die Parteien oft 
nicht mehr jenes Niveau an Versammlungs- und Gremienaktivitäten aufrechterhalten, das 
zur Diskussion anstehender Fragen und zur Erarbeitung von kollektiven Entscheidungen 
notwendig ist. Mit Blick auf die innere Parteidemokratie ist besonders problematisch, dass 
die Zahl jährlicher Parteiversammlungen erheblich sinkt: am deutlichsten in den grösseren 
Städten, wo anstelle von durchschnittlich sieben oder acht nur noch vier oder fünf Versamm-
lungen abgehalten werden (Tab. 4.6). 

Tabelle 4.6: Durchschnittliche Zahl von Parteiversammlungen pro Jahr in den lokalen Partei-
sektionen: nach Gemeindegrösse 1989 und 2002 

Jahr der 
Erhebung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde  

-500 
501- 
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

N =  

1989 2.04 2.55 2.94 4.08 4.80 5.60 7.38 2406 

2002 1.38 2.11 2.36 3.06 3.50 4.30 4.42 2499 

F-Test 
(Sign.) 

18.10 
(.000) 

8.21 
(.004) 

19.25 
(.000) 

50.66 
(.000) 

45.92 
(.000) 

12.79 
(.000) 

15.44 
(.000) 

 

 
 

4.6 Niedergang der kommunalpolitischen Einflussposition 

Nach aussen wird die generelle Einflussstellung der Lokalpartei in der Gemeindepolitik ge-
fährdet, indem sie häufig nicht mehr in der Lage ist, frei werdende Exekutivsitze, auf die sie 
aufgrund der Stimmenverhältnisse Anspruch hätte, mit eigenen Kandidaten zu besetzen. 
Diese Problematik ist in mittleren Gemeinden mit 2-5000 Einwohnern (wo fast 60% der Par-
teien einen chronischen Personalmangel beklagen) am häufigsten vorzufinden, während in 
den Städten öfters ein ausreichendes Rekrutierungsfeld zur Verfügung steht (Tab.4.7). 

Tabelle 4.7: Anteil der lokalen Parteisektionen, die im Normalfall „zu wenig“ eigene Kandidaten 
für die Gemeindeexekutive finden: nach Gemeindegrösse 1989 und 2002 (Prozentsätze) 

Jahr der 
Erhebung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde  

-500 
501- 
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001- 
10000 

10001-
25000  

über 
25000 

N =  

1989 32 40 47 49 46 46 31 2433 

2002 51 55 54 57 51 47 30 2469 

Chi2 
(Sign.) 

21.62 
(.000) 

14.48 
(.001) 

11.79 
(.003) 

19.79 
(.000) 

3.40 
(.183) 

1.69 
(.428) 

1.07 
(.523) 

 

 
 
Es darf – als Gesamtergebnis all dieser Entwicklungen - damit gerechnet werden, dass die 
generelle kommunalpolitische Einflussstellung der Lokalparteien erodiert. Zur Bestimmung 
dieser Stellung kann die in den Parteiensurveys von 1989 und 2002 in identischer Form er-
hobene Frage herangezogen werden, in welcher die Informanten (auf einer vierstufigen Ska-
la von 0 bis 3) den Einfluss ihrer Gruppierung auf generelle Prozesse politischer Meinungs-
bildung, Sachabstimmungen, Wahlen und die Exekutiventscheidungen in ihrer Gemeinde 
angeben mussten. Die Ergebnisse zeigen, dass in allen vier Aspekten ein Verlust an Einfluss 
stattgefunden hat: am wenigsten erwartungsgemäss bei den Exekutiventscheidungen, die 
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sich aufgrund der Tatsache, dass sie von einem Vielparteiengremium getroffen werden, dem 
Einfluss einzelner Parteien ohnehin relativ weitgehend entziehen (Tab.4.8). 

Tabelle 4.8: Durchschnittlicher Einfluss der Lokalpartei auf verschiedene Aspekte der Kommu-
nalpolitik: 1989 und 2002. (Skala von 0-3). 

Jahr der 
Erhebung 
 

Einfluss der Lokalpartei auf: 

Meinungsbildung in 
der Gemeinde 

Kommunale 
Abstimmungen 

Kommunale 
Wahlen 

Beschlüsse in der 
Gemeindeexekutiv 

1989 1.62 1.56 1.72 1.50 

2002 1.55 1.44 1.63 1.43 

F-Test 
(Sign.) 

14.87 
(.000) 

35.03 
(.000) 

10.19 
(.000) 

9.78 
(.002) 

 
Der (aus der Addition der vier Teilvariablen gebildete) summative Einfluss es kommunalpoli-
tischen Einflusses zeigt in nicht weniger als 19 von 24 Kantonen eine deutlich abnehmende 
Tendenz (Figur 4.6). Während der wachsende Parteieneinfluss in Glarus und Obwalden 
nicht überrascht, da er mit einer Zunahme der Mitgliederbasis (vgl. Figur 4.6) einhergeht, 
fehlt eine Erklärung, warum in Nidwalden und Zug analoge Entwicklungen stattgefunden ha-
ben. 
Der abnehmende kommunalpolitische Einfluss der Lokalparteien zeigt sich darin, dass sie 
immer weniger darin erfolgreich sind, durch Informations- und Mobilisierungsarbeit die Teil-
nahme der Bevölkerung an den Gemeindewahlen zu erhöhen.  So zeigt sich in Tabelle 4.9, 
dass die Korrelationen zwischen der Wahlbeteiligung und der Anzahl organisierter Lokalpar-
teien im Zeitraum 1988-2004 eher abgenommen haben. Eine Ausnahme bilden allerdings 
die Gemeinden mit 501-1000 Einwohnern, wo der Zusammenhang geringfügig enger gewor-
den ist.   

Tabelle 4.9: Korrelationen zwischen der Anzahl lokaler Parteien und der Beteiligung an kom-
munalen Wahlen 1989 und 2004: nach Gemeindegrösse (Prozentwerte).  

 Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 

1988 2004 1988 2004 1988 2004 1988 2004 

Korrelation .204 .157 .266 .295 323 .248 102 -.055 

(Sign.) (.000) (007) (.000) (.000) (.000) (.000) (.038) (.464 

N =  707 293 416 189 402 178 415 178 
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5. Kapitel: Aktuelle Verbreitungsmuster der Parteilo-
sen und ihre Determinanten 

5.1 Parteilose und Gemeindegrösse 

Während die kürzliche Umfrage (2008) bei den Exekutivmitgliedern über die aktuelle Präva-
lenz parteiloser Mandatsträger Auskunft gibt, geben die vorangegangenen drei Gemeindeun-
tersuchungen Einblick in die historische Entwicklung dieses Phänomens zwischen 1989 und 
2005. Als Grundlage dient die jeweilige Frage an den Gemeindeschreiber, welchen politi-
schen Gruppierungen die aktuellen Mitglieder des kommunalen Exekutivgremiums angehö-
ren. 
 
Ein erster Blick auf Tabelle 5.1 zeigt, dass in Gemeinden aller Grössenkategorien Exekutiven 
mit parteilosen Mitgliedern häufiger geworden sind, obwohl überall nach wie vor Gremien mit 
ausschliesslich parteigebundenen Mandatsträgern dominieren. Nur in Kleinstgemeinden un-
ter 500 Ew. sind Gremien, in denen ausschliesslich Parteilose sitzen, signifikant häufiger 
geworden - eine Konstellation, die oberhalb von 2000 Einwohnern praktisch völlig ver-
schwindet.  
 

Tabelle 5.1: Anteil der Parteilosen in der Gemeindeexekutiven 1989, 1994 und 2005, nach Ge-
meindegrösse  

Prozent Partei-
lose in der Exe-
kutive 

bis 500 Ew. 501-1000 Ew. 1001-2000 Ew. 

1989 1994 2005 1989 1994 2005 1989 1994 2005 

0% 48 49 47 56 50 49 73 70 58 

1-40% 16 9 4 16 13 12 14 20 21 

41-99% 13 9 11 10 9 17 7 5 12 

100% 23 33 38 18 28 22 6 7 9 

N =  637 692 665 381 377 425 389 355 405 

 

Prozent Partei-
lose in der Exe-
kutive 

2001-5000 Ew. 5001-10000 Ew. über 10000 Ew. 

1989 1994 2005 1989 1994 2005 1989 1994 2005 

0% 81 74 68 89 85 77 97 88 78 

1-40% 16 21 23 11 15 19 3 12 20 

41-99% 1 2 7 0 0 3 0 0 2 

100% 2 3 2 0 0 0 0 0 0 

N =  404 348 397 150 126 145 97 86 90 

 
Überall sonst haben sich bloss die „hybriden“ Gremien vermehrt, in denen meist nur ein bis 
zwei Parteilose Einsitz haben. Unverändert stark geblieben ist der Trend, dass Parteilose mit 
wachsender Gemeindegrösse deutlich abnehmen, um in den grösseren Städten praktisch 
vollständig zu verschwinden. Allerdings weist 2005 bereits mehr als jede fünfte städtische 
Gemeinden (im Vergleich zu nur 3% im Jahre 1989) mindestens ein parteiloses Mitglied auf. 
 
Die immense kausale Bedeutung der Gemeindegrösse wird durch die Ergebnisse der Exeku-
tivmitgliederbefragung in eindrücklicher Weise bestätigt. Hier zeigt sich, dass die in Kleinst-



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik  http://socio.ch/palo.pdf 

 

 52 

gemeinden (unter 500 Ew.) amtierenden Mandatsträger zu 70 bis 80% keiner Partei angehö-
ren, während es oberhalb von 20000 Ew. praktisch nur noch Parteigebundene Ratsmitglie-
der gibt (Tab. 5.2). In Kleingemeinden sind die gewöhnlichen Ratsmitglieder häufiger partei-
los als die Inhaber des Präsidentenamtes (das dank seiner grösseren Machtfülle wohl auch 
dann noch von den Parteien umworben wird, wenn diese für die übrigen Ratssitze keine 
Kandidaten mehr finden). 

Tabelle 5.2: Prozentsatz parteiloser Gemeindepräsidenten und gewöhnlicher Exekutivmitglie-
der in den Schweizer Gemeinden (Winter 2008/09): nach Gemeindegrösse. 

 
Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 
501-
1000 

1001-
2000 

2001 
5000 

5001-
10000 

10-
20000 

20-
35000 

über 
35000 

Präsidenten 70 52 32 15 9 10 0 0 

Gewöhnl. Mitglieder 81 63 34 17 5 6 2 0 

 
 

5.2 Regionale Disparitäten 

So dramatisch sich die Kantone momentan in der Verbreitung parteiloser Gemeinderäte un-
terscheiden, so schwer fällt es, in diesen Verteilungsmustern irgendwelche einsichtigen regi-
onalen Gesetzmässigkeiten zu erkennen. Am meisten ist die Erosion der Parteien offensicht-
lich  in Kleingemeinden unter 1000 Einwohnern fortgeschritten, wo in nicht weniger als 13 
Kantonen Exekutiven mit über 50% Parteilosen dominieren, und nur in zwei Kantonen (Lu-
zern und Tessin) durchschnittlich mehr als 80% der Mandatsträger einer Partei angehören 
(Figur 5.1).  
 
Im Grössensegment zwischen 1000 und 3000 Einwohnern profilieren sich die Waadt und der 
Thurgau als die zwei Stände, die weitaus am meisten Parteilose rekrutieren (und damit den 
Landesdurchschnitt um über das Doppelte überschreiten), während in den Neuenburger und 
Tessiner Gemeinden dieser Grösse – wie weitgehend auch in Wallis und Solothurn – die 
Parteien die Behördenrekrutierung vollständig dominieren. Oberhalb dieser Grössenschwelle 
sind Parteilose in allen Ständen ausser Waadt, Thurgau und Appenzell-Ausserrhoden höchs-
tens noch in einer kleinen Minderheit der Gemeindeexekutiven verbreitet. 
 
Die Befragung der Exekutivmitglieder bestätigt die Vermutung, dass der Trend zur Parteilo-
sigkeit in der Romandie am weitesten vorangeschritten ist; oberhalb von 5000 Ew. sind aller-
dings in der Deutschen Schweiz etwas häufiger parteiungebundene Amtsträger zu finden 
(Tab. 5.3). Bemerkenswert ist vor allem, dass alle fünf parteilosen Stadtpräsidenten im deut-
schen Sprachraum amtieren. Fast unberührt geblieben von dieser Entwicklung sind einige 
Zentralschweizer Kantone (ZG, OW, NW, LU), wo nach wie vor weniger als 10% der Man-
datsträger keiner politischen Gruppierung angehören, sowie die – ebenfalls überwiegend 
katholischen - Kantone Tessin, Schwyz, Solothurn, Wallis und St. Gallen, wo sich noch vier 
von fünf Exekutivmitglieder zu einer politischen Partei bekennen. Sie alle kontrastieren dra-
matisch mit den Kantonen Waadt und Graubünden, wo die Parteien infolge der Vielzahl sehr 
kleiner Gemeinden ausserstande sind, mehr als 30% der Sitze mit eigenen Anhängern zu 
füllen (Figur 5.1).  
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Tabelle 5.3: Prozentanteile von parteilosen Exekutivmitgliedern (2008) aus Gemeinden ver-
schiedener Grösse: nach Sprachregionen. 

Sprachregion: 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 
10-
20000 

20001+ 

deutsch 73 55 31 14 6 5 0 

französisch 80 62 35 19 2 2 0 

italienisch 30 12 4 0 0 0 0 

N =  1576 1407 1613 1833 748 406 113 
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Figur 5.1: Durchschnittlicher Prozentanteil an parteilosen Mitglie-
dern in der Exekutive: nach Kantonen und Gemeindegrösse. 
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5.3 Der Einfluss der Lokalparteien 

In Gemeinden unter 2000 Einwohnern wird die Häufigkeit parteiloser Exekutivräte zusätzlich 
stark durch die Existenz und Zahl lokaler Parteisektionen bestimmt. Während sich bei völli-
gem Fehlen derartiger Gruppierungen mehr als die Hälfte aller Gremien ausschliesslich aus 
Parteilosen konstituieren, sind es bereits bei zwei Ortsparteien nur noch wenige Prozent. 
Umgekehrt reichen offenbar drei organisierte Ortsparteien aus, damit in über 50% der Fälle 
kein einziges parteiloses Mitglied im Exekutivgremium sitzt (Tab. 5.4). 

Tabelle 5.4: Anteil der Parteilosen in der Gemeindeexekutive (2005): nach Zahl lokaler Parteior-
ganisationen und Gemeindegrösse 

Anteil 
Parteilose: 

bis 1000 Einw. 1001-2000 Einw. 

Zahl organisierter Lokalparteien Zahl organisierter Lokalparteien 

0 1 2 3 4+ 0 1 2 3 4+ 

0% 31 21 52 77 67 22 32 47 71 47 

1-40% 3 8 19 11 13 11 16 34 16 46 

41-99% 8 42 21 9 13 16 37 18 12 7 

100% 57 30 8 2 7 51 16 0 2 0 

Chi2 (sign.) 177.72 (.000) 97.06  (.000) 

N =  372 78 62 44 15 37 19 38 68 30 

 
Darin wird sichtbar, dass formell konstituierte Parteisektionen normalerweise willens wie 
auch faktisch in der Lage sind, durch Aufstellung eigener Kandidaten eine wenigstens par-
tielle  Kontrolle über den Rekrutierungsprozess der Gemeindeexekutive zu gewinnen. Aller-
dings scheinen dazu zwei sich die Macht teilende Hauptparteien auszureichen, während – 
wie auch die hier nicht präsentierte Analyse grösserer Kommunen zeigt - zusätzliche kleinere 
Gruppierungen nicht in der Lage scheinen, den Zufluss einzelner Parteiloser zu unterbinden.  
Insgesamt unterstützen diese Ergebnisse die Vermutung, dass die Erosion der kommunalen 
Parteiensysteme (vgl. Kap. 4) zumindest teilweise für das Vordringen Parteiloser in die zent-
rale Gemeindebehörde kausal verantwortlich ist. 
 

Tabelle 5.5: Prozentsatz von Exekutivmitgliedern, die keiner Partei angehören (2008): nach 
Gemeindegrösse und Gemeinden mit unterschiedlicher Zahl von Lokalparteien. 

 Einwohnerzahl der Gemeinde 

 

bis 1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 

Anzahl lokale Parteien Anzahl lokale Parteien Anzahl lokale Parteien 

0 1-2 3+ 0 1-2 3+ 0 1-2 3+ 

Präsidenten 71 43 26 32 27 21 18 10 9 

Chi2 (sign.) 73.14 (.000) 2.41 (.301) 2.67 (.263) 

N =  488 231 252 

Gewöhnliche Mitglieder 83 60 44 46 34 22 25 10 11 

Chi2 (sign.) 222.60 (.000) 44.31 (.000) 26.20 (.000) 

N =  1652 990 1144 
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Dieselbe starke Korrelation lässt sich auch im Sample der Exekutivmitglieder finden. Sowohl 
die Gemeindepräsidenten wie die gewöhnlichen Ratsmitglieder sind – bei gegebener Ge-
meindegrösse - viel häufiger parteigebunden, wenn in ihrer Kommune mindestens ein bis 
zwei Lokalparteien aktiv sind – und noch häufiger, wenn drei oder mehr organisierte Grup-
pierungen die Kommunalpolitik bestimmen (Tab. 5.5). In grösseren Gemeinden scheint aller-
dings nur von der Existenz, nicht von der Zahl der Ortsparteien eine kausale Wirkung auszu-
gehen: denn die Rate der Parteilosen sinkt nicht weiter, wenn anstelle von 1-2 drei oder 
mehr Lokalparteien bestehen. 
 

5.4 Der Bildungsgrad der kommunalen Bevölkerung 

Es fällt auf, dass die Mehrzahl der rein parteilosen Exekutiven in Gemeinden beheimatet 
sind, deren Einwohnerschaft über ein relativ hohes formales Bildungsniveau verfügt. Selbst 
in grösseren Gemeinden pflegt bei hohem Bildungsstand häufiger zumindest ein parteiloses 
Mitglied in das Gremium Einsitz zu erhalten. (Tab. 5.6).  

Tabelle 5.6: Anteil der Parteilosen in der Gemeindeexekutive (2005): nach Prozentsatz von 
Akademikern und höheren Kadern an der erwerbstätigen Bevölkerung und Gemeindegrösse 

Prozent Par-
teilose in der 
Exekutive 

bis 1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 5001-10000 Ew. 

Prozent 
Akad/Kader 

Prozent 
Akad/Kader 

Prozent 
Akad/Kader 

Prozent 
Akad/Kader 

< 3 3-4.5 >4.5 < 3 3-4.5 >4.5 < 3 3-4.5 >4.5 < 3 3-4.5 >4.5 

0% 50 42 48 62 55 54 69 59 66 79 85 70 

1-40% 7 8 6 21 24 17 23 23 23 16 12 30 

41-99% 13 17 10 13 15 6 9 6 4 16 12 30 

100% 30 34 36 4 6 22 0 2 7 -- -- -- 

Chi2 (Sign.)  8.36 (.180) 30.088 (.000) 15.89 (.018) .393 (.908) 

N =  675 227 188 218 98 94 209 96 92 53 54 38 

 
Dies könnte darauf hinweisen, dass höhere Bildungsschichten einerseits der lokalen Politik 
wenig Gewicht geben, da sie – als Professionelle im Gegensatz zu etwa zu Bauern und Ge-
werbetreibenden – politisch bevorzugt auf überlokale Ebenen ausgerichtet sind, und ande-
rerseits die lokalen Belange im technokratischen Sinne als Sachprobleme sehen, die am 
besten von möglichst qualifizierten Personen (ungeachtet ihrer Parteiaffiliation) bewältigt 
werden können. 

Tabelle 5.7: Prozentanteile von Exekutivmitgliedern, die keiner Partei angehören (2008): nach 
Gemeindegrösse und nach Anteil von Akademikern und oberem Kader an den Erwerbstätigen 
der Gemeinde. 

Anteil von Aka-
demikern und 
oberem Kader 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 10-20000 

unter 3% 70 51 24 13 6 2 

3-4.5% 72 54 30 11 5 7 

über 4.5% 80 57 41 21 5 4 

Chi2 (sign.) 11.02 (.004) 2.94 (.230) 30.79 (.000) 20.16 (.000) .667 (.716) 4.01 (.134) 

N =  1576 1407 1613 1833 748 406 
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Parallel dazu zeigt sich auch in der Stichprobe der Exekutivmitglieder, dass Mandatsträger, 
die aus einer Gemeinde mit einem hohen Akademiker- und Kaderanteil stammen, zumindest 
in Gemeinden unter 5000 Einwohnern durchwegs seltener als andere einer politischen Partei 
angehören. In Gemeinden zwischen 501 und 1000 Einwohnern bleibt diese Kovarianz aller-
dings unterhalb der Schwelle statistischer Signifikanz (Tab. 5.7). 
 

5.5 Konfessionelle Faktoren 

In Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung kommt es erheblich seltener vor, 
dass Parteilose in den Exekutivgremien sitzen, oder dass sich überhaupt die ganze Exeku-
tivbehörde ohne Parteivertreter konstituiert (Tab. 5.8). Besonders deutlich erscheint dieser 
Zusammenhang bei Gemeinden zwischen 1000 und  2000 Einwohnern, wo in 56% der vor-
wiegend protestantischen Gemeinden, aber nur in 19% der katholisch geprägten Kommunen 
parteilose Mandatsträger sitzen. 

Tabelle 5.8: Prozentanteile der Gemeinden mit unterschiedlichem Anteil von Parteilosen in der 
Exekutive (2005) : nach Katholikenanteil an der Bevölkerung und Gemeindegrösse 

 bis 1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 5001-10000 Ew. 

Prozent Par-
teilose im Rat 

Prozent Katholiken Prozent Katholiken Prozent Katholiken Prozent Katholiken 

< 30 
31-
70 

> 70 < 30 
31-
70 

> 70 < 30 
31-
70 

> 70 < 30 
31-
70 

> 70 

0% 41 45 63 44 49 81 66 62 84 76 73 92 

1-40% 7 10 5 26 23 14 25 27 13 24 21 8 

41-99% 16 11 9 20 14 1 7 8 3 0 6 0 

100% 36 34 23 10 13 4 2 3 0 0 0 0 

Chi2 (sign.) 44.09 (.000) 47.31 (.000) 14.74 (.003) 3.84 (.072) 

N =  582 184 324 142 128 138 155 154 88 42 78 25 

 
Eine Möglichkeit kausaler Erklärung ergibt sich daraus, dass sich das katholische Milieu im 
Gegensatz zur individualistischen protestantischen Kultur generell durch eine höhere Nei-
gung zur kommunalistischen sozialen Partizipation und kollektiven Assoziationsbildung un-
terscheidet (vgl. Greeley 1989; Schmidt 1984; Altermatt 1973;1989; Geser 1997c; 2004e), 
und dass der Schweizerische Katholizismus als Folge seiner Minderheitsstellung eines be-
sonders ausgeprägte „Subgesellschaft“ ausgebildet hat, die durch eine umfassende Integra-
tionswirkung und Einflussstellung konfessionell gebundener Vereine, Gewerkschaften und 
politischer Parteien (CVP) gekennzeichnet ist (Altermatt 1989). Mit andern Worten: wer sich 
im katholischen Milieu politische Wahlchancen sichern will, tut immer noch gut daran, sich in 
die als Bestandteil dieses Milieus geltenden Vereins- und Parteistrukturen einzufügen – wäh-
rend Parteilose in protestantischer Umgebung weniger Gefahr laufen, als unintegriert zu gel-
ten, da sie dem reformierten Paradigma des Einzelchristen entsprechen, der kompromisslos 
seinem inneren Gewissen folgt. 
 
In noch eindrücklicherer Weise zeigt eine Analyse der Exekutivmitglieder, dass sich das 
Phänomen der Parteilosigkeit zumindest in Gemeinden über 1000 Einwohnern fast völlig auf 
dominant protestantische oder konfessionell gemischte Kommunen beschränkt. Selbst in 
Kleinstgemeinden, wo im Durchschnitt aller Gemeinden 66% der gewöhnlichen Ratsmitglie-
der keiner politischen Gruppierung angehören, steigt die Parteilosenrate im katholischen 
Milieu kaum über 20% (Tab. 5.9). 
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Tabelle 5.9: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die keiner Partei angehören (2008): nach Ka-
tholikenanteil an der Bevölkerung und Gemeindegrösse. 

 Einwohnerzahl der Gemeinde 

 

bis 1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 

Prozent Katholiken Prozent Katholiken Prozent Katholiken 

< 30 31-70 > 70 < 30 31-70 > 70 < 30 31-70 > 70 

Präsidenten 48 67 18 26 34 0 12 14 0 

Chi2  (sign.) 57.69 (.000) 12.42 (.002) 2.64 (.267) 

N =  694 311 340 

Gewöhnliche Mitgl. 68 75 22 32 34 5 15 21 0 

Sign. Chi2 200..45 (.000) 42.41 (.000) 19.51 (.000) 

N =  2289 1302 1493 

 

5.6 Politische Partizipation der kommunalen Bevölkerung 

Wie oben (vgl. Kap. 4.2) gezeigt wurde, kann eine politisch überdurchschnittlich interessierte 
und aktive Bevölkerung die Basis dafür schaffen, dass selbst in kleinen Gemeinden zahlrei-
che formale Parteisektionen entstehen und überleben können, die ihrerseits dann die Grund-
lage für eine parteiengeleitete Rekrutierung des Exekutivgremiums bilden. Überdies kann 
dieselbe politische Teilnahmebereitschaft natürlich zur Folge haben, dass viele Wähler-
(innen) bei Abstimmungen eine echt (partei-)politisch-ideologische Agenda verfolgen, und 
dass gegebene Parteien weniger Mühe haben, in ihren eigenen Reihen genügend Kandida-
ten zu finden. 
 

Tabelle 5.10: Prozentanteil Parteilose in der Exekutive (2005): nach durchschnittlicher Stimm-
beteiligung der Bevölkerung an kommunalen, kantonalen und nationalen Wahlen und Gemein-
degrösse. 

 
Prozentanteil 
Parteilose in der 
Exekutive 

-500 Ew. 501-1000 Ew. 1-2000 Ew. 2-5000 Ew. 5001-1000 Ew. 

Stimmbeteil. Stimmbeteil. Stimmbeteil. Stimmbeteil. Stimmbeteil. 

<40 >60 <40 >60 <40 >60 <40 >60 <40 >50 

0% 40 56 38 80 31 86 61 100 68 100 

1-40% 1 5 15 12 22 9 26 0 26 0 

41-99% 17 8 27 6 28 2 11 0 6 0 

100% 41 31 21 2 18 2 2 0 0 -0 

N =  155 93 101 50 99 44 126 24 53 21 

Chi2 (sign.) 21.78 (.010) 41.27 (.000) 69.87 (.000) 21.98 (.009) 7.49 (.281) 

 
 
Aus all diesen Gründen kann nicht erstaunen, dass Gemeinden mit notorisch hoher Stimm-
beteiligung (in kommunalen, kantonalen und nationalen Wahlgängen) viel häufiger Exekutiv-
gremien besitzen, in denen sämtliche Mitglieder als Parteivertreter fungieren. Eine Ausnah-
me bilden Kleinstgemeinden mit weniger als 500 Einwohnern, wo bekanntlich meist keine 
ausreichende Basis für formale Parteisektionen besteht (Tab. 5.10). Oberhalb dieser Grös-
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senschwelle wirkt sich aber das politische Partizipationsniveau (ähnlich wie der konfessionel-
le Faktor) in dramatisch deutlicher Weise aus. 
 
Auch die Analyse auf der Ebene der einzelnen Exekutivmitglieder führt zum Ergebnis, dass 
Mandatträger aus Gemeinden mit politisch überdurchschnittlich aktiver Bevölkerung häufiger 
einer Partei angehören als diejenigen, die in Gemeinwesen mit schwacher oder nur durch-
schnittlicher Wahlbeteiligung amtieren. In politisch aktiven Kommunen mit über 2000 Ew. 
lassen sich überhaupt keine parteilosen Präsidenten und Ratsmitglieder finden(Tab. 5.11). 

Tabelle 5.11: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die keiner Partei angehören (2008): nach 
durchschnittlicher Stimmbeteiligung der Bevölkerung an kommunalen, kantonalen und natio-
nalen Wahlen und Gemeindegrösse. 

 Einwohnerzahl der Gemeinde 

 

bis 1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 

Wahlbeteiligung Wahlbeteiligung Wahlbeteiligung 

< 40 41-60 > 60 < 40 41-60 > 60 < 40 41-60 > 60 

Präsidenten 59 57 36 28 27 6 13 11 0 

Chi2  (sign.) 11.68 (.003) 4.15 (.126) 2.27 (.322) 

N =  415 311 340 

Gewöhnliche Mitgl. 75 66 47 49 25 8 20 12 0 

Chi2 (sign.) 48.74 (.000) 71.32 (.000) 26.74 (.000) 

N =  1335 1302 1493 

 
 

5.7 Gemeindeparlament 

Aus verschiedenen Gründen ist zu vermuten, dass Exekutivgremien eher mit Parteivertretern 
besetzt werden, wenn die legislative Gewalt in der Gemeinde nicht von der Einwohner-
versammlung, sondern von einem parlamentarischen Gremium wahrgenommen wird, 
 
Denn erstens werden derartige Legislativbehörden meist nach dem Proporzwahlrecht be-
setzt, das politische Parteien dazu ermutigt, auf der Basis von Wahllisten miteinander zu 
konkurrieren. Zweitens trägt das Parlaments durch die Bildung von Fraktionen dazu bei, 
dass die Parteidifferenzierung schärfer formalisiert wird und die die kommunalen Auseinan-
dersetzungen stärker entlang parteipolitischer Linien erfolgen. Und drittens wird es wahr-
scheinlicher, dass die derart aktivierten Parteien an der Besetzung der Exekutivmandate ein 
Interesse nehmen und bei der Rekrutierung wenig Mühe haben, da sie ihre Parlamentsver-
treter als Pool von Nachwuchskräften nutzen können.  
 

Wie Tabelle 5.12 zeigt, gehen die Korrelationen signifikant in die erwartete Richtung, bleiben 
aber allerdings relativ schwach. Im Widerspruch zur Hypothese steht vor allem die Tatsache, 
dass oberhalb von 2000 Einwohnern rein parteilose Gremien häufiger vorkommen, wenn ein 
Legislativgremium besteht. 
Auch auf der Ebene der einzelnen Exekutivmitglieder erweist sich, dass die von einem kom-
munalen Legislativgremium ausgehenden Effekte schwach sind und sich auf Kleingemein-
den mit weniger als 1000 Einwohnern beschränken (Tab. 5.13). 
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Tabelle 5.12: Prozentanteil Parteilose in der Exekutive (2005): nach Gemeindegrösse und Exis-
tenz eines Gemeindeparlaments. 

 
Prozentanteil 
Parteilose in der 
Exekutive 

-500 Ew. 501-1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 5001+ Ew. 

Parlament Parlament Parlament Parlament Parlament 

nein ja nein ja nein ja nein ja nein ja 

0 45 60 46 64 56 76 68 75 73 100 

1-40% 4 1 13 8 23 11 24 15 23 0 

41-99% 12 5 19 6 13 3 8 0 4 0 

100% 39 34 23 22 8 10 1 10 0 0 

N =  631 101 358 77 305 75 307 52 127 80 

Chi2 (sign.) 9.13 (.028) 11.09 (.011) 13.99 (.003) 22.31 (.000) 7.88 (.019) 

 

Tabelle 5.13: Prozentanteil der Exekutivmitglieder, die keiner Partei angehören (2008): nach 
Existenz eines Gemeindeparlaments und Gemeindegrösse 

 
Prozentanteil Parteilose in 
der Exekutive 

-1000 Ew. 1001-2000 Ew. 2001-5000 Ew. 

Parlament Parlament Parlament 

nein ja nein ja nein ja 

Präsident 54 42 25 26 11 16 

Chi2 (sign.) 4.85 (.018) .033 (.487) 1.11 (.204) 

N =  563 116 243 61 289 49 

Gewöhnliches Mitglied 69 52 31 25 14 15 

Chi2 (sign.) 37.657 (.000) 2.28 (.080) .179 (.373) 

N =  1873 369 1066 204 1317 162 

 

5.8 Multivariate Analysen 

Da die oben besprochenen Einflussfaktoren vielfältig untereinander verwoben sind, sind mul-
tivariate Regressionsanalysen erforderlich, um ihren unabhängigen kausalen Erklärungsbei-
trag zu bestimmen. Vor allem stellt sich die Frage, inwiefern sie direkt auf die Zusammenset-
zung des Exekutivgremiums einwirken, oder ob sie bloss einen indirekten Einfluss ausüben, 
indem sie die Existenz und Zahl lokaler Parteien mitdeterminieren, die ihrerseits dann die 
Rekrutierungsprozesse steuern. 
Aus dem Vergleich der Regressionsmodelle I und II (Tab. 5.14) wird ersichtlich, dass die 
Zahl der Lokalparteien einerseits den grössten statistischen Erklärungsbeitrag leistet, und 
dass andererseits nur die Erklärungskraft der Bevölkerungsgrösse stark zurückgeht, wenn 
man diese Parteienzahl statistisch kontrolliert. Mit andern Worten: sowohl vom (niedrigen) 
Bildungsgrad der Bevölkerung wie vom (hohen) politischen Partizipationsgrad und von der 
italienischen Sprachregion gehen eigenständige Wirkungen aus, die von den Parteiverhält-
nissen in der Gemeinde unabhängig sind – während der Katholikenanteil und die Existenz 
eines Gemeindeparlaments überraschenderweise keinerlei kausale Bedeutung haben. 
Der (in den Tabellen 5.8 und 5.9 beobachtete) negative Zusammenhang zwischen Katholi-
zismus und Parteilosigkeit kommt ausschliesslich dadurch zustande, dass katholisch gepräg-
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te Gemeinde eine etwas höhere politische Partizipation aufweisen – und dass viele von ih-
nen im italienischen Sprachraum beheimatet sind. Ebenso erweisen sich die mit dem Parla-
ment zusammenhängenden Kovarianzen (vgl. Tab. 5.12/5.13) als Scheinkorrelationen, die 
darauf zurückzuführen sind, dass Kleingemeinden mit Legislativgremien fast ausschliesslich 
in der West- und Südschweiz beheimatet sind. Tatsächlich muss vor allem  das Festhalten 
der Tessiner Gemeinden an parteigebundenen Exekutiven als ein Korrelat der dortigen poli-
tischen Kultur begriffen werden, das unabhängig von der Grösse und Binnneorganisation der 
Gemeinden persistiert, Schliesslich fällt auf, dass hohe Niveaus politischer Partizipation 
(bzw. operationalisiert durch die Stimmbeteiligung) den Rückgriff auf parteilose Kandidaten 
etwas vermindert. Allerdings wird dieser Effekt relativ stark durch die Zahl der Lokalparteien 
vermittelt, denn er schrumpft stark zusammen, wenn man diese letztere Variable kontrolliert. 

Tabelle 5.14: Determinanten für den Anteil an Parteilosen in der Gemeindeexekutive (2005): 
Multivariate Regressionsanalysen 

 Modell I Modell II 

Prädiktoren BETA Sign. BETA Sign. 

Einwohnerzahl (log.) -.48 .000 -.25 .000 

FranzösischeSchweiz -.06 .018 -.07 .044 

Italienische Schweiz -.19 .000 -.15 .000 

% der Bevölk. Akademiker/ höhere Kader .09 .000 .08 .010 

% Katholiken -.05 .053 -.05 .108 

Politischer Partizipationsgrad der Bev.* -.13 .000 -.08 .014 

Gemeindeparlament .05 ..06 .05 .121 

Zahl der Lokalparteien -- -- -.38 .000 

R2 236 .000 .350 .000 

N =  1661 852 

 
*Durchschnittliche Stimmbeteilung an Gemeinde- Kantons- und Bundeswahlen 2005. 

 

Um die Validität dieser multivariaten Ergebnisse zu testen, wird im Folgenden überprüft, ob 
es mit Hilfe desselben Sets von Prädktoren auch gelingt, die Parteibindung vs. Parteilosigkeit 
der einzelnen Exekutivmitglieder zu prognostizieren.  
Die dichotome Natur der abhängigen Variablen zwingt dabei zur Wahl logistischer Regressi-
onsverfahren, deren Ergebniskoeffizienten nur sehr annäherungsweise mit denjenigen der 
linearen Regressionsanalysen vergleichbar sind.  
 

Dennoch bestätigen die Resultate von Tabelle 5.15 eindrücklich den Schluss, dass Parteilo-
sigkeit sowohl im Falle der Präsidenten wie der gewöhnlichen Ratsmitglieder weitaus am 
stärksten (negativ) mit der Bevölkerungsgrösse der Gemeinde und der Zahl ihrer Lokalpar-
teien korreliert, während h die Determinationskraft der übrigen Prädiktoren schwächer ist und 
sich auf die gewöhnlichen Mitglieder beschränkt. So erweist sich, dass Parteilose im Tessin 
sowie in politisch besonders aktiven Kommunen seltener vorkommen, bei hohem Anteil hoch 
gebildeter Einwohner hingegen stärker verbreitet sind. Ebenso verdichtet sich der (bereits in 
Tab. 5.14 gewonnene) Eindruck, dass Parlamente irrelevant sind und dass kein eigenständi-
ger konfessioneller Einflussfaktor besteht. 
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Tabelle 5.15: Multivariate Erklärungsmodelle für die Parteilosigkeit von Exekutivmitgliedern 
(logistische Regressionen) 

Prädiktoren: 
Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Reg. K. WALD Exp(B) Reg. K. WALD Exp(B) 

Einwohner (log) -.948 82.281 .387** -1.416 479.852 .243** 

Französische Schweiz .111 1.608 1.118 -.120 6.338 .887* 

Italienische Schweiz -.229 3.336 .795 -.449 26.777 .638** 

% Akad / höheres Kader .058 3.020 1.060 .116 43.153 1.123** 

% Katholiken -.002 .340 .998 -.003 2.478 .997 

Polit. Partizipation der Bev. -.017 3.944 .983* -.039 58.922 .962** 

Gemeindeparlament -.607 3.166 .545 -.104 .291 .901 

Zahl der Lokalparteien -.348 19.687 .706*** -.371 77.428 .901** 

Konstante 7.616 73.571 2031.1** 11.810 437.038 134578 

Nagelkerkes R2 .407 .518 

(N =  ) 783 3288 

 
*  p < .05 ** p >.01 
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6. Kapitel: Wer sind die Parteilosen? 
 
Der zunehmende Einbezug von parteilosen Kandidaten wirkt sich in vielfältiger Weise darauf 
aus, aus welchen Segmenten der (stimmfähigen) Bevölkerung sich die Exekutivmitglieder 
rekrutieren. Auf der einen Seite könnte sich das Rekrutierungsfeld - vor allem in traditionelle-
ren Kommunen - auf diejenigen verengen, die - wie z. B. alteingesessene Honoratioren - 
keiner Wahlhilfe durch eine Partei bedürfen, da sie in ihrer Wohngemeinde über hinreichend 
Sozialprestige und informelles Einflusskapital verfügen. Andererseits könnte aber auch eine 
Ausweitung auf marginalere soziale Gruppen erfolgen, die - wie z. B. Neuzugezogene, 
Nichterwerbstätige, jüngere Kohorten oder Personen mit geringer Formalbildung - bekann-
termassen weniger geneigt sind, politischen Parteien beizutreten und in diesen langfristig 
aktive Rollen zu übernehmen. Dieser Unterschied mag vor allem in grösseren Gemeinden 
deutlich hervortreten, wo Parteigebundene ein Exekutivamt oft erst nach langer Tätigkeit in 
Vereinsämtern und Spezialkommissionen (gewissermassen als Krönung ihrer lokalpoliti-
schen Karriere) erringen, während Parteilose oft Quereinsteiger sind, die relativ ungeachtet 
ihrer vorangegangen Tätigkeiten gewählt werden, da niemand anders verfügbar ist, oder da 
sie zufällig über eine gerade momentan nachgefragte Qualifikation verfügen. 
 

6.1 Anteil der Frauen 

Die Frauenförderungsprogramme der Parteien haben sich bisher meist auf die Verteilung 
parteiinterner Ämter und die Listen für die Parlamentswahlen beschränkt, während sie bei 
den Exekutiven oft daran scheitern, dass - vor allem bei kleiner Bevölkerungszahl - nicht ge-
nug Kandidierende weiblichen Geschlechts zur Verfügung stehen, oder weil Frauen weniger 
häufig die geforderte „Ochsentour“ auf sich nehmen, die erst nach längeren Dienstjahren in 
Parteiämtern zu einem Exekutivmandat führt. So beschränkt sich der Frauenanteil in Ge-
meinden unter 2000 Einwohnern bei den bürgerlichen Gruppierungen bis dato auf gut einen 
Sechstel, und selbst bei den Sozialdemokraten nur auf gut 20% (Tab. 6.1).  

Tabelle 6.1: Frauenanteil unter den Exekutivmitgliedern: nach Parteirichtung und Gemeinde-
grösse 

Einwohnerzahl 
der Gemeinde: 

Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 23 15** 12** 09** 07** 21 15 

501-1000 27 18** 19* 18* 14** 20 17 

1001-2000 28 22** 22 19** 19* 22 24 

2001-5000 27 22 19* 23 17** 32 24 

5001-10000 24 24 24 26 16 32 16 

Total 25 21** 20** 21** 15** 29* 21* 

N =  2538 4805 1348 959 789 690 342 

 

* p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
Unter diesen restriktiven Bedingungen ist es nicht überraschend, dass eine Ausweitung des 
Rekrutierungsfelds auf Parteilose die politischen Mobilitätschancen der Frauen offensichtlich 
deutlich erhöht. Vor allem in Kleingemeinden liegt der Frauenanteil bei den Parteiungebun-
denen signifikant höher als in allen bürgerlichen Parteien. Selbst die sozialdemokratischen 
Sektionen liegen nur in Gemeinden mit über 2000 Einwohnern leicht höher (ohne dass der 
Unterschied die statistische Signifikanzgrenze überschreitet) (Tab.6.1). 
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Allerdings fügen sich die parteilosen Frauen nahtlos in die konventionellen Rollenmuster ein, 
indem sie - noch ausgeprägter als in den anderen Parteien - bevorzugt die Sozial-, Bildungs- 
und Gesundheitsaufgaben übernehmen, die Finanz-, Bau-, Werk- und Sicherheitsressorts 
hingegen zu über 80% den Männern überlassen und auch relativ selten – aber immerhin viel 
häufiger als in der CVP und SVP - das Gemeindepräsidentenamt innehaben (Tab.6.2). 

Tabelle 6.2: Frauenanteil unter den Exekutivmitgliedern: nach Parteirichtung und Ressort. 

 
Parteilos 

Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

Präsident 18 12** 13* 08** 13** 23 11 

Finanzen 15 12 11 10 09 29** 14 

Bauwesen 11 10 12 09 05* 18* 11 

Werke 09 10 06 13 09 16 24* 

Sicherheit 13 14 13 10 09 25 13 

Soziales 54 42** 46* 40** 40 39** 44 

Bildung 42 34* 29* 36 31 40 30 

Gesundheit 59 38* 30* 71 18** 57 40 

 
* p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

 
Bei einer Aufgliederung nach Alterskohorten zeigt sich, dass sich der Vorsprung der Partei-
losen gegenüber den bürgerlichen Parteien auf alle Jahrgänge erstreckt (Tab.6.3).  

Tabelle 6.3: Frauenanteil unter den Exekutivmitgliedern: nach Parteirichtung und Alter. 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-34 27 20 21 21 13 16 0* 

35-44 27 22* 20 25 15** 33* 27 

45-54 28 25* 23* 24 17** 32 26 

55-64 22 19* 18* 14** 15* 30 17 

65+ 15 9 10 05 03* 11 08 

Total 25 21** 20** 21** 15** 29* 21* 

N =  2538 4805 1348 959 789 690 342 

 

* p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
 
Besonders auffällig (infolge der geringen Fallzahlen aber nicht signifikant) sind die Differen-
zen innerhalb der ältesten Rentnergeneration, die bereits bei Einführung des Frauenstimm-
rechts (1971) politisch aktiv war und innerhalb der selbst in der Sozialdemokratie noch heute 
zu fast 90% die Männer dominieren. 
Ein Vergleich zwischen den Kantonen zeigt, dass sich der Frauenvorsprung bei den Partei-
losen auf nicht weniger als 19 von 23 Ständen erstreckt und im französischen Sprachraum 
eine deutlichere Ausprägung als etwa in der Zentral- und Ostschweiz besitzt. Im auffälligen 
Gegensatz dazu steht das Tessin, wo die - bisher bescheidene - neuere Öffnung für Partei-
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lose offensichtlich dazu geführt hat, die bereits in den Parteien aussergewöhnlich hohe Män-
nerdominanz noch zusätzlich zu verstärken (Figur 6.1). 
 

 

 

6.2 Altersverteilung 

Während Jungpolitiker sich meist auf überlokalen Ebenen (z. B. in den jeweiligen Jugendor-
ganisationen ihrer Partei, in Umweltverbänden oder gar internationalen NGO’s) engagieren, 
bleibt die Übernahme von Gemeindeämtern meist Bürgern und Bürgerinnen aus mittleren 
Altersgruppen überlassen, die sich beruflich und familiär in einer konsolidierten Position be-
finden und sich - z. B. aus Rücksicht auf ihre schulpflichtigen Kinder - langfristig an ihrem 
aktuellen Wohnort niedergelassen haben. Weil die Gemeinde für ihre Behördemitglieder 
meist eine strikte Residenzpflicht fordert, bildet diese (voraussichtlich) stabile Wohnsituation 
eine conditio sine qua non, um für eine Legislaturperiode (oder länger) ein lokales Amt zu 
übernehmen. 
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Figur 6.1: Durchschnittlicher Frauenanteil  
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Wer als Parteivertreter ein Exekutivmandat anstrebt, wird vor allem in grösseren Gemeinden 
sich zuerst in parteiinternen Ämtern oder in Spezialkommissionen „hochdienen“ müssen. 
Damit mag er ein höheres Alter erreichen als ein Parteiloser, dem keine derart institutionali-
sierten Karrierewege vorgeschrieben sind. Umgekehrt haben Parteien dank ihren Ressour-
cen und ihrer Reputation allerdings auch die Möglichkeit, auch jüngeren Kandidaten, die in 
der Gemeinde noch wenig bekannt sind, zur Wahl zu verhelfen – während ein Parteiloser 
vielleicht länger an seiner persönlichen öffentlichen Sichtbarkeit und Reputation arbeiten 
muss, um ohne eine solche Hilfestellung eine hinreichende Stimmenzahl zu erzielen. 
 
Die Ergebnisse zeigen, dass gewöhnliche Exekutivmitglieder ungeachtet ihrer Parteibindung 
rund 50 Jahre alt sind, während Gemeindepräsidenten auf ca. 3-5 zusätzliche Lebensjahre 
zurückblicken können und in grösseren Gemeinden gar ein Durchschnittsalter aufweisen, 
das nicht allzu weit von der Pensionsgrenze liegt (Tab. 6.4). 

Tabelle 6.4: Durchschnittsalter parteigebundener und parteiloser Exekutivmitglieder: nach 
Gemeindegrösse und Stellung in der Exekutive. 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Präsidenten 53 53 53 53 54 55 56 57 56 57 

Gewöhnliche Mitglieder 50 48 50 49 50 49 51 51 52 51 

N =  442 1134 684 743 1141 472 1572 261 710 38 

 
Ein genauerer Blick auf die Altersverteilung unterstützt allerdings die Hypothese, dass Partei-
lose es zumindest in Kleingemeinden unter 1000 Ew. etwas leichter haben, ihr Ziel in relativ 
jungen Jahren zu erreichen: denn im Vergleich zu den Parteivertretern haben grössere Pro-
zentanteile von ihnen die Schwelle von 45 Jahren zum Erhebungszeitpunkt noch nicht über-
schritten (Tab. 6.5). Allerdings könnte dieses Ergebnis allein darauf beruhen, dass die Rek-
rutierung von Parteilosen in den letzten Jahren stark zugenommen hat, so dass die meisten 
älteren Mandatsträger noch die Epochen, in denen die Parteien die Rekrutierung kontrolliert 
haben, repräsentieren. 

Tabelle 6.5: Verteilung der Exekutivmitglieder auf verschiedene Alterskategorien: nach Ge-
meindegrösse. 

Alter: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 8 6 6 6 4 3 4 2 3 0 

35-44 23 32 24 29 24 26 20 21 15 18 

45-54 34 37 39 40 42 44 40 42 37 37 

55-64 25 20 24 23 25 23 30 28 37 37 

65+ 10 6 7 4 5 5 5 7 8 8 

N =  442 1134 684 743 1141 472 1572 261 710 38 

Chi2  (sign.) 21.86 (.000) 10.18 (.019) 1.29 (.432) 6.348 (.090) 7.631 (.053) 

Aus Tabelle 6.6 geht hervor, dass sowohl Präsidenten wie gewöhnliche Mitglieder sowie 
Frauen in gleicher Weise wie Männer von denen Mobilitätschancen profitieren. 
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Tabelle 6.6: Altersverteilung parteigebundener und parteiloser Exekutivmitglieder: nach Ge-
meindegrösse, Stellung in der Exekutive und Geschlecht. 

 Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Alter 
Frauen Männer Frauen Männer 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 1 2 2 0 4 5 5 6 

35-44 9 22 12 17 23 31 23 31 

45-54 54 35 37 38 46 44 40 38 

55-64 31 33 40 36 24 18 26 20 

65+ 5 8 9 9 2 2 6 5 

N =  128 86 919 398 933 584 2978 1556 

Chi2  (sign.) 11.86 (.020) 11.18 (.018) 15.29 (.004) 43.36 (.000) 

 
Beim Kantonsvergleich fällt auf, dass die Urkantone die jüngsten kommunalen Leitungsgre-
mien aufweisen, während in Zürich, Glarus, Neuenburg und Genf vergleichsweise geronto-
tokratische Verhältnisse herrschen. Die Regel, dass Parteilose etwas jünger sind, wird nur 
von zwei Ständen (Uri und Tessin) durchbrochen. Überall sonst besteht ein signifikanter Al-
tersabstand, der in den beiden Extremfällen von Appenzell-Ausserrhoden und Schaffhausen 
den Umfang von vier Lebensjahren (!) überschreitet (Figur 6.2). 
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6.3 Bildungsniveau 

Man könnte vermuten, dass sich die Parteilosen vor allem aus den Angehörigen höherer 
Ausbildungsschichten rekrutieren, weil man - da sie bezüglich politischer Motivation und Er-
fahrung wenig anzubieten haben - um so mehr Wert darauf legt, dass sie besonders hohe 
Qualifikationen und Kenntnisse mitbringen. Unabhängig davon wäre denkbar, dass parteilo-
se Kandidaten mit hoher Bildung besonders gute Wahlchancen besitzen, da sie über ein 
hohes Sozialprestige verfügen und deshalb weniger auf Parteiunterstützung angewiesen 
sind.  
Im Widerspruch dazu steht allerdings die Erfahrung, dass konkurrierende Parteien Wert auf 
die Nomination hochqualifizierter Kandidaten legen, um sich im Wahlwettbewerb Vorteile zu 
verschaffen, und dass gerade Kandidaten mit hoher Bildung im Wahlprozess auch beson-
ders auf Parteihilfe angewiesen sind, da sie oft neu zugezogen und aufgrund ihrer überloka-
len Berufs- und Lebensperspektive oft nicht disponiert sind, sich rege an lokalen Vereinen 
und am übrigen Gemeindeleben zu beteiligen. Zudem könnte die Öffnung des Rekrutie-
rungsfeldes für Parteilose dadurch bedingt sein, dass man breitere Bevölkerungsschichten 
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Figur 6.2: Durchschnittliches Alter der Exekutivmitglieder: 
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als bisher in Gemeindeämter einbeziehen möchte, oder dass man mangels Kandidaten 
überhaupt keine qualifikatorischen Auswahlkriterien mehr zur Geltung bringen kann  
Die empirischen Ergebnisse unterstützen eindeutig die zweite Argumentationslinie, indem 
sich zeigt, dass von den Parteilosen nur 58%, von den Parteivertretern hingegen über 70% 
eine über die Berufslehre hinausgehende Ausbildung besitzen (Tab. 6.7). Dieser Zusam-
menhang ist nur zum Teil damit erklärbar, dass höher gebildete Räte vor allem in grösseren 
Gemeinden tätig sind, wo die Parteizugehörigkeit nach wie vor die Regel ist. 
Auch wenn damit nicht bewiesen ist, dass der Trend zur Parteilosigkeit mit einem niedrigeren 
Billdungsstand der Räte einhergeht, so ist doch evident, dass es nicht das Mehr an Bildung 
sein kann, mit dem Parteilose ihre mangelnden politischen Erfahrungen kompensieren.  

Tabelle 6.7: Prozentanteile von Exekutivmitgliedern mit verschiedenen Bildungsniveaus: nach 
Gemeindegrösse. 

Bildungsniveau: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Keine Berufsbildung 9 7 6 5 6 5 4 3 2 8 

Lehre 33 43 35 39 32 31 27 35 21 30 

Höhere Fachschule 35 28 34 35 35 37 36 35 31 24 

Universität 24 22 25 21 27 28 34 27 46 38 

N =  424 1075 631 707 1086 451 1492 251 689 37 

Chi-2 (sign.) 14.65 (.002) 4.19 (.241) 1.99 (.579) 8.02 (.046) 9.38 (.025) 

 
Bei einem auf den Prozentanteil von Universitätsabgängern beschränkten Parteienvergleich 
(Tab. 6.8) zeigt sich, dass die Parteilosen bildungsmässig vor allem hinter den Vertretern der 
FDP und der SP deutlich nachhinken, von denen bereits in kleinsten Gemeinden fast 40% 
ein akademisches Abgangszeugnis besitzen. Demgegenüber fällt auf, dass gegenüber der 
CVP ein erheblich geringeres Gefälle besteht und die SVP sogar signifikant weniger Man-
datsträger mit akademischem Abschluss vorweisen kann. Generell fällt auf, wie sehr sich die 
Quote der Akademiker unabhängig von der Parteizugehörigkeit mit wachsender Gemeinde-
grösse erhöht – ohne dass die deutlichen Differenzen zwischen Parteilosen und Parteige-
bundenen (bzw. Angehörigen verschiedener Parteirichtungen) verschwinden. 

Tabelle 6.8: Prozentanteile von Exekutivmitgliedern mit Hochschulbildung: nach Parteirichtung 
und Gemeindegrösse 

Einwohnerzahl: Parteilose 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 22 24* 36** 17* 13* 39* 33 

501-1000 21 25 24 23 15 39* 35 

1001-2000 28 27 30 26 16* 33 30 

2001-5000 27 34* 42** 29 20 39* 41* 

5001-10000 38 46* 52** 39 26 63* 39 

Total 24 34** 41** 28** 20** 47** 37** 

N =  2538 4805 1348 959 789 690 342 

 
* p < .05     ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 
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Ein Vergleich der Alterskohorten (Tab. 6.9) zeigt deutliche Tendenzen der Höherqualifizie-
rung, in denen sich das in den letzten Jahrzehnten angewachsene Bildungsniveau der 
Schweizerischen Gesamtbevölkerung widerspiegelt.  

Tabelle 6.9: Prozentanteil der Exekutivmitglieder mit höherer Bildung (Fachdiplom oder Uni-
versität): nach verschiedenen Alterskategorien und Gemeindegrösse 

Alter: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 69 49 76 73 82 73 75 50 96 67 

35-44 69 50 61 56 66 88 73 57 83 60 

45-54 60 52 60 53 61 62 69 68 79 64 

55-64 44 47 56 59 58 60 68 61 74 56 

65+ 56 38 51 42 61 73 64 61 64 -- 

Chi2 27.73 12.67 17.49 13.26 20.99 11.57 22.43 13.13 16.37 4.06 

(Sign.) (.000) (.123) (.025) (.103) (.007) (.171) (.004) (.107) (.037) (.852) 

N =  442 1134 684 743 1141 472 1572 261 710 38 

 

 
Auffällig ist, dass der Prozentanteil mit höheren Bildungszeugnissen bei den jüngeren partei-
gebundenen Exekutivmitgliedern in allen Gemeindegrössenklassen deutlich zugenommen 
hat, während die Unterschiede zwischen den parteilosen Alterskohorten in keinem Falle die 
SignIfikanzschwelle überschreiten. So entsteht der Eindruck, dass nur die von den Parteien 
gesteuerten Rekrutierungsprozesse zu einer deutlich erhöhten Bildungsqualifikation jüngerer 
Amtsträger beigetragen haben (während beispielsweise zwischen 40jährigen und 60jährigen 
Parteilosen kaum ausbildungsmässige Unterschiede bestehen). 
 

In Tabelle 6.10 wird sichtbar, dass sich diese von den Parteien ausgehende Bildungsförde-
rung bisher weitgehend auf die Männer beschränkt und erst neuerdings (bei der der jüngsten 
Altersgruppe unter 35) auch auf die Frauen überzugreifen scheint.  

Tabelle 6.10: Prozentanteil der Exekutivmitglieder mit höherer Bildung (Fachdiplom oder Uni-
versität): nach verschiedenen Alterskategorien und Geschlecht. 

Alter: 
Frauen Männer 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 73 59 82 59 

35-44 60 44 75 59 

45-54 53 48 73 59 

55-64 54 42 67 60 

65+ 56 28 64 52 

Chi2 16.11 9.53 57.15 14.02 

(Sign.) (.041) (.300) (.000) (.081) 

N =  989 631 3767 1890 
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Die Gemeinden verschiedener Kantone unterscheiden sich sehr stark im Ausmass, in dem 
sie ihre Exekutivräte mit akademisch gebildeten Mitgliedern besetzen. Besonders niedrig ist 
die Quote vor allem in wenig urbanisierten katholischen Regionen (Jura, Zentralschweiz und 
Appenzell-Innerhoden), überdurchschnittlich hoch hingegen in Genf, Neuenburg, Thurgau, 
Basel-Land,Tessin und (zumindest bei den Parteilosen) im Kanton Luzern (Figur 6.3).  
In 18 Kantonen sind es die Parteilosen, die seltener ein tertiäres Bildungszeugnis vorweisen 
können, nur in Luzern besteht in deutlicher (aufgrund der geringen Stichprobe allerdings 
nicht signifikanten) Weise die gegenteilige Konstellation. Dies weist darauf hin, dass sich die 
Rekrutierungsbasis unter dem Einfluss der politischen Parteien teilweise auf eher elitäre, 
gegenüber der Wählerklientele abgehobene Bildungsschichten verengt, während sich Partei-
lose aus breiteren, weniger gut ausgebildeten Bevölkerungsschichten rekrutieren. 
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Figur  6.3: Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit 
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6.4 Beruflicher Beschäftigungsgrad 

Nebenamtliche Gemeinderäte beiderlei Geschlechts widerspiegeln in ihrer Berufstätigkeit die 
Verhältnisse, die in den mittleren Altersgruppen der Schweizerischen Gesamtgesellschaft 
bestehen: indem die meisten Männer voll berufstätig sind und die Frauen mehrheitlich eine 
Teilzeitstelle besetzen. Nur in Gemeinden über 5000 Einwohnern, wo ein kommunales Amt 
oft zwischen 12 und 15 Wochenstunden in Anspruch nimmt, sinkt der Anteil vollberufstätiger 
Männer unter 80%. Eine Ausnahme bilden allerdings die – mit besonders vielen Amtspflich-
ten belasteten - Gemeindepräsidenten, wo sich der Anteil Vollerwerbstätiger bereits oberhalb 
von 1000 Einwohnern deutlich verringert. (Tab. 6.11). Der einzige auffällige Unterschied zwi-
schen Parteigebundenen und Parteilosen besteht darin, dass bei den ersteren in Kleinstge-
meinden unter 500 Ew. erstaunlich viele Frauen (46%) eine 100%-Stelle besetzen und der 
Anteil nicht erwerbstätiger Hausfrauen und Renterinnen unter 10% sinkt (Tab. 6.12). Eine 
Aufgliederung nach Parteirichtungen zeigt, dass parteilose Männer gemeinsam mit ihren 
Kollegen aus bürgerlichen Gruppierungen von den Sozialdemokraten abweichen, wo überra-
schend viele männliche Mandatsträger – vielleicht weil sie ein egalitäres Modell familiärer 
Arbeitsteilung praktizieren – keine Ganztagesstelle innehaben (Tab. 6.13). Allerdings lässt 
sich diese Besonderheit zumindest teilweise damit erklären, dass Sozialdemokraten bevor-
zugt in grösseren Gemeinden tätig sind, wo die hohe Arbeitsbelastung in manchen Fällen 
eine Reduktion der hauptberuflichen Tätigkeit erzwingt.  

Tabelle 6.11: Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit verschiedenem Grad beruflicher Erwerbs-
tätigkeit: nach Gemeindegrösse und Geschlecht (nur nebenamtliche Amtsinhaber). 

Beschäfti-
gungsgrad: 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

volle  
Stelle 

Frauen 46 23 25 21 21 23 15 14 16 22 

Männer 84 86 81 87 87 84 81 83 76 75 

Teilstelle 
Frauen 46 64 58 66 65 61 65 59 67 67 

Männer 4 7 10 5 5 8 11 8 17 13 

keine Stelle 
Frauen 9 13 17 14 15 16 20 27 17 11 

Männer 13 7 9 8 8 8 8 9 8 13 

 

Tabelle 6.12 :Prozentsatz der männlichen Exekutivmitglieder mit voller hauptberuflicher Er-
werbstätigkeit: nach Gemeindegrösse und Stellung in der Exekutive (nur nebenamtliche Amts-
inhaber) 

Stellung 
 in der Exekutive: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Präsident 80 82 76 83 76 70 66 54 52 50 

Gewöhnliches Mitglied 85 87 84 88 89 87 84 88 79 80 

N =  442 1134 684 743 1141 472 1572 261 710 38 

 

Insgesamt deutet also alles darauf hin, dass Exekutivmandate auch in einer Ära parteiloser 
Rekrutierung zum grössten Teil in den Händen beruflich bereits stark belasteter Bevölke-
rungskreise verbleiben: ohne dass eine Ausweitung der Rekrutierungsfeldes auf beruflich 
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Inaktive (wie z. B. Personen in Ausbildung, Arbeitslose, Hausfrauen (Rentner(innen) u. a. 
erfolgt, die – objektiv betrachtet – mehr Zeit für das kommunale Amt erübrigen könnten. 
 

Ein Vergleich der Alterskohorten deutet allerdings darauf hin, dass zumindest bei den Frauen 
divergierende Entwicklungen im Gange sind: in dem Sinne, dass bei den jüngeren Alters-
gruppen die Parteigebundenen zunehmend einer vollen Berufstätigkeit nachgehen, während 
bei den Parteilosen nach wie vor (wie bei ihrer Elterngeneration) Teilzeitstellen und Nichtbe-
rufstätigkeit dominieren (Tab. 6.14). 

Tabelle 6.13 :Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit verschiedenem Grad beruflicher Erwerbs-
tätigkeit: nach Parteirichtung und Geschlecht (nur nebenamtliche Amtsinhaber). 

Beschäfti-
gungsgrad: 

 
Partei- 
lose 

alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

volle Stelle 
Frauen 22 21 22 17 29 18 14 

Männer 84 81 81 84 87 70 79 

Teilstelle 
Frauen 63 62 58 64 61 69 62 

Männer 7 11 9 9 7 19 13 

Keine Stelle 
Frauen 16 17 20 19 10 13 24 

Männer 9 9 10 7 6 11 8 

 

Tabelle 6.14: Prozentsatz der weiblichen Exekutivmitglieder mit voller hauptberuflicher Anstel-
lung (nur nebenamtliche Mitglieder unter 65 Jahren). 

Alter: 
Frauen Männer 

Pgeb. Plos. Pgeb. Plos. 

-34 47 21 80 94 

35-44 26 22 91 94 

45-54 19 21 91 93 

55-64 13 21 72 74 

Chi2 28.80 .085 193.4 121.5 

(Sign.) (.000) (.994) (.000) (.000) 

N =  1061 670 4958 2624 

 

6.5 Selbständige Berufstätigkeit 

Auch bezüglich des Prozentanteils an Selbständigerwerbenden ordnen sich die Parteilosen 
zusammen mit der FDP und CVP in der politischen Mitte ein: im Kontrast einerseits zur SVP, 
wo nach wie vor fast die Hälfte der Mandatsträger aus dem Kreis Bauern, Gewerbetreiben-
den und Industriellen stammen, und andererseits zu den Sozialdemokraten, deren wenige 
Selbständige (13%) sich vorwiegend aus Freiberuflichen rekrutieren. Ähnlich wie bei den 
Parteigebundenen findet man auch, dass das der Prozentanteil bei sehr kleinen und bei 
grösseren Gemeinden maximale Werte erreicht, während in mittelgrossen Kommunen ein 
Minimum besteht. Dies lässt sich wohl damit erklären, dass in traditionell strukturierten klei-
nen Landgemeinden Selbständigerwerbende besonders zahlreich sind, während sie sich in 
grösseren Gemeinden für die aufwendigen Exekutivmandate besonders eignen, weil sie im 
Gegensatz zu Angestellten relativ frei über ihre Arbeitszeit verfügen (vgl. Geser 2009a). 
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Tabelle 6.15: Prozentsatz der nebenamtlichen Exekutivmitglieder, die im Hauptberuf selbstän-
dig erwerbend sind: nach Parteirichtung und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl: Parteilos 
alle  
Parteien  

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 33 38* 28 39 51** 31 35 

501-1000 25 32** 30 28 45** 20 21 

1001-2000 27 29 25 31 46** 08** 32 

2001-5000 30 31 34 29 41** 12** 36 

5001-10000 45 32 35 34 50** 11** 36 

Total 30 32* 33* 32 46** 13** 32 

N =  2589 4200 1167 819 742 582 301 

 
* p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

Tabelle 6.16: Prozentanteil der nebenamtlichen Exekutivmitglieder die im Hauptberuf selbstän-
dig erwerbend sind:): nach Alterskategorien und Geschlecht. 

Alter 
Frauen Männer 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 06 09 28 25 

35-44 24 20 31 30 

45-54 25 26 33 33 

55-64 24 23 39 33 

65+ 27 30 39 40 

Chi2 7.01 5.78 16.58 4.94 

(Sign.) (.135) (.216) (.002) (.390) 

N =  810 545 3361 1778 

 

 
Auf ähnliche Weise widerspiegelt sich auch der Strukturwandel der Wirtschaft und der Ar-
beitswelt in der Regelmässigkeit, dass sich sowohl Frauen wie Männer jüngerer Altersgrup-
pen immer seltener aus dem Bereich der Selbständigen rekrutieren (Tab. 6.16).  
 
Allerdings mögen zumindest die geringen Werte bei den unter 35jährigen dadurch erklärbar 
sein, dass der Status der Selbständigkeit oft erst in fortgeschritteneren Jahren (z. B. durch 
Übernahme eines elterlichen Betriebes) erworben wird. 
 
Generell entsteht also der Eindruck, dass auch unter den neuen Bedingungen parteiunab-
hängiger Rekrutierung ein sehr beträchtlicher Teil der kommunalen Machtpositionen in den 
Händen traditionell-mittelständischer Schichten verbleibt, die dank ihrer autonom bestimmten 
Arbeitszeit für Exekutivmandate besonders abkömmlich sind und sich aufgrund ihrer lokal 
orientierten Geschäftstätigkeit besonders stark für kommunalpolitische Belange interessie-
ren.  
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6.6 Stellung in der organisatorischen Hierarchie 

Mit ihren Hauptaufgaben der Entscheidungsfindung, Koordination, Gremienleitung, Verwal-
tungsführung und öffentlichen Kommunikation haben die Exekutivmitglieder ein Rollenprofil, 
das eher mit demjenigen hoher Kaderpositionen als mit dem Pflichtenheft subalterner Vorge-
setzter oder schierer Mitarbeiter verglichen werden kann. In grösseren Gemeinden mit um-
fangreicher Verwaltung treten diese leitungs- und führungsbezogenen Aufgaben naturge-
mäss stärker hervor als in kleinen Kommunen, wo neben der „horizontalen“ Kommunikation 
im kollegialen Exekutivgremium mangels Spezialbeamten und Büropersonal oft noch konkre-
te Aufgaben der Administration und Sachbearbeitung überwiegen. Ebenso haben sie bei 
Gemeindepräsidenten - im Vergleich zu gewöhnlichen Ressortvorstehern - natürlich ein be-
sonders Gewicht, da sich bei ihnen die umfassenden Koordinations- und Leitungsaufgaben 
verdichten. So unbestritten es ist, dass Inhaber von Managementpositionen für Exekutiv-
mandate im Allgemeinen und für Präsidentenämter im Speziellen besonders geeignet sind, 
so zweifelhaft ist andererseits aber, ob diese Personenkreise für kommunale Ämter über-
haupt zur Verfügung stehen: da sie hauptberuflich oft übermässig belastet sind und sich in-
folge ihrer überlokalen Interessen und Wirkungskreise oft kaum in ihren lokalen Kontext, in 
dem sie wohnhaft sind, integrieren. Vor allem mag ihnen die Welt der Lokalparteien fremd 
sein, die von ihren Mitgliedern vor der Nominierung zu Exekutivämtern die jahrlange Aus-
übung subalterner Funktionen (z. B. im Parteivorstand oder kommunalen Beratungskommis-
sionen) fordern. Deshalb wäre es nicht überraschend, wenn sie ihren Einstieg in Gemeinde-
behörde eher als parteilose „Quereinsteiger“ vollziehen würden, die aufgrund ihrer geschätz-
ten Qualifikationen auch ohne Parteiunterstützung ohne Weiteres über gute Wahlchancen 
verfügen. 

Tabelle 6.17: Prozentsatz der Exekutivmitglieder auf verschiedenen beruflichen Hierarchiestu-
fen: nach Stellung in der Exekutive (nur nebenamtliche Amtsinhaber). 

Hierarchieniveau: 
Präsident Gewöhnliche Mitglieder 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

selbständig 39 33 31 29 

höheres Kader  20 15 17 12 

mittleres Kader 19 19 20 21 

unteres Kader 8 13 10 12 

Mitarbeiter 15 20 22 26 

N =  790 406 3410 1935 

Chi2  (sign.) 17.84  (.001) 37.83 (.000) 

 

Wie die Ergebnisse der Tabelle 6.17 zeigen, ist aber genau das Umgekehrte der Fall. Wäh-
rend bezüglich der auf mittlerer Kaderebene tätigen Milizpolitiker kein Unterschied besteht, 
sind Inhaber höherer Kaderpositionen bei den Parteigebundenen durchwegs stärker vertre-
ten als bei den Parteilosen, wo umgekehrt Inhaber unterer Kaderstellen (sowie reiner Mitar-
beiterstellen ohne Vorgesetztenfunktion) dominieren.  
Generell aber scheint der Trend zu Parteilosen nichts daran zu ändern, dass sich Gemein-
deexekutiven zu 75-80% aus Personen zusammensetzen, die in ihrem Hauptberuf selbstän-
dig sind bzw. eine Vorgesetztenposition innehaben – und damit mit den Berufsverhältnissen 
in der Gesamtbevölkerung auf dramatische Weise kontrastieren. 
 

Aus Tabelle 6.18a und 6.18b geht hervor, dass - sowohl bei den Männern wie den Frauen - 
aussschliesslich die FDP und die CVP für den grösseren Anteil hoher Kadermitarbeiter unter 
den Parteigebundenen verantwortlich sind, während die Verhältnisse in der SVP (die aller-
dings ungleich häufiger Selbständige portiert) ungefähr denjenigen bei den Parteilosen ent-
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sprechen und die Sozialdemokraten erwartungsgemäss eher Angehörige niedrigerer berufli-
cher Statusränge rekrutieren. 

Tabelle 6.18a: Prozentsatz der Exekutivmitglieder auf verschiedenen beruflichen Hierarchiestu-
fen: nach Parteirichtung: Männer (nur nebenamtliche Amtsinhaber). 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

selbständig 32 34 34 33 47 14 33 

höheres Kader  14 20 25 22 18 15 19 

mittleres Kader 23 21 20 22 19 31 24 

unteres Kader 13 10 9 11 5 14 12 

Mitarbeiter 18 15 12 12 11 26 13 

N =  1954 3897 1113 790 677 501 283 

 

Tabelle 6.18b: Prozentsatz der Exekutivmitglieder auf verschiedenen beruflichen Hierarchiestu-
fen: nach Parteirichtung : Frauen (nur nebenamtliche Amtsinhaber).  

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

selbständig 23 24 26 25 37 12 28 

höheres Kader  7 7 10 4 10 8 7 

mittleres Kader 14 15 19 15 10 13 13 

unteres Kader 10 8 6 5 5 14 7 

Mitarbeiter 47 46 39 52 37 54 45 

N =  670 1061 280 207 123 212 77 

 
 

Figur 6.4 zeigt, wie sich die Gemeinden der verschiedenen Kantone in ihrer Rekrutierung 
von Angehörigen niedriger Berufspositionen (d. h. von Personen die weder selbständig Er-
werbende noch Vorgesetzte sind) voneinander unterscheiden. Dabei wird sichtbar, dass es 
in nicht weniger von 16 (von 20) Ständen die Parteilosen sind, die häufiger als diesen niedri-
gen sozialen Berufsschichten stammen. Besonders ausgeprägt trifft dies auf die West-
schweiz (Jura, Genf, Neuenburg und Freiburg) zu, wo über 30% der Mandatsträger in solch 
abhängiger Weise beschäftigt sind. Nur in Luzern, Glarus unterschreitet der Anteil der Partei-
losen, die bloss als Mitarbeiter beschäftigt sind, die Marke von 20%. 
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6.7 Wohndauer in der Gemeinde 

Sowohl in den Landgemeinden wie in den Städten wurde die politische Macht in vormoder-
nen Zeiten weitgehend durch langfristig sesshafte Bevölkerungskreise ausgeübt: durch „Ho-
noratioren“, die augrund ihrer lokal orientierten Besitztümer und Wirtschaftstätigkeiten wie 
auch dank ihrer intergenerationellen Zeitperspektive an kommunalen Angelegenheiten be-
sonderen Anteil nahmen und dank ihrer Prominenz in kommunalen Vereinen wie auch infor-
mellen Netzwerken leicht in der Lage waren, sich bei der Erringung formaler Ämter die offi-
zielle Nomination zu sichern und und genügend Wählerstimmen zu mobilisieren.  
Diese auf der Kombination von langer Ortsansässigkeit, Familientradierung und selbständi-
ger gewerblicher Tätigkeit beruhenden lokalen Eliten haben im Zuge der gesellschaftlichen 
Modernisierung und der wachsenden Zahl Neuzuzügern zwar überall offeneren („poliyarchi-
schen“) Elitenstrukturen weichen müssen.  
Die lokalen politischen Parteien haben in diesem Prozess aber eine durchaus widersprüchli-
che Rolle gespielt. Auf der einen Seit haben sie zu dieser Öffnung mancherorts Hilfestellung 
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geleistet, indem sie einem breiteren Kreis interessierter (Bürger)innen niederschwellige Ein-
trittsoptionen und gut strukturierte Aufstiegswege in die kommunale Politik geboten haben – 
vor allem auch für Personen, die kommunale Ämter als Sprungbretter betrachteten, um über-
lokale politische Positionen zu erklimmen. Vor allem waren die sozialdemokratischen Partei-
en bestrebt, in Kombination mit den Gewerkschaften auch Arbeitnehmern aus niedrigeren 
sozialen Schichten politische Zugänge zu eröffnen - zumindest in den mittelgrossen Ge-
meinden und Städten, in denen sich über formale Sektionsstrukturen und hinreichende Wäh-
lerprozente verfügten. Umgekehrt liessen sich dieselben organisatorischen Strukturen theo-
retisch natürlich auch dazu verwenden, um sogar restriktivere Rekrutierungskriterien als bis-
her zur Geltung zu bringen: etwa im Falle bürgerlicher Parteien, die informell von autochtho-
nen lokalen Eliten zum Zwecke ihrer Machtsicherung vereinnahmt worden sind. Dement-
sprechend unsicher sind auch die Prognosen darüber, ob die aktuelle Verschiebung von par-
teigebundenen zu parteilosen Amtsträgern eher zu einer Zunahme oder Abnahme langfristig 
Sesshafter oder kurzfristig Neuzugezogener führt.  
 
Ein Blick auf Tabelle 6.19 zeigt, dass sich parteilose Amtsinhaber in Gemeinden bis 5000 
Einwohnern signifikant seltener als Parteigebundene aus dem Kreis derjenigen rekrutieren, 
die bereits seit Geburt oder Kindheit in der Gemeinde ansässig sind.  

Tabelle 6.19: Prozentsatz der Exekutivmitgliedern, die in der Gemeinde geboren oder vor 18 in 
der Gemeinde wohnhaft geworden sind: nach Parteirichtung und Gemeindegrösse. 

 Parteilos 
alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 32 47** 42 55** 50* 39 33 

501-1000 30 46** 43** 57** 55** 28 43 

1001-2000 23 38** 37** 46** 50** 30 29 

2001-5000 28 37** 37 44** 50** 22 24 

5001-10000 37 37 39 49 50 31 38 

Total 30 40** 39** 48** 51** 29 31 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

Oberhalb dieser Schwelle verschwindet diese Differenz allein deshalb, weil auch bei den 
Parteilosen der Anteil Autochthoner deutlich steigt. Bei einer Aufgliederung nach Parteirich-
tungen wir sichtbar, dass sich die Parteilosen vor allem gegenüber der CVP und der SVP 
drastisch profilieren, wo nach wie vor – selbst in grossen Gemeinden – ungefähr die Hälfte 
aller Mandatsträger aus dem Kreis langfristig Ortsansässiger stammen. Demgegenüber 
scheinen die Sozialdemokraten – sowie die erstaunlicherweise auch die rein lokalen Grup-
pierungen - denjenigen, die erst als Erwachsene in die Gemeinde gezogen sind, etwas höhe-
re politische Mobilitätschancen zu gewähren (bzw. von diesen letzten bevorzugt ausgewählt 
zu werden, wenn sie sich für eine aktive Rolle in der Gemeindepolitik entschliessen). 
 

Nichts deutet darauf hin, dass es sich bei diesem hohen Gewicht autochthoner Bevölke-
rungskreise um einen (in Erosion begriffenen) historischen Überrest ländlich-traditioneller 
Strukturen handeln würde. Denn erstens bleiben die Prozentanteile selbst bei bevölkerungs-
reichen Gemeinden, die sich der Stadtgrösse annähern, auf fast demselben Niveau, und 
zweitens trifft überhaupt nicht zu, dass sie sich in den jüngeren Alterskohorten abschwächen 
würden. Ganz im Gegenteil stellt man fest, dass der Anteil der langfristig Ortsansässigen bei 
den Frauen und Männern jüngerer Altersgruppen höher liegt, um bei den unter 35 jährigen 
fast unglaubliche Maximalwerte zu erreichen (Tab. 6.20).  
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Tabelle 6.20: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die in der Gemeinde geboren oder vor 18 in 
der Gemeinde wohnhaft geworden sind: nach Alter, Geschlecht und Parteizugehörigkeit und 
Gemeindegrösse. 

Alter: 
Frauen Männer 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 70 42* 86 66** 

35-44 33 12** 55 45** 

45-54 21 11** 44 33** 

55-64 14 10** 37 26** 

65+ 7 5 33 16** 

Total 23 13** 45 35** 

N =  1061 670 3897 1954 

 
* p < .05       ** p < .01 (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und Parteigebundenen derselben Alterskatego-
rie). 

 
Vor allem scheinen die politischen Parteien bei der Auswahl jüngerer Repräsentanten immer 
häufiger auf autochthone (bzw. „indigene“) Einwohner zuzugreifen – womit sich die Differenz 
zu den Parteilosen noch laufend verstärkt. Unabhängig von der Parteibindung sind es in al-
len Altersgruppen die Frauen, die häufiger von auswärts zugezogen sind: ein Hinweis auf 
das zähe Überleben „patrilokaler“ Muster, wie sie natürlich im traditionellen Mittelstand (wo 
der Sohn typischerweise den ortsansässigen Betrieb des Vaters übernimmt) noch verbreitet 
sind. 
 
Im kantonalen Vergleich (Figur 6.5) profilieren sich Neuenburg und Appenzell-Innerhoden als 
die beiden einzigen Stände, wo Parteilose häufiger als Parteirepräsentanten zu den lange 
Ortsansässigen gehören. Besonders auffallend sind die Differenzen im Tessin, wo die Lokal-
parteien bekanntermassen als Instrumente für den Machterhalt traditioneller lokaler Eli-
ten(familien) fungieren. Im übrigen fällt auf, in welch hohem Masse die Gemeinden der ge-
birgigen Kantone Wallis, Graubünden, Uri (und Schwyz) Wert darauf legen, die formalen 
Gemeindeämter überwiegend in der Hand „Einheimischer“ zu halten. 
 
Aus entgegengesetzter Perspektive stellt sich die Frage, inwiefern auch Personen, die erst 
vor ganz kurzer Zeit in die Gemeinde übersiedelt haben, in der Lage sind, Exekutivämter zu 
erringen. Auch hier ist auf die bivalente Funktion der Parteien hinzuweisen, die ihre Res-
sourcen und formalen Oganisationsstrukturen einerseits sehr gut dazu verwenden können, 
um derartigen Neuzuzüger rasch zu öffentlicher Reputation und reellen Wahlchancen zu 
verhelfen, andererseits aber auch zum genau gegenteiligen Effekt, solche Newcomers auf 
langfristige Karrierewege (z. B. über parteiinterne Ämter, kommunale Spezialkommissionen 
u. a.) zu verweisen und damit an einem allzu raschen politischen Aufstieg zu behindern. 
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Auch hier deuten die Ergebnisse eher auf die zweite Alternative hin: sind doch nur 10% aller 
Parteivertreter, hingegen 20% Parteilosen eigentliche Neuzuzüger, die weniger als fünf Jah-
re vor ihrem Amtsantritt in der Gemeinde Wohnsitz genommen haben (Tab. 6.21). Auch die 
Sozialdemokraten stechen nun gegenüber den bürgerlichen Gruppierungen keineswegs 
mehr durch eine besonders hohe Offenheit gegenüber Neueinwohnern hervor. Ganz unab-
hängig von der Parteibindung gilt die Regularität, dass Neuzuzüger in Kleinstgemeinden (un-
ter 500 Einwohnern) weitaus die grössten Wahlchancen geniessen. Dies mag damit zusam-
menhängen, dass sie in so kleinem Kreise sehr rasch und auf informellen Wegen in der Lage 
sind, sich die für die Wahl erforderliche Reputation und Unterstützung zu sichern – oder dass 
aus schierem Mangel an Kandidaten auch auf Personen zurückgegriffen werden muss, die 
(noch) keine besondere Vertrautheit mit ihrer Gemeinde besitzen. 
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Figur 6.5: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die in der  Gemeinde 
geboren oder vor 18 zugezogen sind: nach Parteibindung und 
Kantonen. 
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Tabelle 6.21: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die vor ihrem Amtsantritt weniger als fünf 
Jahre in der Gemeinde wohnhaft waren: nach Parteirichtung und Gemeindegrösse. 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 26 20* 26 14* 21 35 15 

501-1000 19 11** 7 9* 10* 20 8 

1001-2000 14 12** 14 11 8* 12 15 

2001-5000 12 10 10 8 9 10 11 

5001-10000 9 6** 9 5 3 7 6 

Total 20 10** 11** 9** 8** 10** 10** 

N =  2589 4792 1355 958 763 696 666 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
Aus Tabelle 6.22 geht hervor dass sich die Mobilitätsvorteile der Parteilosen in ähnlichem 
Umfang auf beide Geschlechter und alle Alterskohorten beziehen. 

Tabelle 6.22: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die vor ihrem Amtsantritt weniger als fünf 
Jahre in der Gemeinde wohnhaft waren: nach Gemeindegrösse. 

Alter: 
Frauen Männer 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-34 21 30 10 24** 

35-44 16 28** 16 27** 

45-54 10 19** 9 18** 

55-64 7 11 8 15** 

65+ 8 37* 9 20** 

N =  1061 670 3897 1954 

 
* p < .05       ** p < .01 (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und Parteigebundenen derselben Alterskatego-
rie). 
 

Generell tragen all diese Ergebnisse zum Gesamteindruck bei, dass die meisten Lokalpar-
teien in den meisten Schweizer Gegenden sich bisher keineswegs als Promotoren für den 
politischen Einbezug neu zugezogener Einwohnergruppen betätigt, sondern diese Integrati-
on im Gegenteil eher verhindert haben. Die vermehrte Rekrutierung von Parteilosen er-
scheint unter diesem Gesichtspunkt als wesentliches Mittel, um breitere Bevölkerungsschich-
ten an der kommunalen Politik und Verwaltung teilhaben zu lassen und dafür zu sorgen, 
dass die Zusammensetzung der Behördegremien derjenigen der kommunalen Wohnbevöl-
kerung besser als bisher entspricht. 
 
Beim Kantonsvergleich (Figur 6.6) zeigt sich, dass lokalen Parteien überall in der Schweiz 
gegenüber Neuansässigen in nur sehr begrenztem Masse offen sind: indem ihr Prozentanteil 
bei den Parteigebundenen nur in einem sehr schmalen Band (zwischen 5% und ca. 18%) 
variiert. Im Falle der Parteilose treten hingegen viel weitere Divergenzen auf, in denen sich - 
wie z. B. in den dramatischen Differenzen zwischen Jura und Neuenburg einerseits und 
Uri/Luzern andererseits - die unterschiedliche Offenheit verschiedener politischer Regional-
kulturen gegenüber „Ortsfremden“ widerspiegelt. 
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6.8 Familiäres politisches Herkunftsmilieu 

Seit den 1950er-Jahren hat sich in zahlreichen empirischen Studien gezeigt, dass die Fami-
lie für die politische Sozialisation der Kinder eine Schlüsselstellung hat (vgl. z. B. Jennings 
and Niemi 1968; Wasmund 1982; Hopf und Hopf 1997), und dass die Transmission politi-
scher Einstellungen entscheidend vom Konsens zwischen Vater und Mutter, von der Stabili-
tät ihrer Einstellungen, sowie von der Qualität innerfamiliärer Interaktionen abhängig ist 
(Klewes 1983; Tedin 1980; Jennings & Niemi 1981). Eindrucksvoll ist vor allem der konsi-
stente empirische Befund, dass Parteiloyalitäten zuverlässiger als viele anderen Einstellun-
gen von den Eltern auf die Kinder übertragen werden (Westholm/Niemi 1992). In einer eige-
nen Untersuchung konnte nachgewiesen werden, dass das ideologische Klima in der Her-
kunftsfamilie in äusserst hohem Masse die spätere politische Ausrichtung der kommunalen 
Exekutivmitglieder bestimmt (Geser 2010b). Im vorliegenden Falle könnte dies bedeuten, 
dass man vor allem bei Parteigebundenen relativ starke intergenerationelle Einflüsse findet, 
während die Verschiebung zu Parteilosen bedeutet, während sich Parteilose eher aus El-
ternhäusern, in denen keine explizite politische Sozialisation stattgefunden hat, rekrutieren.  
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Figur 6.6: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die weniger 
als 5 Jahre vor ihrer Wahl in die Gemeinde gezogen sind: 
nach Kantonen  
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Allerdings gibt es Grund zur Annahme, dass sich bei jüngeren Kohorten eine Abnahme solch 
intergenerationeller Einflüsse sichtbar wird, in der sich die bekannte Verringerung familiärer 
Sozialisationswirkungen und die Erosion von Parteistammwählerschaften (Alemann 1996) 
widerspiegelt, 
Einen ersten Hinweis auf intergenerationelle Sozialisationseinflüsse liefert die Frage, ob be-
reits die Eltern (Vater oder Mutter) der befragten Exekutivmitglieder Mitglied einer politischen 
Behörde waren. Aus den Zahlen wird ersichtlich dass dies im Falle der Parteipräsidenten bei 
den Parteigebundenen ungeachtet der Gemeindegrösse in sehr hohem Masse (45-49%) 
zutrifft, während der Anteil bei den Parteilosen niedriger liegt und mit wachsender Gemein-
degrösse zudem stark sinkt (Tab. 6.23). Auch im Falle der gewöhnlichen Exekutivmitglieder 
sind es die Repräsentanten politischer Parteien, die (zumindest in Gemeinden bis zu 5000 
Ew.) häufiger als Parteilose aus einem politisch bereits aktiven Elternhause stammen. 

Tabelle 6.23: Waren Vater und/oder Mutter des Exekutivmitglieds bereits Mitglied einer politi-
schen Behörde?: nach Status im Exekutivgremium und Gemeindegrösse 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Präsident 49 42 49 28** 42 40 42 24* 45 11* 

Gewöhnliches Mitglied 45 33** 39 31** 37 29** 36 22** 30 35 

N =  442 1134 684 743 1141 472 1572 261 710 38 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
Die weitere Analyse ergibt, dass sich diese geringere familiäre Beeinflusstheit der Parteilo-
sen auf beide Geschlechter erstreckt und im Verhältnis zu allen anderen Parteien sichtbar 
wird: mit Ausnahme der Sozialdemokratischen Frauen, die sich noch etwas seltener aus poli-
tisch aktiven Milieus rekrutieren (Tab. 6.24). 

Tabelle 6.24: Prozentsatz der Exekutivmitglieder deren Vater und/oder Mutter bereits Mitglied 
einer politischen Behörde waren: nach Parteizugehörigkeit. 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

Frauen 32 36 38 35 43* 30 37 

Männer 32 39** 35* 42** 43** 36* 37 

N =  1621 3863 1394 100 799 717 364 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 
 

Die Vermutung, jüngere Alterskohorten würden in geringerem Masse vom Elternhaus beein-
flusst, lässt sich hingegen überhaupt nicht bestätigen. Ganz im Gegenteil sind es bei Frauen 
und Männern die Angehörigen der jüngsten Altersgruppe (bis 34), die am häufigsten auf poli-
tisch aktive Väter oder Mütter verweisen (Tab. 6.25). Die Erklärung dafür liegt möglicherwei-
se darin, dass die (wenigen) Personen, die sehr jung in die Politik einsteigen, die dafür nöti-
gen Motivationen und Qualifikationen häufig im Elternhaus erworben haben, während bei 
„Spätberufenen“ logischerweise vom Herkunftsmilieu unabhängige, in der eigenen Biogra-
phie erworbene Erfahrungen, Werte und Zielsetzungen dominieren. 
 
Aus Figur 6.7 wird ersichtlich, dass der „Vererbungsgrad“ kommunaler Behördepositionen 
zwischen den Kantonen auf schwer interpretierbare Weise variiert. Während in 14 Ständen 
die Parteilosen nachhinken (und in Genf keine Unterschiede erkennbar sind) so laufen  sie in 
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einigen eher ländlich strukturierten Kantonen (Luzern, Schwyz, Glarus, Appenzell-
Ausserhoden und Wallis) den Parteivertretern umgekehrt deutlich voraus.  

Tabelle 6.25: Prozentsatz der Exekutivmitglieder deren Vater und/oder Mutter bereits Mitglied 
einer politischen Behörde waren: nach Geschlecht und Altersgruppe. 

 

Alter 

-34 35-44 45-54 55-64 65+ 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 55 38 37 34 36 33 34 27 37 35 

Männer 45 41 40 34 40 31 36 28 32 31 

N =  211 127 1003 734 1979 1013 1393 594 291 133 
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Figur 6.7: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, deren Väter oder 
Mütter bereits Mitglied einer politischen Behörde waren: nach 
Parteibindung und Kantonen 
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Um die ideologische Ausrichtung der polischen Sozialisation zu bestimmen, wurden die Exe-
kutivmitglieder befragt, ob in ihrem Elternhaus eher eine bürgerliche oder eine linke Tradition 
(bzw. überhaupt keine ideologisch geprägte Tradition) vorherrschend war. Die Aufgliederung 
nach Parteirichtungen zeigt das aussergewöhnliche Ausmass, in dem dieses elterliche Milieu 
die spätere Parteiidentifikationen bestimmt. Fast niemand, der ein linkes Milieu erlebt hat, ist 
später in einer Partei der politischen Mitte oder gar des rechten Spektrums aktiv. Vielmehr 
sammeln sich die meisten von ihnen in den Sozialdemokratischen Gruppierungen (in denen 
wiederum weniger als jedes Fünfte Mitglied aus einem bürgerliche geprägten Milieu stammt) 
(Tab. 6.26). Die Parteilosen haben mit ihren bürgerlichen Kollegen gemeinsam, dass sie 
sehr selten eine linksideologische Sozialisation erfahren haben, unterscheiden sich aber von 
allen Parteigebundenen dadurch, dass fast drei Viertel von ihnen einem ideologisch nicht 
profilierten, „unpolitischen“ Milieu entstammen. Diese Differenzen sind in Gemeinden aller 
Grössenklassen erstaunlich ähnlich ausgeprägt: mit Ausnahme der grössten Kommunen (mit 
mehr als 5000 Ew.), wo immerhin zwei von fünf Parteilosen auf eine bürgerliche geprägte 
Familientradition verweisen (Tab.6.27).  

Tabelle 6.26: Familiäres politisches Herkunftsmilieu der Exekutivmitglieder: nach Parteizuge-
hörigkeit 

Politische Tradition 
in der Herkunfts-
familie 

Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

Bürgerl. Tradition 23 48 57 60 57 19 33 

Linke Tradition 4 8 2 1 1 33 10 

Keine Tradition 73 45 41 39 42 48 57 

Chi2 (sign.)*  
548.8 
(.000) 

452.7 
(.000) 

431.5 
(.000) 

335.0 
(.000) 

489.9 
(.000) 

43.04 
(.000) 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 
* Bivariater Zusammenhang zwischen Parteilosen und der jeweiligen Partei 

 
Ebenso erstreckt sich die unpolitischere Herkunft der Parteilosen auf alle Altersgruppen: nur 
die im Rentneralter befindlichen Parteilosen vermelden zu über 50%, ursprünglich einem 
politisch geprägten Elternhaus zu entstammen (Tab. 6.28). 

Tabelle 6.27: Familiäres politisches Herkunftsmilieu der Exekutivmitglieder: nach Gemeinde-
grösse und Parteibindung. 

Politische Tradition in 
der Herkunftsfamilie 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Bürgerliche Tradition 50 21 50 23 48 23 44 24 49 40 

Linke Tradition 6 5 8 5 8 4 8 4 7 0 

Keine Tradition 44 74 42 72 44 73 47 72 44 60 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

Chi-2 (sign.) 131.73 (.000) 127.07 (.000) 109.8 (.000) 54.55 (.000) 5.84 (.027) 

 
In ihrer Gesamtheit unterstützen all diese Ergebnisse die Hypothese, dass mit dem verstärk-
ten Einbezug parteiloser Exekutivmitglieder eine Ausweitung des Rekrutierungsfeldes auf 
politisch weniger aktive und interessierte Bevölkerungsschichten einhergehen könnte. ein 
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Eindruck, der im Weiteren auch in der relativ geringeren politischen Amtsmotivation parteilo-
ser Mandatsträger (vgl. Kap. 8) eine Bestätigung findet.  

Tabelle 6.28: Familiäres politisches Herkunftsmilieu der Exekutivmitglieder: nach Altersgruppe 
und Parteibindung. 

Politische Tradition in 
der Herkunftsfamilie? 

Alter 

-34 35-44 45-54 55-64 65+ 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Bürgerliche Tradition 46 26 48 21 45 22 50 24 52 31 

Linke Tradition 15 2 7 4 7 5 8 4 10 10 

Keine Tradition 39 72 45 75 48 73 42 72 38 59 

N =  211 127 1003 734 1979 1013 1393 594 291 133 

Chi-2 (sign.) 37.20 (.000) 153.08 (.000) 180.03 (.000) 145.41 (.000) 18.39 (.000) 

 

6.9 Nationale Herkunft 

Auf Kantons- und Bundesebene gilt in der Schweiz durchwegs der eiserne Grundsatz, dass 
nur Personen mit Bürgerrecht in politische Aemter wählbar sind, Auf kommunalem Niveau 
wird diese Frage hingegen kontrovers diskutiert, da vor allem von linksstehenden Parteien 
darauf hingewiesen wird, dass zumindest langfristig anwesende Ausländer ein legitimes Inte-
resse hätten, öffentliche Angelegenheiten im lokalen Nahbereich – die ja meist als „unpoli-
tisch“ gelten - aktiv mitzugestalten, und dass diese Mitwirkung ihrer  angezielten Vollintegra-
tion in die Schweizerische Gesellschaft dienlich sei. So haben die Jurassischen Gemeinden 
bereits seit Kantonsgründung die Möglichkeit, auch Ausländer(innen) in Gemeinderäte zu 
wählen, und in den Kantonen Appenzell-Ausserhoden, Graubünden, Freiburg und Waadt 
sind seit 1996 analoge fakultative Gesetzesbestimmungen entstanden.25 
 
Unabhängig von solch rechtlichen Entwicklungen stellt sich die Frage nach den politischen 
und sozio-kulturellen Voraussetzungen, unter denen Kandidaten ausländischer Herkunft al-
lenfalls für Exekutivmandate nominiert werden  oder gar in den Wahlen erfolgreich bestehen.  
Wenn es nämlich zutrifft, dass lokale Ämter nach wie vor überaus weitgehend in den Händen 
alteingesessener Bevölkerungsteile (vor allem Bauern und Gewerbetreibender) verbleiben, 
so wäre zu erwarten, dass nicht nur Ausländer, sondern auch neu eingebürgerte Personen 
mit „Migrationshintergrund“ wenig Wahlchancen besitzen. 
Die intermediäre Rolle der politischen Parteien muss in diesem Zusammenhang als durch-
aus bivalent betrachtet werden. Auf der einen Seite können sie - bewusst oder ungeplant - 
als  Agenten patriotischer Abschliessung wirken, indem sie nur Kandidaten fördern, die sich 
an ihre partikuläre politische Kultur assimiliert und in den informellen innerparteilichen Inter-
aktionsnetzwerke (z. B. an Wirtshausstammtischen) Akzeptanz gefunden haben. Anderer-
seits könnten vor allem linke Parteien sich auch als Agenten der Öffnung betätigen, indem 
sie gezielt Kandidaten mit ausländischer  
Die Zahlen der Tabelle 6.29 weisen darauf hin, dass ungeachtet der Parteibindung in über 
85% der Fälle „echte Schweizer“ im engeren Wortsinne vorgezogen werden: also im Inland 
aufgewachsene Personen, deren beide Elternteile ebenfalls in der Schweiz geboren sind. An 
zweiter und dritter Stelle folgen Amtsinhaber, die aus einer Ehe mit einem ausländischen 

                                                
25

 Vgl. http://www.auslaenderstimmrecht.ch/wahlen-und-abstimmungen-fuer-auslaender.php (20. Mai 
2010). 

http://www.auslaenderstimmrecht.ch/wahlen-und-abstimmungen-fuer-auslaender.php%20(20
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Elternteil (bevorzugt die Mutter) hervorgegangen sind. An vierter Stelle folgen genuine Im-
migranten, die als ausländisch geborene Kinder ausländischer Eltern zugewandert sind. 26 
Dahinter folgen Mandatsträger, die im geläufigen Wortsinn als „Secondos“ gelten können, da 
sie als Kinder eines ausländischen Elternpaares in der Schweiz geboren sind. Vernachläs-
sigbar selten sind demgegenüber im Ausland geborene „Repat-Kinder“, die dank Schweizer 
Elternteile bereits seit Geburt über das einheimische Bürgerrecht verfügen. Erwartungsge-
mäss zeigt sich die grösste Offenheit gegenüber Migranten in einigen Kantonen der West-
schweiz (Genf, Neuenburg und Waadt) und im Tessin, während in den kleinen Kantonen der 
deutschen Schweiz (Zug, Obwalden, Nidwalden, Appenzell-innerhoden) nach wie vor aus-
schliesslich autochthone Schweizer zu finden sind, 
Es fällt auf, dass Secondos und Immigranten zusammengenommen bei den Parteigebunde-
nen nur 3.1% ausmachen, bei den Parteilosen hingegen 4.6%. Diese statistisch signifikante 
Differenz deutet darauf hin, dass Personen mit Migrationshintergrund durch die Lokalpartei-
en auf dem Weg zu kommunalen Ämtern eher eine Behinderung als eine Beförderung erfah-
ren, und dass sie dementsprechend an Chancen politischer Mobilität gewinnen könnten, 
wenn sich die Rekrutierung immer mehr auf Parteilose verschiebt. 

Tabelle 6.29: Nationale Herkunft der Exekutivmitglieder: nach eigenem Geburtsland und Ge-
burtsland ihrer Eltern. 

   Parteigebundene Parteilose 

Eigene 
Geburt: 

Geburt des 
Vaters: 

Geburt der 
Mutter: 

N % N % 

Schweiz 

Schweiz 
Schweiz 4275 87.3 2225 86.1 

Ausland 306 6.2 152 5.9 

Ausland 
Schweiz 115 2.3 61 2.4 

Ausland 65 1.3 54 2.1 

Ausland 

Schweiz 
Schweiz 18 0.4 11 0.4 

Ausland 24 0.5 11 0.4 

Ausland 
Schweiz 5 0.1 6 0.2 

Ausland 89 1.8 65 2.5 

 
Ein Vergleich nach Parteirichtungen (Tab.6.30) macht deutlich, dass alle bürgerlichen Par-
teien, am stärksten allerdings (erwartungsgemäss) die SVP für diese Differenzen verantwort-
lich sind. Die etwas höhere Offenheit der Sozialdemokraten scheint sich auf Secondos zu 
beschränken, ist aber zu wenig ausgeprägt, um die Signifikanzgrenze zu überschreiten.  
 
Tabelle 6.31 schliesslich gibt Antwort auf die Frage, ob den Migranten generell alle Ressorts 
offenstehen, oder ob ihnen bevorzugt gewisse Funktionen innerhalb der Exekutive zugewie-
sen werden. Es fällt auf, dass Secondos und Primärimmigranten ungeachtet ihrer Parteibin-
dung prozentual überdurchschnittlich häufig im Sicherheits- und Gesundheitsressort zu fin-
den sind. Parteilose Immigranten scheinen besondere Mühe haben, das Präsidentenamt 
oder das Schlüsselressort der Finanzen (und bei Parteibindung das Bauwesen) zu erreichen, 
während ihnen das Sozialwesen in besonderem Masse offensteht. Umgekehrt bleibt die Lei-
tung der Gemeindewerke bei den Parteigebundenen überdurchschnittlich häufig in „Schwei-
zer“ Hand. 

Tabelle 6.30: Nationale Herkunft der Exekutivmitglieder: nach Parteirichtung (Prozentanteile). 

                                                
26

 In geringen Fällen mag es sich dabei allerdings auch um Abkömmlinge re-immigierter Ausland-
schweizer handeln. 
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 Parteilos 
alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

Schweizer 95.4 96.9 96.4 96.8 99.7 94.4 96.1 

„Secondos“ 2.1 1.3 1.5 1.3 0 3.0 1.1 

Immigranten 2.5 1.8 2.1 1.9 .2 2.7 2.8 

Chi2  
(sign.) 

 
10.53 
(.005) 

2.31 
.(315) 

3.51 
(.173) 

32.70 
(.000) 

2.00 
(.367) 

1.63 
.442 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 

Tabelle 6.31: Verteilung der geborenen Schweizer, der Secondos und der Immigranten auf ver-
schiedene Ressorts 

 
Schweizer „Secondos“ Immigranten 

 
Parteigeb. Parteilose Parteigeb. Parteilose Parteigeb. Parteilose 

Präsident 20.5 20.6 22.6 14.0 16.9 8.5 

Finanzen 20.5 21.4 9.7 22.8 19.3 14.1 

Bauwesen 23.7 25.2 25.8 24.6 15.7 23.9 

Werke 19.5 24.7 6.5 19.3 14.5 19.7 

Sicherheit 13.7 16.1 16.1 19.3 24.1 23.9 

Soziales 18.6 20.9 17.7 33.3 30.1 33.8 

Bildung 15.0 16.9 22.6 28.1 16.9 19.7 

Gesundheit 13.7 16.1 16.1 19.3 24.1 23.9 

N =  4750 2470 65 54 89 65 

 

6.10 Schlussfolgerungen 

Wenn in grösseren Städten, Provinzen oder Ländern machtvolle (und entsprechend begehr-
te) Exekutivpositionen zu besetzen sind, wird ein Rückzug der Parteien unweigerlich zu einer 
Einengung des Rekrutierungsfeldes führen, weil sich nur noch sehr reichte (und gleichzeitig 
höchst motivierte) Kandidaten die grossen Wahlkampfausgaben leisten können. Auf diese 
Weise ist es etwa dem Multimilliardär Ross Perot gelungen, im amerikanischen Präsiden-
tenwahlkampf von 1992 immerhin fast 19 Stimmenprozente zu erzielen. 
Im Gegensatz dazu sind nebenamtliche Exekutivsitze in Schweizer Kleingemeinden weder 
besonders attraktiv, noch sind aufwendige Wahlkampagnen notwendig, um ein Mandat zu 
gewinnen. Hier ziehen sich die Parteien zurück, weil sie im engeren Feld ihrer politisch akti-
ven Mitglieder keine hinreichend motivierten und qualifizierten Kräfte (mehr) finden: so dass 
sie das Rekrutierungsfeld kampflos breiteren  Bevölkerungsschichten überlassen – und da-
durch die Kanäle politischer Mobilität für vielerlei Personen öffnen, die bisher wenig oder 
keine Wahlchancen hatten. 
So erstaunt es nicht, dass der Frauenanteil unter den Parteilosen höher liegt als in allen bür-
gerlichen Parteien – ohne allerdings das Niveau linker Parteien, die seit langem explizite 
Frauenförderung betreiben, zu erreichen. So erhöht sich durch  den Trend zur Parteilosigkeit 
vor allem der Frauenanteil in kleineren Gemeinden, in denen häufig keine sozialdemokrati-
schen Sektionen bestehen. 
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Dieselbe Verbreiterung der Aufstiegswege führt zweitens dazu, dass - zumindest in kleinen 
Gemeinden - auch jüngere (d. h. im Durchschnitt politisch noch weniger erfahrene) Bewerber 
einbezogen werden: eine Tendenz, die Frauen und Männer in gleicher Weise betrifft. 
Drittens stellt man fest, dass Parteilose häufiger als Parteigebundene aus relativ niedrigen 
Bildungsschichten stammen. Allerdings sind diese Differenzen weitgehend auf die hohe 
Akademikerquote bei der FDP und der SP zurückzuführen, während im Vergleich zur CVP 
und SVP kaum Unterschiede bestehen. Mit den Sozialdemokraten teilen die Parteilosen 
wiederum das Merkmal, dass relativ viele Mandatsträger in ihrem Hauptberuf keine Vorge-
setztenrolle innehaben (bzw. dem unteren Kader angehören), während Inhaber höherer Ka-
derpositionen in geringerem Umfang als in allen bürgerlichen Parteien vertreten sind.  
Viertens hat sich gezeigt, dass mit dem Rückzug der Lokalparteien auch die autochthonen, 
von Geburt an am ort ansässigen Bevölkerungsgruppen ihren bisher privilegierten Zugang 
zu den kommunalen Exekutivämtern verlieren. Vor allem im Vergleich mit den Vertretern der  
SVP und der CVP handelt es sich bei den Parteilosen viel häufiger um Personen, die erst als 
Erwachsene in der Gemeinde wohnhaft geworden (bzw. gar erst vor weniger als fünf Jahren 
zugezogen) sind. Während von den parteilosen Männern immerhin noch 35% seit Kindheit in 
der Gemeinde wohnhaft waren, sinkt diese Quote bei den Frauen auf 13%. Ebenso scheinen 
auch Immigranten und Angehörige der zweiten Einwanderergeneration („Secondos“) etwas 
bessere Wahlchancen zu haben, wenn sie als Parteilose ausserhalb der etablierten (bürger-
lichen) Parteien kandidieren. 
Fünftens schliesslich erweist es sich, dass parteilose Ratsmitglieder sehr viel häufiger aus 
unpolitischen Milieus stammen: mit Vätern und Müttern, die selber nie einer politischen Be-
hörde angehörten und  ihnen keine explizite politische Einstellung vermittelt haben.  
Die meisten dieser Regularitäten lassen sich landesweit in allen drei Sprachregionen und 
den meisten Kantonen konstatieren. Zu den Ausnahmen gehören die Befunde, dass West-
schweizer Kantone besonders viele parteiungebundene Mandatsträger aus niedrigen Be-
rufsgruppen aufweisen und dass parteilose Bewerber im Tessin geringe Wahlchancen ha-
ben, wenn sie dem weiblichen Geschlecht oder einer jüngeren Altersgruppe angehören.  
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7. Kapitel: Rekrutierung, Nomination und Wahlen 
 

7.1 Perzipierte Voraussetzungen für die Wahl in die Exekutive 

Wie bei anderen politischen Rollen in der Demokratie sind auch die Anforderungsprofile für 
kommunale Exekutivrollen nur sehr unscharf und unverbindlich definiert. Von gewissen Al-
tersbeschränkungen abgesehen, kann jeder, der stimmberechtigt ist, auch für ein solches 
Amt kandidieren, und jede weitere Einschränkung würde die verfassungsmässig garantierte 
Wahlfreiheit der Stimmbürgerschaft beschneiden. 
Natürlich gibt es sowohl in den Parteien wie in der allgemeinen Öffentlichkeit informelle Vor-
stellungen darüber, welche Voraussetzungen unverzichtbar oder zumindest wünschbar sei-
en. Sicher präferiert man generell Kandidaten, die von ihrem Hauptberuf her nützliche Quali-
fikationen mitbringen, die mit der Gemeinde vertraut sind und das Vertrauen breiter lokaler 
Bevölkerungskreise geniessen, die nie straffällig geworden sind und in „geordneten Famili-
enverhältnissen“ leben, und die ihre Eignung und Neigung zur Politik bereits in anderen Äm-
tern ausgewiesen haben - auch wenn über die Priorität dieser Kriterien unterschiedliche Mei-
nungen bestehen.  
Vor allem für kleinere Gemeinden ist charakteristisch, dass von den Kandidaten oft recht 
spezifische ressortbezogene Kenntnisse und Fähigkeiten (z. B. im Finanzwesen oder Bau-
wesen) gefordert werden, weil im entsprechenden Vollzugsbereich keine entsprechend quali-
fizierten Fachbeamten zur Verfügung stehen. Demgegenüber mag es in grossen städtischen 
Gemeinden wichtiger sein, dass Kandidaten über Führungsqualifikationen und ein generell 
gehobenes Bildungsniveau verfügen, oder dass sie durch ihr bisheriges Wirken eine breite 
örtliche Bekanntheit und Reputation gewonnen haben.  
 
Die Unschärfe und Informalität solcher Wahlkriterien bringt es mit, dass Fragen nach der 
„Wichtigkeit“ verschiedener Voraussetzungen keine sehr validen Antworten generieren, denn 
einerseits ist nicht gewährleistet, dass die Informanten allenfalls bestehende Regeln kognitiv 
adäquat wahrnehmen, und andererseits können solche Rekrutierungsregeln irrelevant sein, 
da infolge der Knappheit der Kandidaten gar keine entsprechenden Auswahlmöglichkeiten 
bestehen. Jedenfalls ist die Annahme sinnvoll, dass jeder Befragte sein Urteil auf die von 
ihm selbst und in seinem persönlichen Umfeld gemachten Erfahrungen stützt: so dass Par-
teigebundene und Parteilose derselben Gemeinde zu Recht unterschiedliche Wahlvoraus-
setzungen perzipieren. 
 
Zur Operationalisierung der Wahlvoraussetzungen wurden die Informanten gefragt, wie wich-
tig ihrer Meinung nach verschiedene Voraussetzungen seien, um als Mitglied der Exekutive 
dieser Gemeinde gewählt zu werden. Als Antwortalternativen sind die vier Optionen „wichtig“ 
„eher wichtig“ „eher unwichtig“ und „unwichtig“ zur Verfügung gestanden. 
 
Eine Faktoranalyse (mit Varimax-Rotation) hat eindeutig drei orthogonale Dimensionen er-
geben, die insgesamt fast 60% der Gesamtvarianz abdecken (Tab.7.1). An erster Stelle (mit 
über 28% Erklärungskraft) steht der Faktor „persönliche Qualifikation“, der das berufliche 
Qualifikationsniveau, das formale Ausbildungsniveau und die beruflichen Spezialkenntnisse 
umfasst. An zweiter Stelle (mit 19% Varianzerklärung) steht ein sehr genereller Faktor der 
„Sozialintegration“, zu dem neben der langen Wohndauer und hohen Bekanntheit in der Ge-
meinde auch die Vernetzung  mit einflussreichen Kreisen sowie die sozialkonforme private 
Lebensführung („geordnete Familienverhältnisse“) gehören. Ein dritter, den minimalen Ei-
genwert von 1.0 nur noch knapp übersteigender Faktor bezieht sich auf das „öffentliche En-
gagement“, das in vereinsbezogenen Aktivitäten sowie in der Übernahme anderer kommuna-
ler Ämter Ausdruck findet. 
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Tabelle 7.1: Faktorstruktur der Wichtigkeiten von neun Wahlvoraussetzungen (Varimax-
Rotation; N = 7111). 

 
Faktor I Faktor II Faktor 3 

Hohe berufliche Qualifikation .87 .05 .10 

Hohe Bildung .86 .09 .05 

Spezielle berufliche Kenntnisse und Fähigkeiten .78 .09 -.03 

Lange Ansässigkeit in der Gemeinde -.03 .61 .15 

Bekanntheit .04 .73 .13 

Beziehungen zu einflussreichen Kreisen .10 .64 .21 

Geordnete Familienverhältnisse .15 .63 -.10 

Tätigkeit in Vereinen und Verbänden -.04 .20 .81 

Tätigkeit in anderen kommunalen Ämtern .13 .07 .84 

Eigenwert 2.54 1.73 1.11 

Prozentsatz der erfassten Varianz 28.22% 19.20% 12.34% 

 
Der diffuse Charakter der Kriterien (und ihrer Wahrnehmung) ist wohl der Grund, warum die 
den verschiedenen Voraussetzungen zugeordneten Wichtigkeiten so breit streuen, dass ins-
gesamt keine sehr klaren Prioritäten erkennbar sind (Tab.7.2). Immerhin fällt auf, dass – un-
abhängig vom Geschlecht - bei den parteigebundenen Exekutivmitgliedern die lokale „Be-
kanntheit“ den ersten Platz einnimmt, während bei den Parteilosen eher Berufsqualifikatio-
nen sowie „geordnete Familienverhältnisse“ die Liste anführen. 
Das überraschende Hauptergebnis der Tabelle 7.2 besteht aber darin, dass die Parteilosen 
praktisch allen Wahlvoraussetzungen eine geringere Wichtigkeit als die Parteigebundenen 
zumessen. Eine Ausnahme bilden einzig die „speziellen beruflichen Kenntnisse“, wo keine 
Unterschiede erkennbar sind, sowie die „geordneten Familienverhältnisse“, wo die Unter-
schiede zwar auch in dieselbe Richtung gehen, aber unterhalb der statistischen Signifikanz-
schwelle bleiben.  
 
Als möglichen Grund könnte man anführen, dass die meisten Parteilosen aus kleineren Ge-
meinden stammen, in denen ohnehin weniger Ansprüche an Amtsinhaber gestellt werden 
(können). Da sich diese Vermutung im Folgenden nicht bestätigen wird (vgl. Figuren 7.1-
7.9), müssen andere Gründe den Ausschlag geben. Im Vordergrund steht vor allem die 
Hypothese, dass es primär die politischen Parteien sind, die bei ihren Nominationsprozessen 
für die Durchsetzung bestimmter Auswahlkriterien sorgen, während im Falle von Parteilosen 
niemand da ist, der den Zugang zur Wahlliste an irgendwelche Voraussetzungen bindet. 
Ebenso wäre denkbar, dass Parteilose bevorzugt in Gemeinden zum Zuge kommen, die in-
folge notorischer Kandidatenknappheit bereits seit längerem auf restriktive Rekrutierungskri-
terien verzichten. 
 

Im Lichte der faktoranalytisch gewonnenen drei Dimensionen wird deutlich, dass sich Partei-
lose von Parteigebundenen zudem auch darin unterscheiden, dass ihrer Qualifikation (im 
Verhältnis zu ihrem öffentlichen Engagement einerseits und ihrer Sozialintegration anderer-
seits) relativ mehr Gewicht beigemessen wird - während bezüglich des relativen Gewichts 
von „Engagement“ von „Integration“ keine Unterschiede bestehen. Oder umgekehrt formu-
liert: die Parteien bevorzugen in besonders hohem Masse Personen, die vorgängig in Verei-
nen und öffentlichen Ämtern tätig waren und dank ihrer öffentlichen Bekanntheit und ihren 
Beziehungen zu einflussreichen Kreisen günstige Voraussetzungen für eine wirksame politi-
sche Amtsführung mitbringen. 
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Tabelle 7.2: Wichtigkeit verschiedener Voraussetzungen für die Wahl in die Exekutive (aus sub-
jektiver Sicht der Befragten): nach Geschlecht (Skala von 0 bis 3). 

 

Frauen Männer 

Parteige-
bundene 

Partei-
lose 

Parteige-
bundene 

Partei-
lose 

Hohe berufliche Qualifikation 1.80 1.57** 1.98 1.82** 

Hohe Bildung 1.63 1.41** 1.68 1.53** 

Spezielle berufliche Kenntnisse und Fähigkeiten 1.83 1.80 1.84 1.84 

Lange Ansässigkeit in der Gemeinde 1.83 1.73* 1.74 1.59** 

Bekanntheit 2.15 1.61** 2.13 1.58** 

Beziehungen zu einflussreichen Kreisen 1.51 1.09** 1.45 1.07** 

Geordnete Familienverhältnisse 1.94 1.87 1.89 1.84* 

Tätigkeit in Vereinen und Verbänden 1.98 1.64** 1.95 1.60** 

Tätigkeit in anderen kommunalen Ämtern 1.81 1.42** 1.70 1.41** 

Quotient: Qualifikation / Engagement
27

 1.07 1.30** 1.07 1.30** 

Quotient: Qualifikation / Sozialintegration 1.06 1.21** 1.06 1.21** 

Quotient: Engagement / Sozialintegration 1.04 1.03 1.04 1.03 

N =  1028 608 3803 1824 

 
 
Beim Vergleich nach Gemeindegrössenklassen wird deutlich, dass sich die Divergenzen 
zwischen Parteigebundenen und Parteilosen je nach Einwohnerzahl teilweise dramatisch 
voneinander unterscheiden. 
So beschränkt sich die Regularität, dass hohe Berufsqualifikation bei Parteilosen geringere 
Bedeutung hat, auf sehr kleine Gemeinden, während oberhalb von 1000 Einwohnern keine 
signifikanten Differenzen mehr feststellbar sind. Das Ansteigen der beiden Kurven ist wohl 
dadurch bedingt, dass unter „hoher Berufsqualifikation“ meist Führungserfahrungen verstan-
den werden, nach denen in grösseren Gemeinden mit umfangreichen Verwaltungen eine 
besonders hohe Nachfrage besteht (Figur 7.1). Sie unterscheiden sich damit von „hoher all-
gemeiner Bildung“, deren Wichtigkeit fast ungeachtet der Gemeindegrösse auf recht niedri-
gem Niveau stagniert (Figur 7.2). 
Noch weniger als die Wichtigkeit der Bildung hängt die Bedeutung spezieller Berufskenntnis-
se von der Parteizugehörigkeit und der Gemeindegrösse ab (Figur 7.3). Das leichte Absin-
ken in grösseren Gemeinden erklärt sich leicht dadurch, dass mehr Spezialbeamte zur Ver-
fügung stehen, so dass auf Exekutivebene anstelle spezieller Kenntnisse generalisiertere 
Fähigkeiten (z. B. der Führung) an Relevanz gewinnen. 
Verfehlt wäre die Vorstellung, dass eine lange Ortsansässigkeit nur in ländlichen Kleinge-
meinden positiv ins Gewicht fallen würde, denn dieses Kriterium bleibt ungeachtet der Ge-
meindegrösse von gleichbleibender (zumindest mittlerer Relevanz (Figur 7.4). Die höheren 
Werte bei den Parteigebundenen sind wohl darauf zurückzuführen, dass die Lokalparteien 
bevorzugt autochthone Mitglieder rekrutieren und Kandidaten nominieren, die bereits längere 
Zeit in der Partei aktiv mitgearbeitet haben.  

                                                
27

 Die drei Variablen „Qualifikation“, „Engagement“ und „Sozialintegration“ beruhen auf einer Summie-
rung der Werte jener Items, die in der Faktoranalyse auf den entsprechenden drei faktoren hohe La-
dungen besitzen. Um sie für Zwecke der Division vergleichbar zu machen, wurden die Summenwerte 
durch die Zahl der Items dividiert, so dass alle drei Variablen auf einer Skala zwischen 0 und 3 variie-
ren. 
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Figur 7.1: Wichtigkeit des Kriteriums "hohe berufliche Qualifikation", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur 7.2: Wichtigkeit des Kriteriums "hohe Bildung", um in die Exekutive gewählt 
zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur 7.3: Wichtigkeit des Kriteriums "spezielle berufliche Kenntnisse", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Die schiere „Bekanntheit in der Gemeinde“ ist oberhalb von 5000 Einwohnern sowohl bei 
Parteigebundenen wie bei Parteilosen von grösster Wichtigkeit, während sie in Kleingemein-
den vor allem für Parteilose erstaunlich wenig Bedeutung hat (Figur 7.5). Dieses letztere Er-
gebnis widerspricht diametral der Hypothese, dass Parteigebundene weniger auf öffentliche 
Sichtbarkeit ihrer Person angewiesen seien, weil allein über ihre („richtige“) Parteizugehörig-
keit eine grosse Zahl von Wählern gewinnen können.  
Offensichtlich bringen es die (in den meisten Gemeinden üblichen) Majorzwahlen mit sich, 
dass Parteien aktiv für eine grosse öffentliche Bekanntheit ihrer Kandidaten sorgen müssen, 
um ihnen eine absolute Stimmenmehrheit zu sichern. Es entsteht der Verdacht, dass Partei-
lose mancherorts (vor allem in kleineren Gemeinden) ihre Wahl bereits dadurch gesichert 
haben, dass sie überhaupt kandidieren – weil man froh ist, überhaupt jemanden für das offe-
ne Exekutivamt zu finden. 

 
 
Dies würde auch erklären, warum man in Kleingemeinden an Parteilose kaum die Forderung 
stellt, über gute Beziehungen zu „einflussreichen Kreisen“ zu verfügen - ein Kriterium, das 
generell einen sehr niedrigen Rang einnimmt, da es eine Dimension informeller Macht an-
spricht, der im demokratischen Rechtsstaat eine nur untergeordnete Bedeutung zukommen 
darf (Figur 7.6). In grösseren Gemeinden, wo vielfältige Eliten und organisierte Gruppen poli-
tischen Einfluss ausüben, nimmt die Wichtigkeit derartiger Beziehungen erwartungsgemäss 
zu - vielleicht ein Grund dafür, warum auch die lange Ortsansässigkeit (die für die Einbettung 
in informelle informelle Netzwerke oft die Voraussetzung bildet) ihre Bedeutung nicht verliert. 
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Figur 7.4: Wichtigkeit des Kriteriums "lange Ansässigkeit in der Gemeinde", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur 7.5: Wichtigkeit des Kriteriums "Bekanntheit in der Gemeinde", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Obwohl den Politikern aller Ebenen heute zweifellos mehr Spielraum für vielfältige private 
Lebensweisen (Scheidungen, homosexuelle Paarbeziehungen etc.) als früher zugestanden 
wird, scheinen Kandidat(inn)en, die in konventionellen „geordneten Familienverhältnissen“ 
leben, nach wie vor eine besonders Wertschätzung zu geniessen. Bei Parteigebundenen 
bleibt die Wichtigkeit dieses Kriteriums über alle Grössenklassen hinweg stabil, bei Parteilo-
sen nimmt es mit wachsender Grösse sogar deutlich zu und erreicht oberhalb von 5000 Ein-
wohnern. ein Niveau, das nur noch mit demjenigen der „öffentlichen Bekanntheit“ und der 
„hohen Berufsqualifikation“ verglichen werden kann (Figur 7.7).  
 

 
 
Schliesslich hängen die Wahlchancen parteiloser Kandidaten offensichtlich weniger als die-
jenigen parteigebundener Bewerber davon ab, ob sie vorgängig in örtlichen Vereinen und 
Verbänden tätig gewesen sind oder in derselben Gemeinde andere öffentliche Ämter (z. B. in 
Spezialkommissionen) übernommen haben. Allerdings steigt die Bedeutung der Vereinstä-
tigkeit bei Parteilosen mit zunehmender Gemeindegrösse stark an, um oberhalb von 5000 
Einwohnern fast das Niveau der Parteigebundenen zu erreichen (Figur 7.8/7.9). So findet die 
Hypothese keine Unterstützung, dass Parteilose mehr Engagement in örtlichen Vereinen 
oder Behörden aufweisen müssten, um ihren Mangel an Parteibindung und Parteiarbeit zu 
kompensieren. Vielmehr verstärkt sich der Eindruck, dass Parteilose (insbesondere in Klein-
gemeinden) als willkommene „Lückenbüsser“ fungieren, an die man – über ihre schiere 
Amtswilligkeit hinaus - keine besonderen Wahlanforderungen stellen darf. 
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Figur 7.6: Wichtigkeit des Kriteriums "Beziehungen zu einflussreichen Kreisen", um 
in die Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur 7.7: Wichtigkeit des Kriteriums "geordnete Familienverhältnisse", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur 7.8: Wichtigkeit des Kriteriums "Tätigkeit in Vereinen und Verbänden", um in die 
Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur  7.10: Quotient zwischen der Wichtigkeit der Dimensionen  "Qualifikation" und 
"Sozialintegration": nach Gemeindegrösse. 
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Figur 7.9: Wichtigkeit des Kriteriums "Tätigkeit in anderen kommunalen Aemtern", um 
in die Exekutive gewählt zu werden: nach Gemeindegrösse (Skala von 0 bis 3). 
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Figur  7.11: Quotient zwischen der Wichtigkeit der Dimensionen  "Qualifikation" und 
"Engagement": nach Gemeindegrösse. 
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Figur 7.12: Quotient zwischen der Wichtigkeit persönlicher 
Qualifikationen und der Wichtigkeit des öffentlichen Enga-
gements in der Gemeinde: nach Kantonen. 
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Relativ betrachtet überwiegen bei den Parteilosen qualifikatorische Anforderungen28, wäh-
rend bei Parteigebundenen Sozialintegration29 und öffentliches Engagement30 eine grössere 
Bedeutung haben (Figuren 7.10 und 7.11).  
Aufgliederung nach Kantonen zeigt, dass sich dieser Vorrang der Qualifikationen gegenüber 
dem öffentlichen Engagement auf alle Landesgegenden erstreckt. Nur im Kanton Jura sind 
es die Parteivertreter, bei denen leicht mehr auf Bildungsniveau und berufliche Fähigkeiten 
geachtet wird. (Figur 7.12). Auffälligerweise sind es die Westschweizer Kantone Jura, Genf 
und Waadt (zusammen mit Zug, Obwalden, Uri und Schwyz), in denen dem öffentlichen En-
gagement in der Gemeinde am häufigsten den Vorrang vor qualifikatorischen Aspekten ein-
geräumt wird. 
 
Neben der Gemeindegrösse erweist sich das durchschnittliche Bildungsniveau der Stimmbe-
völkerung als eine Variable, die die Wichtigkeit mehrerer Wahlvoraussetzungen (in allerdings 
schwacher Weise) determiniert. So nimmt mit wachsendem Bildungsgrad die Bedeutung der 
„Bekanntheit“ (sowie der „geordneten Familienverhältnisse“) ab, während die Tätigkeit in 
Vereinen und Behörden zumindest bei den Parteilosen kleinerer und mittelgrosser Gemein-
den etwas an Bedeutung gewinnt (Tab. 7.3).  

Tabelle 7.3: Korrelationen zwischen dem Anteil der kommunalen Bevölkerung mit höherer Bil-
dung und der Wichtigkeit verschiedener Wahlvoraussetzungen: nach Gemeindegrösse. 

Voraussetzungen für die Wahl in die  
Gemeindeexekutive: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-2000 2001-5000 5001-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Hohe berufliche Qualifikation .03 .04 .02 -.03 -.03 -.07 

Hohe Bildung .05* .03 .05* -.04 .02 -.18 

Spezielle berufliche Kenntnisse .00 .03 .00 .07 -.02 -.01 

Lange Ansässigkeit in der Gemeinde .03 .10** .02 .15** .05 .08 

Bekanntheit -.09** -.21** -.07** -.36** -.10** -.19 

Beziehungen zu einflussreichen Kreisen .02 -.00 .03 -.04 -.03 -.21 

Geordnete Familienverhältnisse -.13** -.09** -.11** -.19** -.15** -.13 

Tätigkeit in Vereinen/Verbänden -.01 .10** .02 .18** .01 .03 

Tätigkeit in andern komm. Ämtern .01 .10** .03 .17** .04 .16 

Quotient: Qualifikation vs. Engagement -.00 -.09** -.02 -.14** -.02 -.12 

Quotient: Qualifikation / Sozialintegration .07** .08** .07* .17** .09** -.01 

Quotient: Engagement / Sozialintegration .06** .16** .08** .32** .09** .22 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
Vor allem aus den Quotienten der drei aggregierten Variablen wird deutlich, dass sozialinte-
grative Voraussetzungen gegenüber der mitgebrachten Qualifikation und dem öffentlichen 

                                                
28

 Der Index „Qualifikation“ wurde aus dem Durchschnittwert der drei auf dem ersten Faktor ladenden 
Variablen gebildet (vgl. Tab.7.2).  
29

 Der Index „Sozialintegration“ wurde aus der Durchschnittwert der vier auf dem zweiten Faktor la-
denden Variablen gebildet (vgl. Tab.7.2). 
30

 Der Index „öffentliches Engagement“ wurde aus der Durchschnittwert der zwei auf dem dritten Fak-
tor ladenden Variablen gebildet (vgl. Tab.7.2). 
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Engagement in den Hintergrund treten, wenn grosse Prozentanteile der Bevölkerung über 
ein tertiäres Bildungszeugnis verfügen. Die naheliegende Hypothese, dass auch von den 
Kandidaten höhere Bildungsabschlüsse verlangt würden, wird allerdings nur sehr schwach 
(für Parteigebundene in kleineren und mittleren Gemeinden) bestätigt. 
 

7.2 Berufliche Vorqualifikationen  

Niemand, der ein nebenberufliches Exekutivamt übernimmt, wird speziell im Hinblick darauf 
eine aufwändige Fachausbildung absolvieren. Vielmehr werden sich alle auf die in ihrem 
Hauptberuf erlernten (und dort weiterhin ausgeübten) Kenntnisse und Erfahrungen verlas-
sen. Kommunale Milizverwaltungen sind darauf angewiesen, „parasitär“ aus derartigen Be-
rufsqualifikationen, die sie nicht selber erzeugen können, Nutzen zu ziehen. Vor allem in 
Kleingemeinden kann es bedeutsam sein, zum Beispiel für das Finanzressort einen Buchhal-
ter oder für das Werk- und Bauressort technisch versierte Kräfte zu finden, da in der gering 
dotierten Verwaltung keine entsprechenden Fachbeamte zur Verfügung stehen. Umgekehrt 
dürfte mit wachsender Gemeindegrösse ein zunehmender Bedarf nach Führungserfahrung 
entstehen, weil die Zentralverwaltung mit ihren Annexanstalten Dimensionen annimmt, die 
einer mittelgrossen Wirtschaftsunternehmung nahekommen, Diese vielfältige Abhängigkeit 
von der Berufswelt ist mit ein Grund, warum sehr junge Nachwuchskräfte kaum je zum Zuge 
kommen und sich das Rekrutierungsfeld paradoxerweise weitgehend auf (bereits stark be-
lastete) Erwerbstätige beschränkt (vgl. 6.4). 

 
Die Ausweitung des Rekrutierungsfeldes auf Parteilose könnte sehr wohl vom Bestreben 
geleitet sein, Kandidaten mit optimalen beruflichen Vorqualifikationen zu finden: unabhängig 
davon, welche Gesinnung und sachpolitische Linie sie pflegen. Auch in ihrem Wahlkampf 
mögen Parteilose primär ihre Qualifikationen als Wahlargumente ins Feld führen: indem sie 
sich als Experten anpreisen, die zur Verwaltungsführung oder zur Leitung eines bestimmten 
Ressorts optimale Voraussetzungen besitzen (Sherrill 1998). 

 
Tatsächlich aber hat sich bereits oben gezeigt, dass Parteilose - genau im Gegensatz zu 
dieser Hypothese - im Durchschnitt eher weniger gebildet sind (vgl. 6.3) sowie überdurch-
schnittlich häufig aus Angehörigen unterer Kader und subordinierten Mitarbeiterpositionen 
rekrutieren: im Gegensatz zu höheren Führungskräften, die seltener ohne eine Partei im Rü-
cken politisieren (vgl. 6.6). Kein Wunder, dass sie von ihrem Beruf her häufiger über keine 
beruflichen Führungserfahrungen, juristische Vorkenntnisse oder kaufmännische Qualifikati-
onen verfügen (Tab.7.4). Hingegen pflegen sie überdurchschnittlich häufig technische 
Kenntnisse und Fähigkeiten in ihr Amt einzubringen, wie sie beispielsweise für die Führung 
des Bauwesens, des Umweltbereichs der Gemeindewerke nützlich sind. Tatsächlich sind es 
diese drei Ressorts, die – zusätzlich zum Gesundheitswesen – überdurchschnittlich häufig 
von Parteilosen übernommen (bzw. ihnen zugewiesen) werden. 

Tabelle 7.4: Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit verschiedenen beruflichen Vorqualifikatio-
nen: nach Parteibindung und Geschlecht. 

 

Art der Qualifikation 

finanziell juristisch technisch organisatorisch führungsmässig 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 30 28 16 14 11 15** 77 76 52 40** 

Männer 34 27** 21 17** 38 49** 76 72** 63 52** 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 
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Erwartungsgemäss liegen die Frauen bezüglich technischer Qualifikationen weit hinter den 
Männern zurück, während ihr Rückstand in Führungserfahrung erstaunlich gering ausfällt 
und sie in allen übrigen Bereichen mit den Männern durchaus Schritt zu halten vermögen. 
Auffällig ist aber, dass das Qualifikationsniveau der Frauen etwas weniger davon abhängig 
ist, ob sie einer politischen Partei angehören.  
 

Bei einer Aufgliederung nach Gemeindegrössen zeigt sich erwartungsgemäss, dass Füh-
rungsqualifikationen mit wachsender Einwohnerzahl (und ergo: Verwaltungsumfang) stark 
zunehmen, während in den übrigen Bereichen (wo in grösseren administrativen Apparaten 
zunehmend Fachbeamte verfügbar sind) keine klaren Trends sichtbar sind, Überdies erweist 
es sich, dass oberhalb einer Schwelle von 5000 Einwohnern die grössten Qualifikationsun-
terschiede zwischen parteigebundenen und parteilosen Mandatsträgern bestehen. Weitaus 
am häufigsten bringen sie hier technische Kenntnisse mit, während sie in Führungsfähigkei-
ten und organisatorisch-finanziellen Belangen signifikant seltener ausgewiesen sind 
(Tab.7.5). 
Gerade in diesen halbstädtischen Gemeinden, wo sie nur einen geringen Bruchteil der Exe-
kutivsitze besetzen, scheinen Parteilose erstaunlicherweise überwiegend aus gewerblich-
industriellen Berufen rekrutiert zu werden – und kontrastieren damit immer stärker mit den 
Parteigebundenen, die zunehmend aus dem Bereich der tertiären Wirtschaft und der organi-
satorischen Kader stammen. 
 

Plausiblerweise hängt der Qualifikationsgrad der Exekutivmitglieder auch vom Prozentanteil 
akademisch gebildeter Gemeindeeinwohner ab: weil diese einerseits ein günstigeres Rekru-
tierungsfeld für hochqualifizierte Kandidaten darstellen und zweitens wohl auch anspruchs-
vollere Anforderungen an die Qualität des kommunalen Regierens und Verwaltens stellen. 
Aus Tabelle 7.6 wird ersichtlich, dass vor allem die Häufigkeit juristisch vorgebildeter Man-
datsträger bei Parteigebundenen und Parteilosen stark zunimmt, während sich die Zunahme 
finanzieller Kenntnisse auf Parteigebundene und das Anwachsen organisatorischer Fähigkei-
ten eher auf die Parteilosen beschränkt (Tab.7.6). 
 

Tabelle 7.5: Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit verschiedenen beruflichen Vorqualifikatio-
nen: nach Parteibindung und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl 
der Gemeinde: 

Art der Qualifikation 

finanziell juristisch technisch organisatorisch führungsmässig 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-500 33 27* 20 17 32 40** 74 69* 48 40** 

501-1000 32 26** 18 15 38 41 75 74 49 50 

1001-2000 32 31 18 14* 34 38 73 79** 58 60 

2001-5000 32 24** 19 14* 32 42** 77 76 64 60 

5001-10000 35 18* 23 29 30 55** 80 63* 67 58 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 

Die Ergebnisse der multivariaten logistischen Regressionsanalysen machen deutlich, dass 
Parteilosigkeit unabhängig von der Grösse und dem Bildungsgrad der Gemeindeinwohner-
schaft die Wahrscheinlichkeit finanzieller und juristischer Vorqualifikationen negativ beein-
flusst, die Chance für technische Berufsqualifikationen hingegen umgekehrt etwas erhöht 
(Tab. 7.7). Ebenso bestätigt sich, dass Amtsträger mit Führungserfahrungen in jenen Ge-
meinden am häufigsten vorkommen, die eine zahlreiche, aber relativ wenig gebildete Bevöl-
kerung aufweisen. 
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Tabelle 7.6: Prozentsatz der Exekutivmitglieder mit verschiedenen beruflichen Vorqualifikatio-
nen: nach Parteibindung und Prozentsatz der Gemeindeeinwohner mit Universitätsbildung.  

Prozentsatz der 
Bevölkerung mit 
Universitätsbildung 

Art der Qualifikation: 

finanziell juristisch technisch organisatorisch führungsmässig 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-2% 32 26** 16 11** 30 36** 75 69** 59 47** 

2-4% 31 29 18 16 31 39** 75 70** 60 53** 

4-6% 36 26** 23 16** 32 44** 78 77 64 49** 

6+% 35 27* 26 22 37 43 78 76 59 41** 

Chi2 7.15 2.75 32.04 17.62 7.73 8.23 1.68 14.47 7.69 15.52 

Sign. .057 .433 .000 .001 .052 .041 .639 .002 .053 .001 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 

Tabelle 7.7: Multivariate Erklärungsmodelle für die Präsenz von verschiedenen beruflichenVor-
qualifikationen (logistische Regressionen). 

 Finanzielle Qualifikationen Juristische Qualifikationen 

Prädiktoren: Reg. K. WALD Exp(B) Reg. K. WALD Exp(B) 

Einwohner (log) .013 .329 1.013 .048 3.087 1.049 

% Universitätsbildung .017 5.210 1.017* .049 35.28 1.050** 

Parteilos -.262 18.042 .770** -.205 7.631 .814** 

Konstante -.885 25.271 .413** -1.987 89.567 .137** 

Nagelkerkes R2 .006 .013 

(N =  ) 7573 7573 

 

 Technische Qualifikationen Führungsqualifikationen 

Prädiktoren: Reg. K. WALD Exp(B) Reg. K. WALD Exp(B) 

Einwohner (log) -.090 16.187 .914** .339 225.05 1.403** 

% Universitätsbildung .029 16.110 1.029** -.032 20.27 .968** 

Parteilos .252 18.75 1.287** -.037 .425 .964 

Konstante -.181 1.114 .834 -2.046 141.119 .129** 

Nagelkerkes R2 .015 .058 

(N =  ) 7573 7573 

 
 
Es fällt auf, dass das mitgebrachte Qualifikationsniveau vor allem bei Parteilosen mit dem 
Alter beim Zuzug in die Gemeinde korreliert (Tab. 7.8). Exekutivmitglieder, die seit Geburt in 
der Gemeinde leben, bringen erheblich seltener finanziell, juristische, organisatorische oder 
führungsmässige Fähigkeiten mit als Mandatsträger, die erst später zugezogen sind. Nur bei 
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technischen Kenntnissen findet sich eine umgekehrte Korrelation (bei Parteilosen) bzw. (bei 
Parteivertretern) keine signifikante Beziehung.  

Tabelle 7.8: Prozentsatz von Exekutivmitglieder mit verschiedenen beruflichen Vorqualifikatio-
nen: nach Parteibindung und Alter beim Zuzug in die Gemeinde 

Alter beim Zuzug 
in die Gemeinde 

Art der Qualifikation 

finanziell juristisch technisch organisatorisch führungsmässig 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 32 23 18 12 33 47 75 64 54 41 

1-20 34 29 25 16 31 44 72 76 59 51 

21-30 33 30 19 15 30 33 76 74 62 48 

31+ 34 28 21 19 34 41 79 78 67 55 

Chi2 1.08 9.51 11.16 14.59 7.55 27.14 10.94 38.65 52.24 32.58 

Sign. .783 .023 .011 .002 .056 .000 .012 .000 .000 .000 

 
 
Naheliegend ist die Vermutung, dass autochthone Amtsbewerber aufgrund ihrer überdurch-
schnittlichen intrakommunalen Bekanntheit und Vernetzung und ihrer Vertrautheit mit der 
angestammten Gemeinde über besondere Wahlvorteile (askriptiv-partikularistischer Art) ver-
fügen, die Neuzuzüger durch um so ausgeprägtere erworbene Berufsqualifikationen wettma-
chen müssen. Für technische Vorqualifikation gilt dies deshalb nicht, weil es sich bei auto-
chthonen Kandidaten häufig um lokal ansässige Gewerbetreibende handelt (vgl. 6.5/6.7), die 
Handwerks- oder Baufirmen betreiben. 

Tabelle 7.9: Prozentsatz von Exekutivmitglieder mit verschiedenen beruflichen Vorqualifikatio-
nen: nach Parteibindung und Alter.  

Vorqualifikationen 

Alter 

-34 35-44 45-54 55-64 65+ 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

finanziell 38 26* 35 28** 32 26** 32 28* 34 29 

juristisch 28 15** 21 15** 18 15* 20 19 20 17 

technisch 28 36 34 41** 32 39** 31 44** 40 44 

organisatorisch 71 58* 74 72 76 73 79 76 79 74 

führungsmässig 42 37 56 46** 61 45** 65 53** 58 54 

N =  211 127 1003 734 1979 1013 1393 594 291 133 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
Ein Vergleich der Altersgruppen erlaubt indirekt Rückschlüsse darauf, inwiefern sich die Ver-
hältnisse innerhalb der letzten 30 Jahre geändert haben. Es zeigt sich, dass sich der techni-
sche Qualifikationsvorsprung der Parteilosen einerseits und ihr Qualifikationsdefizit in allen 
übrigen Bereichen andererseits zwar auf alle Altersgruppen erstreckt, dass aber bei den jün-
geren Kohorten ein besonders grosser Abstand bezüglich finanzieller, juristischer und orga-
nisatorischer Fähigkeiten besteht (Tab.7.9). Daraus mag man schliessen, dass das Vordrin-
gen der Parteilosen heute zunehmend  zu Exekutiven mit beruflich relativ schwach vorquali-



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik  http://socio.ch/palo.pdf 

 

 102 

fizierten Mitgliedern führt – während die Parteien bei ihrer Rekrutierung sogar mehr als früher 
Gewicht darauf legen, Kandidaten mit finanziellen und/oder juristischen Vorkenntnissen zu 
portieren. 
 

In einer etwas differenzierteren Perspektive stellt sich die Frage, inwiefern die Gemeinden in 
der Lage sind, die verschiedenen Ressorts der Exekutive mit entsprechend vorqualifizierten 
Personen zu besetzen.  
Eine günstige Konstellation wäre sicher dann gegeben, wenn der Präsident über Führungs-
erfahrung, der Finanzchef über Finanzkenntnisse, die Bau- und Werkvorstände über techni-
sches Wissen und (evtl.) der Sicherheitschef über einen juristischen Wissenshintergrund 
verfügt. Wie Tabelle 7.10 zeigt, verfügen parteiangehörige Präsidenten, Finanz- und Sicher-
heitsvorsteher häufiger als Parteilose über das ressortadäquate Profil. Ganz besonders er-
folgreich ist beispielsweise die SVP im Bemühen, führungserfahrene Gemeindepräsidenten 
zu finden – während die Sozialdemokraten naturgemäss Mühe haben, die Finanzressorts mit 
entsprechenden Qualifikationsträgern zu besetzen. 
Genau umgekehrt sind es im Bauwesen und den Gemeindewerken mit hoher Signifikanz die 
Parteilosen, die häufiger die entsprechenden technischen Fachkenntnisse mitbringen. 
 

Tabelle 7.10: Prozentsatz verschiedener Ressortvorsteher mit amtsentsprechender Vorbildung: 
nach Parteirichtung 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

Gemeindepräsidenten mit 
Führungserfahrung 

64 .73** 74** 67 85** 71 72 

Finanzvorsteher mit finanziel-
ler Erfahrung  

54 .60* 63** 56 62 51 67* 

Bauvorsteher mit technischer 
Erfahrung 

62 .54* 55* 57 56 48** 54 

Werkvorsteher mit techni-
scher Erfahrung 

67 .49** 57 48* 46* 39** 29** 

Sicherheitschef mit juristi-
scher Erfahrung 

13 .18* 22* 16 13 23* 13 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
In einer dritten Sichtweise soll ermittelt werden, mit welcher Häufigkeit welche Kombinatio-
nen beruflicher Qualifikation ins Amt eingebracht werden.  
Aus Tabelle 7.11, (in der die organisatorische Qualifikation infolge ihrer hohen Prävalenz 
unberücksichtigt bleibt) wird ersichtlich, dass bei den Parteigebundenen (mit 23%) eindeutig 
Personen dominieren, die ausschliesslich Führungserfahrung mitbringen: gefolgt von jenen, 
die überhaupt keine Qualifikation aufweisen (18%), und denjenigen, die Führungserfahrung 
entweder mit finanziellen oder technischen Qualifikationen kombinieren (je gut 10%). 
Bei den Parteilosen liegen Führungserfahrene und völlig Qualifikationslose gleich auf (je 18), 
gefolgt von denjenigen, die ausschliesslich technische Kenntnisse mitbringen (16.9%), bzw. 
solch technische Fähigkeiten mit Führungserfahrung kombinieren (11.9%). Ungeachtet der 
Parteizugehörigkeit kommt es am seltensten vor, dass sich technische und juristische Fähig-
keiten (wie des im Bauwesen günstig wäre) miteinander verbinden. In den meisten Fällen, 
wo diese Kombination vorkommt, kommen dann auch führungsbezogene und/oder finanziel-
le Fähigkeiten hinzu: so dass immerhin fast 3% der Amtsinhaber alle vier Qualifikationen 
vorweisen können. 
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Tabelle 7.11: Prozentsätze verschiedener Kombinationen von beruflichen Vorqualifikationen 
(Prozentwerte) (erste Zahl: Parteigebundene; zweite Zahl: Parteilose). (N = 5010 Parteigebun-
dene, bzw. 2654 Parteilose). 

 
 Juristisch: nein Juristisch: ja 

 Führung: nein Führung: ja Führung: nein Führung: ja 

Finanziell: 
nein 

Technisch:nein 13.8 / 18.2 23.3 / 18.2 3.0 / 2.3 4.1 / 2.4 

Technisch: ja 9.9 / 16.9 10.2 / 11.9 1.5 / 2.1 1.2 / 0.9 

Finanziell: ja 
Technisch:nein 6.3 / 6.6 10.9 / 7.1 2.4 / 2.4 4.2 / 2.5 

Technisch: ja 2.2 / 1.2 3.6 / 3.1 0.6 / 0.9 2.9 / 2.8 

 
Betrachtet man die Gesamtzahl der Qualifikationen als Mass für das Kompetenzniveau, kann 
man feststellen, dass Parteilose gegenüber den Parteigebundenen nur in wenigen Kantonen 
(Solothurn, Appenzell-Innerhoden, Genf) stark zurückliegen und sie in manchen Kantonen 
der Ostschweiz (Glarus, Appenzell-Ausserrhoden und St. Gallen) gar deutlich übertreffen 
(Figur 7.13). 
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Figur 7.13:  Durchschnittliche Zahl der vom Beruf 
mitgebrachten Vorqualifikationen: nach Kantonen 
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Während sich Glarus, Nidwalden und Aargau durch besonders qualifizierte Exekutiven aus-
zeichnet, profiliert sich der Kanton Jura (gefolgt von Uri) durch ein besonders bescheidenes 
Niveau (Figur 7.13). Im Falle des Jura liegt der Hauptgrund eindeutig im sehr geringen Anteil 
führungserfahrener Ratsmitglieder (unter 20%): im diametralen Kontrast zu Glarus, wo (un-
geachtet der Parteibindung) fast vier von fünf Mandatsträger derartige Fähigkeiten ins Amt 
einbringen. Generell liegen die Westschweizer Kantone und der Tessin gegenüber den Kan-
tonen der Nordwest-, Zentral- und Ostschweiz relativ deutlich zurück. Dies mag mit der rela-
tiv zentralistischen administrativen Einbindung (und entsprechend geringeren politischen 
Autonomie) der Gemeinden in diesen Kantonen zusammenhängen, durch die sich der Be-
darf nach gemeindeinternen Führungsleistungen reduziert. 
 

 
 
Erheblich grössere interkantonale und interregionale Divergenzen werden sichtbar, wenn 
man die Verbreitung von Führungserfahrungen unter den kommunalen Exekutivmitgliedern 
vergleicht. Während derartige Fähigkeiten im Kanton Jura fast inexistent sind und auch in 
den übrigen Westschweizer Kantonen eher selten vorkommen, sind sie vor allem in kleinen 
Deutschschweizer Kantonen (Glarus, Nidwalden, Zug und Appenzell-Innerhoden) maximal 
verbreitet, wo – wie allerdings auch in Zürich und Aargau - weit über 70% der Parteivertreter 
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Figur  7.14: Prozentanteil von Exekutivmitgliedern mit 
Führungserfahrung: nach Kantonen 
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dank ihrer beruflichen Vorgesetztenposition derartige Fähigkeiten und Erfahrungen ins Amt 
einbringen (Figur 7.14). In einer nur knappen Überzahl von 15 Kantonen sind es die Parteilo-
sen, die seltener derartige Vorqualifikationen besitzen, und in drei von ihnen (Thurgau, 
Graubünden und Freiburg) sind die Unterschiede überdies sehr klein. 
 

7.3 Politische Rollen vor Amtsantritt 

Bei der Wahl ihrer Exekutivmitglieder steht den Gemeinden zumindest potentiell ein Feld von 
Kandidaten zur Verfügung, die bisher in subalterner Position (z. B. als Mitglieder von bera-
tenden Spezialbehörden oder des kommunalen Parlaments) Gelegenheit hatten, ihre Eig-
nung und Neigung zu politischen Ämtern auszutesten und die für die Wahl ins oberste kom-
munale Führungsgremium nötige Qualifikation und Reputation zu erwerben. Vor allem in 
grösseren Gemeinden dürfte verstärkt auf Personen mit langjährigen derartigen Vorerfah-
rungen zurückgegriffen werden, weil vielfältigere und komplexere Kenntnisse über politisch-
administrative Verhältnisse nötig sind, und weil ein grösserer Milizapparat für die Rekrutie-
rung verfügbar ist. Und die politischen Parteien werden vermutlich Kandidaten vorziehen, die 
als besonders verlässlich erscheinen, weil sie ihre Gesinnungstreue und Handlungseffektivi-
tät bereits in bisherigen Amtsrollen bewiesen haben. 
Andererseits finden solch interne Rekrutierungsstrategien ihre Grenzen darin, dass manch 
geeignete Kandidaten erst kürzlich zugezogen sind, sich erst in ihrer zweiten Lebenshälfte 
zu einem (zeitlich begrenzten) kommunalen Engagement entschliessen, oder über eine 
wertvolle berufliche Qualifikation verfügen, die allfällige Vorerfahrungen in anderen kommu-
nalen Ämtern bei weitem kompensiert. Vor allem aber hat die Erosion der Parteianhänger-
schaften zur Folge, dass faute de mieux selbst für die Besetzung kommunaler Spitzenämter 
auf ad hoc-Kandidaten zurückgegriffen werden muss, die ihr Amt nicht als Teil einer umfas-
senderen Karriereplanung sehen - und deshalb sich auch nie einer politischen Partei ange-
schlossen haben. 
So erstaunt es nicht, dass unter den Parteivertretern 60%, bei den Parteilosen hingegen nur 
44% vor Amtsantritt in anderen kommunalen Rollen aktiv waren (Tab. 7.12). Am stärksten 
kontrastieren die Parteiungebundenen damit mit den Vertretern der Sozialdemokratie, von 
denen fast 70% solche vorgängige Ämter eingenommen (und 24% gar während mehr als 12 
Jahren (!) ausgeübt) haben. Sehr viel näher stehen sie dagegen der CVP (sowie den rein 
lokalen Gruppierungen), wo nur gut die Hälfte aller Mandatsträger einschlägige Vorerfahrun-
gen besitzen. 

Tabelle 7.12: Amtsdauer in anderen kommunalen Funktionen vor Antritt des Exekutivmandats: 
nach Parteirichtung 

Anzahl Jahre in 
öffentlichen Funkti-
onen vor Amtsantritt 

Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

0 56 40 37 47 41 32 45 

1-6 15 20 22 19 17 24 20 

7-12 13 19 22 17 19 20 17 

13 oder mehr 16 21 19 17 23 24 18 

Chi2  
(sign.) 

 
158.42 
.000 

126.71 
.000 

22.11 
.000 

53.64 
.000 

115.03 
.000 

14.82 
.002 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 
 
Generell erstaunt, dass die meisten Personen mit vorgängigen Ämtern ungeachtet ihrer Par-
teibindung weit über sechs Jahre in solchen Funktionen tätig waren. Die durchschnittliche 
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Amtsdauer liegt bei den Parteilosen (11.7 Jahren) gar besonders hoch und wird nur noch 
von den Vertretern der SVP (12.1 Jahren) leicht übertroffen. 
 
In Tab. 7.13 zeigt sich, dass es in Gemeinden aller Grössenkategorien bevorzugt die Partei-
losen sind, die keinerlei vorgängige kommunalpolitische Ämter aufzuweisen haben. Aller-
dings sinkt der Zusammenhang oberhalb von 2000 Einwohnern unter die statistische Signifi-
kanz. Die Hypothese, dass der Anteil vorerfahrener Exekutivmitglieder mit wachsender Ge-
meindegrösse zunehme, wird für Parteigebundene und Parteilosen in ungefähr gleichem 
Ausmass bestätigt - mit Ausnahme der Gemeinden über 5000 Einwohnern, wo überraschend 
viele Parteilose keine Vorämter vermelden.31 Die meisten „Quereinsteiger“ finden sich wie 
erwartet bei den Parteilosen der kleinsten Gemeinden, die zu fast 60% nie ein anderes Amt 
innehatten.  

Tabelle 7.13: Amtsdauer in anderen kommunalen Funktionen vor Antritt des Exekutivmandats: 
nach Gemeindegrösse 

Anzahl Jahre in öffent-
lichen Funktionen vor 
Amtsantritt 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 48 59 42 53 44 53 41 49 35 62 

1-6 18 14 19 14 20 20 21 17 23 6 

7-12 13 11 18 16 17 12 18 17 23 12 

13 oder mehr 21 15 21 17 19 14 20 17 19 20 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

Chi2 
Sign. 

15.45 
.001 

15.25 
.001 

14.16 
.003 

4.83 
.096 

15.00 
.001 

 
 
Erwartungsgemäss sind es vor allem die Frauen, die das Exekutivamt beonders ohne vor-
gängige politische Karriereschritte übernehmen (Tab. 7.14), sowie natürlich die Amtsträger, 
die ihr Mandat besonders früh in ihrer Lebensbiographie übernommen haben (Tab. 7.15). So 
waren in der jüngsten Alterskohorte (unter 35) nur 12% der Frauen (im Vergleich immerhin 
28% der Männer) in einem formellen Gemeindeamt aktiv.  

Tabelle 7.14: Prozentanteil der Exekutivmitglieder, die vor Amtsantritt keine kommunalen Äm-
ter eingenommen haben: Geschlecht und Gemeindegrösse. 

Prozentanteil ohne vor-
herige öffentliche Funk-
tionen: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 57 69* 52 57 50 64* 44 46 39 75* 

Männer 47 56** 40 51** 42 49* 41 50* 34 58* 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 

                                                
31

 Dieses Ergebnis darf aber nicht sehr verlässlich betrachtet werden, da es nur auf einer geringen 
Fallzahl (N=32) beruht. 
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Eine Aufgliederung nach aktuellem Lebensalter gibt indirekt Aufschluss darüber, inwiefern 
sich die Rekrutierungsbedingungen in den letzten Jahrzehnten verändert haben.  Die Ergeb-
nisse (Tab. 7.16) legen den Schluss nahe, dass der Rückgriff auf unerfahrene Kandidatinnen 
und Kandidaten – bei Parteigebundenen wie bei Parteilosen - in jüngerer Zeit sehr stark zu-
genommen hat. Die verstärkte Einbeziehung Parteiloser - die ja bekanntlich seltener über 
Vorerfahrungen verfügen - hat den generellen Trend, dass Gemeinderäte immer häufiger 
politische Neulinge sind, natürlich zusätzlich verstärkt. 

Tabelle 7.15: Prozentanteil der Exekutivmitglieder, die vor Amtsantritt keine kommunalen Äm-
ter eingenommen haben: nach Geschlecht und Alter beim Amtsantritt. 

Prozentanteil ohne vor-
herige öffentliche Funk-
tionen: 

Alter beim Amtsantritt: 

-35 36-40 41-45 46-50 über 50 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 65 88** 53 70** 47 63** 33 49** 27 48** 

Männer 58 72** 45 54** 39 53** 30 46** 25 38** 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 
 

Tabelle 7.16: Prozentanteil der Exekutivmitglieder, die vor Amtsantritt keine kommunalen Äm-
ter eingenommen haben: nach Geschlecht und aktuellem Lebensalter 

Prozentanteil ohne vor-
herige öffentliche Funk-
tionen: 

Alter 

-34 35-44 45-54 55-64 65+ 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 68 97** 53 73** 44 56** 32 46** 19 83** 

Männer 54 82** 56 63** 37 52** 29 42** 31 28 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
Schliesslich zeigt sich in der Aufgliederung nach Kantonen, dass die geringere kommunalpo-
litische Vorerfahrung der Parteilosen ein in allen Regionen der Schweiz verbreitetes Phäno-
men darstellt: mit Ausnahme der Kantone Uri, Appenzell-Ausserrhoden, Wallis und Jura, wo 
tendenziell umgekehrte Verhältnisse bestehen (Figur 7.15). Auffällig ist, wie häufig in den 
Kantonen der Zentral- und Ostschweiz auch bei den Parteivertretern politische Neulinge zum 
Zuge kommen, während in Kantonen wie Tessin, Waadt, Neuenburg und Genf wahrschein-
lich die kommunalen Parlamente dafür sorgen, dass regelmässiger ein Pool vorerfahrener 
Kandidaten zur Verfügung steht. 
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7.4 Initiierung der Kandidaturen 

Auf überlokalen Politikebenen bestimmen in der Schweiz praktisch durchwegs die politischen 
Parteien, wer für ein politisches Exekutivamt nominiert werden soll. In den meisten Fällen 
steht die Nomination an Endpunkt eines langfristigen Interaktions- und Kommunikationspro-
zesses: mit Kandidaten, die durch ihre parteiinternen Aktivitäten und die Ausübung subordi-
nierter Ämter schon lange signalisiert haben, dass sie für ein Mandat in der Exekutive ver-
fügbar wären. In andern Fällen kann es allerdings sein, dass sich Kandidaten, mit denen die 
Partei nicht rechnet oder die sie sich vielleicht nicht wünscht, auf eigene Initiative ins Spiel 
bringen, oder dass umgekehrt die Partei an ein Mitglied herantritt, das sich nicht aktiv bewirbt 
oder vielleicht nur unter Zureden bereit ist, „im Dienste der Partei“ oder im Interesse der Ge-
meinde ein derart arbeitsintensives Mandat zu übernehmen. Nur in seltenen Fällen mag es 
vorkommen, dass anstelle der Partei irgendwelche externe Instanzen ein Parteimitglied zur 
Nomination bewegen: zum Beispiel Vereine und Verbände, die – wie z. B. Gewerkschaften -  
interessiert sind, ihre Führer in politische Regierungsämter zu hieven, oder dass einflussrei-
che einzelne Persönlichkeiten (z. B. bestehende Amtsträger) auf die Nominationsliste Ein-
fluss nehmen. 
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Auf der lokalen Ebene liegen die Verhältnisse in zweierlei Hinsicht anders. 
 
Erstens ist es selbst im Falle von parteigebundenen Exekutivmitgliedern nicht gesichert, 
dass die entsprechende politische Partei den Nominationsprozess hinreichend kontrolliert: 
weil sie – vor allem in kleinen Gemeinden – oft gar nicht als formelle Sektion existiert, oder 
weil sie personell und organisatorisch zu schwach ist, um aus ihrem Kreise genügend Kan-
didaten (mit hinreichenden Wahlchancen) zu generieren. Häufiger als auf Kantons- oder 
Bundesebene mögen sie sich daher in der Not genötigt sehen, entweder die „spontane“ 
Kandidatur einer Person, die eigentlich unerwünscht ist, zu akzeptieren, oder umgekehrt ein 
zögerndes marginales Parteimitglied (bzw. gar eine aussenstehende Persönlichkeit) zur 
Kandidatur zu überreden. Ebensowenig mögen sie oft verhindern können, dass parteiexterne 
Instanzen stärker als parteiinterne Prozesse den Nominationsprozess kontrollieren. 
Und zweitens muss natürlich bei der zunehmenden Zahl parteiloser Kandidaten mit völlig 
anderen Einflussverhältnissen gerechnet werden. Einerseits kommt es vor, dass Parteilose 
de facto von einer bestimmten politischen Partei ins Spiel gebracht und bis zur Wahl geför-
dert werden – und eventuell auch ohne Mitgliedschaft eine Politik realisieren, die der Linie 
dieser Partei durchaus entspricht.32 Andererseits aber vollzieht sich die Nomination Parteilo-
ser mangels Parteienkontrolle aber meist in einem Machtvakuum, das einerseits manchem 
Bewerber die willkommene Möglichkeit gibt, sich auf eigene Initiative in den politischen Pro-
zess einzubringen, und das andererseits vielerlei andere Instanzen (z. B. örtliche Vereini-
gungen oder bereits amtierende Behördemitglieder) einlädt, auf die Besetzung des Exekutiv-
gremiums in ihrem Sinne Einfluss zu nehmen. 
 
Um den Vorgang der Nomination empirisch zu bestimmen, wurden die Befragten unter Vor-
gabe einer Liste von Varianten aufgefordert, die Art und Weise, wie sie zu ihrer Kandidatur 
gelangt sind, anzugeben. Logischerweise waren dabei Mehrfachnennungen erlaubt, weil 
beispielweise häufig vorkommt, dass Anfragen von verschiedener Seite miteinander kumulie-
ren. 
 
Aus den Ergebnissen (Tab. 7.17) geht hervor, dass die parteigebundenen Mandatsträger ihr 
Amt in den weitaus meisten Fällen ihrer eigenen Partei verdanken. An zweiter Stelle stehen 
keineswegs Anfragen anderer kollektiver Akteure, sondern Ersuchen einzelner kommunaler 
Persönlichkeiten, die aber nicht selber in der Exekutive sitzen. Hier mag sich die informelle 
politische Kultur der – meist kleinen – Gemeinden widerspiegeln, in denen viel Einfluss von 
reputablen Einzelpersonen ausgeht, während nichtparteiliche Vereinigungen entweder gar 
nicht bestehen oder über zuwenig Neigung und Fähigkeiten zu personalpolitischen Interven-
tionen verfügen. Auch Kandidaturen auf eigene Initiative sind relativ selten: vor allem bei den 
Frauen, von denen nur jede zehnte angibt, sich in eigener Regie ins politische Spiel gebracht 
zu haben. Im übrigen sind alle geschlechtsspezifischen Differenzen derart unbedeutend, 
dass sie die statistische Signifikanzschwelle nicht überschreiten. 
 
Wie kommen nun aber Parteilose zu ihrem Amt? Die Vermutung liegt nahe, dass sie eben-
falls von den lokalen Parteien portiert werden: als zweitbeste Kandidaten, die ihnen weltan-
schaulich nahestehen, sich aber leider nicht formell als Mitglieder einbinden lassen. Die Er-
gebnisse unserer Untersuchung zeigen aber, dass dies nur in ca. 15% (in der Westschweiz 
gar nur 5%) aller Fälle geschieht, und dass selbst in grösseren Gemeinden über 40% (in der 
Romandie gar 80%!) von ihnen in der Wahlkampagne keinerlei Unterstützung seitens lokaler 
Parteien erfahren haben.  
 

                                                
32

 In einer Zeit, wo immer mehr Bürger(innen) eine formale Einbindung in eine Partei als einengend 
empfinden, scheinen selbst die grösseren Parteien immer häufiger genötigt, Nichtmitglieder,die ihnen 
wenigstens informell nahestehen, zu portieren: „Die Gemeindewahlen von 1990 und 1994 haben ge-
zeigt, dass sich die ideologische Herkunft der Kandidatinnen und Kandidaten selbst in den grossen, 
etablierten Parteien deutlich wandelt. Immer mehr von jenen, die SVP, FDP, SP und andere ins Ren-
nen schicken, sind Parteilose. "Tendenz steigend", stellen die Parteisekretariate fest.“ (Steiner 1996). 



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik  http://socio.ch/palo.pdf 

 

 110 

Tabelle 7.17: Prozentsatz von Exekutivmitgliedern, die auf verschiedenen Wegen zu ihrer Kan-
didatur gelangt sind: nach Parteibindung und Geschlecht. 

Initiatoren der Kandidatur: 
Parteigebundene Parteilose 

Frauen Männer Frauen Männer 

auf eigene Initiative 11 18 15 22 

gemeinsam mit eigener Partei 29 34 0 0 

Anfrage der eigenen Partei 52 50 0 0 

Anfrage nahestehender Partei 13 11 5 6 

Anfrage einer fremden Partei 4 3 4 3 

Anfrage eines Wahlforums 3 3 5 6 

Anfrage eines Vereines oder Verbands 3 3 5 5 

Anfrage von Exekutivmitgliedern 20 20 56 53 

Anfrage anderer lokaler Persönlichkeiten 29 33 50 52 

Total 154 175 145 147 

N =  1059 663 3193 1498 

 
Die geringe politische Präsenz nichtparteilicher Vereinigungen ist wohl auch der Grund, wa-
rum diese im Falle parteiloser Kandidaten weit davon entfernt sind, den fehlenden Parteiein-
fluss zu ersetzen. Vielmehr scheinen solch externe Gruppen an Parteilose nicht häufiger als 
an Parteigebundene heranzutreten. Ebenso wird die Vermutung nicht bestätigt, dass sich 
Parteilose sehr viel häufiger auf eigene Initiative bewerben würden, denn der Prozentanteil 
solcher „Einzelmasken“ steigt bei Parteilosen beider Geschlechter nur geringfügig an. 
Dramatisch hoch ist bei Parteilosen indessen der Anteil der Kandidaten, die auf Anfrage ein-
zelner amtierender Gemeindepolitiker (oder anderer wichtiger Persönlichkeiten) zur Kandida-
tur ermutigt (bzw. aufgefordert) worden sind. Bei Frauen wie bei Männern vermelden insge-
samt nur 44%, ihre Nomination ohne derart persönliche Interventionen erreicht zu haben 
(Tab. 7.17). 
 
Hier zeigt sich möglicherweise die bekannte Gesetzmässigkeit, dass sich der Auslesepro-
zess als Folge des Rückzugs der Parteien in undurchsichtige informelle Netzwerke ver-
schiebt – und sich dadurch der demokratischen Kontrolle entzieht. Besonders problematisch 
ist, wenn die Exekutivbehörde Einerkandidaturen aufstellt und sich dadurch de facto selber 
kooptiert. Damit harmoniert auch das Ergebnis, dass sich Parteilose erheblich seltener als 
Parteikandidaten in den letzten Wahlen gegen Konkurrenzkandidaten durchsetzen mussten 
(vgl. 7.5) - so dass oft auch kein teurer Wahlkampf nötig war, bei dem sie auf Unterstützung 
durch Parteisektionen oder organisierte lokale Gruppen angewiesen gewesen wären. 
 
Aus Tabelle 7.18 wird ersichtlich, dass die typischen Wege zur Kandidatur bei Parteigebun-
denen und Parteilosen ganz unterschiedlich mit der Gemeindegrösse kovariieren. Parteiver-
treter werden in grösseren Gemeinden erwartungsgemäss immer häufiger von ihrer eigenen 
politischen Gruppierung portiert, während personalisierte Interventionen (sei es von aktuellen 
Amtsinhabern oder andern einflussreichen Einzelpersonen) an Bedeutung verlieren. Hier 
widerspiegelt sich die zunehmende formale und faktische Präsenz der Parteisektionen, so-
wie ihre wachsende Fähigkeit, ähnlich wie auf Kantons- und Bundesebene volle Kontrolle 
über den Nominationsprozess zu gewinnen (und ihn damit informell-intransparenten Einflüs-
sen zu entziehen). 
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Tabelle 7.18: Wege zur Kandidatur bei den Exekutivmitgliedern: nach Parteibindung und Ein-
wohnerzahl der Gemeinden. 

Initiatoren der  
Kandidatur: 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Eigene Initiative 19 19 17 19 16 22** 16 26** 16 29* 

Eigene Partei 41 - 61 - 68 - 74 - 83 - 

Andere Gruppierung 15 9** 17 16 23 31** 20 38** 16 42** 

Exekutivmitglieder 41 61** 28 59** 21 44** 15 40** 14 29* 

Andere 
Persönlichkeiten 

48 54* 40 49** 31 49** 31 51** 26 50** 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
 
Im Falle der Parteilosen nimmt die die „Selbst-Kooptation“ der Exekutive mit zunehmender 
Einwohnerzahl der Gemeinde zwar ebenfalls drastisch ab, aber persönliche Einflussnahmen, 
die von anderer Seite stammen, bleiben auf demselben Niveau. Im wachsenden Gewicht 
„anderer Gruppierungen“ zeigt sich, dass auch Parteilose immer stärker in das Einflussfeld 
kollektiver Vereinigungen eingebunden werden. Andererseits scheinen ihnen im Vergleich zu 
den Parteivertretern auch wachsende Spielräume für autonomes Entscheiden zur Verfügung 
zu stehen, die in einem zunehmenden Anteil von Kandidaten, die auf „eigene Initiative“ aufs 
kommunalpolitische Parkett getreten sind, ihren Ausdruck finden. Dieses letztere Ergebnis 
überrascht insofern, als Wahlkampagnen in grösseren Gemeinden normalerweise aufwändi-
ger - und deshalb meist nur mit der Unterstützung organisierter Gruppen finanzierbar – sind. 
 
Selbstverständlich werden die politischen Nominationsprozesse stark durch die Eigenheiten 
der kommunalen Parteienlandschaft bestimmt. So sind die Wahlchancen für  Kandidaten, die 
sich auf eigene Initiative bewerben, erwartungsgemäss am höchsten, wenn überhaupt keine 
Parteisektionen bestehen - überraschenderweise aber weitaus am niedrigsten, wenn nur 
eine oder zwei Gruppierungen das politische Feld beherrschen (Tab.7.19). 

Tabelle 7.19: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die sich „auf eigene Initiative“ für die Wahl 
beworben haben: nach Gemeindegrösse und Zahl der lokalen Parteien. 

Zahl der lokalen  
Parteien: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 19 20 23 24 25 33 24 41 29 -- 

1-2 16 10 10 9 10 13 6 18 25 -- 

3 oder mehr 21 16 19 19 15 19 14 18 14 -- 

Chi2 
sign. 

.78 
.338 

6.90 
.016 

7.88 
.000 

12.18 
.001 

13.49 
.001 

13.06 
.001 

19.68 
.000 

10.41 
.002 

10.03 
.003 

-- 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 
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Mit wachsender Gemeindegrösse steigt vor allem bei den Parteilosen der Anteil derjenigen, 
die sich – mit Erfolg - auf eigene Entscheidung hin ins Spiel gebracht haben. Dies wider-
spricht der Hypothese, dass auch Parteilose in grösseren Kommunen zunehmend auf frem-
de Unterstützung angewiesen seien, um sich bekannt zu machen und den relativ aufwändi-
gen Wahlkampf zu bestreiten. Allerdings findet häufig gar kein Wahlkampf statt, da Parteilo-
se als (dank ihrer uneigennützigen „Aufopferungswilligkeit“ oft hoch geschätzte) Lückenbüs-
ser für fehlende Parteikandidaten fungieren. 
 
Umgekehrt kommt es mit wachsender Zahl von Lokalparteien immer häufiger vor, dass Par-
teilose auf Anregung oder Aufforderung einer organisierten Gruppierung (der sie nicht selber 
angehören) für das Exekutivamt kandidieren. Allerdings bleibt ihr Anteil selbst in grossen 
Gemeinden mit zahlreichen Parteien deutlich unterhalb von 50% (Tab. 7.20).  

Tabelle 7.20: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die von einer fremden Partei, Vereinigung 
oder Organisation (der sie nicht angehören) für die Wahl vorgeschlagen worden sind: nach 
Gemeindegrösse und Zahl der lokalen Parteien. 

Zahl der lokalen  
Parteien 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 13 7 18 12 19 18 15 24 15 -- 

1-2 13 10 22 22 26 34 20 44 19 -- 

3 oder mehr 15 14 14 26 26 41 23 46 17 -- 

Chi2 
sign. 

.28 

.490 
5.92 
.026 

2.98 
.113 

13.58 
.001 

2.50 
.143 

13.59 
.001 

4.35 
.057 

7.50 
.012 

.36 

.416 
 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

 

 
Spiegelbildlich dazu zeigen Tabellen 7.21 und 7.22, dass der Anteil Parteiloser, die aufgrund 
informeller persönlicher Interventionen ins Rennen steigen, mit wachsender Parteienzahl 
zwar abnimmt, aber nach wie vor auf einem überaus hohen Niveau verbleibt. Vor allem in 
kleineren Gemeinden scheint ein gut ausgebautes Parteiensystem die bestehende Exekutive 
nicht daran zu hindern, durch gezielte Anfrage von Nachfolgemitgliedern eine im demokra-
tiepolitischen Sinne problematische „Selbst-Kooptation“ zu betreiben, und auch in grossen 
Gemeinden werden die durch die Parteienerosion anwachsenden offenen Rekrutierungs-
spielräume in erster Linie nicht durch Machtentfaltungen anderer formeller Gruppierungen, 
sondern durch informell-personalistische Einflussbeziehungen gefüllt. 
 
Insgesamt zeigt sich also, dass viele Parteilose ihren politischen Aufstieg nicht nur in formel-
ler Unabhängigkeit von politischen Parteien, sondern auch de facto in einem sehr informel-
len, von organisierten Gruppen unabhängigen politischen Einflussfeld vollziehen. Die Vor-
stellung, dass Parteien mangels eigener Kandidaten ihnen gesinnungsmässig zumindest 
„nahestehende“ Nichtmitglieder zur Kandidatur bewegen würden, muss als weitgehend ver-
fehlt zurückgewiesen werden: indem selbst in grossen Gemeinden weniger als zehn Prozent 
aller Parteilosen vermelden, dass ihre Kandidatur auf die Anfrage einer politischen Partei 
zurückzuführen sei. 
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Tabelle 7.21: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die von bisher amtierenden Mitgliedern der 
Exekutive zur Kandidatur aufgefordert worden sind: nach Gemeindegrösse und Zahl der loka-
len Parteien. 

Zahl der lokalen  
Parteien 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 56 61 36 55 28 48 11 47 18 - 

1-2 44 63 34 60 24 44 17 44 11 -- 

3 oder mehr 26 63 20 51 18 40 16 34 14 -- 

Chi2 
20.79 
.000 

.10 

.91 
12.55 
.002 

2.07 
.177 

7.69 
.005 

1.48 
.288 

3.73 
.089 

2.61 
.172 

.82 

.332 
 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

Tabelle 7.22: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die von anderen einflussreichen Persönlich-
keiten der Gemeinde zur Kandidatur aufgefordert worden sind: nach Gemeindegrösse und Zahl 
der lokalen Parteien. 

Zahl der lokalen  
Parteien 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 55 56 58 52 33 45 28 61 32 -- 

1-2 44 54 36 46 33 51 30 38 33 -- 

3 oder mehr 44 57 37 52 31 46 31 48 24 -- 

Chi2 
sign. 

3.21 
.101 

.217 

.943 
16.18 
.000 

1.27 
.270 

.47 

.685 
.91 
.367 

.32 

.643 
3.57 
.086 

3.16 
.104 

 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

 

7.5 Konkurrenzsituation bei den Wahlen 

Bei Kampfwahlen sind Parteivertreter gegenüber Parteilosen im Vorteil, insofern sie bei der 
Wahlkampagne auf die materielle Unterstützung ihrer Parteiorganisation zählen können. Da 
derartige Aufwendungen mit wachsender Gemeindegrösse sehr stark ansteigen, wird es 
verständlich, dass der Rekrutierungsgsprozess in den Städten fast ausschliesslich in traditi-
onellen Parteihänden bleibt. Je grösser die Gemeinde, desto eher ist damit zu rechnen, dass 
nur wohlhabendere Personen erfolgreich als Parteilose kandidieren können, bzw. Personen, 
die sich aufgrund ihrer langen Ansässigkeit oder ihrer vorgängigen Aktivität auf anderen lo-
kalen Feldern auf ein weitgespanntes Unterstützungsnetzwerk abstützen können. 
 
„….nonpartisan elections emphasize the political clout of wealth. Candidates running without 
the advantage of being able to attract votes on the basis of party identification will have to 
raise and spend much more money to achieve desired levels of name recognition. This not 
only will increase the power of campaign contributors, it will encourage some bizarre practic-
es by short-lived committees and organizations that may well escape regulation. Temporary, 
fly-by-night, committees will raise and spend funds in allegedly independent campaigns. 
Candidates, unable to rely on parties' traditional fund-raising structures, will have to devote 
much more time to fund-raising than is currently the case-and we know that candidates al-
ready spend way too much time raising money.” (Sherrill 1998). 
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So ist anzunehmen, dass Parteilose generell seltener eine Konkurrenzwahl zu bestehen hat-
ten, weil sie häufiger kandidieren, wenn sie mangels Gegenkandidaten gar keinen Wahl-
kampf zu führen brauchen, (bzw. wenn sie als „Verlegenheitskandidaten“ die Funktion ha-
ben, fehlende Parteibewerber zu ersetzen). Wie aus Tabelle 7.23 ersichtlich wird, ist dies in 
Gemeinden aller Grössenkategorien in beträchtlichem Ausmasse der Fall. Parteilose, die in 
Kleingemeinden (unter 1000 Einwohnern) für ein gewöhnliches Ressortamt kandidieren, ha-
ben in den meisten Fällen keine Konkurrenzwahl zu bestehen, Anders ist es bei Kandidaten 
für das Präsidentenamt, wo selbst in Kleingemeinden eine generell höhere Tendenz zu Kon-
kurrenzwahlen besteht. Mit zunehmender Gemeindegrösse nehmen die Differenzen auch 
auf dem Niveau einfacher Ratsmitglieder etwas ab, weil Kampfwahlen (ungeachtet der Par-
teizugehörigkeit) in breitem Umfang üblich werden. 

Tabelle 7.23: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die eine Konkurrenzwahl bestehen mussten: 
nach Position in der Exekutive und Einwohnerzahl der Gemeinden. 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Präs. Mglied Präs. Mglied Präs. Mglied Präs. Mglied Präs. Mglied 

Parteigebundene 55 45 64 55 65 66 75 76 79 83 

Parteilose 46 31 55 42 60 52 73 66 56 76 

Chi2 
sign. 

2.51 
.070 

18.59 
.000 

2.06 
.094 

17.88 
.000 

.59 

.263 
23.46 
.000 

.077 

.457 
11.37 
.001 

2.71 
.112 

.90 

.234 

N =   409 1275 328 1165 323 1380 353 1566 126 650 

 
Der positive Einfluss der politischen Parteien auf Kampfwahlen wird auch in Tabelle 7.24 
deutlich, wo sich zeigt, dass parteigebundene Mandatsträger häufiger nur mit einem knap-
pen Abstand auf ihren Konkurrenten gewählt worden sind. Dies bedeutet, dass sie einen 
besonders aufwändigen - weil durch hohe Ungewissheit des Ausgangs gekennzeichneten -
Wahlkampf zu bestehen hatten, während Parteilose öfters in geruhsamere Rennen steigen, 
wo sie sich nur gegen aussichtslose Randkandidaten durchsetzen müssen. 

Tabelle 7.24: Gab es Konkurrenzkandidaten bei der ersten Wahl ins Amt? Nach Gemeinde-
grösse und Parteibindung. (Prozentwerte) 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Konkurrenzwahl: 
knappes Ergebnis 

13 7 15 8 15 8 18 8 19 11 

Konkurrenzwahl: 
deutlicher Abstand 

36 28 42 36 51 46 58 59 63 60 

Keine Konkurrenz 51 65 43 56 34 47 24 33 18 29 

N =  428 1109 652 735 1129 466 1544 259 701 46 

Chi2  (sign.) 29.28 (.000) 29.40 (.000) 30.47 (.000) 21.48 (.000) 3.884 (.143) 

 
Die Hinwendung zu kampflosen Einerkandidaturen scheint sich in den zwanzig Jahren er-
heblich beschleunigt zu haben, da sie am häufigsten von jenen Mandatsträgern vorkommen, 
die ihr Amt erst kürzlich angetreten haben (Tab.7.25). Obwohl sich derselbe Trend auch auf 
Parteigebundene bezieht, hat sich ihr Abstand zu den Parteilosen (die inzwischen zu fast 
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60% ihr Amt ohne Konkurrenzkandidaten errungen haben) im Vergleich zu den 1990er Jah-
ren dramatisch verstärkt. Überdies scheinen die „Kampfkandidaturen“, denen sich Parteilose 
stellen, selber harmloser geworden zu sein, da nur noch wenige Prozent von ihnen ein 
„knappes Wahlergebnis“ vermelden. 

Tabelle 7.25: Gab es Konkurrenzkandidaten bei der ersten Wahl ins Amt? Nach Jahr des Amts-
antritts und Parteibindung. (Prozentwerte). 

 

Jahr des Amtsantritts: 

2006-2009 2002-2005 1998-2001 1994-1997 vor 1994 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Konkurrenzwahl: 
knappes Ergebnis 

18 7 16 6 18 12 17 10 15 17 

Konkurrenzwahl: 
deutlicher Abstand 

49 35 56 36 59 38 58 50 62 45 

Keine Konkurrenz 32 58 29 58 23 50 24 40 23 29 

N =  2169 808 1357 660 699 307 305 132 362 109 

Chi2  (sign.) 257.30 (.000) 164.9 (.000) 76.54 (.000) 12.61 (.002) 11.47 (.003) 

 
Die überaus naheliegende Vermutung, dass ein gut ausgebautes kommunales Parteiensys-
tem für mehr Konkurrenzwahlen sorgen würde, wird - mit wenigen Ausnahmen -in keiner 
Weise bestätigt. Am ehesten sehen sich Parteigebundene in Gemeinden zwischen 1000 und  
2000 Einwohnern und Parteilose in Kommunen über 2000 Einwohnern bei zahlreichen loka-
len Gruppierungen etwas häufiger mit Gegenkandidaten konfrontiert (Tab.7.26).  

Tabelle 7.26: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die eine Konkurrenzwahl bestehen mussten: 
nach Gemeindegrösse und Zahl lokaler Parteien. 

Zahl lokaler Parteien: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

0 47 37 70 49 62 55 80 51 88 -- 

1-2 41 24 49 34 58 44 68 63 79 -- 

3+ 51 35 57 43 70 56 77 70 82 -- 

Chi2 
sign. 

1-.75 
.418 

7.42 
.024 

10.16 
.006 

7.41 
.025 

10.48 
.005 

4.42 
.100 

6.72 
.035 

5.66 
.059 

1.28 
.526 

-- 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677  

 
In Gemeinden aller Grössen sind Konkurrenzwahlen offenkundig am seltensten, wenn nur 
eine oder zwei Partei das Feld beherrschen. Möglicherweise tendieren diese dazu, durch 
Kartellbildung die Wahlkonkurrenz zu reduzieren, Der Grund für die mit der Gemeindegrösse 
anwachsende Wahlkonkurrenz liegt offensichtlich nicht darin, dass die Zahl der Parteisektio-
nen steigt. Vielmehr mag sie damit zusammenhängen, dass mehr Kandidaten zur Verfügung 
stehen, oder dass Parteisektionen erst oberhalb gewisser Schwellen der Grösse, Finanzkraft 
und organistorischen Differenzierung „wahlkampffähig“ werden. 
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Tabelle 7.27: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die eine Konkurrenzwahl bestehen mussten: 
nach Gemeindegrösse und Bildungsgrad der Bevölkerung. 

Prozentsatz der Be-
völkerung mit  Uni-
versitätsbildung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-2 52 31 54 39 64 45 78 63 77 67 

2-4 48 33 55 44 67 58 73 62 87 74 

4-6 53 37 65 45 65 55 76 76 76 56 

6+ 45 42 62 52 68 54 84 74 81 83 

Chi2 
sign. 

.98 

.401 
6.28 
.049 

5.38 
.078 

3.08 
.188 

1.35 
.368 

4.04 
.126 

7.12 
.034 

3.92 
.140 

9.23 
.013 

1.54 
.336 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

 
Unabhängig von Gemeindegrösse und Parteiensystem hängt die Häufigkeit von Konkur-
renzwahlen erstaunlich eng mit dem Bildungsniveau der Bevölkerung zusammen. Vor allem 
parteilose Bewerber müssen erheblich seltener gegen Kampfkandidaten antreten, wenn ein 
nur ein geringer Prozentanteil der Einwohner über ein tertiäres Bildungszeugnis verfügt (Tab. 
7.27). Als Erklärung wäre denkbar, dass in nur in Gemeinden mit breiteren hohen Bildungs-
schichten ein grösseres Feld geeigneter und motivierter Amtsbewerber zur Verfügung steht, 
oder dass gut gebildete Stimmbevölkerungen grösseres Gewicht auf „echte“ Entschei-
dungswahlen legen. 
 
Aus Figur 7.16 wird ersichtlich, dass die Neigung, in Gemeinden Konkurrenzwahlen durchzu-
führen, zwischen den Kantonen ausserordentlich stark - und in einer soziologisch schwer 
interpretierbaren Weise - variiert. 
An der Spitze steht der Kanton Zug, wo keine Parteilosen zu finden sind, weil untypischer-
weise das Proporzwahlrecht angewendet wird, das dazu führt (ja eigentlich gar zur Voraus-
setzung hat), dass Bewerber nur via Parteilisten konkurrieren. Am Gegenpol findet man Uri 
und Neuenburg, wo bei Parteigebundenen und Parteilosen in ähnlich hohem Umfang Ein-
mannkandidaturen dominieren. In ausnahmslos allen Kantonen gilt die Regel, dass Parteilo-
se seltener kompetitive Wahlen zu bestehen haben. Die Differenzen zu den Parteigebunde-
nen sind in westlich gelegenen Kantonen (Jura, Bern, Freiburg, Solothurn) sowie im Tessin 
tendenziell grösser als in der östlichen Landeshälfte, wo teilweise - wie z. B. in Glarus, St. 
Gallen und Thurgau - kaum signifikante Unterschiede erkennbar sind.  
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7.6 Unterstützungen im Wahlkampf  

7.6.1 Einleitung 
Eine hauptsächliche Funktion politischer Parteien besteht bekanntlich darin, Bewerber für 
politische Ämter in der Wahlkampagne auf vielfache Weise zu unterstützen. Vor allem in 
grösseren Gemeinden mögen die Kandidaten kaum auf diese Hilfestellung verzichten, weil 
einerseits ein relativ grosser Aufwand nötig ist, um in der kommunalen Öffentlichkeit hinrei-
chende Bekanntheit und Reputation zu gewinnen und es häufig gilt, sich gegen konkurrie-
rende Bewerber durchzusetzen, und weil andererseits auch eine politische Gruppierung zur 
Verfügung steht, die finanziell, organisatorisch und personell in der Lage ist, zuverlässige 
Hilfestellung zu gewähren. In sehr kleinen Gemeinden mag hingegen die informelle Unter-
stützung durch Familie, Bekannte oder lokale Wirtschaftsbetriebe ausreichen, um eine hin-
längliche Stimmenzahl zu gewinnen - ein wichtiger Grund, warum oft kein Anlass gesehen 
wird, sich einer Partei anzuschliessen und sich ihren ideologisch-programmatischen Vorga-
ben zu unterziehen. 

0 20 40 60 80 100 

Zürich 

Bern 

Luzern 

Uri 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwalden 

Glarus 

Zug 

Freiburg 

Solothurn 

Basel-Land 

Schaffhausen 

Appenzell-Ausserrhoden 

Appenzell-Innerhoden 

St. Gallen 

Graubünden 

Aargau 

Thurgau 

Tessin 

Waadt 

Wallis 

Neuenburg 

Genf 

Jura 

Figur 7.16: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die in 
Konkurrenzwahlen gewählt worden sind : nach Kantonen  
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Generell stellt sich die Frage, inwiefern es den Parteilosen gelingt, den fehlenden Support 
durch eine Mutterpartei durch Mobilisierung anderer Unterstützungsquellen zu kompensie-
ren. Theoretisch wäre natürlich denkbar, dass auch Parteilose de facto von politischen Par-
teien lanciert und unterstützt werden, denen sie gesinnungsmässig besonders nahestehen. 
Aus rein pragmatischer Sicht wäre das die zweitbeste Alternative für Parteien, die in den 
Reihen ihrer formellen Mitglieder und Aktivisten (momentan) keine amtswilligen Kandidaten 
finden. Ebenso denkbar wäre andererseits aber, dass manche informellen oder formellen 
Gruppen nichtpolitischer Art das Parteienvakuum ausnutzen, um „ihren“ Kandidaten zu por-
tieren – mit der problematischen Folge, dass dieser dann während der Amtsführung – vor 
allem wenn er eine Wiederwahl anstrebt – von diesen Instanzen vielleicht ungebührlich stark 
abhängig bleibt. Beispielsweise könnten längst für moribund gehaltene eingesessene „Hono-
ratiorengruppen“ wieder einen Teil ihrer verlorenen Macht zurückgewinnen, oder das lokale 
Gewerbe könnte besonders wirtschaftsfreundliche Kandidaten in die Führungsämter hieven, 
um die Durchsetzung ihrer Interessen (z. B. in der Steuerpolitik, Baupolitik oder Ortsplanung) 
zu erleichtern. Generell wäre zu vermuten, dass in kleineren Gemeinden eher informelle 
Gruppierungen im Vordergrund stehen, während sich der Schwerpunkt mit wachsender Ein-
wohnerzahl auf formalisierte Kollektive (z. B. Vereine oder Verbände) verschiebt. 
 
Bereits aus der einfachen Randauszählung von Tabelle 7.28 wird deutlich, dass manche 
dieser Vermutungen nicht der Realität entsprechen. So wird die Hypothese, dass viele Par-
teilose de facto „informelle Parteikandidaten“ seien, eindeutig falsifiziert, weil nur 8% von 
ihnen seitens einer politischen Partei „grosse Unterstützung“ (und 80% überhaupt keine Un-
terstützung) erfahren haben. 
Ebenso wenig trifft zu, dass das lokale Gewerbe die Absenz der Parteien häufig zur Portie-
rung eigener wirtschaftfreundlicher Kandidaten nutzen würde, denn nur 7% der Parteilosen 
haben von dieser Seite her einen beträchtliche Unterstützung erfahren. Vielmehr scheint die 
örtliche Wirtschaft nach wie vor Parteien (vor allem die SVP) als Medium kommunalpoliti-
scher Einflussnahme vorzuziehen: denn immerhin jeder zweite parteigebundene Kandidat 
hat von ihrer Seite her eine (geringere oder grössere) Hilfestellung erhalten. 

Tabelle 7.28: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahlkampagne von verschiede-
ner Seite grosse, geringe oder gar keine Unterstützung erhalten haben. 

Quelle der Unterstützung: 

Parteigebundene: Parteilose: 

Mass der Unterstützung: Mass der Unterstützung: 

gross gering keine gross gering keine 

Lokale Parteien 69 22 10 8 12 80 

Parteiunabhängige Gruppen 21 39 40 17 19 64 

Das lokale Gewerbe 13 36 51 7 21 72 

Lokale Vereine 19 44 37 14 30 56 

Einzelne Persönlichkeiten 47 39 14 47 33 20 

Familie/Bekanntenkreis 56 32 12 45 33 22 

Medien 3 30 67 1 11 88 

Gewerkschaften 1 5 94 0 2 98 

N =  4874 2382 

 
Etwas bedeutsamer scheint demgegenüber die Rolle die Vereine (und anderen parteiunab-
hängigen Gruppen wie z. B. Gemeindeforen), die zusammen in fast jeder dritten Wahlkam-
pagne Parteiloser erheblich intervenieren. Allerdings sind es auch hier die Parteigebunde-
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nen, die – kumulativ zum Parteiensupport – auch besonders häufig auf die Zusatzunterstüt-
zung anderer (z. B. den Parteien besonders nahestehender) formeller Assoziationen zählen 
können. 
Nur bei der Unterstützung durch Familienmitglieder, Bekannte und weitere Einzelpersonen 
mögen die Parteilosen mit den Parteivertretern Schritt zu halten – auch wenn wiederum die 
letzteren etwas häufiger auf ihre Familie zurückgreifen können. Der Kleinheit der meisten 
Gemeinden ist es wohl zuzuschreiben, dass solch informelle Kreise bei weit über 60% aller 
Wahlkampagnen wesentlich Einfluss genommen haben. 
Der Support durch lokale Medien schliesslich ist offensichtlich überaus bescheiden und der-
jenige durch die Gewerkschaften (die nur in grossen Städten durch formelle Sektionen ver-
treten sind) praktisch inexistent. 
 
 

7.6.2 Die Parteien im Vergleich 
Ein Aufgliederung nach Parteirichtung und Gemeindegrösse zeigt, dass die Unterstützung 
durch lokale Parteien mit wachsender Einwohnerzahl erwartungsgemäss zunimmt: auch bei 
den Parteilosen, von denen in Gemeinden mit über 5000 Einwohnern über 30 Prozent von 
einer solch politischen Gruppierung Rückenwind erhalten (Figur 7.17). Die vier Bundesrats-
parteien unterscheiden sich nur wenig voneinander: mit Ausnahme der SVP, die ihren Kan-
didaten in Kleinstgemeinden offenbar sehr wenig Hilfestellung bietet. Generell muss man 
wohl davon ausgehen, dass in den kleineren Gemeinden (wo häufig gar keine, bzw. kaum 
handlungsfähige Ortssektionen bestehen) die Unterstützung hauptsächlich von überlokalen 
Bezirks- oder Kantonalparteien geleistet wird. Wer für eine rein lokale Parteigruppierung 
kandidiert, kann entsprechend weniger häufig auf wirksame Hilfestellung zählen – um so 
mehr aber auf Unterstützung durch parteiunabhängige Kollektive (z. B. Gemeindeforen Wäh-
lervereine oder themenspezifische Gruppierungen), die vor allen in der grössten Gemeinde-
klasse die meisten Wahlkämpfe stark prägen (Figur 7.18). Auch Parteilose können sich in 
diesen Gemeinden zu fast 40% auf derartige nichtparteiliche politische Gruppierungen ab-
stützen, die im Gegensatz zu den vier landesweit tätigen Parteien (deren Kandidaten von 
dieser Seite durchwegs nur in ca. 20% aller Fälle Unterstützung erhalten) mithelfen, die 
kommunale von der überlokalen Politikebene abzukoppeln. 
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Figur  7.17: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl von einer poli-
tischen Partei "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse. 
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Beim lokalen Gewerbe dominiert erwartungsgemäss der Gegensatz zwischen den bürgerli-
chen Parteien (vor allem SVP), die in der Regel wirtschaftsnahe Kandidaten portieren, und 
den Sozialdemokraten, die aufgrund ihrer arbeitnehmerbezogenen Ideologie und Program-
matik von Arbeitgeberseite her naturgemäss kaum Förderung erfahren (Figur 7.19). Dass 
wirtschaftliche Einflussnahmen mit zunehmender Gemeindegrösse anwachsen, kann nicht 
überraschen, weil grössere Gemeinden einerseits handlungsfähigere gewerbliche Vereini-
gungen aufweisen und andererseits auch machtvollere Exekutivämter, deren Inhaber in vie-
lerlei Hinsicht (z. B. durch Vergabe von Submissionsaufträgen oder durch Handhabung von 
Baubewilligungen) auf die lokale Wirtschaft Einfluss nehmen. Da sie sachpolitisch meist den 
bürgerlichen Parteien nahestehen, darf es nicht verwundern, wenn auch die Parteilosen et-
was in diese Entwicklung einbezogen werden.  
Ungeachtet der Parteibindung scheinen aber insgesamt über 80% der Exekutivmitglieder 
von wirtschaftlicher Einflussnahme unabhängig zu bleiben. 

 
 
Im Gegensatz zur Einflussnahme der politischen Parteien scheint diejenige der lokalen Ver-
eine ihr Maximum eher bei mittelgrossen Gemeinden zu erreichen (Figur 7.20). Während der 
ansteigende Kurventeil leicht mit der wachsenden Vielfalt und politischen Handlungsfähigkeit 
lokaler Vereinigungen in Verbindung gebracht werden kann, ist der Rückgang in grösseren 
Gemeinden wohl dadurch bedingt, dass die Unterstützung von Wahlkampagnen (genauso 
wie der Schwerpunkt kommunaler Politik überhaupt) verstärkt an explizit dafür zuständige 
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Figur  7.18: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl von einer parteiunab-
hängigen politischen Gruppe "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeinde-

grösse. 
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Figur  7.19: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl vom lokalen 
Gewerbe "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse 
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Gruppierungen (Parteien und andere Aktionsgruppen) übergeht und die Vereine von direkten 
politischen Interventionen zu einem indirekteren Vorgehen (durch Unterstützung dieser Par-
teien) überwechseln.  

 
 
Auch hier wird die Kluft zwischen der Sozialdemokratie und den übrigen Parteien spürbar, 
die mit der überwiegend „bürgerlichen“ politischen Orientierung der meisten Vereine zusam-
menhängen mag. In kleineren Gemeinden zeigt sich eine besonders starke Stellung der 
CVP, deren Kandidaten wohl auf die Unterstützung der zahlreichen katholischen Vereine 
zählen können, die als Überbleibsel der „katholischen Subgesellschaft“ (Altermatt 1989) 
nach wie vor bestehen. 

 
 
Die Hypothese, dass sich informelle Unterstützungen durch Familienmitglieder, Bekannte 
und andere Einzelpersonen mit wachsender Gemeindegrösse in den Hintergrund treten wür-
den, wird nur in sehr schwacher Form bestätigt (Figuren 7.21 und 7.22). Eindrücklicher ist 
der Befund, dass Parteilose und  Angehörige all der verschiedenen Parteien  bezüglich der 
Einflussnahme von Familienmitgliedern und Bekannten in Grossgemeinden auf hohem Ni-
veau (ca. 50-60%) miteinander konvergieren, während in Kleingemeinden viel stärkere Di-
vergenzen (z. B. zwischen der SVP und den lokalen Gruppen) bestehen. 
Generell entsteht der Eindruck, dass zwischen formellen und informellen Unterstützungen 
kein Substitutionsverhältnis besteht, sondern dass Kandidaten in grösseren Gemeinden 
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Figur 7.20: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl von lokalen 
Vereinen  "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse. 
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Figur   7.21: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl "einzelnen 
Persönlichkeiten" "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse 
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normalerweise in der Lage sind, von einer Kumulation beider Unterstützungsformen zu profi-
tieren. 

 

 
Sehr nichtlineare Kovarianzen findet man schliesslich bei der Unterstützung durch lokale 
Medien (z. B. örtliche Zeitungen), die sich auch in grösseren Gemeinden nur auf eine kleinen 
Bruchteil aller Wahlkampagnen (unter 7%) erstreckt und bei den Parteilosen nicht einmal die 
Schwelle von 3% überschreitet (Figur 7.23). Der politischen Neutralität (bzw. Abstinenz) die-
ser örtlichen Medien ist es wohl zuzuschreiben. dass selbst in den Grosstädten weniger 10% 
aller Kandidaten eine „starke Unterstützung“ vermelden – obwohl diese Medien zweifellos 
zumindest dazu beitragen, die Sichtbarkeit der Kandidaten im kommunalpolitischen Raum zu 
erhöhen. 

 
7.6.3 Konkurrenzwahlen 
Eher trivial, aber immerhin überprüfenswert ist die Hypothese, dass Unterstützungen häufi-
ger und stärker gewährt werden, wenn die Kandidaten die Kampagne nicht als Alleinbewer-
ber führen, sondern eine im Ausgang unsichere Konkurrenzwahl zu bestehen haben. Aus 
Tabelle 7.29 wird deutlich, dass die Gesamtsumme aller erhaltenen Unterstützungen im Fal-
le parteigebundener Kandidaten bei kompetitiven Wahlen in Gemeinden aller Grössenklas-
sen signifikant höher liegt, während sich diese Regularität bei Parteilosen auf kleine Ge-
meinden beschränkt (und bei grossen sich sogar ins Gegenteil verkehrt). Diese Differenzen 
bei den Parteikandidaten sind am allerwenigsten auf unterschiedliche Unterstützung durch 
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Figur 7.22: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl von "ihrer Familie und 
ihrem Bekanntenkreis "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse. 
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Figur 7.23: Prozentsatz der  Exekutivmitglieder, die bei ihrer Wahl von "Medien" (z. B. 
lokalen Presseorganen) "starke Unterstützung" erfahren haben: nach Gemeindegrösse. 
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die eigene Partei zurückzuführen, sondern darauf, dass zahlreiche andere Instanzen (vom 
lokalen Gewerbe über die örtlichen Vereine und die eigenen Familienmitglieder bis zu den 
Medien) häufiger Wahlhilfe leisten (Tab.7.29).  
 

Auch Parteilose können sich auf vielfältigere Unterstützungsquellen verlassen, wenn sie 
kompetitive Wahlen bestehen müssen; aber das ändert nichts daran, dass sie überall niedri-
ger als ihre parteigebundenen Kollegen rangieren. In grossen Gemeinden hängt zumindest 
die von örtlichen Unternehmen und Vereinen gewährte Unterstützung nicht mehr von der 
Kompetivität der Wahlen ab: im Unterschied zur informellen Unterstützung durch Einzelper-
sonen, Familie und Freunde, die offenbar flexibler auf die in der konkreten Wahlsituation er-
wachsenden Bedürfnisse reagiert. 

Tabelle 7.29: Grad der Unterstützung durch verschiedene Instanzen in Wahlkampagnen: nach 
Gemeindegrösse und Konkurrenzwahlen. 

Quelle der Unterstützung: 

 Einwohnerzahl der Gemeinde 

Konkurrenz-
wahl? 

-2000 2001-5000 5001-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Lokale Parteien 
ja .70** .10 .87 .40 .90 .30 

nein .64 .10 .86 .41 .89 .77 

Parteiunabhängige Gruppen 
ja .41** .32** .42 ..44** .46* .55 

nein .33 .18 .38 .32 .38 .61 

Das lokale Gewerbe 
ja .27* .20** .37** .27 .34 .33 

nein .24 .13 .30 .31 .36 .37 

Lokale Vereine 
ja .40* .33** .44** .40 .43 .39 

nein .36 .23 .38 .42 .40 .33 

Einzelne Persönlichkeiten 
ja .67* .63** .67* .68 .69* .65 

nein .70 .58 .62 .61 .63 .65 

Familie/Bekanntenkreis 
ja .73** .68** .74* .71 .76** .72 

nein .64 .55 .70 .63 .68 .70 

Medien 
ja .11* .07** .22** .15 .30 .29 

nein .09 .03 .17 .12 .26 .28 

Gewerkschaften 
ja .02 .01 .04* .01 .08 .02 

nein .01 .01 .02 .02 .06 .06 

Gesamtsumme aller Unter-
stützungen (Skala von 1-8) 

ja 3.2** 2.3** 3.7** 2.9 3.9** 3.2** 

nein 2.8** 1.7 3.3 2.8 3.6 3.7 

N =   1597 1742 1213 178 677 138 

 
 * p < .05      ** p < .01   Signifikanz der Differenz zwischen Konkurrenzwahl „ja“ vs. „nein“. 

 
 
7.6.4 Ortsansässigkeit 
Ebenso naheliegend ist die Vermutung, dass die Art und der Grad an Wahlunterstützung 
davon abhängt, wie lange Bewerber bereits in der Gemeinde wohnhaft sind. Wer seit Geburt 
oder Kindheit im Ort wohnhaft ist, darf wohl auf ein erheblich grösseres „lokales Sozialkapi-
tal“ zählen als jemand, der erst kürzlich zugezogen ist: sei es in der informellen Form grösse-
rer Bekannten- und Freundeskreise, die sich seit der Kindheit und Schulzeit unweigerlich 
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angesammelt haben; sei es in der Form formellerer sozialer Beziehungen und Loyalitäten, 
die aus der Teilnahme an lokalen Vereinen oder aus lokalen Wirtschaftstätigkeiten (z. B. als 
Gewerbetreibender) resultieren.  
Aus Tabelle 7.30 wird deutlich, dass Bewerber, die erst im Erwachsenenalter zugezogen 
sind, tatsächlich aus dem Familien- und Bekanntenkreis, dem lokalen Gewerbe und den ört-
lichen Vereinen signifikant weniger Unterstützung erfahren, während politische Gruppen, 
Medien und Gewerkschaften ihren Support nicht von der Wohndauer abhängig machen.  
Daraus ergibt sich, dass autochthone Bewerber(innen) über einen etwas grösseren Gesamt-
umfang an Wahlunterstützung verfügen. Interessanterweise können sich nur Parteigebunde-
ne Kandidaten (kleinerer Gemeinden) auf ein stärkeres Engagement ihrer Freunde und Ver-
wandten abstützen, während von der stärkeren Unterstützung der Vereine oder Wirtschafts-
unternehmen auch die Parteilosen (und die Bewerber in grösseren Kommunen) profitieren. 

Tabelle 7.30: Grad der Unterstützung durch verschiedene Instanzen in Wahlkampagnen: nach 
Gemeindegrösse und Alter beim Zuzug in die Gemeinde. 

Quelle der Unterstützung: 

 Einwohnerzahl der Gemeinde: 

Alter beim 
Zuzug 

-2000 2001-5000 5001-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Lokale Parteien 
-18 .69 .09 .87 .32 .87 .32 

19+ .67 .09 .87 .44 .87 .44 

Parteiunabhängige Gruppen 
-18 .38 .24 .42 .40 .43 .46 

19+ .38 .24 .45 .38 .52 .59 

Das lokale Gewerbe 
-18 .29** .22** .42** .38* .39** .43 

19+ .23 .14 .31 .25 .32 .28 

Lokale Vereine 
-18 .42** .34** .50** .46 .47** .48 

19+ .36 .25 .38 .38 .39 .32 

Einzelne Persönlichkeiten 
-18 .66 .61 .65 .69 .69 .66 

19+ .65 .63 .66 .65 .68 .64 

Familie/Bekanntenkreis 
-18 .75** .62 .76** .72 .77 .83 

19+ .66 .60 .70 .67 .73 .83 

Medien 
-18 .10 .01 .21 .15 .30 .29 

19+ .10 .01 .20 .14 .29 .30 

Gewerkschaften 
-18 .02 .01 .03 .03 .01 .03 

19+ .02 .01 .03 .01 .07 .01 

Umfang/Diversität aller Unter-
stützungen (Skala von 1-8) 

-18 3.19** 2.08** 3.78** 3.19** 3.97* 3.50 

19+ 2.94 1.97 3.42 2.78 3.79 3.13 

N =   2040 1986 1412 243 1169 50 

 
* p< .05      ** p<.01. (Signifikanz der Differenz zwischen Alter beim Zuzug „-18“ vs. „19+“) 

 
 

7.6.5 Grösse des Exekutivgremiums 
Drittens darf angenommen werden, dass die Wahlunterstützung selbst in kleinen Gemeinden 
höher liegt, wenn die Exekutive nur wenige Sitze umfasst: weil dann jedem Mandat eine 
grössere politische Bedeutung zukommt, da sein Inhaber über umfangreichere Ressortkom-
petenzen und Mitsprachemöglichkeiten im Gremium verfügt.  
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Tatsächlich zeigt sich zumindest bei den Parteigebundenen, dass Umfang und Diversität der 
Wahlunterstützung bei Gremien mit nur drei oder fünf Mitgliedern höher liegt als bei Räten, 
die sieben oder gar neun Sitze zu besetzen haben (Tab. 7.31). Bei Parteilosen kann nur in 
mittelgrossen Gemeinden (2000-5000 Einwohnern) eine analoge Korrelation beobachtet 
werden, die aber die Schwelle statistischer Signifikanz nicht überschreitet. Die deutet darauf 
hin, dass hauptsächlich die Parteien diese Mehrunterstützung mobilisieren, da sie es sind, 
die die grössere Machtfülle Kleingremienmandaten wahrnehmen und in erster Linie davon 
profitieren. 

Tabelle 7.31: Umfang/Diversität der gesamten Wahlunterstützung: nach Gemeindegrösse und 
Sitzzahl in der Gemeindeexkutive (Index von 0-8). 

Sitzzahl in der Exekutive: 
Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-2000 2001-5000 5001-10000 

 Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

3 3.59 2.02 4.10 -- -- -- 

5 3.01 1.96 3.79 2.99 4.14 2.78 

7 3.07 1.92 3.48 2.97 3.94 3.53 

9+ 3.08 2.21 3.49 2.29 3.65 2.79 

F-Test 
(sign.I 

2.434 
.063 

.794 

.503 
5.363 
.001 

2.881 
.058 

6.304 
.000 

1.258 
.295 

N =  1755 1829 1277 209 1027 47 

 
 

7.6.6 Interkantonale Vergleiche 
Bei einer Aufgliederung nach Kantonen wird sichtbar, in welch hohem Masse es von den  
überlokalen politischen Kulturen abhängt, wer in welchem Umfang auf die Unterstützung aus 
der kommunalen Wirtschaft zählen kann. So ist es vorwiegend in einigen traditionell 
ländlichen Kantonen der deutschen Schweiz (Appenzell, Nidwalden und Wallis) relativ 
verbreitet, dass lokale Gewerbekreise auf die Wahl bestimmter Kandidaten Einfluss nehmen, 
während z. B. die Kandidaten in Genfer und Neuenburger Gemeinden weitgehend un-
abhängig von derartigen Interventionen bleiben. Nur in Glarus, Wallis und Genf sind es die 
Parteilosen, sich etwas häufiger auf Hilfestellungen aus der lokalen Wirtschaft abstützen 
können; überall sonst kommt diese Unterstützung häufiger den Parteivertretern zu (Figur 
7.24) 
Analoges gilt für die Vereinsunterstützung, von der nur in Basel-Land, Glarus und Nidwalden 
vorwiegend die Parteilosen profitieren (Figur 7.25). Generell variieren die Parteilosen auf 
einem breiteren Spektrum als die Parteigebundenen, bei denen Werte um 0.4 nur im Falle 
von Genf und Luzern wesentlich überschritten werden. Im Unterschied zum Einfluss des 
Gewerbes ist kein klarer Zusammenhang mit Ländlichkeit und traditionellen Wirtschaftsstruk-
turen zu erkennen, weil sich auch Kantone mit relativ vergleichbaren sozio-ökonomischen 
Strukturen (z. B. Schwyz und Nidwalden) im Unterstützungsgrad der Parteilosen dramatisch 
unterscheiden. 
. 
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Informelle Wahlhilfen durch Familienmitglieder und Freunde sind vor allem in der West-
schweiz und im Tessin fast universell verbreitet, während in den deutschsprachigen Regio-
nen fast die Hälfte aller Kandidaten keine derartige Unterstützung vermeldet (Figur 7.26). 
Auch hier sind es in einer Mehrheit von 19 Kantonen die Parteigebundenen, die sich häufiger 
darauf abstützen können - aber im Vergleich zur Gewerbe- und Vereinsunterstützung sind 
die Abstände zu den Parteilosen meist sehr gering. 
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Figur  7.24: Durchschnittliche Unterstützung bei der Wahlkam-
pagne durch das "Lokale Gewerbe": nach Kantonen (Skala von 0-1). 
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Figur 7.25: Durchschnittliche Unterstützung bei der Wahlkam-
pagne durch "lokale Vereine": nach Kantonen (Skala von 0-1). 
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Auch beim interkantonalen Vergleich der Gesamtunterstützung (summativer Index) entsteht 
der Eindruck, dass bei den Parteigebundenen über alle Regionen hinweg durchaus ähnliche 
Verhältnisse vorherrschen – obwohl andererseits zwischen Kantonen derselben Region (z. 
B. Uri, Luzern und Zug) beträchtliche Unterschiede bestehen (Figur 7.27). Sehr viel deutli-
chere Differenzen erscheinen bei den Parteilosen, die in Schwyz, Uri, Bern und Solothurn im 
Durchschnitt mit einer minimalen Unterstützung auskommen müssen, während sie sich im 
Luzern, Genf und im Wallis auf viel reichhaltigere Hilfestellungen verlassen können. 
Natürlich sind die schlechteren Karten der Parteilosen grossenteils auf das Fehlen von Par-
teisupport zurückzuführen – aber zu über 50% auch auf die Tatsache, dass sich praktisch 
alle übrigen kommunalpolitisch aktiven Kräfte weniger für sie engagieren. 
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Figur 7.26: Durchschnittliche Unterstützung bei der Wahlkampa-
gne durch "Familienmitglieder und Bekannte": nach Kantonen 
(Skala von 0-1). 
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7.6.7 Zusammenfassung 
Man würde vermuten, dass parteilose Kandidaten auf besonders viel Wahlunterstützung an-
gewiesen sind, weil sie sich nicht auf den Ex ante-Bonus, den eine gut etablierte wählerstar-
ke Partei geniesst, abstützen können, und weil es gilt, ihren Mangel an öffentlicher Bekannt-
heit (der mit ihrer oft fehlenden vorgängigen Amtstätigkeit zusammenhängt) zu kompensie-
ren. 
Tatsächlich stellt man aber fest, dass Parteilosen nicht nur die Unterstützung seitens politi-
scher Parteien fast völlig fehlt, sondern dass sie auch von allen anderen Gruppen und In-
stanzen - von Vereinen und Unternehmen bis zu den Medien und ihren eigenen Familienan-
gehörigen – weniger Support als parteigebundene Kandidaten erfahren.  
Positiv gewendet bedeutet dies, dass Kandidaten mit der Zugehörigkeit zu einer Partei 
gleichzeitig viele andere Unterstützungsquellen erschliessen: sei es, dass die Partei in Wahl-
kampagnen ihre guten Beziehungen zu mit lokalen Vereinen oder Wirtschaftskreisen mobili-
sieren kann, sei es, dass Parteikandidaten mehr informelle Unterstützung geniessen, weil sie 
in ihrem Verhalten systemkonformer und in ihren Positionen und Gesinnungen berechenba-
rer als Parteilose erscheinen.  
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Figur  7.27: Durchschnittliche Gesamtunterstützung bei der 
Wahlkampagne nach Kantonen (Skala von 0-8). 
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Der Mangel an Unterstützung ist bei jenen Parteilosen besonders eklatant, bei denen dank 
geringer Gemeindegrösse und Fehlen von Konkurrenzkandidaten keine aufwändige Wahl-
kampagne erforderlich ist. Ganz offensichtlich ist man in vielen solchen Fällen froh, dass sich 
überhaupt jemand für das Amt zur Verfügung stellt, da sich die Parteien mangels Kandidaten 
(oder mangels Attraktivität des Amtes) nicht für das Mandat interessieren. Aus ähnlichem 
Grund erhalten auch Parteikandidaten weniger Unterstützung, wenn das Einzelmandat infol-
ge der grossen Mitgliederzahl des Gesamtgremiums relativ wenig Chancen zur Machtaus-
übung bietet.  
Erwartungsgemäss können sich autochthone (d. h. seit Kindheit in der Gemeinde wohnhafte) 
Kandidaten gegenüber Neuzuzügern auf eine etwas breitere Unterstützungsbasis zählen, 
weil sie von Vereinen und Wirtschaftsbetrieben (und in kleineren Gemeinden auch seitens 
ihrer Familie und Freunde) etwas mehr Hilfestellung erhalten. 
Unabhängig von der Bevölkerungsgrösse und allen anderen Gemeindemerkmalen wird die 
Wahlunterstützung schliesslich in nicht geringem Ausmass durch die politische Kultur auf 
kantonaler oder regionaler Ebene bestimmt. So zeigt sich, dass der informellen Hilfestellun-
gen durch Familie und Bekannte in der Romandie und im Tessin mehr Gewicht als in der 
Deutschen Schweiz zukommt, und dass Interventionen des lokalen Gewerbes eher in Kan-
tonen mit traditioneller Wirtschaftsstruktur im Vordergrund stehen. 
 

7.7 Alter beim Amtsantritt 

In der oben (vgl. 6.2) beschriebenen Regularität, dass exekutive Mandatsträger grösserer 
Gemeinden zum Befragungszeitpunkt durchschnittlich älter waren, widerspiegelt sich vor 
allem die Tatsache, dass sie ihr Amt häufig bereits in reiferen Jahren angetreten haben. Dies 
mag damit zusammenhängen, dass jüngere Kräfte häufiger in den umfangreichen subalter-
nen Milizgremien (Gemeindeparlament, Spezialkommissionen) festgebunden bleiben, dass 
umfangreichere organisatorische Kenntnisse und soziale Beziehungsnetze für die Wahl not-
wendig sind – oder dass bei grösserer Kandidatenauswahl Bewerber(innen) mit reicheren 
Erfahrungen naheliegenderweise vorgezogen werden. Parteilose haben gegenüber Partei-
repräsentanten den Vorteil, dass sie eher als „Quereinsteiger“ kandidieren können, ohne 
vorgängig lange Jahre im Dienste der Partei untergeordnete Funktionen eingenommen zu 
haben. 
Andererseits hängen ihre Wahlchancen um so mehr davon ab, dass sie sich vielleicht auf 
unpolitischen Feldern (z. B. in Vereinen oder Medien) über lange Jahre hinreichende kom-
munale Sichtbarkeit und Reputation (ad personam) erworben haben, während Parteien - falls 
sie wollen - durchaus in der Lage sind, bisher unbekannte Neuankömmlinge aufs politische 
Parkett zu hieven. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass eher die zweite Argumentation 
zutreffen könnte, da Parteilose (in Gemeinden aller Grössenkategorien) ihr Mandat durch-
schnittlich in einem leicht höheren Alter angetreten haben (Tab.7.32). 

Tabelle 7.32: Durchschnittliches Alter beim Antritt des Exekutivamtes: nach Gemeindegrösse 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

41.9 42.2 42.5 43.5 43.3 44.6 44.2 45.9 44.6 45.5 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

F-Test (sign.) .355 (.551) 4.553 (.033) 7.583 (.006) 8.265 (.004) .364 (.546) 

 
 

Unabhängig von der Gemeindegrösse sind Exekutivmitglieder beim Amtsantritt etwas älter, 
wenn sie sich einer überdurchschnittlich gebildeten – und deshalb vielleicht auch besonders 
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anspruchsvollen - Wählerklientele stellen müssen. Bezeichnenderweise sind diese vom Bil-
dungsniveau der Bevölkerung ausgehenden Differenzen bei den bei den Parteivertretern 
etwas weniger ausgeprägt als bei den Parteilosen, bei denen der mangelnde intervenierende 
Einfluss einer Partei zur Folge hat, dass sich Präferenzen der Bevölkerung unmittelbarer 
bemerkbar machen und ungefilterter durchsetzen können (Tab. 7.33). 

Tabelle 7.33: Durchschnittliches Alter beim Antritt des Exekutivamtes: nach Gemeindegrösse 
und Prozentsatz von Personen Universitätsbildung in der Gemeindebevölkerung 

Prozentsatz der Be-
völkerung mit Univer-
sitätsbildung 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-2 41.6 41.3 41.5 42.2 43.1 43.2 42.9 45.4 43.6 46.7 

2-4 40.2 43.4 43.2 42.7 42.7 44.5 44.1 44.8 43.9 44.7 

4-6 45.6 41.4 43.2 44.8 44.2 44.9 44.3 45.6 45.3 43.1 

6+ (39.5) 42.3 43.7 48.3 45.0 47.2 45.8 48.3 45.6 51.0 

F-Test 
sign. 

6.61 
.001 

3.36 
.018 

1.78 
.148 

9.28 
.000 

3.36 
.018 

2.87 
.036 

3.02 
.029 

2.16 
.093 

1.94 
.123 

1.06 
.380 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

 

Die Vermutung, dass parteilose Jungpolitiker eine etwas höhere Zugangsschwelle zu Kandi-
daturen als gleichaltrige Parteivertreter zu überwinden haben, wird durch Tabelle 7.34 bestä-
tigt, wo sich zeigt, dass deutlich geringere Prozentanteile von ihnen beim Amtsantritt unter 
35 waren. 
Die Mitgliedschaft zu einer Partei scheint aber für Männer durchwegs bedeutsamer als für 
die Frauen, wo die Unterschiede zwischen Parteilosen und Parteigebunden gering sind und 
in keinem Fall die Signifikanzschwelle überschreiten.  

Tabelle 7.34: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die ihr Amt vor 35 angetreten haben: nach 
Gemeindegrösse 

 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

Frauen 22 21 16 14 13 11 11 8 6 11 

Männer 33 28 24 19* 19 12** 17 9** 16 14 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
Eine Aufgliederung nach Parteirichtungen zeigt, dass vor allem die drei bürgerlichen Parteien 
selbst in mittelgrossen Gemeinden in hohem Masse Jungkandidaten portieren, während sich 
diese Förderung bei den Sozialdemokraten und den rein lokalen Gruppen auf Kleinstge-
meinden (wo sie ohnehin kaum vertreten sind) beschränkt (Tab. 7.35). Bezeichnenderweise 
haben junge Parteilose in Kleinstgemeinden die weitaus besten Zutrittschancen: also in Um-
gebungen, wo sie ohne besonderen Aufwand von der gesamten Wählerklientele wahrge-
nommen werden. 
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Tabelle 7.35: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die ihr Amt vor 35 angetreten haben: nach 
Gemeindegrösse und Parteirichtung 

Gemeindegrösse: Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 26 31* 38** 25 41* 27 15 

501-1000 18 23* 25* 25* 22 27 21 

1001-2000 12 18** 21** 24** 15 12 7 

2001-5000 9 16* 18*** 20** 19* 10 12 

5001-10000 13 13 11 18 19 12 14 

Total 18 19 18 21 18 14** 12** 

N =  2589 4904 1388 994 800 711 361 

 
* p < .05       ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen) 

 
Wiederum zeigt sich, dass parteilose Jungpolitiker in Gemeinden mit einem hohen Anteil an 
akademisch gebildeten Einwohnern sehr geringe Wahlchancen besitzen. Besonders dras-
tisch gilt dies oberhalb von 1000 Einwohnern, wo der Prozentanteil derjenigen, die vor 35 
das Amt angetreten haben, bei gut gebildeten Wählerklientelen praktisch auf den Nullpunkt 
sinkt (Tab. 7.36).  

Tabelle 7.36: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die ihr Amt vor 35 angetreten haben: nach 
Gemeindegrösse und Prozentsatz von Personen Universitätsbildung in der Gemeindebevölke-
rung 

Prozentsatz der Be-
völkerung mit  Uni-
versitätsbildung: 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-2 29 28 26 19 18 16 19 8 14 -- 

2-4 40 23 19 20 20 16 16 13 15 -- 

4-6 21 31 21 14 17 7 15 5 15 -- 

6+ 37 23 18 9 11 2 16 2 9 -- 

Chi2-Test 8.61 5.81 3.37 6.79 5.16 10.92 1.54 5.89 2.50 2.09 

Sign. .018 .061 .170 .039 .080 .006 .336 .058 .240 .277 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

 

 
Unabhängig ihrer Parteibindung werden kommunale Nachwuchspolitiker in homogen katholi-
schen Gemeinden häufiger in sehr jungen Jahren gewählt als in Kommunen, die eine kon-
fessionell gemischte oderüberwiegend protestantische Bevölkerung besitzen (Tab. 7.37). 
Hier bestätigt sich die in einer früheren Publikation (Geser 2008) berichtete Regularität, dass 
in katholischen Gemeinden jüngere Alterskohorten quantitativ stärker an der Kommunalpoli-
tik partizipieren. Darin mögen sich immer noch Überreste jener von Urs Altermatt prägnant 
charakterisierten „katholischen Subgesellschaft“ widerspiegeln, die – im Gegensatz zum in-
dividualistischeren protestantischen Milieu - darauf ausgerichtet ist, junge Menschen bereits 
von ihrer Schulzeit an mit Hilfe eines dichten Netzwerks örtlicher Vereine und Verbände ins 
lokale Gemeinschaftsleben zu integrieren (Altermatt 1989). 
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Die multivariate Analyse zeigt, dass die Grösse und der Katholikenanteil in der lokalen Be-
völkerung sowohl bei den Parteigebundenen als zwei voneinander unabhängige Faktoren 
dazu beitragen, den frühen Eintritt in die Exekutive (vor 35) zu erklären (Tab.7.38). Erwar-
tungsgemäss zeigt sich, dass der negative Einfluss, der vom Bildungsniveau der Bevölke-
rung ausgeht, nur bei den Parteilosen die Signifikanzschwelle überschreitet – während die 
konfessionellen Einflüsse sich bei beiden Gruppen nicht wesentlich unterscheiden. 
 
Tabelle 7.37: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die ihr Amt vor 35 angetreten haben: nach 
Gemeindegrösse und Prozentanteil der Katholiken in der Wohnbevölkerung 
 

% Katholiken 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5000-10000 

Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos Pgeb. Plos 

-75 28 26 19 17 16 10 14 7 13 - 

76+ 34 34 26 24 24 21 27 20 14 - 

Chi2 
sign. 

1.02 
.170 

4.02 
.030 

3.09 
.052 

2.83 
.066 

7.40 
.005 

5.44 
.044 

24.17 
.000 

3.10 
.108 

.127 

.418 
 

N =  293 848 439 547 865 347 1213 178 677 138 

 

 
Beim Kantonsvergleich (Figur 7.28) wird sichtbar, wie stark sich die Gemeinden verschiede-
ner Regionen in ihrer Offenheit gegenüber den jüngeren Alterskohorten unterscheiden. Wäh-
rend in der Bergkantonen Graubünden und Wallis fast 30% aller Amtsinhaber ihr Mandat vor 
35 angetreten haben, sind es in Zürich und Obwalden nur ca. 10% und Appenzell-
Ausserrhoden kaum mehr als 5%. Noch dramatischer sind die Unterschiede im Falle der 
Parteilosen, die im Tessin und Jura sowie in Bern und Freiburg eindeutig leichter als Partei-
gebundene die Chance haben, bereits in jungen Jahren ein Exekutivmandat zu erringen. Sie 
kontrastieren mit den Stadtkantonen Zürich, Bern und Genf, wo Parteilose im Durchschnitt 
offensichtlich länger als Parteivertreter warten müssen, bis sie die persönlichen Vorausset-
zungen für dieses öffentliche Amt erfüllen. 
 
Tabelle 7.38: Multivariate Erklärungsmodelle für den Amtseintritt vor 35 Jahren (logistische 
Regressionen): nach Parteibindung. 
 

 Parteigebundene Parteilose 

Prädiktoren: Reg. K. WALD Exp(B) Reg. K. WALD Exp(B) 

Einwohner (log) -.278 63.01 .757** -.500 83.79 .607** 

% Katholiken .01 52.39 1.010** .01 11.28 1.006** 

% Universitätsbildung -.02 2.65 .979 -.04 6.06 .959** 

Konstante .177 .403 1.176 1.641 22.391 1.362** 

Nagelkerkes R2 .051 .071 

(N =  ) 4794 2539 

 
* p < .05      ** p < .01 
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Figur  7.28: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die ihr Amt bereits im 
Alter unter 35 angetreten haben: nach Parteibindung und Kantonen. 
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8. Kapitel: Amtsmotivation und Amtsbindung 

 
Zwei Drittel der Gemeinden beklagen zunehmende Schwierigkeiten, für vakante Ämter der 
Gemeindeexekutive genügend qualifizierte Kandidaten zu finden.  
 
Die Ursachen dieses Mangels an fähigen Bewerbern sind vielfältig. Zum ersten hat im politi-
schen System das Lokale zugunsten der nationalen Ebene an Attraktivität eingebüsst. Der 
Fokus politischer Betrachtung konzentriert sich zusehends auf Auseinandersetzungen politi-
scher Akteure im nationalen Raum, während die Kenntnisse über lokalpolitische Zusammen-
hänge am Schwinden sind.  
Zum zweiten hat sich der Reiz dieser einst hoch angesehenen und begehrten Exekutivpos-
ten verringert. Vor allem Einwohner mit höherer Bildung sind stärker geneigt, sich gegen ob-
rigkeitliche Entscheide, die ihren Interessen zuwiderlaufen, wenn nötig auch mit juristischen 
Schritten zu wehren. Es überwiegt also nicht mehr die Dankbarkeit über den Einsatz der 
überwiegend ehrenamtlich tätigen Kommunalpolitiker, sondern ein latentes Misstrauen ge-
genüber den Entscheidungen gewählter Behörden. 
Drittens trifft der Erosionsprozess der Parteien, der seit zwanzig Jahren zu beobachten ist, 
das politische System in ihrem Nerv. Starke Verluste bei den Mitgliedern und vor allem bei 
den Aktiven schränken die Handlungsmöglichkeiten der Parteien ein und führen viele von 
ihnen, wenn sie nicht schon eingegangen sind, an den Rand ihrer Existenz. Vor allem aber 
sind sie nicht mehr oder nicht mehr in ausreichendem Mass in der Lage, politische Nach-
wuchskräfte für das lokale Milizsystem zu rekrutieren. 
Viertens fällt die Tatsache ins Gewicht, dass lokales Engagement immer weniger in die Le-
bensplanung moderner Menschen passt. Durch die Werteforschung weiss man, dass diese 
sich nicht mehr gerne langfristig binden; gefragt sind dagegen kurzfristige öffentliche Einsät-
ze, die in eine flexible und situativ orientierte Lebensführung passen. In diesem Zusammen-
hang wird häufig von einer gewissen Organisationsmüdigkeit gesprochen. Dazu hat die Be-
lastung in anderen Lebensbereichen für das Individuum eindeutig zugenommen. Unter dem 
Aspekt der Leistungsgesellschaft hat die berufliche Karriere heute eine so grosse Bedeu-
tung, dass kaum mehr Zeit für ehrenamtliche Tätigkeiten bleibt.  
 
Angesichts dieser ungünstigen Bedingungen kommt der Frage nach den Beweggründen der 
aktuellen kommunalen Exekutivmitglieder zu einer Kandidatur eine besondere Bedeutung 
zu. Gibt es dominante Motive, die diese Menschen trotz des negativen Status des Amtes zu 
einer Kandidatur bewegen? Reicht ein Motiv zur Erklärung aus oder trägt ein ganzes Bündel 
an Motiven zur Entscheidung, ein Exekutivamt zu übernehmen, bei? Wovon hängt die Be-
reitschaft, sich über mehrere Wahlperioden an das Amt zu binden?  
 
Alle diese Themen und Fragen werden im Folgenden im Hinblick auf mögliche Differenzen 
zwischen Parteivertretern und Parteilosen in den kommunalen Exekutiven erörtert. Speziell 
sollen dabei die Einflüssse soziodemographischer, ökonomischer und politischer Kriterien für 
die Motivationslage parteiloser bzw. parteigebundener Gemeinderäte Thema der Analyse 
bilden. 

 

8.1 Anmerkungen zur Forschung über die Motivationen zu poli-
tischer Partizipation 

Die Erforschung der Motive zur Partizipation im politischen System konzentrierte sich bisher 
hauptsächlich auf die Frage nach den Beweggründen zur Mitgliedschaft in den Parteien. Die 
Diskussion um eine um sich greifende Parteiverdrossenheit als Auslöser einer in ganz West-
europa diagnostizierten Parteienkrise rückte neben der Frage, welche besonderen Anreize 
die Parteien zur Mitgliedschaft zu bieten haben, auch die Motive, die aus der Sicht der Mit-
glieder für eine Mitgliedschaft in einer Partei sprechen, in den Vordergrund.  
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Schon Ferdinand Tönnies hat diese nachfrageorientierte Sichtweise erklärt, indem er einen 
Entscheid zur Mitgliedschaft mit dem Bewusstsein verknüpft hat, dass sie für die eigenen 
Zwecke vorteilhaft sei. Max Weber differenziert diese Gedanken, indem er soziales Handeln, 
worunter er auch das Engagement in einer Partei versteht, als zweckrational, wertrational, 
affektuell oder traditionell motiviert beschreibt (Müller/Traub 2002: 26). 
Aus diesen Überlegungen sind in erster Linie sozialpsychologische und handlungstheoreti-
sche Ansätze entstanden, die das Engagement in Organisationen auf bewusste und unbe-
wusste Bedürfnisse, die mit verschiedenen Motivationsarten zusammenhängen, zurückfüh-
ren.  
 
Aus verschiedenen singulären theoretischen Ansätzen der Motivationsforschung hat Nie-
dermayer (1989) im Hinblick auf Parteibindungen ein eigenes Modell entwickelt, das Hand-
lungen mit Motiven verbindet. Damit gelingt es ihm, „die vielfältigen Motive, die sich aus der 
Forschungstradition ergeben, zu systematisieren und zu ordnen. Sie bilden den Ausgangs-
punkt für seine und weitere Analysen (Müller/Traub 2002: 28). Auf einer ersten Stufe unter-
teilt er in expressive und instrumentelle Motive. Expressive Motive werden als subjektive 
Beweggründe verstanden, bei denen die Parteibindung einen Eigenwert aufweist. Instrumen-
telle Motive kennzeichnen sich dagegen durch ihren Mittelcharakter, die Parteibindung ist mit 
der Erreichung eines Zieles verbunden. Auf einer zweiten Stufe teilt Niedermayer die ex-
pressiven Motive in expressiv-affektive und expressiv-normative Bindungsmotive auf. Über 
die normativen Bindungsmotive sollen relevante Normen und Werte wie Weltanschauungen 
und Ideologien umgesetzt werden, während affektive Motive auf Gefühlsebene angesiedelt 
sind und intrinsisch wirken. Bei den instrumentellen Bindungsmotiven wiederum erfolgt eine 
Unterscheidung zwischen politischen und materiellen Motiven. Politisch-instrumentelle Bin-
dungsmotive sind auf Ziele und Prozesse des politischen Systems, materielle Motive hinge-
gen auf die Erlangung individueller Vorteile ausgerichtet. 
Die Ausübung eines Exekutivamtes kann als eine Form ausserparteilichen Engagements 
von Parteimitgliedern - oder im Falle von Parteilosen als Engagement in einer öffentlichen 
politischen Institution - betrachtet werden. Sie beruht zum grossen Teil insofern auf ähnli-
chen Motivationsstrukturen wie eine Parteimitgliedschaft, als sie in den überwiegenden Fäl-
len ehrenamtlich ist.33 Die oben beschriebene Systematisierung der Motive kann somit auch 
der folgenden Motivationsanalyse von kommunalen Exekutivmitgliedern zu Grunde gelegt 
werden, muss aber den spezifischen Bedingungen des Exekutivamtes angepasst werden 
(Tab. 8.1).  
Die Motive des politischen Engagements sind aufgeteilt in expressiv-normative Motive und 
instrumentelle Motive. Die expressiv-normativen wiederum sind unterteilt in affektive Antriebe 
und solche, denen die Erfüllung sozialer Normen zugrunde liegt. Unter affektiven Motiven 
werden hier ein grundsätzliches politisches Interesse und die Lust an der politischen Ausei-
nandersetzung verstanden, während soziale Normen in einem altruistischen Sinn auf den 
Einsatz für die Allgemeinheit oder einen gesellschaftlichen Auftrag hinweisen. 
Instrumentelle Motive beinhalten einerseits materielle Motive, die einen direkten individuellen 
Nutzen benennen. Materielle Motive beinhalten die Förderung einer politischen Karriere und 
die Unterstützung für die eigene berufliche Entwicklung. Andererseits handelt es sich bei den 
instrumentellen Motiven um politisch-zielbezogene Motive. Im Fall der Gemeinderäte verbin-
det sich mit dem politischen Engagement in der Gemeinde der Wunsch nach der Umsetzung 
eigener Ziele und Ideen, der aktiven Mitgestaltung der Gemeinde und der Unterstützung der 
eigenen Partei resp. der eigenen politischen Gruppierung.  
 

Tabelle 8.1: Eine Typologie poliischer Motivationen 

                                                
33

 Von den befragten Exekutivmitgliedern haben 94.2 Prozent angegeben, dass sie ihre Tätigkeit eh-
renamtlich ausüben. In der Praxis dürfte der Anteil der Ehrenamtlichen noch höher sein, da die Betei-
ligung an der Befragung in den kleinen Gemeinden mit praktisch nur ehrenamtlichen Gemeinderäten 
unterdurchschnittlich war.  
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 Motivarten Motive 

Expressiv-normative 
Motive 

Affektiv 
Interesse für Politik 

Freude an der politischen Diskussion 

Altruistische Motive 
(Soziale Normen) 

Engagement für die Allgemeinheit 

Tätigkeit im Auftrag der Gesellschaft 

Instrumentelle Mo-
tive 

Politisch-zielbezogen 

Umsetzung eigener Ziele und Ideen 

Aktive Mitgestaltung der Gemeinde 

Der eigenen politischen Gruppe helfen 

Materiell 
Lancierung eigener politischer Karriere 

Nutzen für die berufliche Entwicklung 

 

 

8.2 Die Bedeutung der Motive für eine Kandidatur 

Die Idee der Ehrenamtlichkeit und der klassischen Vorstellung des Dienstes am Staat, das 
im schweizerischen politischen System die Ausübung eines Gemeindeamtes schon immer 
veredelt hat, widerspiegelt sich auch in den Aussagen der aktuellen kommunalen Amtsinha-
ber über ihre Beweggründe für ihre erste Kandidatur. Die zentralen Motoren des politischen 
Engagements sind deshalb - wenig erstaunlich - altruistischer Art. Die Schweizer Gemeinde-
räte verstehen das Amt in erster Linie als eine Verpflichtung, einen Beitrag für das Allge-
meinwohl zu sorgen oder fassen es als einen gesellschaftlichen Auftrag auf, den es zu erfül-
len gilt. Übertroffen werden diese altruistischen Motive nur noch vom Wunsch, bei der Aus-
gestaltung der eigenen Gemeinde einen Beitrag zu leisten (vgl. Figur 8.1). 
Auf der Skala hat dieses Motiv im Durchschnitt beinahe den maximalen Wert erreicht. Der 
Wille zur aktiven Mitgestaltung kann somit als das Schlüsselmotiv der Teilhabe an der kom-
munalen Regierungsverantwortung betrachtet werden.  
In diesen zentralen Motiven mit dem Willen zur Mitgestaltung und dem Dienst an der Allge-
meinheit sind die Aussagen der Parteivertreter und der Parteilosen praktisch deckungs-
gleich. Auffallende Unterschiede zwischen den beiden Gruppen lassen sich dagegen bei den 
affektiven Motiven, die die das Verhältnis der Gemeinderäte zum politischen Denken betref-
fen, erkennen. Das Interesse für Politik und die Freude am politischen Diskurs werden von 
Parteivertretern als deutlich wichtiger eingestuft bei ihrem Entscheid für eine Kandidatur. Bei 
den Parteilosen zeigt sich, dass ihr Fernbleiben von den Parteien zu einem guten Teil durch 
ihr grundsätzlich fehlendes oder tiefes Interesse an der Politik zu erklären ist.  
Die Bedeutung des Wunsches, durch die Exekutivarbeit eigene Ziele und Vorstellungen in 
die Tat umzusetzen, ist bei den beiden Gruppierungen wieder deckungsgleich und wird ähn-
lich hoch eingeschätzt wie die altruistischen Motive. Zuunterst in der Liste rangieren die ma-
teriellen Motive. Nur die wenigsten der befragten Gemeinderäte versprechen sich durch die 
öffentliche Tätigkeit persönliche Vorteile.  
Nicht überraschend kommt das Ergebnis, dass der Antrieb für eine politische Karriere bei 
den Parteilosen noch eine viel geringere Bedeutung hat als bei den Vertretern einer Partei. 
Man könnte in einer skeptischen Betrachtung diese geringe Einstufung persönlicher Vorteile 
als übertriebene, typisch schweizerische Bescheidenheit der Befragten oder als Verschleie-
rungsversuch öffentlich nicht oder nur gering akzeptierter egoistischer Einstellungen verste-
hen. Allerdings spricht die Tatsache, dass es sich bei den Gemeinderäten mehrheitlich um 
(männliche) Personen handelt, die in ihrem Beruf schon ein hohes Niveau erreicht haben 
und deshalb nicht unbedingt auf den Gemeinderatsjob zur Verbesserung ihrer persönlichen 
Situation angewiesen sind, dafür, dass materielle Beweggründe für eher zweitrangig sind.  
 
 Figur 8.1: Wie wichtig waren folgende Motive für die Kandidatur? 
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Skala von 0 (nicht wichtig) bis 10 (sehr wichtig) 

 
 

8.2.1 Der Einfluss der Gemeindegrösse auf die Bedeutung der Motive 
Wie bei praktisch allen Themenfeldern im Zusammenhang mit den Gemeinderäten und ihrer 
Tätigkeit ist auch bei der Frage nach den Motiven des kommunalpolitischen Engagements 
die Grösse der Gemeinde, in der die Gemeinderäte tätig sind, eine zentrale Determinante.  
 
Bei Kontrolle der Gemeindegrösse wird deutlicher als in der bivariaten Analyse erkennbar, 
dass Parteigebundene ihr Amt sehr viel häufiger aus politischen Motiven angetreten haben, 
während bei Parteilosen eher altruistische Motive („Auftrag der Gesellschaft“ oder „Engage-
ment für die Allgemeinheit“ im Vordergrund stehen (Tab. 8.2). 
 
Überdies fällt auf, dass - unabhängig von der Parteibindung - die Mehrheit der Motive mit 
wachsender Gemeindegrösse eine zunehmende Wichtigkeit erhalten. Die stärkste Wirkung 
entfaltet die Gemeindegrösse beim Interesse für Politik und beim Motiv der aktiven Mitgestal-
tung (Tab. 8.2). Etwas weniger stark ist die Wirkung bei den Motiven ‚Auftrag der Gesell-
schaft‘ und ‚Freude an der politische Diskussion‘. Nur bei den Parteivertretern tritt der Zu-
sammenhang mit der Gemeindegrösse bei dem Wunsch nach der Umsetzung eigener Ziele 
und der Hilfestellung für die Partei auf. Weder bei den Parteivertretern noch bei den Parteilo-
sen ist ein Zusammenhang bei den materiellen Motiven (Nutzen für politische resp. berufli-
che Laufbahn) festzustellen.  
Insgesamt ist der Einfluss der Gemeindegrösse bei den Parteivertretern stärker spürbar. Al-
lerdings ist der einzige signifikant negative Zusammenhang bei der Gruppe der Parteivertre-
ter zu beobachten: In kleinen und mittleren Gemeinden ist der Antrieb, sich uneigennützig für 
die Allgemeinheit zu engagieren, wichtiger für eine Kandidatur als in den Städten.  
 
 
Tabelle 8.2: Anzahl Exekutivmitglieder, die folgende Motive für ihre Kandidatur als wichtig ein-
stufen, nach Gemeindegrösse 
 

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Nutzen für berufliche Entwicklung 

für politische Karriere 

Partei helfen 

Umsetzung eigener Ziele 

aktive Mitgestaltung der Gemeinde 

Engagement für Allgemeinheit 

Auftrag der Gesellschaft 

Freude an politischer Diskussion 

Interesse für Politik 

Parteilose Parteivertreter 
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 Einwohnerzahl der Gemeinde  

 -500 
500-
999 

1000-
1999 

2000-
4999 

5000-
9999 

10000-
19999 

20000-
49999 

50000- 
Pearson 
Korr. 
(sign.) 

Politisches 
Interesse 

Parteigeb. 42.3 37.0 42.1 45.5 56.3 63.5 75.6 75.9 .16** 

Parteilos 16.9 22.9 23.5 26.1 44.2 52.2    .11** 

Freude am 
politischen 
Diskurs 

Parteigeb. 23.0 22.6 23.0 23.6 26.1 27.5 39.3 41.4 .05* 

Parteilos 10.4 13.8 10.4 13.7 22.7 21.7    .04* 

Auftrag der 
Gesellschaft 

Parteigeb. 54.5 57.6 57.9 62.1 60.6 62.2 65.5 58.6 .04* 

Parteilos 59.2 60.6 63.5 67.0 68.9 64.0     .05* 

Engagement 
für die 
Allgemeinheit 

Parteigeb. 41.2 42.6 40.9 41.6 35.1 37.7 32.1 37.9 -.04* 

Parteilos 47.3 44.8 47.3 48.9 42.2 45.8    .00 

Aktive 
Mitgestaltung 
der 
Gemeinde 

Partei-
gebunden 

83.9 85.4 85.1 85.5 87.8 91.0 90.8 96.7 .05* 

Parteilos 74.9 78.7 81.2 84.3 89.1 96.0    .09** 

Umsetzung 
eigener Ziele 

Parteigeb. 27.5 22.8 23.0 22.4 25.1 29.4 41.7 33.3 .04* 

Parteilos 20.8 19.7 19.0 20.2 26.7 41.7     .01 

Der Partei 
helfen 

Partei-
gebunden 

9.1 7.8 8.0 9.9 10.9 14.2 14.1 20.7 .06** 

Parteilos .8 .6 .4 1.4   4.3     .01 

Politische 
Karriere 

Parteigeb. 5.0 2.8 3.8 3.6 4.4 4.1 6.0 10.3 .01 

Parteilos 1.7 .4 1.3 2.7 2.2 4.3     .02 

Nutzen für 
berufliche 
Entwicklung 

Parteigeb. 5.8 3.8 4.0 4.8 4.9 3.6 3.6   -.01 

Parteilos 3.5 4.1 5.2 4.9         .01 

N= 
Parteigeb. 248 441 897 1375 688 364 86 22  

Parteilos 1061 798 562 307 43 23 1* 0*  

 
* p < .05       ** p < .01    
 
 

8.2.2 Der regionale Einfluss 
Ein Vergleich der Sprachregionen zeigt, dass das Motiv des politischen Interesses in der 
Deutschschweiz höher gewichtet wird als in den lateinischen Sprachgebieten (Tab. 8.3).  
Dies gilt sowohl bei den Parteilosen als auch bei den Parteivertretern. Bei den Parteivertre-
tern gilt dafür in der Romandie und im Tessin der Wunsch, der eigenen Partei zu helfen als 
etwas stärkeres Motiv als in der deutschen Schweiz. Insgesamt kann man aber keine gros-
sen Differenzen zwischen den Sprachgebieten beobachten, und die oben genannten sprach-
regionalen Unterschiede sind letztlich mehr auf den höheren Anteil von Kleingemeinden in 
der lateinischen Schweiz als auf regionalspezifische Unterschiede zurückzuführen. Aller-
dings variiert die Bedeutung der Motive auch zwischen der Westschweiz und dem Tessin.  
 
Tabelle 8.3: Anzahl Exekutivmitglieder, die folgende Motive für ihre Kandidatur als wichtig ein-
stufen, nach Sprachregion 
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Deutsche 
Schweiz 

Französische 
Schweiz 

Italienische 
Schweiz 

Politisches Interesse 
Parteigebunden 50.5 40.5 42.3 

Parteilos 24.2 18.6 5.9 

Freude am politischen 
Diskurs 

Parteigebunden 24.1 26.1 24.6 

Parteilos 12.5 12.0 6.0 

Auftrag der Gesellschaft 
Parteigebunden 60.4 64.4 49.7 

Parteilos 61.8 61.4 64.4 

Engagement für die 
Allgemeinheit 

Parteigebunden 37.8 49.1 38.9 

Parteilos 44.7 51.0 46.8 

Aktive Mitgestaltung der 
Gemeinde 

Parteigebunden 87.1 85.9 82.3 

Parteilos 78.9 78.4 78.1 

Umsetzung eigener Ziele 
Parteigebunden 23.7 33.1 13.9 

Parteilos 19.0 23.4 11.5 

Der Partei helfen 
Parteigebunden 8.6 14.0 12.3 

Parteilos .9 .5 2.0 

Politische Karriere 
Parteigebunden 3.8 4.7 3.4 

Parteilos .9 2.3 2.0 

Nutzen für berufliche 
Entwicklung 

Parteigebunden 4.6 5.4 1.6 

Parteilos 3.4 5.6 0.0 

N =  
Parteigebunden 3056 704 423 

Parteilos 1822 1029 64 

 
 
Am auffälligsten ist das relativ grosse Gewicht, das die Gemeinderäte der Romandie der 
Umsetzung von eigenen Zielvorstellungen beimessen, ganz im Gegensatz zu den Tessiner 
Exekutivmitgliedern, bei denen dieser Beweggrund eine sehr untergeordnete Rolle spielt. 
 
Aussagekräftiger sind die Unterschiede zwischen den Kantonen. Zur Illustration sollen im 
Folgenden zwei Motive beleuchtet werden, die auf Kantonsebene besonders markante Un-
terschiede zeitigen. Das instrumentelle Motiv ‚Umsetzung eigener Ziele‘ hat in fast allen Kan-
tonen bei den Parteivertretern eine klar höhere Bedeutung als bei den Parteilosen. Am 
grössten sind die Differenzen in den französischsprachigen Kantonen Genf, Waadt, Jura und 
Wallis und in der deutschen Schweiz in Glarus, Schaffhausen und Aargau (Figur 8.2).  
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 Figur 8.2: Die Bedeutung des Motivs ‚Umsetzung eigener Ziele‘ nach Kantonen* 
 

 
* In den Kantonen OW, NW, ZG und BS sind die Fallzahlen der Parteilosen, in AI der Parteivertreter zu tief für 
aussagekräftige Werte,  

 
 
Umgekehrt ergeben sich höhere Werte bei den Parteilosen nur in den beiden ländlichen 
Deutschschweizer Kantonen Uri und Appenzell-Ausserrhoden sowie im Tessin. In den Kan-
tonen Ob- und Nidwalden, Zug, Basel-Stadt und Appenzell-Innerrhoden sind die Anzahl Fälle 
entweder bei den Parteilosen oder bei den Parteivertretern zu tief, um aussagekräftig zu 
sein.  
Das Motiv des „Engagements für die Allgemeinheit“ erzielt dagegen bei den Parteilosen in 
der Mehrheit der Kantone deutlich höhere Werte. Dies gilt in erster Linie für die Kantone 
Neuenburg, Basel-Land, Freiburg, Thurgau und Tessin (Figur 8.3). Als ‚Abweichler‘ unter 
den Kantonen gelten bei diesem Motiv dagegen die Kantone Genf, Waadt, Schwyz und Gla-
rus.  
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Figur 8.3: Die Bedeutung des Motivs ‚Engagement für die Allgemeinheit‘ in den Kantonen, nach 
Parteivertretern und Parteilosen 

 
* In den Kantonen OW, ZG und BS sind die Fallzahlen der Parteilosen, in AI der Parteivertreter zu tief für aussa-
gekräftige Werte,  

 
 

8.2.3 Unterschiedliche Bewertungen zwischen den Parteien 
Die relativ klar abgesteckten ideologischen Grenzen zwischen den Parteien, aber auch ihre 
spezifischen Verbreitungsgebiete (Vertreter linker Parteien sind z.B. in kleinen Gemeinden 
nur spärlich vertreten) lassen unterschiedliche Gewichtungen der einzelnen Motive erwarten.  
Auf den ersten Blick fallen die Gemeinderäte der Grünen Partei ins Auge, die ein sehr breit 
angelegtes Motivationsbündel für ihre Kandidatur angegeben haben. Dies wird daraus er-
sichtlich, dass sie bei praktisch allen Motiven die Höchstwerte erreichen (Tab. 8.4). Auch die 
Exekutivmitglieder der Sozialdemokratischen Partei weisen bei der Mehrheit der Motive 
überdurchschnittliche Werte auf. Dies deutet darauf hin, dass Gemeinde- und Stadträte aus 
dem linken Milieu über starke intrinsische Motivationsgrundlagen verfügen. Äusserst effektiv 
wirken sich ihr grosses politische Interesse und ihre Lust an der politischen Auseinanderset-
zung auf ihre Motivation aus. Vor allen anderen sind grüne Gemeinderäte auch von der Vor-
stellung motiviert, eigene Ziele und Ideen in der Praxis umsetzen zu können.  
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Tabelle 8.4: Anzahl Exekutivmitglieder, die folgende Motive für ihre Kandidatur als wichtig ein-
stufen, ein Vergleich der fünf grössten Parteien 

 

Motive: SVP FDP CVP SP GP 

Politisches Interesse 47.0 44.9 45.0 60.3 70.2 

Freude am politischen Diskurs 22.3 21.4 23.3 32.4 45.7 

Auftrag der Gesellschaft 59.5 58.4 59.4 61.2 66.0 

Engagement für die Allgemeinheit 39.3 37.8 38.3 41.2 55.3 

Aktive Mitgestaltung der Gemeinde 86.2 87.8 86.1 86.3 79.6 

Umsetzung eigener Ziele 22.4 22.5 23.0 28.1 46.7 

Der Partei helfen 9.6 8.5 6.6 16.5 23.9 

Politische Karriere 4.4 3.7 3.5 3.8 13.0 

Nutzen für berufliche Entwicklung 3.5 5.1 4.0 3.2 11.1 

N= 791 1323 991 713 49 

 
Bürgerlichen Gemeinderäten scheint dagegen der Gedanke, eine Aufgabe im Auftrag der 
Gesellschaft resp. der Gemeindebevölkerung auszuüben, oder die Vorstellung, die Gemein-
de aktiv mitzugestalten, als Motivation zu genügen. Bemerkenswert ist dabei, wie einheitlich 
die Gemeinderäte der drei bürgerlichen Parteien ihre Motivationslage beschreiben. Nicht 
einmal das Motiv, der eigenen Partei zu helfen, dividiert die Bürgerlichen auseinander, was 
insofern erstaunt, als die Angehörigen der SVP stärker an die Partei gebunden sind als die 
Mitglieder der FDP, die ein autonomeres und individualistischeres Parteileben führen. Insge-
samt kann man feststellen, dass sich die Differenzen zwischen den Parteien letztlich auf die 
Dichotomie zwischen dem bürgerlichen und dem linken Lager reduzieren.  
 
 

8.2.4 Der Einfluss sozioökonomischer und politischer Merkmale der Gemeinde-
räte 
Nachdem wir den Einfluss von Kennzeichen der Gemeindestruktur und der Parteien unter-
sucht haben, wenden wir uns schliesslich den individuellen Eigenschaften der Gemeinderäte 
zu. Dabei konzentrieren wir uns auf die zentralen sozioökonomischen Merkmale Alter, Ge-
schlecht und Bildung sowie auf eine Reihe von Variablen, die die politische Einordnung der 
Gemeinderäte beschreiben.  
Als persönliches Merkmal mit dem grössten Einfluss auf die wichtigen Motivationen für eine 
Kandidatur entpuppt sich bei den Gemeinderäten, die einer Partei angehören, das Alter. Da-
bei gilt in der Tendenz, dass sich mit zunehmendem Alter die Zahl der Motive für eine Kandi-
datur erhöht (Tab. 8.5). Besonders bedeutsam für die älteren Gemeinderäte sind dabei die 
altruistischen Motive, aber auch die Unterstützung ihrer eigenen Partei ist für sie ein wichti-
geres Anliegen als für relativ jüngere Gemeinderäte. Die stärkere Konzentration auf altruisti-
sche Motive rührt wahrscheinlich hauptsächlich daher, dass ältere Gemeinderäte ihre beruf-
liche Karriere schon vollzogen und im politischen Bereich nicht mehr grosse Ambitionen ha-
ben und sie sich deshalb stärker in den Dienst der Allgemeinheit stellen können. Für die jün-
gere Generation sind materielle Motive zwar auch nicht von entscheidender, aber von grös-
serer Bedeutung.  
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Zu einem ähnlichen Resultat führt ein Vergleich zwischen den Geschlechtern. Männer mit 
Parteihintergrund bezeichnen signifikant häufiger altruistische Motive als Beweggründe für 
ihre Kandidatur als Frauen. Auch eine hohe Ausbildung führt markant häufiger zu einer stär-
keren Gewichtung altruistischer Motive. 
 
Tabelle 8.5: Einfluss sozioökonomischer und politischer Merkmale auf die Motive der Parteiver-
treter und den Gemeinderäten 
 

Motive: 
Alter 
(hoch) 

Geschlecht 
(Frau) 

Bildung 
(hoch) 

Politische 
Position 
(rechts) 

Gemeinde-
angelegen-
heiten sind 
politisch 

Politische 
Tradition 
(lang) 

Politisches Interesse     .12** .12** 

Freude am politischen 
Diskurs 

    .07* .06* 

Auftrag der Gesellschaft .08* -.10* .11**    

Engagement für die 
Allgemeinheit 

.10* -.07* .10**    

Aktive Mitgestaltung der 
Gemeinde 

 -.06* .06* .05*   

Umsetzung eigener 
Ziele 

      

Der Partei helfen .07*   -.05* .11**  

Politische Karriere -.10*      

Nutzen für berufliche 
Entwicklung 

-.10* -.12**   .10**  

 
* p < .05       ** p < .01    
 
 
Tabelle 8.6: Einfluss sozioökonomischer und politischer Merkmale auf die Motive der parteilo-
sen Gemeinderäte 
 

Motive: 
Alter 
(hoch) 

Geschlecht 
(Frau) 

Bildung 
(hoch) 

Politische 
Position 
(rechts) 

Gemeinde-
angelegen-
heiten: 
politisch 

Politische 
Tradition 
(lang) 

Politisches Interesse   .06* -.06* .09* .15** 

Freude am politischen 
Diskurs 

  .06*  .07 .07* 

Auftrag der Gesellschaft .05* .07*     

Engagement für die 
Allgemeinheit 

.15**   .07*   

Aktive Mitgestaltung der 
Gemeinde 

.08*      

Umsetzung eigener 
Ziele 

      

Politische Karriere       

Nutzen für berufliche 
Entwicklung 

-.13** .06*     

 
* p < .05       ** p < .01    
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Damit ergibt sich durch die sozioökonomischen Merkmale bei den Parteivertretern insofern 
ein klares Bild, als für ältere Männer mit einer hohen Ausbildung altruistische Motive die ent-
scheidenden Motoren für eine Kandidatur darstellen. Die politisch geladenen Variablen erge-
ben ein abweichendes Bild. Gemeinderäte, die die Erledigung der Gemeindeangelegenhei-
ten als eine politische Tätigkeit ansehen und Gemeinderäte, die eine politische Tradition – 
sei es eine linke oder bürgerliche – in ihrer Familie haben, werden überdurchschnittlich häu-
fig durch ihre Affinität zur Politik zu ihrer öffentlichen Tätigkeit motiviert.  
 
Während bei den Parteilosen der Einfluss des Alters auf die Motive ähnlich wie bei den Par-
teivertretern verläuft, wirkt sich das Geschlecht bei ihnen komplett anders aus. Bei den Par-
teilosen sind es die Frauen, die signifikant häufiger durch altruistische Beweggründe moti-
viert werden. Parteilose Frauen sind häufiger der Ansicht, sich in der Exekutive zu engagie-
ren heisse, eine Tätigkeit im Auftrag der Gesellschaft auszuüben (Tab. 8.6).  
 
Auch die Bildung wirkt sich bei Parteilosen anders aus, denn parteilose Gemeinderäte mit 
einer hohen Bildung werden überdurchschnittlich oft durch expressive politische Motive zu 
einem Engagement in der Kommunalpolitik bewegt. Der Einfluss der politischen Variablen 
ergibt dagegen bei den Parteilosen ein ähnliches Bild wie bei den Parteivertretern.  

 
8.3 Die Frage der Wiederwahl 
 
Die Pläne der amtierenden Gemeinderäte zu einer Fortsetzung oder einem Abbruch ihrer 
Exekutivtätigkeit können sich auf die Arbeit in der Exekutive nachhaltig auswirken. Ist die 
Gruppe der Amtsinhaber, die nicht mehr zu den nächsten Wahlen antreten wollen, relativ 
gross, kann der Exekutive wichtiges Erfahrungswissen verlorengehen, und eine fehlende 
Kontinuität in der Gemeindepolitik kann die Folge sein. Ist der Anteil der Rücktrittswilligen 
dagegen eher tief, wird eine Blutauffrischung mit neuen Leuten, die neue Ideen und in der 
Bevölkerung aktuelle Themen in den Rat bringen, unter Umständen behindert. Die Urteile 
über altgediente Gemeinderäte sind deshalb ambivalent. Häufig erfahren sie zwar viel Aner-
kennung für ihre geleistete Arbeit, nicht selten werden sie aber als „Sesselkleber“ kritisiert, 
die den richtigen Zeitpunkt für ihren Abgang verpasst hätten.  
 
In den Schweizer Gemeindeexekutiven halten sich die Zahlen der Gemeinderäte, die eine 
Wiederwahl anstreben, und derjenigen mit Rücktrittsabsichten beinahe die Waage. Der An-
teil der Mitglieder, die sicher oder eher weitermachen, ist knapp 60 Prozent etwas grösser 
als der Anteil der Aussteiger. 28 Prozent der Gemeinderäte wollten zum Zeitpunkt der Befra-
gung sicher weitermachen, 19 Prozent wollten mit Sicherheit aufhören. Die unsicheren Ge-
meinderäte teilten sich auf in eine Gruppe, die eher weitermacht (30 Prozent) und eine 
Gruppe, die eher aufhört (23 Prozent).  
 
Die Absichten der Parteivertreter und der Parteilosen weichen nicht sehr stark voneinander 
ab. Die Parteivertreter sind in ihren Plänen etwas entschiedener als Parteilose, denn eindeu-
tig mehr Parteivertreter sind sich einerseits sicher, dass sie weitermachen werden, anderer-
seits geben sie aber auch deutlich häufiger an, ihre Tätigkeit nicht mehr weiterzuführen wol-
len (Figur 8.4). Parteilose lassen ihren Entscheid in stärkerem Mass offen, bei knapp 60 Pro-
zent von ihnen kann der Entscheid noch auf diese oder die andere Seite kippen.  
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Figur 8.4: Absichten der Gemeinderäte zu einer erneuten Kandidatur 

 
 
 
Der Einfluss der Gemeindegrösse auf die Überlegungen für eine erneute Kandidatur ist bei 
den kleinen und mittleren Gemeinden nicht sehr ausgeprägt, erst in den Städten steigt mit 
der Grösse die Wahrscheinlichkeit eines Verbleibs in den Exekutiven. In mittleren Gemein-
den beabsichtigten rund 30 Prozent der Gemeinderäte sicher eine erneute Kandidatur, in 
kleinen Städten waren es 35 bis 40 Prozent, in mittleren Städten um die 40 Prozent und in 
den grossen Städten ab 50‘000 Einwohnern deutlich über 50 Prozent der Stadträte (Figur 
8.5).  
 
Auch der Vergleich zwischen Parteilosen und Parteivertretern ergibt innerhalb der Grössen-
klassen keine auffallenden Differenzen. In den meisten Kategorien ist der Anteil der mit Si-
cherheit wieder Kandidierenden ähnlich hoch, nur in zwei zeigen sich bemerkenswerte Un-
terschiede. In den Kleingemeinden mit weniger als 500 Einwohnern und in den kleinen Städ-
ten mit 10‘000 bis 20‘000 Einwohnern ist die Bereitschaft der Parteilosen, ihr Engagement zu 
verlängern, sehr gering. So zeigte sich in den Kleinstgemeinden nur jeder fünfte parteilose 
Gemeinderat sicher für eine nächste Amtsperiode bereit. Hier offenbart sich die Not dieser 
kleinsten Gemeinden bei der Kandidatensuche. Es müssen häufig Kandidaten gewählt wer-
den, die das Exekutivamt nur widerwillig antreten und deshalb auch wenig Neigung zu einer 
zweiten oder dritten Periode verspüren.  
 
Figur 8.5: Anteil Gemeinderäte, die sicher wieder kandidieren wollten, nach Gemeindegrösse 
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Ein Vergleich der Sprachregionen zeigt überraschend, dass in der italienischsprachigen 
Schweiz die Parteivertreter gegen den schweizerischen Trend deutlich weniger Willen zu 
einer Verlängerung ihrer Tätigkeit zeigen (Figur 8.6). Nur noch die Parteilosen in der Ro-
mandie weisen einen ähnlich tiefen Bereitschaftsgrad zu einer erneuten Kandidatur auf wie 
die Parteivertreter in der italienischen Schweiz. Mit einem Drittel ist der Anteil der Gemeinde-
räte, die erneut antreten, bei den Deutschschweizer Parteivertretern dagegen eindeutig am 
höchsten, gefolgt von den deutsch- und italienischsprachigen Parteilosen und den West-
schweizer Parteivertretern mit einem Anteil von 25 bis 30 Prozent.  
 
Insgesamt ist die Bereitschaft der Deutschschweizer Exekutivpolitiker sowohl bei den Partei-
vertretern als auch bei den Parteilosen zum Verbleib im Amt erheblich grösser als bei den 
Lokalpolitikern der französischen und italienischen Schweiz.  
 
Figur 8.6: Anteil Gemeinderäte, die sicher wieder kandidieren wollten, nach Sprachregionen 

 
 
Wie hängen die einzelnen Motive zu einem Eintritt in die Exekutive mit der Bereitschaft zu 
einer Wiederkandidatur zusammen? Damit können Einblicke in die Nachhaltigkeit der einzel-
nen Motive gewonnen werden. Am nachhaltigsten sind die Motive, die die geringste Bedeu-
tung für die erste Kandidatur hatten. Knapp die Hälfte der Parteivertreter, die eine politische 
Karriere als Beweggrund angegeben haben, wollte auch eine nächste Amtsperiode anstre-
ben, nur unwesentlich geringer ist der Anteil bei denjenigen, die sich durch das Amt berufli-
che Vorteile versprochen hatten (Figur 8.7). Auch ein grosses Interesse und Freude an der 
Politik garantieren einen überdurchschnittlichen Willen zur Weiterführung des Amtes. Deut-
lich weniger effektiv wirken sich auf der anderen Seite die uneigennützigen Beweggründe 
aus, vor allem bei den Parteilosen sind die Gemeinderäte, für die das Engagement für die 
Allgemeinheit oder die Vorstellung des Amtes als gesellschaftlicher Auftrag im Vordergrund 
stehen, nur zu rund 25 Prozent für eine Wiederkandidatur bereit.  
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Figur 8.7: Einfluss der Motive auf die Bereitschaft zu einer weiteren Kandidatur, in Prozenten* 
 

 
* Lesebeispiel: 41% der Parteivertreter (aber nur 34% der Parteilosen), die „Nutzen für die berufliche Karriere“ als 
Motiv zur Amtsübernahme angegeben haben, sind bereit, erneut zu kandidieren. 

 
 

8.4 Gründe für Rücktrittsabsichten 
Bei dieser hohen Quote an Gemeinderäten, die einen Rücktritt zumindest in Betracht ziehen, 
stellt sich die Frage, ob dafür eher persönliche Beweggründe oder Motive, die mit dem Amt 
in Zusammenhang stehen, verantwortlich sind. Die Zahlen zeigen, dass die Unzufriedenheit 
mit der unmittelbaren Exekutivtätigkeit oder mit dem politischen Umfeld in den wenigsten 
Fällen den Ausschlag für Rücktrittsabsichten liefert. Hauptsächlich sind es private oder beruf-
liche Gründe oder der Willen, neuen Kräften Platz zu machen. Letzterer Grund fusst wohl 
darin, dass man das Gefühl hat, seinen Pflichten Genüge getan zu haben und dass es an 
der Zeit ist, dass andere die Verantwortung übernehmen sollen (vgl. Figur 8.8). Enttäuscht 
von der Gemeindepolitik ist dagegen nur eine kleine Minderheit von nicht einmal 10 Prozent 
der Gemeinderäte.  Hingegen geben doch beinahe 20 Prozent als Grund an, dass sie die 
Ziele, die sie mit ihrem Amt verbunden haben, erreicht haben.  
 
Die Differenzen zwischen den Parteilosen und den Parteivertretern sind relativ gering und 
fallen in erster Linie bei der Nennung privater Gründe als Rücktrittsgrund auf, die bei den 
Parteilosen deutlich häufiger vorkommt. Bei Parteivertretern ist dagegen die Amtszeitbe-
schränkung verantwortlich für die für die nicht ganz freiwillige Aufgabe des Amtes. Dies rührt 
auch daher, dass die Parteilosen erst seit den letzten oder vorletzten Wahlen erst so zahl-
reich vertreten sind, weshalb viele von ihnen noch gar nicht in die Nähe zeitlicher Fristen 
gekommen sind.  
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  Figur 8.8 Gründe für den Verzicht auf eine erneute Kandidatur 

 

 
 
Die Gründe für einen Verzicht auf das Amt hängen erwartungsgemäss sehr stark von der 
Amtsdauer der Gemeinderäte ab. Bei den altgedienten Amtsinhabern mit drei oder mehr 
Amtszeiten steht ganz klar das Argument im Vordergrund, dass es an der Zeit ist, anderen 
Kandidaten den Vortritt zu lassen (Figur 8.9). Bei fortgeschrittenen Amtsjahren verliert natür-
lich das Argument beruflicher Gründe an Kraft, weil man sich nach einigen Jahren die An-
sprüche des Amtes und des Berufes in Einklang gebracht hat. Anders ist es bei den Neulin-
gen im Amt, die einen Verzicht auf eine weitere Amtsperiode hauptsächlich mit privaten oder 
beruflichen Argumenten rechtfertigen. Auffallend ist schliesslich, dass 20 Prozent der altge-
dienten Gemeinderäte angeben, ihre Ziele erreicht zu haben, während umgekehrt 20 Pro-
zent der Gemeinderäte in der ersten Amtsperiode ihr politisches Engagement deshalb been-
den, weil die Gemeindepolitik oder die Exekutivtätigkeit ihre Erwartungen nicht erfüllt haben.  
 
Der Einfluss der Amtsdauer auf die Rücktrittsabsichten ist bei Parteivertretern und Parteilo-
sen sehr ähnlich. Bei den Parteilosen ist der Anteil der Rücktrittswilligen in der ersten Perio-
de, die berufliche Gründe für eine Demission geltend machen, höher als bei den Parteivertre-
tern (Figur 8.10). Auch sind bei den Parteilosen in der ersten Amtsperiode mehr Amtsträger 
generell von der Gemeindepolitik enttäuscht als bei den Angehörigen einer Partei (27 ge-
genüber 19 Prozent). Interessant ist der Umstand, dass es sich bei den enttäuschten Partei-
losen hauptsächlich um Gemeinderäte handelt, die aus einer linken politischen Tradition 
stammen. Auslöser ihrer Enttäuschung ist wahrscheinlich vornehmlich der Umstand, dass 
sie sich in der Exekutive einer bürgerlich orientierten Mehrheit gegenübersehen, deren En-
gagement von diametral entgegengesetzten Werten getragen wird. 
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Figur 8.9: Gründe für den Verzicht auf erneute Kandidatur, nach Anzahl Amtsperioden der Ge-
meinderäte 

 

 
.  
Figur. 8.10: Gründe für den Verzicht auf erneute Kandidatur, nach Anzahl Amtsperioden 
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Überraschenderweise bleibt auch der Einfluss der Gemeindegrösse auf die Verzichtsgründe 
relativ bescheiden. Grundsätzlich nimmt die Anzahl dieser Gründe mit zunehmender Ge-
meindegrösse ab. Bei den Parteivertretern wird dieser Zusammenhang am klarsten bei den 
beruflichen Gründen sichtbar, die in den kleinen Gemeinden sehr oft genannt werden und 
mit steigender Gemeindegrösse an Bedeutung verlieren (Figur 8.11). Das dominante Rück-
trittsargument ist in den kleinen und mittleren Gemeinden der Wille, neuen Kräften Platz zu 
machen, bei städtischen Exekutivmitgliedern werden private Gründe und die Amtszeitbe-
schränkung ebenso häufig genannt. Ähnliches, wenn auch auf tieferem Niveau, gilt für die 
Argumente, dass Ziele erreicht worden sind oder dass das Amt die Erwartungen nicht erfüllt 
hat. 
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Figur 8.11: Gründe für den Verzicht der Parteivertreter auf erneute Kandidatur, nach Gemein-
degrösse. 

 
 
Bei den Parteilosen fällt der Grösseneinfluss noch geringer aus, aber nur bis zu Gemeinden 
von 10‘000 Einwohnern. In den Städten ist die Zahl der Rücktrittsgründe der parteilosen 
Exekutivmitglieder in den Städten deutlich geringer als in den kleinen und mittleren Gemein-
den. So verlieren die dominanten Argumente, Platz machen für Neue‘ und ‚private Gründe‘ 
stark an Gewicht (Figur 8.12). An Bedeutung gewinnt dagegen - wie übrigens auch bei den 
Parteivertretern - die Begründung, dass fachliche oder politische Ziele, die man sich vorge-
nommen hat, erreicht worden seien.  
 
Figur 8.12: Gründe für den Verzicht der Parteilosen auf erneute Kandidatur, nach Gemeinde-
grösse. 
 

 
 
Beim Vergleich der Sprachgebiete fällt auf den ersten Blick der hohe Anteil sowohl von Par-
teivertretern als auch von Parteilosen in der italienischsprachigen Schweiz auf, die von der 
Gemeindepolitik enttäuscht sind. Gegen 30 Prozent der Parteivertreter und beinahe 40 Pro-
zent der Parteilosen geben als Grund für eine Aufgabe ihres Amtes an, dass das Amt ihre 
Erwartungen nicht erfüllt hat (Figur 8.13). Überdurchschnittlich hoch ist im Tessin und in Ita-
lienischbünden auch der Anteil der Parteilosen, die private Gründe verantwortlich machen, 
während unter den Parteilosen der Romandie das Argument, neuen Kräften Platz zu ma-
chen, am häufigsten genannt wurde.  
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Figur 8.13: Gründe für den Verzicht auf erneute Kandidatur, nach Sprachregion 
 

        Parteivertreter Parteilose

  
 
Überraschend ähnlich begründen auch Frauen und Männer ihren Verzicht auf weitere Jahre 
im Exekutivamt. Bei beiden Geschlechtern stehen die gleichen Argumente (Platz machen für 
Neue, private Gründe) an der Spitze (Figur 8.14). Nur bei den unbedeutenderen Begründun-
gen ergeben sich in erster Linie bei den Parteilosen kleine Differenzen. So geben deutlich 
mehr Männer an, dass sie zurücktreten, weil sie ihre politischen Ziele erreicht haben. Dage-
gen wenden sich mehr Frauen von der Gemeindepolitik ab, weil sie ihren Vorstellungen nicht 
entspricht.  
 
Da bei den Motiven, die dem ehrenamtlichen Engagement zugrunde liegen, parteispezifische 
Abweichungen zu beobachten sind, können auch bei den Gründen bzw. Motiven für ein 
Nicht-Wiederantreten Differenzen zwischen den Parteien erwartet werden. 
 
 
Figur 8.14: Gründe für den Verzicht auf erneute Kandidatur, nach Geschlecht 

 
      Parteivertreter  Parteilose

  

0% 20% 40% 60% 

enttäuscht 

Ziele erreicht 

Amtszeitbeschränkung 

berufliche Gründe 

private Gründe 

Platz machen für Neue 

0% 20% 40% 60% 

enttäuscht 

Ziele erreicht 

Amtszeitbeschränkung 

berufliche Gründe 

private Gründe 

Platz machen für Neue 

deutsch 

französisch 

italienisch 

0% 20% 40% 60% 

enttäuscht 

Ziele erreicht 

Amtszeitbeschränkung 

berufliche Gründe 

private Gründe 

Platz machen für Neue 

0% 20% 40% 60% 

enttäuscht 

Ziele erreicht 

Amtszeitbeschränkung 

berufliche Gründe 

private Gründe 

Platz machen für Neue 

Männer 

Frauen 



 
 

 
Ergaben sich bei den Motiven für die Teilnahme am politischen System Unterschiede entlang 
der ideologischen Linie zwischen bürgerlichen und linken Parteien, weichen bei den Motiven für 
einen Verzicht in erster Linie die SVP-Vertreter von den anderen ab. So neigen SVP-
Gemeinderäte markant seltener dazu, aus privaten Gründen oder zugunsten neuer Kräfte nicht 
mehr zur Wahl antzutreten. Dafür müssen fast 40 Prozent von ihnen auf eine erneute Kandida-
tur aus Gründen von Amtszeitbeschränkungen verzichten (Figur 8.15).  
 
Figur 8.15: Gründe für den Verzicht auf erneute Kandidatur, nach der Parteizugehörigkeit 
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9. Kapitel:  

Ideologische und sachpolitische Einstellungen 

9.1 Einleitung: Erosion der Parteien und Zunahme der Parteilosen 

Parallel zum Schrumpfungsprozess der Parteienbasis haben die Sitzverluste der bisher landes-
weit dominierenden Parteien in den kommunalen Exekutiven eingesetzt. Sie gehen dabei 
hauptsächlich auf das Konto der bürgerlichen Bundesratsparteien. Gleich wie auf nationaler 
Ebene und in den Kantonen haben die bürgerlichen Parteien bis vor kurzer Zeit die Exekutiven 
in den Gemeinden dominiert. 1988 verfügten FDP, CVP und SVP über deutlich mehr als 60 
Prozent der Sitze, und die SP kam auf einen Sitzanteil von rund 10 Prozent. Parteilose Gemein-
deräte spielten mit gegen 15 Prozent der Mandate eine untergeordnete Rolle und wurden in den 
Analysen zusammen mit den Vertretern kleiner Parteien und lokaler Gruppen als Residualkate-
gorie behandelt. 
 
Doch in der Zwischenzeit haben die bürgerlichen Bundesratsparteien ihre Vormachtstellung in 
den lokalen Exekutiven in einem schleichenden Prozess fast unbemerkt verloren. Ihr Anteil ist 
(zusammen mit der LPS und der BDP) auf gerade noch 43 Prozent der Gemeinderatssitze ge-
sunken. Auch die Sozialdemokraten haben Einbussen hinnehmen müssen, sie sind aber insge-
samt moderat ausgefallen, nicht zuletzt weil die lokale Präsenz der SP sich vornehmlich auf 
grössere Gemeinden und die Städte konzentriert. Nur die kleinen Parteien haben zusammen mit 
kleinen lokalen, ungebundenen Gruppierungen ihre Bedeutung in den Gemeinden eher stärken 
können.  
 
In die Bresche, die durch den Einbruch der bürgerlichen Parteien in den Gemeinden entstanden 
ist, sind praktisch ausnahmslos parteiungebundene Mandatsträger gesprungen. Mit über 40 
Prozent der Mandate ist heute die Gruppe der parteilosen Exekutivvertreter weit mehr als dop-
pelt so gross wie die FDP, die mit rund 17 Prozent am meisten Gemeindeexekutivmitglieder 
stellt. Rechnet man die rund sieben Prozent der Gemeinderäte zu den Parteilosen dazu, die im 
Namen einer lokalen, parteiunabhängigen Gruppierung in die Exekutive gewählt worden sind, 
kann man annehmen, dass heute annähernd jeder zweite Gemeinderat ohne Parteibindung ist.  
 
Damit hat sich die Quote der Parteilosen in den letzten 20 Jahren mindestens verdoppelt. Diese 
starke Verschiebung der Gewichte von den ideologisch relativ stabilen und klar erkennbaren 
bürgerlichen Parteien zu nicht oder nur schwach organisierten und somit politisch nicht klar def-
nierten Einzelvertretern hinterlässt möglicherweise Spuren in der Arbeitsweise und den Arbeits-
ergebnissen der Gemeindeexekutiven. Konkret soll in dieser Arbeit in einem ersten Schritt un-
tersucht werden, ob und wie sich die Verortungen der Parteilosen auf der Links-Rechts-Skala 
von denjenigen der Parteivertreter unterscheiden. Danach widmen wir uns der Frage, wie weit 
sich die Parteilosen am bestehenden Parteiensystem orientieren, und schliesslich wenden wir 
uns den Beurteilungen von konkreten Zielen der Gemeindepolitik und Massnahmen für die mit-
telfristige Entwicklung der Gemeinde zu. Dabei geht es vor allem um die Frage, inwieweit sich 
die Links-Rechts-Verortungen auf die Sachpolitik auswirken, und ob sich in dieser Frage zwi-
schen Parteivertretern und Parteilosen unterschiedliche Resultate ergeben. 
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9.2 Links-Rechts-Orientierung 

Ein wichtiger Parameter für die politische Ausrichtung ist das Links-Rechts-Schema. Unbesehen 
von zahlreichen Unkenrufen, welche ideologische Einteilungen in Links und Rechts nach dem 
Zusammenfall des Kommunismus und dem Verschwinden des Ost-West-Konflikts für nicht mehr 
zeitgemäss halten, ist es nach wie vor das zentrale Messinstrument bei der Festsetzung politi-
scher Orientierungen. Dies zeigt sich auch darin, dass bei entsprechenden Bevölkerungsumfra-
gen die meisten Teilnehmer sehr gut in der Lage sind, sich selber auf der Links-Rechts-Skala zu 
verorten. 
Auch im Selbstverständnis der Parteien selbst ist die Links-Rechts-Dimension nach wie vor von 
zentraler Bedeutung. Dies hat sich auch in der letzten Befragung der Schweizer Lokalparteien 
gezeigt, wo 97 Prozent der lokalen Parteisektionen bereit waren, sich darauf zu positionieren 
(vgl. Geser et al. 2003: 6ff.). Ebenso eindrücklich sind die Zahlen bei der vorliegenden Befra-
gung der Exekutivmitglieder, wo 96% der Parteivertreter und immerhin 92% der Parteilosen be-
reitfanden, sich selbst auf der von 0 (= extrem links) bis 10 (= extrem rechts) reichenden Links-
Rechts-Achse zu lokalisieren. Besonders erstaunlich ist dieses Ergebnis auch vor dem Hinter-
grund, dass – abgesehen von den Sozialdemokraten –rund 90 Prozent der Befragten der Mei-
nung sind, dass es sich bei Gemeindeangelegenheiten in der Regel um unpolitische Fragen 
handelt, bei denen es nur darum gehe, „sachgerechte“ Lösungen zu finden (Tab. 9.1).  

Tabelle 9.1 Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die kommunale Entscheidungsfragen als „politi-
sche“ Fragen betrachten: nach Gemeindegrösse und Parteizugehörigkeit. 

Einwohnerzahl: Parteilos 
Alle 

Parteien 
FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-1000 9 10 11 12 5 10 11 

1001-2000 9 8 9 6 8 8 13 

2001-5000 8 10 9 8 10 17 13 

5001-10000 13 14 11 8 16 26 11 

Total 9 12 11 10 10 21 13 

 

Tabelle 9.2: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die nicht bereit waren, sich auf der Links-Rechts-
Skala einzuordnen: nach Parteirichtung und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl Parteilos 
Alle 

Parteien 
FDP CVP SVP SP 

Lok. 
Grup. 

-1000 9.0 5.3 4.0 7.4 4.2 5.7 6.3 

1001-2000 7.2 4.4 4.2 4.8 3.4 4.7 3.8 

2001-5000 3.6 3.8 4.0 4.6 3.4 1.7 5.3 

5001-10000 2.3 3.4 3.5 1.3 4.7 2.1 8.1 

Total 9 8.0 4.0 4.8 3.5 3.0 5.1 

 

Erwartungsgemäss nimmt die Bereitschaft zur Einordnung mit wachsender Gemeindegrösse zu, 
da ja vor allem in urbanen Kontexten eine polarisierte ideologische Politik betrieben wird, die 
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sich kaum von derjenigen auf Kantons- und Bundesebene unterscheidet (Geser 2009b; Tab. 
9.2).  
 
Ebenso wenig erstaunt, dass es sich bei den “Verweigerer” vor allem um Räte mit niedrigem 
Bildungsniveau handelt: vor allem bei den Parteilosen und den Vertretern lokaler Gruppierun-
gen, wo unter den Mandatsträgern ohne berufliche Bildung rund 15% nicht in der Lage sind, ihre 
ideologische Position zu identifizieren (Tab. 9.3). Darin bestätigt sich die Vermutung, dass Par-
teivertretern die Selbsteinstufung durch die klare Positionierung übergeordneter kantonaler oder 
nationaler Parteien erleichtert wird, die die Taktgeber für politische Einstellungen und Werthal-
tungen spielen. In die politische Tradition ihrer Partei eingebunden, fällt es ihnen in der Regel 
nicht schwer, diese kollektiven politischen Vorgaben als die ihren zu akzeptieren. Manche Par-
teilose mögen demgegenüber vielleicht einer fortgeschrittenen Bildung bedürfen, um ausrei-
chendes Wissen darüber, was man unter “links” und “rechts” versteht, zu gewinnen. 

Tabelle 9.3: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die nicht bereit warfen, sich auf der Links-Rechts-
Skala einzuordnen: nach Parteirichtung und Bildungsniveau 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lok. 
Grup. 

Keine Berufsbildung 14.1 8.0 8.2 5.6 8.2 4.8 15.4 

Lehre 9.8 5.2 5.0 7.6 4.1 5.0 4.9 

Fachdiplom 6.9 2.9 4.9 3.6 2.5 1.2 2.4 

Universität 3.9 3.2 3.1 2.4 3.2 3.1 4.8 

Total 8.0 4.1 4.0 4.8 3.5 3.0 5.1 

 

Da ihnen der parteipolitisch strukturierte ideologische Kompass fehlt, sind sie eben gerade des-
halb nicht in einer Partei, weil sie sich von einer für sie aus unterschiedlichen Gründen unattrak-
tiven oder gar überflüssigen Parteipolitik distanzieren wollen. So haben in der Befragung 85 
Prozent der Parteilosen angegeben, dass ihrer Ansicht nach Parteien in der Gemeindepolitik 
„nicht nötig“ seien. Als zentrale Gründe für diese negative Beurteilung haben zwei Drittel der 
Parteilosen angegeben, dass die Parteien einerseits eine zu eingeschränkte Weltsicht hätten 
und gleichzeitig zu stark auf konfliktives Verhalten ausgerichtet seien. Das sind deutliche Hin-
weise darauf, dass sie sich ideologisch nicht festlegen und sich von (Partei-) Politik fernhalten 
wollen.  
Betrachtet man die Verteilung der befragten Exekutivmitglieder, fällt zuallererst auf, dass Partei-
losen stärker als Parteivertreter dazu neigen, sich auf dem Mittelpunkt der Achse (Wert 5) zu 
verorten (Figur 9.1).  
Vergleicht man aber die Werte auf der gesamten Links-Rechts-Achse, sind die Differenzen zwi-
schen den beiden Lagern überraschend gering. So sind die Gruppen der Parteilosen und Par-
teivertreter, die links der Mitte, auf den Punkten 0 bis 4 beheimatet sind, exakt gleich gross, 
nämlich knapp 30 Prozent. Die tiefere Quote in der Mitte kompensieren die Parteivertreter also 
im rechten Segment, im Bereich zwischen 6 und 10. Hier stehen 55 Prozent Parteivertreter 50 
Prozent Parteilosen gegenüber. Aber entscheidend ist, dass sowohl Parteivertreter als auch 
Parteilose das gleiche Muster aufweisen, indem die rechte Seite klar am stärksten und die Mitte 
ebenso deutlich am schwächsten vertreten ist. Bei beiden Gruppierungen spiegelt sich somit die 
bürgerliche Dominanz in der Gemeindepolitik wider. 
 
Die oben beschriebene bürgerliche Orientierung der Parteilosen zeigt sich auch bei ihrem Mit-
telwert, der mit 5.5 deutlich rechts der Mitte liegt (vgl. Figur 9.2). Damit finden sie sich insgesamt 
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in der Region der Mitteparteien, die sich von der CVP (5.6) im Mitte-Rechts-Bereich bis zur EVP 
(4.5) im Mitte-Links-Segment erstreckt. Bemerkenswert sind die Durchschnittswerte der Grünli-
beralen, die im öffentlichen Diskurs häufig als Mitte-Links-Partei bezeichnet werden, auf dieser 
Skala aber ganz nahe an der FDP im rechtsbürgerlichen Bereich liegen.  

 

Figur 9.2: Politische Positionierung der Parteivertreter und der Parteilosen auf der Links-rechts-
Skala. 

 

Der Einbezug der Gemeindegrösse ermöglicht einen differenzierteren Blick auf die ideologi-
schen Positionen. Sowohl bei den Parteivertretern als auch bei den Parteilosen wirkt sich der 
Einfluss der Gemeindegrösse signifikant auf die Verortungen auf der Links-Rechts-Achse aus, 
allerdings mit umgekehrten, reziproken Vorzeichen (vgl. Tab. 9.4).  
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Figur  9.1: Häufigkeitsverteilung der Exektivmitglieder auf der Links-Rechts-Achse (0-10): nach 
Parteibindung: gesamte Stichprobe 
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Tabelle 9.4: Verteilung der Parteilosen und der Parteivertreter auf der Links-Rechts-Achse*, nach 
Gemeindegrösse. 

 Parteilose Parteivertreter 

Einwohnerzahl Links Mitte Rechts N = Links Mitte Rechts N = 

bis 500 34.1 21.7 44.2 1063 24.0 14.8 61.2 246 

500-999 30.1 22.1 47.8 793 26.1 15.0 59.0 436 

1000-1999 29.2 20.5 50.3 552 26.9 14.6 58.5 894 

2000-4999 27.0 18.6 54.4 314 29.6 12.8 57.6 1362 

5000-9999 28.3 10.9 60.9 45 32.1 12.4 55.4 685 

10000 - 19999 28.0 16.0 56.0 24 39.0 12.1 48.9 354 

20000 - 49999 0.0 100.0 0.0 1 44.2 11.6 44.2 85 

50000-     66.7 10.0 23.3 30 

Gesamt 31.1 21.1 47.9 2792 30.1 13.4 56.5 4092 

Pearson-Korr. .069** -.092** 

 

*Werte auf der Links-Rechts-Achse von 0=sehr links bis 10=sehr rechts: 0-4=Links, 5=Mitte, 6-10=Rechts 
 

 
Während bei den Parteivertretern die ideologische Ausrichtung mit steigender Gemeindegrösse 
nach links tendiert, nimmt bei den parteilosen Gemeinderäten der Anteil der sich im rechten 
Sektor verortenden zu. 
 
Bei den Parteivertretern bestätigt sich die These der linken Dominanz in den Städten. In den 
kleinen und mittleren Gemeinden bis 5000 Einwohnern nehmen die linken Exekutivmitglieder ein 
gutes Viertel der Sitze ein, in den kleinen Städten beträgt ihr Anteil schon 40 Prozent, und in den 
grossen Städten mit mehr als 50'000 Einwohnern sind sie mit einer Zweidrittel-Mehrheit in einer 
absoluten Monopolstellung. Umgekehrt verfügen bei den Parteivertretern die Rechten in den 
kleinen und mittleren Gemeinden über deutlich mehr als 50 Prozent der Sitze, um dann in den 
grossen Städten mit 20 bis 25 Prozent der Sitze nur noch eine Minderheit mit wenig Einfluss 
darzustellen. Demgegenüber sind bei ihnen die Anteile der Räte in der Mitte über alle Grössen-
kategorien relativ stabil, aber mit einer Quote von 10 bis 15 Prozent überall von untergeordneter 
Bedeutung. 
 
Figur 9.3 zeigt die Mittelwerte der Parteilosen und Parteirepräsentanten auf der Links-Rechts-
Dimension nach Grössenkategorien. Dabei zeigt sich, dass Partiegebundene in kleinen Ge-
meinden eher rechts, in grösseren Kommunen dagegen eher links von den Parteilosen stehen.  
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*Links-Rechts-Skala von 0=ganz links bis 1=ganz rechts; 5=politische Mitte 

 
Bei den Parteilosen wirkt sich die Gemeindegrösse im Gegensatz zu den Parteivertretern auch 
auf den Anteil der Gemeinderäte aus, die sich genau in der Mitte (Skalenwert 5) positionieren. 
(vgl. Figur 9.4).  
Bis zu einer Gemeindegrösse von 2000 Einwohnern bleibt ihr Anteil relativ konstant bei knapp 
über 20 Prozent, um danach deutlich bis auf etwa 13 Prozent abzusinken.. Der Prozentsatz der 
Parteilosen im rechten Segment nimmt demgegenüber bis 10'000 Einwohner kontinuierlich zu. 
Dagegen verringert sich der Anteil des linken Segments bis 5000 Einwohnern fortdauernd, um 
danach in den grossen Gemeinden stabil bei ca. 26 Prozent zu verharren.  
Auffällig in dieser Graphik ist die relativ starke Vertretung des linken und mittleren Segments 
Parteiloser in den Kleinstgemeinden, die darauf zurückzuführen ist, dass die linken Parteien in 
den kleinsten Gemeinden praktisch nicht vertreten sind, so dass Parteilose diese „Angebotslü-
cke“ korrigieren (müssen). Auf der anderen Seite sticht die starke bürgerliche Dominanz inner-
halb der Parteilosen in den mittleren Gemeinden (mit 5000 bis 10'000 Einwohnern) hervor. Dies 
mag dadurch bedingt sein, dass viele Parteilose in (bürgerlicher) Opposition zu den in diesen 
Gemeinden dominierenden FDP und CVP angetreten sind. Diese Vermutung wird zumindest 
durch die Tatsache gestützt, dass sich in dieser Grössenkategorie besonders zahlreiche Partei-
lose (nämlich 25 Prozent) angeben, sich der SVP politisch am nächsten zu fühlen. 
Interessant ist das Ergebnis, dass sich der Stadt-Land-Unterschied bei den Parteivertretern nicht 
bemerkbar macht, bei den Parteilosen aber sehr wohl signifikante Differenzen festzustellen sind. 
Berücksichtigt man nur die kleinen Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern, sind die Par-
teilosen in den Agglomerationen signifikant stärker nach rechts ausgerichtet als in den ländli-
chen Gegenden (vgl. Tab. 9.5). Während in ruralen Kleingemeinden nur 45 Prozent der Partei-
losen im rechten Bereich zu finden sind, positionieren sich in den kleinen Agglomerationsge-
genden mit 60 Prozent eine klare Mehrheit rechts von der Mitte. Sie sind hier im Durchschnitt 
sogar weiter rechts positioniert als die Parteivertreter. Dies könnte damit zusammenhängen, 
dass die linken Parteien in kleinen Agglomerationsgemeinden etwas besser vertreten sind als in 
kleinen ländlichen Gemeinden, so dass in den erstgenannten die ‚linke Nische’ für Parteilose 
häufig wegfällt.  

3 
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Figur 9.3: Mittlere Selbsteinstufung der parteigebundenen und der parteilosen 
Exekutivmitglieder auf der Links-Rechts-Achse: nach Gemeindegrösse  

Einwohnerzahl  der Gemeinde 
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Tabelle 9.5: Links-Rechts-Positionen der Parteilosen und Parteivertreter, ein Vergleich zwischen 
kleinen Agglomerations- und Landgemeinden.* 

 Parteilose Parteivertreter 

 Land Agglomeration Land Agglomeration 

Links 32.9 24.0 23.9 30.2 

Mitte 22.2 15.2 17.0 14.2 

Rechts 44.9 60.8 59.1 55.7 

Mittelwerte 5.45 5.83 5.96 5.71 

Pearson-Korr. .074* -.048 

 
* Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern 

 
Anders als beim Stadt-Land-Vergleich ergeben sich zwischen den beiden grossen Sprachregio-
nen, der französischen und der deutschen Schweiz bei der politischen Verortung der Parteilosen 
keine nennenswerten Unterschiede. Die signifikanten Einflüsse der Gemeindegrösse und der 
Agglomerationszugehörigkeit lassen aber auf klare Differenzen zwischen den Kantonen schlies-
sen. Tatsächlich zeigt es sich, dass die Parteilosen je nach Kanton politisch ganz unterschied-
lich positioniert sein können (Tab. 9.6).  
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Figur 9.4: Prozentanteile der parteilosen Exekutivmitglieder, die sich  auf der Links-Rechts-
Skala (links (0-4), in der Mitte (5) und rechts der Mitte (6-10) einordnen: nach Gemeindegrösse. 
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Tabelle 9.6: Positionen der Parteilosen auf der Links-Rechts-Skala, nach Kantonen 

 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

N = 

Jura 40.5 31 28.6 42 

Genf 11.1 16.7 72.2 18 

Neuenburg 21.7 13 65.2 23 

Wallis 44 26 30 50 

Waadt 30.4 16.7 52.8 615 

Tessin 54.5 15.2 30.3 33 

Thurgau 27 14.3 58.7 126 

Aargau 26.2 21.1 52.7 237 

Graubünden 29.1 22.2 48.7 302 

St. Gallen 34.9 18.6 46.5 43 

Appenzell-Inn. 18.2 27.3 54.5 11 

Appenzell-Auss. 48.9 23.4 27.7 47 

Schaffhausen 30.4 21.7 47.8 46 

Basel-Land 33.6 20 46.4 125 

Solothurn 39 20.3 40.7 59 

Freiburg 31.5 24 44.5 254 

Zug 100 0 0 1 

Glarus 15.4 15.4 69.2 26 

Obwalden 0 0 0 0 

Nidwalden 0 33.3 66.7 3 

Schwyz 29.6 18.5 51.9 27 

Uri 31.3 28.1 40.6 32 

Luzern 55.6 22.2 22.2 9 

Bern 32.7 25.9 41.4 514 

Zürich 27.3 19.9 52.8 231 

Total CH 31.1 21.1 47.9 2874 

 
* keine oder zu wenige N für eine Wertung  

 
Zu den Kantonen mit links ausgerichteten Parteilosen, d. h. mit über 40 Prozent Parteiloser im 
linken Segment, gehören Luzern, Tessin, Appenzell Ausserrhoden, Wallis und Jura. Auffällig ist, 
dass es sich dabei, mit Ausnahme des Kantons Appenzell Ausserrhoden, um dominant katholi-
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sche Kantone handelt. Dagegen sind eine satte Mehrheit mit annähernd 60 oder mehr Prozent 
rechter Parteiloser in den Kantonen Genf, Neuenburg, Glarus und Thurgau zu finden.  
 
Die Quote der in der politischen Mitte platzierten parteilosen Gemeinderäte variiert dagegen 
erstaunlich wenig. Es gibt keinen Kanton, der sich durch besonders viele neutrale Parteilose 
auszeichnen würde. Die höchsten Prozentanteile mit knapp 30 Prozent erreicht diese Gruppe in 
den kleinen, peripheren Kantonen mit schwachen Parteienstrukturen Uri und Appenzell-
Innerrhoden, während die tiefsten Neutralitätswerte mit rund 15 Prozent sind in den Kantonen 
Glarus, Thurgau, Tessin, Neuenburg und Genf zu finden sind. 
 

9.3 Einstellung zu politischen Sachfragen 

Für die Verortung der lokalen Exekutivmitglieder im politischen Raum und der Bestimmung von 
Nähe und Distanz zwischen Parteilosen und Vertretern von Parteien stehen unterschiedliche 
Methoden zur Verfügung. In den vorangegangenen Kapiteln wurden einerseits die Positionen 
auf der Links-Rechts-Achse zur Erarbeitung von ideologischen Differenzen zwischen Parteiver-
tretern und Parteilosen und andererseits die Nähe bzw. Distanz der Parteilosen zu den Parteien 
als Hinweise für die Stärke der Anlehnung der Parteilosen an das etablierte politische System 
verwendet.  
Differenzen oder Ähnlichkeiten in der politischen Gesinnung oder bei persönlichen Wertmass-
stäben lassen sich aber aussagekräftiger erfassen, wenn man die Beurteilungen zu sachpoliti-
schen Themen mit einbezieht. Im folgenden Kapitel werden deshalb die Vorstellungen der Ge-
meinderäte über Ziele der Gemeindepolitik und die Notwendigkeit von strategischen Massnah-
men für die mittelfristige Entwicklung der Gemeinde hinzugezogen, um politische Ungleichheiten 
zwischen Parteivertretern und Parteilosen herauszuschälen.  

Tabelle 9.7: Prozentanteil der Exekutivmitglieder, die zu zehn verschiedenen politischen Anliegen 
keine dezidierte (= stark zustimmende oder ablehnende) Meinung haben:  

 
Partei-
gebunden 

Parteilos 
Differenz 
(sign. Chi-2) 

N =  

Mehr Unterstützung  für Soziales 76 82 +06*** 6924 

Mehr familienexterne Kinderbetreuung 66 74 +08*** 6984 

Mehr Unterstützung  für Kulturelles 80 84 +04*** 6966 

Stärkeres Engagement für die Umwelt 66 70 +04** 6970 

Förderung des öffentlichen Verkehrs 54 56 +02 7049 

Verkehrsberuhigung In Wohngebieten 58 61 +03** 6993 

Kommunales Stimmrecht für Ausländer 47 55 +08*** 6927 

Ansiedlung reicher Steuerzahler  62 68 +06*** 6893 

Niedriger Gemeindesteuerfuss 64 72 +08*** 7061 

Unternehmerische  Freiheit für kommunale 
Betriebe 

74 78 +04*** 6744 

 
* p < -05  ** p < .01 *** p < .001 
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Allgemeine Ziele der Gemeindepolitik sind in der Regel ideologisch geprägt, es gibt Zielsetzun-
gen, die sich eindeutig bürgerlichen Gesinnungen zuordnen lassen, und es gibt politische Forde-
rungen, die klar auf linken Wertmassstäben beruhen. Steuern senken und sparen sind Eckpfei-
ler bürgerlicher Politik, auf der linken Seite stehen dagegen ein starker Sozialstaat und ökologi-
sche Themen im Zentrum. Es stellt sich somit die Frage, ob Parteilose diese Übertragung kom-
munaler Sachfragen auf das Links-Rechts-Schema mittragen, oder ob sie sich in der Beurteilung 
kommunaler Themen von den Parteivertretern absetzen. Im folgenden Kapitel soll diese Frage 
in den Themenbereichen Finanzen und Wachstum, Sozialstaat und Ökologie sowie der Beurtei-
lung von Massnahmen der Gemeindeentwicklung untersucht werden. 

Tabelle 9.8: Durchschnittliche Zahl von (insgesamt zehn) politischen Anliegen, zu denen die Exe-
kutivpolitiker keine dezidierte (= stark zustimmende oder ablehnende) Meinung haben: nach Ge-
meindegrösse, Sprachregion, Geschlecht, Bildung und Lebensalter. 

 
Partei-
gebunden 

Parteilos 
Differenz 
(sign. F-Test) 

N =  

Einwohnerzahl der 
Gemeinde 

-500 6.6 7.1 0.5** 1161 

501-1000 6.5 7.0 0.5** 1064 

1001-2000 6.7 7.0 0.3 1314 

2001-5000 6.5 7.0 0.5** 1587 

5001+ 6.2 6.9 0.7* 1139 

Sprachregion 

deutsch 6.6 7.0 0.4*** 4400 

französisch 6.4 7.0 0.6*** 1421 

italienisch 6.0 6.7 0.7* 446 

Geschlecht 
Frauen 6.2 6.6 0.4*** 1348 

Männer 6.5 7.1 0.6*** 4888 

Bildungsabschluss 

Lehre 6.5 7.1 0.6*** 1848 

Höheres Diplom 6.7 6.9 0.2** 1998 

Universität 6.3 7.0 0.7*** 1930 

Alter 

65+ 6.1 6.6 0.5 308 

55-64 6.4 7.1 0.7*** 1608 

45-54 6.6 6.9 0.3** 2522 

35-44 6.5 7.1 0.6*** 1513 

-34 6.0 7.0 1.0*** 283 

Total  6.5 7.0 0.5*** 6270 

 
* p < -05  ** p < .01 *** p < .001 

 
Zuerst fällt auf, dass Parteilose hinsichtlich der meisten kommunalpolitischen Fragen häufiger 
als Parteigebundene keine dezidierte Meinung haben: indem sie sich auf der vierstufigen Ant-
worttskala für eine der beiden mittleren Positionen („stimme eher zu“ oder „stimme eher nicht 
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zu“) entscheiden (Tab. 9.7). Dies mag damit zusammenhängen, dass sie politisch weniger ver-
siert und interessiert sind, bzw. dass sie sich mehr Spielraum für Unentschiedenheit wahren 
können, da sie nicht den von einer politischen Partei und ihrem Programm ausgehenden Zwän-
gen auf die eigene Meinungsbildung unterliegen.  
Genauere Analysen zeigen, dass es sich hier um eine sehr generelle Diskrepanz handelt, die 
sich in praktisch identischer Form in Gemeinden aller Grössenklassen und Sprachregionen so-
wie bei Mandatsträger beiderlei Geschlechts und aller Bildungs- und Altersgruppen in fast iden-
tischer Weise findet (Tab. 9.8). 
Des weiteren fällt auf, dass die Einstellungen zu politischen Sachfragen bei Parteilosen durch-
wegs schwächer als bei den Parteivertretern mit der Selbsteinstufung auf der Links-.Rechts-
Skala korrelieren. Sie scheinen ihre Haltungen häufiger “pragmatisch”, d.h. ohne jene ideologi-
schen Voreingenommenheiten festzulegen, wie sie bei pafrteipolitisch eingebundenen Politikern 
(vor allem in grösseren und städtischen Gemeinden) leitgebend sind (Tab. 9.9). 

Tabelle 9.9: Korrelationen zwischen dem Zustimmungsgrad zu zehn linken politischen Anliegen 
und der Selbsteinordnung auf der Links-Rechts-Skala:  nach Parteibindung. 

Politische An liegen: Parteigebunden Parteilos 

Mehr Unterstützung  für Soziales -.52*** -.37*** 

Mehr familienexterne Kinderbetreuung -.43*** -.28*** 

Mehr Unterstützung  für Kulturelles -.33*** -.20*** 

Stärkeres Engagement für die Umwelt -.39*** -.28*** 

Förderung des öffentlichen Verkehrs -.33*** -.19*** 

Verkehrsberuhigung In Wohngebieten -.35*** -.21*** 

Kommunales Stimmrecht für Ausländer -.51*** -.37*** 

Ansiedlung reicher Steuerzahler  +.26*** -.06** 

Niedriger Gemeindesteuerfuss +.43*** +.18*** 

Unternehmerische  Freiheit für kommunale Betriebe +.25*** +.14*** 

N =  4222-4352 2217-2353 

 
* p < -05  ** p < .01 *** p < .001 

 
Im folgenden soll versucht werden, diese Zusammenhänge zwischen ideologischen und sach-
politischen Einstellungen in spezifischen politischen Themenfeldern näher zu analysieren  
 
9.3.1 Finanzfragen und Wachstumspolitik 
Ein zentrales Kampffeld in der Finanzpolitik ist der Steuerfuss. Während sich das linke Lager für 
hohe Steuerabgaben zur Finanzierung des bestehenden (und zukünftig noch zu expandieren-
den) Sozialstaates einsetzt, kämpfen bürgerliche Politiker für möglichst tiefe Steuern. Diese 
Konstellation hat sich eindrücklich bei einer Befragung der Schweizerischen Lokalparteien ge-
zeigt, wo in rund 80 Prozent der Lokalsektionen der drei grossen bürgerlichen Parteien die 
Mehrheit der Basis ein möglichst tiefer Steuerfuss ein Ziel der Gemeindepolitik darstellt, wäh-
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rend linke Lokalparteien mehrheitlich gegen tiefe Steuern votieren.34 Deshalb erstaunen die vor-
liegenden Resultate der Parteivertreter in den Exekutiven auf der rechten Seite, denn unter ih-
nen votieren nur halb so viele, nämlich 40 Prozent, für einen niedrigen Steuerfuss (Tab. 9.10). 
Dies ist ein Indiz dafür, dass sich die ideologische Ausrichtung, wie sie in der Links-Rechts-
Einschätzung zum Vorschein kommt, bei den Exekutivmitgliedern nicht vollumfänglich auf ihre 
Tätigkeit im Amt abfärbt.  
Die Parteilosen sind im Vergleich mit den Parteivertretern noch zurückhaltender, denn weniger 
als 25 Prozent von ihnen im rechten Segment sprechen sich für möglichst tiefe Steuern aus. 
Auffallend ist dabei, dass die Differenz zwischen Parteilosen und Parteivertretern im Rechts-
segment mit steigender Gemeindegrösse zunimmt. Bei Parteivertretern vergrössert sich mit 
steigender Gemeindegrösse die Schere zwischen links und rechts, bei den Parteilosen dagegen 
kann in den grossen Gemeinden eine Nivellierung beobachtet werden. 

Tabelle 9.10: Anteil der Exekutivmitglieder, die der Forderung nach einem möglichst tiefen Steuer-
fuss voll zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 20.3 36.4 36.6 32.4 .14** 662 

1001-10000 15.4 27.9 41.3 32.0 .25** 2869 

10001+  5.2 21.8 46.6 26.6 .44** 464 

Alle Gemeinden 14.3 28.8 40.9 31.5 .25** 3995 

Parteilose 

-1000 16.0 28.5 28.8 24.7 .12** 1781 

1001-10000 14.6 24.0 29.0 24.0 .14** 883 

10001+  14.3 0.0 14.3 12.5 n.s. 23 

Alle Gemeinden 15.3 26.9 28.9 24.5 .13** 2687 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
Beim Postulat einer Förderung des Wirtschaftswachstums kommen ganz ähnliche Ergebnisse 
wie bei der Frage der tiefen Steuern zum Vorschein. Auch hier wird ein signifikanter Zu-
sammenhang zwischen der Befürwortung und einer rechten politischen Position nachgewiesen, 
und ebenfalls fällt dieser Zusammenhang bei den Parteivertretern viel klarer aus (Tab. 9.11). Im 
Gegenteil ist der Anteil Parteiloser, die eine Förderung des Wirtschaftswachstums als wichtig 
erachten in den Städten im linken Segment sogar grösser als im rechten Segment. Damit wer-
den auch hier die Differenzen zwischen Parteivertretern und Parteilosen aus den gleichen ideo-
logischen Segmenten mit zunehmender Gemeindegrösse auffälliger. 
 
Bei der Forderung nach der vermehrten Ansiedlung guter Steuerzahler akzentuieren sich die 
Differenzen zwischen Parteivertretern und Parteilosen, denn bei letzteren verschwinden in allen 
Gemeindegrössen die Unterschiede zwischen Links und Rechts (vgl. Tabelle 9.12). In den Rei-
hen der Parteivertreter hingegen gehört die Anwerbung wohlhabender Leute erwartungsgemäss 

                                                
34

 Bei der Befragung handelt es sich um eine vom Soziologischen Institut der Universität Zürich durchge-
führten gesamtschweizerischen Umfrage aus dem Jahre 2002 unter den Präsidenten der Lokalparteien 
von 2002. 
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eindeutig zum rechten politischen Segment, und diese Korrelation wird mit zunehmender Ge-
meindegrösse aussagekräftiger.  

Tabelle 9.11: Anteil der Exekutivmitglieder, die einer Förderung des Wirtschaftswachstums voll 
zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position.  

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 44.9 51.0 56.2 52.6 .10* 648 

1001-10000 40.6 52.1 57.0 51.6 .14** 2861 

10001+  40.0 55.6 68.8 55.4 .27** 460 

Alle Gemeinden 40.9 52.2 58.0 52.2 .15** 3985 

Parteilose 

-1000 34.3 39.4 43.5 39.7 .08* 1743 

1001-10000 39.1 42.6 48.6 44.7 .08* 876 

10001+  57.1 80.0 42.9 53.8 n.s. 25 

Alle Gemeinden 36.2 40.7 45.3 41.7 .08** 2644 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 

Tabelle 9.12: Anteil der Exekutivmitglieder, die einer Ansiedlung wohlhabender Anwohner voll 
zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 31.1 36.5 43.9 39.5 .11* 642 

1001-10000 19.6 33.7 41.8 34.4 .21** 2822 

10001+  22.0 36.5 51.9 37.7 .29** 457 

Alle Gemeinden 21.3 34.5 43.2 35.6 .20** 3936 

Parteilose 

-1000 25.0 29.4 28.6 27.7 n.s. 1720 

1001-10000 25.2 24.3 30.8 28.0 n.s. 870 

10001+  14.3 40.0 21.4 23.1 n.s. 25 

Alle Gemeinden 25.2 27.9 29.2 27.8 n.s. 2625 

 
* p < . 05     ** p < .01 

 
Die Forderung nach einem Bevölkerungswachstum ist dagegen kein rechtsbürgerliches Postu-
lat, sondern es wird quer durch alle ideologischen Segmente ähnlich stark unterstützt (vgl. Tab.  
9.13). In einzelnen Grössenkategorien - bei den Parteivertretern in den grossen, bei den Partei-
losen in den kleinen Gemeinden – stösst es bei linken Vertretern sogar auf stärkere Akzeptanz. 
Bei dieser Frage können zwischen Parteilosen und Parteivertretern keine Unterschiede im Ant-
wortverhalten festgestellt werden. Eine Ausnahme bilden die Parteilosen in den grossen Ge-
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meinden, die sich praktisch durchwegs und unabhängig von der ideologischen Verortung gegen 
ein stärkeres Bevölkerungswachstum aussprechen.  

Tabelle 9.13: Anteil der Exekutivmitglieder, die einem Bevölkerungswachstum der Gemeinde voll 
zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position.  

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 47.6 59.6 47.3 49.2 n.s. 656 

1001-10000 37.3 39.9 35.9 36.8 n.s. 2849 

10001+  43.2 38.9 28.6 35.8 -.14* 459 

Alle Gemeinden 39.5 43.4 37.2 38.7 n.s. 3894 

Parteilose 

-1000 51.9 45.1 44.9 47.2 -.06* 1773 

1001-10000 42.6 41.4 37.6 39.7 n.s. 880 

10001+  14.3 20.0 0.0 7.7 n.s. 23 

Alle Gemeinden 49.1 43.9 41.7 44.3 -.06* 2686 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
 
9.3.2 Soziale Fragen 
Linke Postulate, die den Ausbau des Sozialstaats bezwecken, haben natürlich bei den lokalen 
Exekutivmitgliedern einen geringen Stellenwert, weil die Exekutiven in ihrer Gesamtheit, wie 
schon mehrfach betont, stark bürgerlich geprägt sind. Vor allem der Ruf nach einer stärkeren 
öffentlichen Unterstützung für soziale Dienstleistungen stösst bei den Gemeinderäten nur auf 
wenig Gegenliebe.  

Tabelle 9.14: Anteil der Exekutivmitglieder, die mehr öffentlicher Unterstützung für soziale Dienst-
leistungen voll zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 26.8 7.6 4.9 10.9 -.29** 644 

1001-10000 27.2 9.5 3.0 10.9 -.34** 2833 

10001+  43.2 13.2 4.2 21.5 -.45** 459 

Alle Gemeinden 29.5 9.6 3.4 12.0 -.35** 3936 

Parteilose 

-1000 13.8 9.0 2.9 7.7 -.18** 1733 

1001-10000 12.7 8.9 3.7 7.2 -.15** 869 

10001+  42.9 0.0 0.0 11.5 -.54** 22 

Alle Gemeinden 14.0 8.8 3.1 7.5 -.18** 2624 

 

* p < . 05     ** p < .01 
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Aber die Muster der Antworten sind im Prinzip ähnlich wie bei den bürgerlichen Forderungen, 
die die Finanzpolitik und das Wirtschaftswachstum betreffen. Auch hier sind die Korrelationen 
mit der Links-Rechts-Dimension bei den Parteivertretern signifikanter, d.h. die Differenzen zwi-
schen links und rechts sind bei ihnen grösser als bei den Parteilosen (vgl. Tabelle 9.14). Dies gilt 
allerdings nicht für die Städte, wo sich parteilose Gemeinderäte aus dem mittleren und rechten 
Segment einer stärkeren Unterstützung sozialer Dienstleistungen komplett widersetzen.  
 
Exakt das gleiche Muster können wir beim Postulat für eine stärkere Förderung öffentlicher Kin-
derkrippen beobachten (vgl. Tabelle 9.15). Insgesamt sind in den kleinen und mittleren Gemein-
den linke Parteivertreter deutlich häufiger für öffentliche Kinderbetreuung als linke Parteilose, die 
diesem Ansinnen erstaunlich skeptisch gegenüberstehen. Dies gilt allerdings nur in den kleinen 
und mittleren Gemeinden, in den Städten und die Mehrheit der Parteilosen aus dem linken und 
dem Mitte-Segment für einen Ausbau der Kinderkrippen.  

Tabelle 9.15: Anteil der Exekutivmitglieder, die einer Förderung familienexterner Kinderbetreuung 
(Kinderkrippen) voll zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 33.7 17.0 9.7 16.9 -.27** 644 

1001-10000 51.0 24.7 11.8 24.9 -.39** 2857 

10001+  69.1 45.5 16.1 41.5 -.51** 465 

Alle Gemeinden 51.7 25.5 11.8 25.4 -.40** 3966 

Parteilose 

-1000 20.1 14.1 7.9 13.1 -.16** 1748 

1001-10000 33.2 16.2 13.1 19.4 -.21** 873 

10001+  71.4 60.0 7.1 34.6 -.61* 25 

Alle Gemeinden 25.4 15.0 9.8 15.4 -.18** 2646 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
 
9.3.3 Ökologische Forderungen 
Der Umweltschutz ist neben dem Sozialstaat das zweite Standbein linker Politik in den Gemein-
den. Es zeigt sich dass bei ökologischen Fragen die Unterschiede zwischen Parteilosen und 
Parteivertretern zu einem grossen Teil verschwinden. Dies lässt sich exemplarisch am Beispiel 
der Förderung des öffentlichen Verkehrs zeigen. Hier bewegen sich die Korrelationen zwischen 
linker Position und dem Postulat nach mehr öffentlichem Verkehr bei den Parteilosen und den 
Parteivertretern auf einem ähnlichen Level (vgl. Tab. 9.16). 
Besonders hoch ist dieser Zusammenhang in den Städten, wo sich um den öffentlichen Verkehr 
schon seit langem grundsätzliche ideologische Debatten entzünden. Trotzdem steht insgesamt 
rund ein Drittel der parteilosen und parteigebundenen Gemeinderäte in allen Grössenkategorien 
prinzipiell für eine Förderung des öffentlichen Verkehrs ein.  
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Tabelle 9.16: Anteil der Exekutivmitglieder, die einer Förderung des öffentlichen Verkehrs voll zu-
stimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 54.4 38.4 35.3 40.6 -.16** 658 

1001-10000 65.4 47.0 30.9 43.1 -.31** 2869 

10001+  83.9 49.1 30.0 54.5 -.51** 462 

Alle Gemeinden 67.3 45.7 31.6 44.0 -.32** 3989 

Parteilose 

-1000 55.7 43.8 33.0 42.6 -.20** 1772 

1001-10000 59.8 41.0 37.2 44.3 -.19** 886 

10001+  85.7 80.0 28.6 53.8 -.52* 25 

Alle Gemeinden 58.9 43.4 34.5 43.5 -.21** 2683 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
Auch bei der etwas spezifischen Forderung nach Einführung von Tempo-30-Zonen in Wohn-
quartieren korreliert die Zustimmung mit der linken Positionierung in beiden Gruppierungen. In 
allen Grössenkategorien weisen auch bei den Parteilosen die Befürworter aus dem linken Seg-
ment eine signifikant höhere Quote auf (vgl. Tab. 9.17).  

Tabelle 9.17: Anteil der Exekutivmitglieder, die einer Einführung von Tempo-30-Zonen in Wohn-
quartieren voll zustimmen, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 34.7 17.5 18.7 22.7 -.15** 649 

1001-10000 45.6 27.0 15.6 25.9 -.30** 2856 

10001+  66.7 32.7 15.2 38.6 -.49** 462 

Alle Gemeinden 47.4 25.9 16.2 26.7 -.31** 3967 

Parteilose 

-1000 27.7 22.3 14.3 20.3 -.15** 1755 

1001-10000 36.3 27.1 19.6 25.7 -.16** 875 

10001+  57.1 0.0 0.0 15.4 -.63* 25 

Alle Gemeinden 32.1 23.4 16.1 22.3 -.16** 2655 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
Beim Vergleich der beiden linken Themenkreise Soziales und Umwelt fällt auf, dass sich die 
Parteilosen aus dem linken Bereich bei den Umweltthemen ähnlich wie die Vertreter linker Par-
teien verhalten. Dies trifft am stärksten in den Städten zu, wo linke Parteilose die Umweltforde 
rungen noch konsequenter vertreten als die linken Parteivertreter. Diese Beobachtungen treffen 
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bei sozialen Themen nur für die Städte zu. In den kleinen und mittleren Gemeinden dagegen 
befürworten Parteilose aus dem linken Segment soziale Forderungen weniger deutlich als ihre 
Kollegen aus den Parteien.  
 
9.3.4 Massnahmen für die Entwicklung der Gemeinde 
Strategische Reformen, die für die Erhaltung oder Erhöhung der kommunalen Leistungsfähigkeit 
diskutiert werden, sind nicht verknüpft mit ideologischen Wertmassstäben, wie das bei sachpoli-
tischen Postulaten der Fall ist. Dies rührt einerseits daher, dass die Diskussionen um die gene-
relle Leistungsfähigkeit der Gemeinden relativ jung sind. Grundsätzliche Überlegungen zu Ge-
meindereformen  sind in den 1990er Jahren aufgetaucht, als das Bewusstsein über die Be-
lastungs- und Leistungsprobleme auch über die sozialwissenschaftliche Forschung gewachsen 
ist (vgl. dazu Geser et al. 1996). Andererseits sind die meisten Beiträge zur Reformthematik aus 
einer betriebswirtschaftlichen Sicht geschrieben und beleuchten eher finanzielle und betriebsor-
ganisatorische Aspekte der Gemeinden. 
 
Aber gleichzeitig berühren Diskussionen um Reformmassnahmen auch einen wunden Punkt in 
der schweizerischen Gemeindestruktur, indem sie die Kleinheit der Gemeinden und die fehlen-
den personellen und finanziellen Ressourcen mit ihrer geringen Leistungsfähigkeit in Zusam-
menhang bringen. Der Wille zu Reformen wird deshalb auch in einem gewissen Sinn mit Mut zur 
Veränderung und Überwindung bestehender Gemeindestrukturen in Verbindung gebracht. Aus 
diesen Überlegungen heraus ist die Frage von einigem Interesse, wie die Parteilosen in diesen 
Fragen im Vergleich mit den Parteivertretern abschneiden. Auf der einen Seite könnte man an-
nehmen, dass die Parteilosen aufgrund ihrer grösseren Unabhängigkeit gegenüber politischen 
Traditionen eher bereit sind, überkommene Gemeindestrukturen zu reformieren. Auf der ande-
ren Seite haben sich die Parteilosen bei der Beurteilung von Gemeindezielen wie im vorherge-
henden Kapitel beschrieben als eher zurückhaltende Gemeinderäte offenbart.  
 
Gemeindefusionen wurden in der Schweiz über lange Zeit nur sehr spärlich vollzogen, haben in 
den letzten 10 Jahren aber rasant zugenommen. In dieser kurzen Zeitspanne sind gleich viele 
Fusionen durchgeführt worden wie in den 150 Jahren zuvor (vgl. Figur 9.5).  

Figur 9.5: Entwicklung der Zahl der Gemeinden in der Schweiz von 1850 bis 2010 

“Milleniums-

Knick”

Minus 306 

Gemeinden

Minus 303 

Gemeinden

 
Quelle: Hochschule für Technische Wissenschaften HTW Chur, Zentrum für Verwaltungsmanagement 
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Grosse Fusionsprojekte wie die Eingemeindungen im Raum Lugano oder die revolutionäre Fu-
sionierung der 38 zum Teil sehr kleinen Glarner Gemeinden zu drei künstlichen kommunalen 
Einheiten zeugen von einem neu entfachten Reformwillen auf der kommunalen Ebene. So ist 
beispielsweise im Kanton Graubünden, in dem eine sehr grosse Zahl an Kleinstgemeinden exis-
tiert, eine Gebietsreforminitiative gestartet worden, die sich zum Ziel setzt, die Zahl der Gemein-
den von 180 auf rund 50 zu verringern.  
Der wachsende Wille zu Gemeindefusionen schlägt sich auch bei den kommunalen Exekutiv-
mitgliedern nieder. Rund die Hälfte der befragten Gemeinderäte meinen, dass eine Fusion mit 
einer oder mehrerer Nachbargemeinden für ihre Gemeinde mittelfristig notwendig oder eher 
notwendig sein wird. Bei den Parteivertretern zeigt sich, dass der Fusionsgedanke im linken 
Segment eindeutig stärker verankert ist und zwar in allen Grössenkategorien (vgl. Tab. 9.18). So 
sind in den kleinen Gemeinden 70 Prozent der Gemeinderäte aus dem linken Parteiensegment 
der Ansicht, dass ihre Gemeinde bald fusionieren sollte, im rechten Segment ist es dagegen nur 
gut die Hälfte.  
 
Bei den Parteilosen ist der Zusammenhang zwischen Zustimmung zu Fusionen und linker Aus-
richtung etwas weniger ausgeprägt. In den mittleren Gemeinden und in den Städten ist er statis-
tisch nicht mehr ausgewiesen. In den kleinen Gemeinden, wo die Fusionsdiskussionen viel ak-
tueller sind, werden aber mögliche Fusionen auch von den parteilosen Linken häufiger in Be-
tracht gezogen als auf der Rechten, die allgemein mehr Vertrauen in die Leistungsfähigkeit ihrer 
Gemeinden zu besitzen scheinen, oder vielleicht auch weniger an die positive Wirkung einer 
Gemeindefusion glauben.  
Neben der radikalen Strategie einer Fusion kann die Leistungsfähigkeit einer Gemeinde aber 
auch mit anderen Mitteln gesteigert werden. Tendieren linke Exekutivmitglieder wie oben be-
schrieben häufiger zu Fusionsmassnahmen oder aber auch zu einer verstärkten Zusammenar-
beit mit dem Kanton, entspricht die Vorstellung einer vermehrten Kooperation mit Privaten eher 
das Gedankengut bürgerlicher Politiker. Dies trifft zumindest für die Parteivertreter grösstenteils 
zu (vgl. Tab. 9.19).  

Tabelle 9.18: Anteil der Exekutivmitglieder, für die eine Gemeindefusion in den nächsten 10 Jahren 
notwendig oder eher notwendig sein wird, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-Position.  

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 71.4 56.3 53.4 58.2 -.15** 665 

1001-10000 46.6 38.7 36.2 39.5 -.09** 2880 

10001+  42.4 20.0 30.7 34.3 -.11* 461 

Alle Gemeinden 49.3 40.1 38.7 42.0 -.09** 4006 

Parteilose 

-1000 69.6 60.6 55.9 61.1 -.12** 1798 

1001-10000 42.2 37.5 38.9 39.5 n.s. 885 

10001+  60.0 20.0 21.4 29.2 n.s. 24 

Alle Gemeinden 61.0 53.2 49.5 53.7 -.10** 2707 

 

* p < . 05     ** p < .01 
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Tabelle 9.19: Anteil der Exekutivmitglieder, für die eine verstärkte Kooperation mit Privaten in den 
nächsten 10 Jahren notwendig oder eher notwendig sein wird, nach Gemeindegrösse und Links-
Rechts-Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 26.0 25.6 32.4 29.9 n.s. 606 

1001-10000 26.7 31.2 36.0 32.7 .09** 2784 

10001+  38.2 57.7 53.8 47.8 .15* 450 

Alle Gemeinden 28.5 32.9 37.0 34.0 .08** 3840 

Parteilose 

-1000 25.4 30.1 26.6 27.1 n.s. 1674 

1001-10000 31.9 20.6 30.3 28.8 n.s. 853 

10001+  20.0 60.0 50.0 45.8 n.s. 24 

Alle Gemeinden 27.4 27.6 28.3 27.9 n.s. 2551 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
Vor allem in den Städten sind mehr als 50 Prozent der Gemeinderäte aus der Mitte und der 
rechten Seite der Ansicht, dass ein stärkerer Einbezug von Privaten in die Geschäfte der Ge-
meinde in nächster Zeit eine geeignete Massnahme zur Steigerung der zukünftigen Leistungs-
fähigkeit wäre. Dies gilt aber nicht in den kleinen Gemeinden, in denen rechte Gemeinderäte 
einem stärkeren Einbezug von Privaten ebenso skeptisch gegenüberstehen wie ihre Kollegen 
von den linken Parteien. 
 
Bei den Parteilosen verschwindet der Zusammenhang zwischen Privatisierungsstrategien und 
rechter politischer Gesinnung vollständig. Auch rechte Parteilose quer durch die Grössenkatego-
rien können sich nicht an der Idee einer Einbindung von privaten Betrieben in die kommunalen 
Geschäfte erwärmen. Insgesamt scheinen also Privatisierungsstrategien auch bei der Mehrheit 
der rechten Gemeinderäte keine Chance zu haben. Allerdings gilt diese Feststellung vor allem 
für die kleinen und mittleren Gemeinden, während in den Städten mehr als die Hälfte der Exeku-
tivmitglieder aus der politischen Mitte und dem rechten Segment überzeugt ist, dass die Erfül-
lung kommunaler Ebene eine verstärkte Kooperation mit privaten Instanzen erfordert.  
 
Ein anderr Weg, finanzielle und personelle Engpässe bei der Aufgabenerbringung zu beseitigen, 
besteht darin, das bestehende Angebot an Leistungen, die das Gemeinwesen erbringt, abzu-
bauen. Diese Strategie wird eher von rechten Politikern propagiert, da sie neben finanziellen 
Einsparungen auch noch eine Verkleinerung des Staatsapparates zur Folge hat. Allerdings ist 
diese Massnahme sehr unpopulär, da sie von der Bevölkerung Opfer verlangt und viele Bürge-
rinnen und Bürger unmittelbar trifft, indem sie sich von vertrauten Einrichtungen und öffentlichen 
Hilfestellungen trennen müssen. Deshalb erstaunt es nicht sehr, dass der Leistungsabbau auch 
bei den Gemeinderäten nicht gerade ein sehr beliebtes Sanierungsmittel darstellt. Dies zeigt 
sich darin, dass nur rund 13 Prozent der Exekutivmitglieder einen Leistungsbau als mögliche 
zukünftige Massnahme erachten. Dieses Ergebnis kann aber auch als Hinweis darauf gedeutet 
werden, dass sich die meisten Gemeinden in finanzieller Hinsicht heute in einem guten Zustand 
befinden.  
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Wie bei der Privatisierung lässt sich auch beim Leistungsabbau wie erwartet ein signifikanter 
Zusammenhang mit einer rechten politischen Ausrichtung erkennen (Tab. 9.20). Aber auch bei 
der Abbau-Strategie beschränkt sich dieser Zusammenhang auf die mittleren Gemeinden und 
die Städte, und auch hier gilt er nur für die Parteivertreter, bei den Parteilosen verschwindet er 
völlig. Auch beim Thema Leistungsabbau treten also klare Differenzen in der Beurteilung der 
Notwendigkeit zwischen Parteilosen und Parteivertretern zu Tage. 
 
Umgekehrt kann eine hohe Belastung der kommunalen Verwaltungen durch zunehmende Auf-
gaben in verschiedenen Bereichen dazu führen, dass ein Ausbau von öffentlichen Leistungen 
von einer Gemeinde zur Disposition gestellt werden muss. Dieser scheint zur Zeit deutlich aktu-
eller zu sein als ein Abbau von Leistungen, denn insgesamt mehr als 40 Prozent der befragten 
Exekutivmitglieder erachten einen Leistungsausbau in nächster Zeit notwendig oder eher not-
wendig (Tab. 9.21). Interessanterweise bleibt diese Quote von rund 40 Prozent in allen Grös-
senkategorien stabil und variiert auch im Vergleich zwischen Parteivertretern und Parteilosen 
nicht. 
Ein Ausbau staatlicher Leistungen findet naturgemäss auf der linken politischen Seite mehr Zu-
spruch, so dass die starke Korrelation zwischen erkannter Notwendigkeit eines Ausbaus und 
einer linken politischen Positionierung nicht erstaunt. Dieser Zusammenhang fällt bei den Par-
teivertretern in allen Grössenkategorien sehr deutlich aus, am stärksten aber ist er in den Städ-
ten.  
Aber auch bei dieser Frage gilt dieser festgestellte Zusammenhang bei den Parteilosen nur in 
stark abgeschwächter Form. Ist in kleinen Gemeinden eine schwache Beziehung zwischen lin-
ker Position und Leistungsausbau bei den Parteilosen noch leicht erkennbar, verliert die politi-
sche Position in den mittleren Gemeinden und in den Städten ihre Bedeutung vollständig.  

Tabelle 9.20: Anteil der Exekutivmitglieder, für die ein Abbau staatlicher Leistungen in den nächs-
ten 10 Jahren notwendig oder eher notwendig sein wird, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-
Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 11.0 9.4 13.6 12.4 n.s. 598 

1001-10000 9.3 12.5 18.1 14.8 .11** 2775 

10001+  10.1 17.3 25.4 18.0 .19** 449 

Alle Gemeinden 9.7 12.5 18.0 14.8 .11** 3822 

Parteilose 

-1000 9.1 11.8 12.8 11.5 -.05* 1629 

1001-10000 11.2 10.9 9.6 10.3 n.s. 838 

10001+  0.0 20.0 21.4 16.7 n.s. 24 

Alle Gemeinden 9.8 11.5 11.7 11.1 n.s. 2481 

 

* p < . 05     ** p < .01 
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Tabelle 9.21: Anteil der Exekutivmitglieder, für die ein Ausbau staatlicher Leistungen in den nächs-
ten 10 Jahren notwendig oder eher notwendig sein wird, nach Gemeindegrösse und Links-Rechts-
Position. 

 Gemeindegrösse: 
Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

Total 
Pearson 
Korr. 

N =  

Parteivertreter 

-1000 53.8 45.3 39.7 44.0 -.12* 596 

1001-10000 50.6 45.6 36.3 41.6 -.13** 2766 

10001+  60.2 38.5 24.9 41.4 -.34** 452 

Alle Gemeinden 52.6 44.8 35.8 42.0 -.15** 3814 

Parteilose 

-1000 48.9 44.6 41.2 44.3 -.07* 1640 

1001-10000 48.7 43.6 43.1 44.7 n.s. 850 

10001+  0.0 40.0 38.5 31.8 n.s. 22 

Alle Gemeinden 48.4 44.4 41.8 44.3 -.06* 2512 

 

* p < . 05     ** p < .01 

 
Zusammenfassend kann man feststellen, dass zwischen Parteilosen und Parteivertretern in der 
Beurteilung sachpolitischer Fragen, anders als bei der Positionierung auf der Links-Rechts-
Achse, sichtbare Differenzen bestehen. Parteilose bewerten Sachfragen, die die Gemeinden 
betreffen, deutlich zurückhaltender. Das sieht dann so aus, dass in vielen linken Postulaten die 
Zustimmung der Parteilosen im linken Spektrum, und in ebenso in rechten Postulaten die Zu-
stimmung der parteilosen Rechten ähnlich hoch ausfällt wie die Zustimmung bei Parteivertretern 
der ideologischen Mitte. Damit sind auch innerhalb der Parteilosen die Unterschiede zwischen 
links und rechts deutlich nivellierter als bei den Repräsentanten der Parteien, bei denen sich die 
starke Parteienpolarisierung auf der kantonalen und nationalen Ebene auch in den Gemeinden 
bemerkbar macht. 
 

9.4 Schlussbemerkungen 

Die Gemeindeexekutiven zeichneten sich in der Schweiz lange Zeit durch eine klare Dominanz 
der drei bürgerlichen Bundesratsparteien aus. Ihr Anteil an den kommunalen Exekutivsitzen be-
trug noch Ende der 1980er Jahre mehr als 70 Prozent. Komplettiert wurden die Exekutiven 
durch Mitglieder der Sozialdemokraten, kleiner Parteien, lokaler Gruppierungen und durch Par-
teilose. Damit war auch eine klare bürgerliche Linie in der lokalen Politik verbunden, ergänzt 
durch die Integration von Minderheiten, was einerseits eine integrative und Konflikt verhindernde 
Politik garantierte und andererseits das Entstehen einer gewichtigen Opposition verhinderte.  
 
In den letzten 20 Jahren sind diese enorm stabilen Verhältnisse jedoch aufgeweicht worden. 
Neben der Tatsache, dass sich die Gewichte in den grossen Städten stark nach links verscho-
ben haben - der Abwanderungsprozess des wirtschaftsorientierten Bürgertums von den Städten 
in das steuergünstige Umland hat hier seine deutlichen Spuren hinterlassen -, haben die Lokal-
sektionen der Parteien in den bürgerlich dominierten kleinen und mittleren Gemeinden so deut-
lich an Substanz verloren, dass sie nicht mehr in der Lage sind, das kommunalpolitische System 
zu organisieren und genügend Nachwuchs für die politischen Ämter in den Gemeinden zu rekru-
tieren.  
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Haben sich diese nachhaltigen Verschiebungen auf die Gemeindepolitik ausgewirkt? Die Er-
gebnisse lassen keine eindeutige Antwort zu. Es gibt Hinweise auf eine starke Anlehnung der 
Parteilosen an das Parteiensystem und an die Übernahme ideologischer, von den Parteien und 
ihren Repräsentanten bestimmter, ideologischer Muster. Es gibt aber auch Anhaltspunkte für 
unterschiedliche Verhaltensweisen zwischen Parteilosen und Parteivertretern in der Umsetzung 
ideologischer Einstellungen in die Alltagspolitik.  
 
Befassen wir uns zuerst mit den Gemeinsamkeiten: Parteilose orientieren sich in ihrer ideologi-
schen Ausrichtung sehr stark an den bestehenden politischen Werten, die ihnen die Parteien 
vorgeben. In Ermangelung alternativer Orientierungshilfen geben sie in der Gesamtheit ihrer 
Positionierungen auf der Links-Rechts-Achse, der nach wie vor wichtigsten politischen Orientie-
rungsmarke, ein erstaunlich getreues Abbild des Parteienspektrums ab, mit einer im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung relativ schwachen politischen Mitte und einem Übergewicht im rechten, 
bürgerlichen Segment.  
 
Dieser Sachverhalt konnte nicht unbedingt erwartet werden. Denkbar wären andere Konstellati-
onen gewesen: etwa eine Konzentration der Parteilosen in der Mitte, als Manifestation gegen 
die zunehmende Polarisierung in der Parteienlandschaft. Zwar sind die Parteilosen auf der mitt-
leren Position (5) tatsächlich etwas zahlreicher vertreten als die Parteirepräsentanten, die Diffe-
renz bewegt sich aber in einem bescheidenen Rahmen. Auch hätte man sich andererseits vor-
stellbar können, dass Parteilose als Korrektiv zu der starken Dominanz der bürgerlichen Partei-
en vor allem in den kleinen und mittleren Gemeinden häufiger linke Positionen vertreten. Dies ist 
aber nicht der Fall, denn im linken Sektor sind die Anteile Parteiloser und Parteivertreter prak-
tisch identisch.  
 
Bestätigt wird die fühlbare Orientierung der Parteilosen am bestehenden politischen System 
auch durch ihre starke Anlehnung an die Parteien. Praktisch alle Parteilosen können explizit 
eine Partei nennen, die ihren politischen Überzeugungen am nächsten, bzw. am weitesten ent-
fernt steht. Und auch hier bestätigt sich die Vorherrschaft bürgerlicher Gesinnung Parteiloser. 
Gegen 60 Prozent von ihnen nennt eine bürgerliche Bundesratspartei (inkl. BDP) als die ihnen 
am nächsten stehende Gruppierung, während nicht einmal 20 Prozent die Sozialdemokratie 
oder die Grünen bevorzugen. Die ausgeprägte Neigung der Parteilosen, sich über das Parteien-
system im politischen Raum zu verorten, wird insgesamt auch hier deutlich.  
 
Allerdings muten die Positionierungen auf einer Links-Rechts-Dimension etwas abstrakt an und 
lassen wenige Rückschlüsse auf die konkrete Umsetzung in der politischen Alltagspraxis zu. 
Politische Nähe und Distanz zwischen Parteilosen und Parteivertretern lassen sich daher aus-
sagekräftiger erfassen, wenn man die Einstellungen zu konkreten sachpolitischen Themen oder 
Fragen der Gemeindeentwicklung einbezieht. Und hier zeigen sich doch einige bemerkenswerte 
Unterschiede zwischen den beiden Lagern.  
 
Der Hauptunterschied besteht darin, dass sich Parteilose in den Sachgeschäften viel weniger 
auf klare Aussagen festlegen lassen. In praktisch allen abgefragten Zielen der Gemeindepolitik 
fällt ihre Zustimmung deutlich weniger deutlich aus als bei den Parteivertretern. Verantwortlich 
dafür ist der Umstand, dass die inhaltlichen Differenzen zwischen dem linken und rechten Lager 
bei den Parteilosen viel geringer sind als bei den Parteivertretern. Das äussert sich dadurch, 
dass Parteilose, die sich selber links einstufen, sehr viel häufiger als Parteivertreter trotzdem 
bürgerliche Positionen unterstützen. Dies weist darauf hin, dass die Einbindung in eine politi-
sche Partei mit einer stärkeren „Ideologisierung“ einhergeht: d. h. mit der Tendenz, konkrete 
sachpolitische Positionen straff mit der abstrakten Links-Rechts-Dimension zu verknüpfen. 
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Letztlich verhalten sich Parteilose im rechten oder im linken Segment häufig so wie Parteivertre-
ter auf der mittleren Position. Das bedeutet, dass bei den Sachfragen die Parteilosen eine stark 
nivellierende Wirkung erzielen, sie scheuen im konkreten Fall klare Positionen und nehmen eine 
eher abwartende Haltung ein. Wo könnten die Gründe dafür liegen? Zum einen können Partei-
lose viel weniger oft auf politische Traditionen in ihrer eigenen Familie zurückgreifen, nur selten 
existieren politische Vorbilden ihrem engsten Umfeld. Parteivertreter sind dagegen häufig in ei-
nem politischen Klima aufgewachsen, so dass sie mit klaren politischen Positionen viel unver-
krampfter umgehen können. Möglicherweise ist die Einbindung in eine politische Partei mit einer 
stärkeren „Ideologisierung“ verbunden: d. h. mit einer ausgeprägteren Tendenz, konkrete sach-
politische Positionen straff mit der abstrakten Links-Rechts-Dimension zu verknüpfen. 
 
Charakteristisch für Parteilose kleinerer Gemeinden ist es, dass sie häufig sehr unvorbereitet ein 
Exekutivamt übernehmen. Politische Motive für die Ausübung des Amtes sind ihnen deshalb 
eher fremd.  
Was bedeutet das nun für die Gemeindepolitik? Sicherlich gibt es einen positiven Effekt, denn in 
vielen Sachgeschäften wird weniger mit Hilfe ideologischer Vorgaben, sondern aufgrund inhaltli-
cher Überlegungen nach den besten Lösungen gesucht. Dazu vergrössern Parteilose die Aus-
wahl an fähigen Kandidaten und setzten Parteien, wo es sie noch gibt, einem stärkeren Wett-
bewerbsdruck aus, was positive Auswirkungen auf die Qualität der Wahlen haben kann. Trotz-
dem wiegt die Befürchtung schwerer, dass die Gemeindepolitik insgesamt an Berechenbarkeit 
verliert. Parteilose können von den Wählerinnen und Wählern politisch weniger eingeschätzt 
werden, und es besteht die Gefahr, dass die Weichenstellungen in wichtigen Fragen der Ge-
meindeentwicklung eher zufällig zustande kommen und langfristige, kontinuierliche Planungen 
zunehmend durch zufällige Adhoc-Entscheidungen ersetzt werden.  
 
  



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik      http://socio.ch/gem/palo.pdf 

 

177 
 

 

10. Kapitel:  Das Verhältnis der Parteilosen zu den poli-
tischen Parteien 
 
Die dem Parteienspektrum ähnliche Verbreitung der Parteilosen auf der Links-Rechts-Achse 
führt zur Frage, ob diese starke Streuung zufälliger Natur ist, oder sich die parteilosen Gemein-
deräte in ihrer politischen Orientierung an das Parteiensystem anlehnen. Aufschluss darüber 
geben uns die Mitteilungen der Parteilosen über ihre Sympathien bzw. Antipathien gegenüber 
den Parteien. Zu diesem Zweck sind die Parteilosen nach der ihren politischen Überzeugungen 
am nächsten stehende und am weitesten entfernte Partei gefragt worden (bzw. ob sie sich 
überhaupt mit irgendeiner Partei positiv oder negativ identifizieren).  
 
Dabei hat sich gezeigt, dass sich parteilose Exekutivmitglieder in hohem Mass an den beste-
henden Parteien orientieren, sowohl im negativen wie auch im positiven Sinn. Figur 10.1 illust-
riert diese starke Anlehnung an das Parteiensystem. Nur eine sehr kleine Minderheit der Partei-
losen von gut 10 Prozent gibt an, dass es keine Partei gibt, die ihren politischen Überzeugungen 
nahe kommt, und sogar nur rund 5 Prozent nennen explizit keine Partei, die sie als am weites-
ten entfernt von ihren politischen Ansichten betrachten.  
 

Figur 10.1: Parteien, die den Parteilosen politisch am nächsten und am weitesten entfernt stehen,  

 
 
Die mit Abstand beliebteste Partei unter den Parteilosen ist die FDP. Jeder fünfte Parteilose hat 
sie zu seiner politisch nächsten Partei erklärt. Mit einigem Abstand folgen die SVP und die CVP, 
die jeweils zu rund 15 Prozent als Referenzpartei genannt wurden. Generell fällt die sehr starke 
Orientierungskraft der bürgerlichen Bundesratsparteien auf. Zusammen mit der BDP - zum jetzi-
gen Zeitpunkt die vierte bürgerliche Kraft in der Landesregierung - gelten SVP, FDP oder CVP 
für 60 Prozent der Parteilosen als politische Bezugspunkte. Überraschend tief ist dagegen das 
Renommée der linken Parteien der Sozialdemokraten und Grünen, denn nur jeder sechste Ex-
ponent aus dem Lager der Parteilosen nennt eine der beiden als politisch am nächsten stehen-
de Partei. Eine relativ hohe Beliebtheit haben dafür in der kurzen Zeit ihres Bestehens die Grün-
liberalen erreicht, während von der LPS und der EVP praktisch keine Strahlkraft auf Parteilose 
ausgeht.  
Auf der negativen Seite, der Frage der politisch am weitesten entfernten Partei, sind die Nen-
nungen nicht so breit gestreut. Es haben sich ganz klar drei „Antipoden“ herauskristallisiert, die 
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das Feld der unbeliebten Parteien eindeutig dominieren. An der Spitze steht mit Abstand die 
SVP, die von jedem dritten parteilosen Gemeinderat als politisch am weitesten entfernte Grup-
pierung bezeichnet wird. Dahinter folgt mit mehr als 20 Prozent der Nennungen die LEGA dei 
Ticinesi, die es, obwohl sie eine regionale Partei ist, durch eine radikale politische Haltung und 
durch provokative Auftritte ihrer Exponenten zu einer landesweit abgelehnten Partei geschafft 
hat. Dritte Kraft mit einer stark negativen Ausstrahlung ist die SP als führende linke Partei, die 
für viele bürgerlich denkende Parteilose als absolutes Feindbild gilt.  
 
Vergleicht man die Beliebtheit der Parteien bei den Parteilosen in den kleinen, mittleren und 
grossen Gemeinden, ergeben sich relativ geringe Unterschiede. Während FDP und CVP in den 
grösseren Gemeinden eine stärkere Anziehungskraft auf die Parteilosen ausüben, besitzen SP 
und SVP umgekehrt in den kleinen Gemeinden etwas mehr parteilose Anhänger (Figur 10.2). 
Auch der Anteil der Parteilosen, die sich für keine Partei entscheiden, ist in kleinen Gemeinden 
leicht höher. 

Figur 10.2: Parteien, die den Parteilosen politisch am nächsten stehen, nach Gemeindegrösse, in 
Prozent. 

 
 
 
Bei der Bewertung der politisch entferntesten Partei sind die Differenzen zwischen kleinen und 
mittleren sowie grösseren Gemeinden noch kleiner. Nur bei der SP ist der Anteil „feindlich“ ge-
sinnter Parteiloser in grösseren Gemeinden markant höher (vgl. Figur 10.3). Dagegen beträgt 
die Quote der Parteilosen, die SVP oder LEGA am stärksten ablehnen, in beiden Grössenkate-
gorien knapp über 50 Prozent.  
 
Wie verhält es sich mit den Präferenzen und Abneigungen in den einzelnen Links-Rechts-
Segmenten der Parteilosen? Natürlich liegt die Annahme nahe, dass linke Parteilose linke Par-
teien bevorzugen und rechte Parteien ablehnen, und dass umgkehrt rechtsstehende Parteilose 
bürgerlichen Parteien den Vorzug geben.  
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Figur 10.3: Parteien, die den Parteilosen politisch am weitesten entfernt sind, nach Gemeindegrös-
se, in Prozent. 

 
 
Tatsächlich zeigt sich, dass linke Parteilose zu 52 Prozent die Sozialdemokratien oder die Grü-
nen und rechte Parteilose zu beinahe 57 Prozent die FDP und SVP als ihnen am nächsten ste-
hende Partei bezeichnen (Tab. 10.1). Während aber im rechten Segment die Dominanz der 
bürgerlichen Parteien eindeutig ist, bekennt sich ein überraschend hoher Anteil linker Parteiloser 
zu einer Partei aus dem bürgerlichen Lager. 
Im Mitte-Segment ist der Anteil der parteilosen Gemeinderäte, die keine Partei präferiert, erwar-
tungsgemäss am höchsten. Aber auch in diesem politischen „Niemandsland“ ist die Anzie-
hungskraft der Parteien sehr gross. Wie im rechten Segment dominieren auch hier, wenn auch 
auf tieferen Niveau, ganz klar die bürgerlichen Parteien. Beliebteste Partei ist die CVP vor der 
FDP und mit klarem Abstand die SVP. Ganz schwach schneiden die linken Parteien ab, die 
praktisch keine Ausstrahlungskraft auf die Mitte-Position besitzen und von der GLP, die nur in 
wenigen Kantonen aktiv ist, schon eingeholt worden sind.  
 
Bei der Frage der am weitesten entfernten liefern die zentristischen Parteilosen die interessan-
ten Ergebnisse (Tab. 10.2). In der Mitte sind die linken Parteien deutlich weniger unbeliebt als 
die SVP. Es scheint, dass sich die Parteilosen in der Mitte sowohl im Guten wie im Schlechten 
an den bürgerlichen Parteien orientieren, wobei der FDP und der CVP die Rolle der Guten und 
der SVP die Rolle der Schlechten zufällt. Linke Parteien sind somit in diesem Mitte-Bereich als 
positive Bezugspunkte praktisch nicht existent.  
Bei den rechten Parteilosen sind natürlich die Linksparteien und die LEGA die abschreckenden 
Parteien, aber auch die SVP bekommt hier mit einer Quote von 14 Prozent eine steifen Gegen-
wind zu spüren. Die scharfe Auseinandersetzung im Bürgerblock zwischen SVP auf der einen 
und FDP und CVP auf der anderen Seite um die bürgerliche Vormachtstellung macht sich also 
auch bei den rechtsorientierten Parteilosen bemerkbar.  

 

 

 

0%

10%

20%

30%

40%

FDP CVP SVP SP GP GLP EVP LPS BDP LEGA andere keine

Partei

-1000 1000-



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik      http://socio.ch/gem/palo.pdf 

 

180 
 

Tabelle 10.1: Partei, die den Parteilosen am nächsten steht, nach der politischen Position der Par-
teilosen, in Prozent. 

 Ideologische Orientierung:  

Politisch nächste 
Partei: 

Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

N= 

FDP 6.3 17.2 29.8 537 

CVP 11.6 24.0 12.3 389 

SVP 2.3 10.2 27.1 430 

SP 36.9 6.2 1.1 356 

GP 15.3 2.2 0.5 146 

GLP 10.0 6.5 6.0 198 

EVP 2.4 2.7 1.1 49 

LPS 0.1 0.7 3.4 50 

BDP 2.8 9.8 10.2 210 

LEGA 0.2 0.0 0.5 9 

Andere Partei 1.4 1.6 1.2 37 

Keine Partei 10.7 18.9 6.7 281 

 
 
Vergleicht man die Links-Rechts-Werte der Parteilosen mit den Werten der Vertreter der von 
ihnen als politisch am nächsten bezeichnete Partei, fallen die geringen Unterschiede bei den 
drei grossen bürgerlichen Parteien auf (vgl. Figur 10.4).  
Parteilose, die die FDP, CVP oder SVP als nächste Partei bestimmen, sind politisch kongruent 
mit den Mandatsträgern die von ihren bevorzugten Partei, sie befinden sich mit dieser praktisch 
auf einem identischen Punkt auf der Links-Rechts-Achse. Etwas deutlicher sind die Unterschie-
de bei den linken Parteien, die klar auf der linken Seite der von ihnen genannten Parteilosen 
liegen.  
Diese Differenz ist ein Hinweis darauf, dass sich Sozialdemokraten und Grüne auch für wohlge-
sinnte Parteilose zu stark links positionieren. Aber das mit Abstand stärkste Missverhältnis zwi-
schen Parteilosen und der von ihnen präferierten Partei besteht bei der Grünliberalen Partei. 
Hier zeigt sich sehr deutlich die starke Diskrepanz zwischen der Selbsteinordnung der Grünlibe-
ralen und ihrer öffentlichen Wahrnehmung. Während in der öffentlichen Wahrnehmung die GLP 
als Partei der Mitte oder sogar von Mitte-Links erscheint, definiert sie sich selbst ganz klar als 
Mitte-Rechts-Partei. 
Zusammenfassend kann man feststellen, dass sich die Parteilosen in einem hohen Mass an den 
grossen Parteien orientieren. Dabei ist die bürgerliche Dominanz bei den bevorzugten Parteien 
sehr gross, während die SP und die GP eine gewisse Wirkungskraft ausschliesslich im linken 
Segment entfalten können. Auch bei den Parteilosen auf der mittleren Position der Links-
Rechts-Skala, bei denen man eine gewisse Parteienskepsis erwarten dürfte, ist eine ausgepräg-
te Parteienorientierung vorhanden.  
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Tabelle 10.2: Partei, die den Parteilosen am weitesten entfernt ist, nach der politischen Position 
der Parteilosen, in Prozent. 

Politisch am wei-
testen entfernte 
Partei 

Ideologische Orientierung  

Links 
(0-4) 

Mitte 
(5) 

Rechts 
(6-10) 

N= 

FDP 2.7 1.8 0.5 36 

CVP 1.2 2.0 1.8 41 

SVP 61.0 33.5 13.4 799 

SP 1.7 10.8 31.6 444 

GP 1.7 8.2 15.8 242 

GLP 0.8 2.0 3.1 53 

EVP 1.8 2.5 3.1 63 

LPS 0.6 1.4 1.5 30 

BDP 1.3 1.0 1.2 29 

LEGA 22.1 22.9 20.7 532 

Andere Partei 0.8 2.0 2.8 50 

Keine Partei 4.4 11.7 4.5 145 

 

Figur 10.4: Differenz zwischen der Links-Rechts-Position der Parteilosen und der Position der ih-
nen am nächsten stehende Partei. 

 
Lesebeispiel:  Die Parteilosen, die die SP als politisch nächste Partei bezeichnen, sind im Durchschnitt 0.36 Punk-

te weiter rechts positioniert als die Vertreter der SP. 
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11. Kapitel: Strategische politische Orientierungskrite-
rien 
 
An demokratisch gewählte Exekutivmitglieder werden sehr divergierende und teilweise wider-
sprüchliche Rollenerwartungen gestellt, über deren relative Gewichtung sie zumindest teilweise 
selbständig entscheiden können. Die einen sehen sich vorrangig als „Delegierte“, die die Inte-
ressen bestimmter Parteien, Verbände oder Wählergruppen zu vertreten, auf deren Unterstüt-
zung sie bei den Wahlen abhängig sind. Andere verstehen sich als „Treuhänder des Gemein-
wohls“ („trustees“ im Sinne von Eulau et. al. 1959) mit dem Streben, das (in ihrem subjektiven 
Verständnis) für die Gesamtheit der Wählerschaft und die Zukunft des Gemeinwesens optimal 
Richtige zu tun (vgl. Riemer 1967). Die Frage, welchen dieser zwei Basisorientierungen Priorität 
zukomme, gehört seit langem zu den zentralen Themen demokratietheoretischer Diskussion: 
beginnend mit James Madison, der für eine Politik ohne Parteien eingetreten ist mit der Begrün-
dung, dass Parteien immer dem Gemeinwohl widersprechende Sonderinteressen entwickeln 
würden (Quarles 2007). Dritte wiederum legen Wert darauf, sich (z. B. im Hinblick auf bevorste-
hende unsichere Wahlen) gegenüber wechselnden Meinungskonstellationen und Stimmungen 
in der Öffentlichkeit responsiv zu verhalten (Prewitt & Eulau 1969); und Vierte bemühen sich um 
eine von Partikularinteressen möglichst befreite „moralische“ Politik, die über die Wählerschaft 
hinaus auch auf die Anliegen anderer, die von den Entscheidungen mitbetroffen sind (z. B. Aus-
länder oder Nachgeborene) Rücksicht nimmt.  
Hinzu kommt schliesslich auch die Motivation, sich im Regierungsgremium als loyales, in sei-
nem Entscheidungsverhalten konsistentes Mitglied zu verhalten und durch flexible Kompromiss-
bereitschaft zu einer speditiven und konsensualen Entscheidungsfindung beizutragen. Dieser 
„horizontale Konformitätsdruck“ ist in der Schweizerischen Konkordanzdemokratie besonders 
relevant, weil die Exekutivgremien kollegial entscheidende Mehrparteienbehörden sind, deren 
Mitglieder dauernd genötigt sind, trotz ideologisch-sachpolitischer Divergenzen zu konvergenten 
Kompromissentscheidungen zu gelangen.  
 
Zur Ermittlung solcher Orientierungskriterien wurden die Informanten gefragt, welche drei der 
acht folgenden Kriterien auf ihre politische Entscheidungsfindung den grössten Einfluss und 
welche drei den geringsten Einfluss hätten (wobei dann den restlichen zwei nichtgenannten eine 
mittlere Bedeutung zugeordnet wurde): 
1) vermutliche Mehrheitsmeinung in der Gemeindebevölkerung 
2) eigene innere Überzeugung und Handlungsmassstäbe  
3) Programme, Beschlüsse und Meinungsäusserungen einer politischen Gruppierung 
4) Meinungsverhältnisse in der Exekutive und in wichtigen Kommissionen 
5) Meinungen wichtiger Vereine und Verbände in der Gemeinde 
6) Bedürfnisse und Anliegen wichtiger ortsansässiger Betriebe 
7) Meinungen persönlich bekannter Privatpersonen 
8) Vermutung, wie Behörden anderer Gemeinden in derselben Situation entscheiden würden. 
 
Im Hinblick auf eine vereinfachte intervallskalierte Analyse wurde den drei wichtigsten Kriterien 
der Wert 100 den drei unwichtigsten jeweils der Wert 0 zugeordnet, und den beiden nicht ge-
nannten Kriterien (die damit implizit als mittelmässig relevant beurteilt wurden) der Wert 50. 
 
Einfache Mittelwertvergleiche machen deutlich, dass Präsidenten wie auch die gewöhnlichen 
Ratsmitglieder (beiderlei Geschlechts) der „eigenen Überzeugung“ den höchsten Rang einräu-
men (Tab. 11.1). Dies mag darauf hindeuten, dass die Mandatsträger tatsächlich hinreichende 
Spielräume für autonom bestimmte Entscheidungen sehen, oder dass sie - im Sinne „sozialer 
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Erwünschtheit“ - gern den Eindruck vermitteln möchten, sich in ihrem Handeln nicht von äusse-
ren Anpassungszwängen und Subordinationen fremdbestimmen zu lassen  
An zweiter Stelle folgt dicht darauf die „Mehrheitsmeinung der Bevölkerung“, die bezeichnen-
derweise vor allem bei Gemeindepräsidenten (die sich dank ihrer integrativen politischen Füh-
rungsfunktion keine Parteilichkeit leisten können) im Vordergrunde steht. Auf dem dritten Platz 
stehen die „Meinungen in der Exekutive“: d. h. die Positionen anderer Mitglieder, die im Interes-
se konkordanter überparteilicher Entscheidungsfindung im eigenen Kalkül mitberücksichtigt 
werden müssen. Noch deutlicher sind es hier wiederum die Präsidenten, die – im Sinne ihrer 
Vermittlungsaufgabe als „primus inter pares“ – diesem Kriterium mehr Gewicht beimessen. Bei 
den übrigen Mitgliedern sind die Frauen offensichtlich etwas stärker als ihre männlichen Kolle-
gen motiviert, sich vom horizontalen Einflussfeld des Ratskollegiums bestimmen zu lassen. 

Tabelle 11.1: Durchschnittliche Bewertung verschiedener Orientierungskriterien: nach Geschlecht 
und Status innerhalb der Exekutive (Werte: 0, 50 oder 100). 

Orientierungskriterien: 
Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Frauen Männer Frauen Männer 

Eigene Überzeugung 81 84 83 84 

Mehrheitsmeinung der Bevölkerung 83 79 77 77 

Meimungen in der Exekutive  81 80 74 70** 

Meinung ortsansässiger Betriebe 49 48 47 51** 

Meinung lokaler Vereine und Verbände 43 41 42 41 

Meinung der Behörden anderer Gemeinden 38 32 40 33** 

Meinung einer politischen Partei 27 26 36 33** 

Meinung wichtiger Privatpersonen 13 16 15 18** 

 
 * p < .05       ** p < .01    (jeweils im Vergleich zwischen Männern und Frauen) 

 
Diese drei vorrangigen, in der offiziellen politischen Kultur hoch legitimierten Entscheidungskrite-
rien sind durch eine gewaltige Kluft von 30 Prozentpunkten von all jenen anderen Orientierun-
gen getrennt, die – da sie auf partikuläre Interessen zum Inhalt haben – grundsätzlich weniger 
Legitimation geniessen. Dabei rangiert die Rücksichtnahme auf lokale Wirtschaftsinteressen – 
die bei männlichen Ressortvorstehern besonders ausgeprägt ist – klar vor den Interessen örtli-
cher Vereine und Verbände, und die (vor allem bei Frauen ausgeprägte) Orientierung an den 
Meinungspositionen anderer Gemeinden folgt – wiederum deutlich davon abgehoben – auf 
Rang sechs. Überraschend – und zum Teil natürlich durch die grosse Zahl der  Parteilosen be-
dingt – ist das Ergebnis, dass die „Meinung der politischen Partei“ noch weiter hinten auf dem 
siebten Platze rangiert. Die besonders niedrigen Werte bei den Präsidenten deuten darauf hin, 
dass sich die Gemeindevorsteher (beiderlei Geschlechts) meist als Volksvertreter mit überpartei-
lichem Führungsauftrag sehen. 
 
Im Folgenden soll die Frage erhellt werden, in welcher Weise die Entscheidungsorientierungen 
durch Parteilosigkeit oder durch die Bindung an verschiedene Parteien mitbeeinflusst werden. 
Als erste, trivialste Vermutung bietet sich die Hypothese an, dass Parteigebundene sehr viel 
stärker als Parteilose dazu tendieren, ihr Entscheidungsverhalten an einer (nämlich ihrer eige-
nen) politischen Gruppierung zu orientieren. Dieser Parteieinfluss dürfte mit wachsender Ge-
meindegrösse anwachsen, insofern die lokalen Parteisektionen an Grösse, Organisationsgrad 
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und Finanzkraft zunehmen und dank regerer Eigenaktivität und differenzierteren Führungsorga-
nen immer besser in der Lage sind, das Entscheidungsverhalten ihrer Repräsentanten zu über-
wachen und evtl. auch darauf Einfluss zu nehmen. 
Die Ergebnisse zeigen, dass sich zwar auch einige Parteilose an einer politischen Gruppierung 
(der sie de facto nahestehen, ohne ihr formell anzugehören) ausrichten; aber wie erwartet tun 
sie dies in viel geringerem Masse als die Vertreter der politischen Parteien. Es erstaunt nicht, 
dass sich Sozialdemokratische Mandatsträger weitaus stärker als bürgerliche Exekutivmitglieder 
an ihrer Parteigruppierung ausrichten, da linke Parteien traditionsgemäss eine klarer ausgepräg-
te, verbindlichere Ideologie aufrechterhalten und auf ihre Mitglieder stärkere Konformitätszwän-
ge und Kontrollen auszuüben pflegen. An zweiter Stelle stehen eindeutig die FDP-Vertreter, die 
sich in Kleingemeinden vor allem gegenüber ihren SVP-Kollegen und in grösseren Gemeinden 
gegenüber den Repräsentanten der CVP durch eine höhere Parteiloyalität profilieren. Wie er-
wartet nimmt das Gewicht der Parteiorientierung mit wachsender Einwohnerzahl der Gemeinden 
generell zu: allerdings mit auffälliger Ausnahme der CVP, wo in den mittleren Gemeinden offen-
bar die geringste Parteienbindung besteht. 

Tabelle 11.2: Bedeutung des Kriteriums “Programm und Beschlüsse einer politischen Partei“: 
nach Parteirichtung und Gemeindegrösse 

Einwohnerzahl: Parteilos FDP CVP SVP SP Lok. Grup. Alle Part. 

-500 20 31** 38** 25** 54** 36** 29** 

501-1000 18 39** 29** 32** 48** 37** 32** 

1001-2000 16 40** 30** 27** 50** 37** 35** 

2001-5000 18 41** 32** 41** 55** 36** 40** 

5001-10000 22 45** 38** 47** 64** 53** 48** 

Total 18 42** 33** 36** 58** 38** 39** 

 

 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

Weil Parteilose bei ihrer Meinungsbildung und Entscheidungsfindung nicht auf eine politische 
Gruppierung Rücksicht nehmen müssen, verfügen sie im Prinzip über mehr Spielraum, um sich 
an anderen Instanzen zu orientieren. Umgekehrt stehen sie wohl unter etwas grösserem Druck, 
sich durch Anpassung an die Mehrheitsmeinung der Bevölkerung hinreichende politische Unter-
stützung erwerben, die sie für die Wahl benötigen. Denn da sie nicht auf die zuverlässige Unter-
stützung spezifischer politischer Gruppierungen und Wählersegmente zählen können, müssen 
sie versuchen, sich innerhalb der gesamten Wählerschaft eine möglichst diversifizierte Basis zu 
sichern. 
 
Wie aus Tabelle 11.3 ersichtlich ist, lässt sich diese Vermutung nur in bescheidenem Umfang 
bestätigen. Zwar liegt die Mehrheitsorientierung bei den Parteilosen in der Gesamtstichprobe 
signifikant höher als bei den Parteivertretern (wiederum mit Ausnahme der CVP), aber dieses 
Ergebnis beruht zum grossen Teil darauf, dass die Parteigebundenen bevorzugt in grösseren 
Gemeinden (wo die Orientierung an Bevölkerungsmehrheiten teilweise generell schwächer aus-
geprägt ist) amtieren. Einzig bei den Sozialdemokraten wird der Spielraum für Mehrheitsorientie-
rung durch die ausgeprägte Parteidisziplin (siehe oben) derart reduziert, dass sie selbst in 
Kleinstgemeinden signifikant niedriger als bei den Parteilosen liegt. 
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Tabelle 11.3: Bewertung des Kriteriums “Mehrheitsmeinung der Bevölkerung“, nach Parteirichtung 
und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 81 80 84 75 81 66* 76 

501-1000 81 77 73* 83 79 77 72 

1001-2000 79 77 76 80 78 69** 79 

2001-5000 77 77 80 80 72 72 77 

5001-10000 80 73* 72 81 75 64* 80 

Total 80 76** 76*** 80 75** 69** 76* 

 
 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

Analog dazu wäre zu vermuten, dass Parteilose mangels Parteienförderung umso stärker von 
der Unterstützung durch kommunale Vereine und Verbände abhängig sind und deshalb eher 
dazu neigen, sich im Amt deren Interessen zu eigen zu machen. Dieser Zusammenhang dürfte 
zumindest in grösseren Gemeinden deutlich hervortreten, wo solche organisierte Gruppen als 
Spender von Wahlkampfmitteln von Bedeutung sind. Auch diese Hypothese wird – wenn auch 
nur schwach – bestätigt: tatsächlich geben Parteilose der Meinung von wichtiger Vereine und 
Verbände zumindest in Gemeinden über 1000 Einwohnern etwas mehr Gewicht als die Vertreter 
der meisten politischen Parteien – erneut mit einer gewissen Ausnahme der CVP (Tab.11.4). 

Tabelle 11.4: Bewertung des Kriteriums “Meinung wichtiger Vereine und Verbände“, nach Partei-
richtung und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 40 42 41 45 38 44 38 

501-1000 44 42 43 48 37 38 42 

1001-2000 46 39** 36** 42 37* 34** 39 

2001-5000 46 40* 37** 46 41 36** 43 

5001-10000 47 40 42 42 38 37 42 

Total 43 40** 38** 45 39** 37** 40 

 
 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
Angesichts der bescheidenen Unterschiede wäre der Schluss allerdings weit überzogen, Partei-
lose würden de facto als Exponenten nichtpolitischer Interessengruppen in den Räten sitzen und 
den Vereinen dadurch zu bisher unerreichbarem kommunalpolitischem Einfluss verhelfen. Auch 
das in Kapitel 7 gefundene Ergebnis, dass Vereine nur selten parteilose Kandidaten portieren 
(vgl. Tab. 7.17), steht einer derartigen Auffassung entgegen. Interessant ist auch das Ergebnis, 
dass die Orientierung an lokalen Vereinen – im Gegensatz zu derjenigen an Parteien – mit 
wachsender Gemeindegrösse keineswegs zunimmt, obwohl die Zahl und Handlungsfähigkeit 
derartiger Organisationen natürlich steigt. Dies impliziert, dass sich zumindest die relativen poli-
tischen Gewichtsverhältnisse mit wachsender Einwohnerzahl zunehmend auf die explizit für 
Politik zuständigen Gruppierungen (nämlich die politischen Parteien) verschieben. 
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Noch verfehlter wäre die Vorstellung, Parteilose würden ihr Defizit an Parteiorientierung mit um-
so stärkerem Eingehen auf Interessen der lokalen Wirtschaft kompensieren. Die „Meinung orts-
ansässiger Betriebe“ rangiert bei ihnen gar signifikant niedriger als bei den bürgerlichen Parteien 
– besonders der SVP, deren Vertreter vor allem in grösseren Gemeinden als „verlängerter Arm 
des lokalen Gewerbes“ häufig eine sehr wirtschaftsfreundliche Tätigkeit entfalten (Tab. 11.5). 

Tabelle 11.5: Bewertung des Kriteriums “Meinung ortsansässiger Betriebe“, nach Parteirichtung 
und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 45 45 42 53 51 38 33 

501-1000 51 51 52 44 53 30** 43 

1001-2000 52 52 49 51 58* 39** 46 

2001-5000 51 51 53 52 62** 41** 49 

5001-10000 54 54 53 53 60 39* 46 

Total 48 50 52** 52* 59** 39** 45 

 
 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

Angesichts dieser Ergebnisse stellt sich die Frage, ob Parteilose ihre Freiheiten vielleicht über-
haupt nicht durch um so stärkere Bindungen an nichtparteiliche Öffentlichkeiten und Akteure 
kompensieren, sondern primär dafür nutzen, um sich autonom an selbstgesetzten Werten und 
Zielsetzungen zu orientieren, gemäss Sherill’s Diktum “The alternative to party politics is the 
politics of everyone for him- or herself.” (Sherrill 1998). 
 
Die Ergebnisse in Tabelle 11.6 zeigen genau das Gegenteil: es sind die Parteigebundenen (al-
len voran die Vertreter der Sozialdemokratie), die der „eigenen Überzeugung“ das höchste Ge-
wicht beimessen – wohl deshalb, weil sie im Kontext ihrer Partei sozialisiert worden sind, bzw. 
bereits ihren Parteieintritt in Übereinstimmung mit ihren subjektiven Ansichten vorgenommen 
haben.  

Tabelle 11.6: Bedeutung des Kriteriums “eigene Überzeugungen“, nach Parteirichtung und Ge-
meindegrösse. 

 Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 77 81 80 83 85 85 79 

501-1000 80 82 80 83 86 87 82 

1001-2000 84 86 88 85 86 86 86 

2001-5000 87 87 87 86 92 90 85 

5001-10000 89 90 89 89 90 91 82 

Total 80 86** 86** 86** 87** 90** 84* 

 

 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 
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Insofern eine derartige Koinzidenz zwischen subjektiver Meinung und Parteistandpunkten be-
steht, ist auch nicht verwunderlich, dass die Orientierung an inneren Gesinnungen (gleichläufig 
mit derjenigen an Parteimeinungen) mit zunehmender Gemeindegrösse steigt. Eine alternative 
Erklärung ergibt sich aus der Überlegung, dass Exekutivrollen in grossen Gemeinden mit mehr 
Macht und Einfluss verbunden sind und deshalb breitere Spielräume für die Entfaltung persönli-
cher Werte und Zielsetzungen gewähren. 
Des weiteren könnte man argumentieren, dass Parteilose dank ihrer Freiheit von „imperativen 
Mandaten“ und andern externen Anpassungszwängen mehr Spielraum haben, um sich in den 
behördeinternen Meinungsbildungsprozessen flexibel zu verhalten und dadurch einen zur Kon-
sensfindung im Kollegialgremium einen überdurchschnittlich grossen Beitrag zu leisten. 
Tatsächlich zeigt sich, dass sich Parteilose zumindest in kleineren Gemeinden etwas stärker als 
Parteigebundene von den „Meinungsverhältnissen in der Exekutive“ leiten lassen: d. h. zuguns-
ten konsensualer Entscheidungsfindung auf fixe eigene Positionen verzichten (Tab.11.7). 

Tabelle 11.7: Bewertung des Kriteriums “Meinungsverhältnisse in Exekutive“, nach Parteirichtung 
und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl: Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 78 74** 74 75 73 65* 71 

501-1000 79 75** 75 73* 73* 79 69* 

1001-2000 77 71** 68** 72* 72 69* 70* 

2001-5000 72 71 70 73 71 67 70 

5001-10000 66 69 74 69 63 64 80 

Total 77 70** 71** 72** 70** 67** 69** 

 

* p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

Schliesslich liegt die Hypothese nahe, dass Parteilose mehr freie Valenzen haben, um sich bei 
ihrer Entscheidungsfindung an den Meinungen ausserkommunaler Akteure zu orientieren. Diese 
Vermutung wird in Tabelle 11.8 in sehr überzeugender Weise bestätigt: indem sich die Parteilo-
sen signifikant stärker als die Vertreter sämtlicher Parteien an den „Meinungen von Behörden 
anderer Gemeinden“ orientieren.  

Tabelle 11.8: Bewertung des Kriteriums “Meinungen von Behörden anderer Gemeinden“, nach 
Parteirichtung und Gemeindegrösse. 

Einwohnerzahl: Parteilos Alle Part. FDP CVP SVP SP Lok. Grup. 

-500 50 40** 30** 34 35* 46 47 

501-1000 42 34** 32* 31 36 30 35 

1001-2000 37 26* 32 32 34 39 38 

2001-5000 38 24** 25** 26 21** 30* 27* 

5001-10000 26 23 22 26 16 30 24 

Total 43 29** 27** 28** 26** 31** 33** 

 
 * p < .05      ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 
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Nur bei den grössten Gemeinden (wo interkommunale Orientierungen generell den niedrigsten 
Stellenwert besitzen) sind keine deutlichen Unterschiede mehr zu erkennen. So gibt es Raum 
für die Vermutung, dass Parteilose dank ihrer relativ geringen intrakommunalen Einbindung 
besser disponiert sind, sich eine interkommunale Perspektive zu eigen zu machen und dadurch 
zu einer besseren Konvergenz und Koordination ihrer Gemeinde mit anderen Gemeinden einen 
Beitrag zu leisten. Sie kontrastieren damit mit den Parteivertretern, die dank ihrer Einbindung in 
Kantons- und Bundesparteien umso mehr disponiert (ja verpflichtet) sind, die Gemeindepolitik 
mit der überlokalen Ebene zu vernetzen. 
 

Wie Prewitt und Eulau in einer früheren Studie festgestellt haben, hängen die Entscheidungsori-
entierungen gewählter Politiker eng mit den Bedingungen zusammen, unter denen sie ihr Amt 
erworben haben (bzw. ihre zukünftige Wiederwahl sichern können). So wird jemand, der sich in 
intensiver Konkurrenz mit anderen Kandidaten behaupten muss, sich gegenüber der Wähler-
schaft und verschiedenen (für seine Wahlunterstützung bedeutsamen) relevanten Interessen-
gruppen logischerweise „responsiver“ verhalten als jemand, der keine Wahlkonkurrenz zu be-
fürchten hat und deshalb mehr Spielraum sieht, um sich an eigenen Überzeugungen zu orientie-
ren (Prewitt/Eulau 1969). Im vorliegenden Fall stellt sich heraus, dass zwischen Wahlbedingun-
gen und Orientierungskriterien kaum signifikante Beziehungen bestehen (Tab.11.9). 

Tabelle 11.9: Bewertung der Kriterien „Meinung der politischen Partei“ und „Meinungen in der 
Exekutive“: nach Modus und Ergebnis der Wahl und Gemeindegrösse. 

  Gemeindegrösse 

Orientierung bei polit. 
Entscheidungen: 

 -2000 2001-5000 5001-10000 

Konkurrenzwahl: Pgeb Plos Pgeb Plos Pgeb Plos 

Meinung der Politischen 
Partei 

Ja, knappe Wahl 38 17 50 20 58 28 

Ja, klare Wahl  33 18 39 16 48 16 

Nein 30 19 35 20 51 32 

F-Test (sign.) .004 .392 .000 .459 .002 .102 

Meinungen in der 
Exekutive 

Ja, knappe Wahl 68 81 69 65 62 50 

Ja, klare Wahl 71 79 70 71 67 70 

Nein 75 77 74 76 68 68 

F-Test (sign.) .005 .315 .150 .337 .133 .495 

 

 
Die einzigen Ausnahmen bestehen darin, dass sich parteigebundene Exekutivmitglieder 
- stärker an ihrer politischen Partei orientieren, und 
- weniger Gewicht auf die Meinung anderer Exekutivmitglieder legen, 
wenn sie eine Konkurrenzwahl (vor allem eine mit knappem Ausgang) zu bestehen hatten. Die 
letztere Beziehung erreicht allerdings nur in kleinen Gemeinden statistische Signifikanz.  
 
Die Erklärung dafür liegt wohl darin, dass sie unter solchen Konkurrenzbedingungen stärker von 
der vollen Unterstützung der Partei abhängig sind: so dass sie in prononciertem Sinne als Par-
teirepräsentanten ins Exekutivgremium einziehen und auch wenig bereit sind, sich dort gegen-
über Vertretern anderer Parteien konziliant und kompromissbereit zu verhalten. Als alternative 
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Erklärungsvariante wäre allerdings auch denkbar, dass Konkurrenzursachen nicht die Ursache, 
sondern die Folge einer stark parteipolitisch geprägten Kommunalpolitik sein können: d. h. einer 
Konstellation, die dann auch in einer stark parteilichen Orientierung der gewählten Mandatsträ-
ger Ausdruck findet.  
Jedenfalls ist evident, dass es nur bei Parteigebundenen, nicht aber bei Parteilosen einen Un-
terschied macht, ob sie ihr Amt in einer kompetitiven oder unumstrittenen Wahl erworben haben. 
Daraus folgt, dass Konkurrenzwahlen die Wirkung haben, die Unterschiede im Entscheidungs-
verhalten Parteiloser und Parteigebundener zu akzentuieren. 
 

Während persönliche Merkmale wie Alter, Geschlecht oder Berufsstatus ohne Bedeutung sind, 
erweist sich das Bildungsniveau als eine Variable, die die Gewichtung der Entscheidungskrite-
rien in vielfältiger und signifikanter Weise determiniert. So sind Amtsinhaber mit Fachdiplomen 
und (insbesondere) Universitätszeugnissen erwartungsgemäss etwas stärker als Mandatsträger 
mit geringerer Ausbildung bereit, sich von ihren eigenen inneren Überzeugungen leiten zu las-
sen (Tab. 11.10). 

Tabelle 11.10: Gewichtung verschiedener Orientierungskriterien: nach Bildungsniveau der Exeku-
tivmitglieder. 

Orientierungskriterien:  
Obligat. 
Schule 

Lehre Fachdiplom Universität 
Sign.  
(F-Test) 

Mehrheitsmeinung der 
Bevölkerung 

Parteigeb. 76 77 78 72 .000 

Parteilos 77 80 81 79 .490 

Eigene Ueberzeugung 
Parteigeb. 82 81 86 92 .000 

Parteilos 68 79 80 88 .000 

Meinungen in der Exekutive 
Parteigeb. 74 76 71 66 .000 

Parteilos 79 80 75 77 .020 

Meinung der Politischen 
Partei 

Parteigeb. 36 37 37 43 .000 

Parteilos 23 20 17 15 .000 

Meinung ortsansässiger 
Betriebe 

Parteigeb. 51 51 53* 46 .000 

Parteilos 52 49 50 44 .006 

Meinung örtlicher Vereine 
und Verbände 

Parteigeb. 39 42 40 39 .198 

Parteilos 49 44 42 39 .002 

Meinungen der Behörden 
anderer Gemeinden 

Parteigeb. 38 31 28 27 .001 

Parteilos 44 42 46 42 .278 

 
 

Vor allem bei den Parteilosen ist dieser Zusammenhang sehr ausgeprägt. Diese „Innenlenkung“ 
bewirkt, dass die Meinungskonstellationen in der Exekutive, die Interessen der lokalen Wirt-
schaft sowie (nur bei den Parteilosen) die Anliegen örtlicher Vereine und (nur bei Parteigebun-
denen) die Mehrheitsmeinung der Bevölkerung sowie die Meinungen anderer Gemeinden etwas 
weniger berücksichtigt werden. Keineswegs hingegen reduziert sie die Parteiloyalität, sind doch 
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Parteigebundene mit Universitätsbildung stärker als alle anderen Bildungskategorien disponiert, 
sich an den Standpunkten ihrer politischen Gruppierung zu orientieren. 
 
In dritter Linie findet man einen gewissen Einfluss des konfessionellen Milieus, der sich aller-
dings auf nur zwei der sieben Orientierungen beschränkt. So bestätigt sich die seit Durkheim 
und Weber so populäre These von der stärkeren „Innenlenkung“ der Protestanten insofern, als 
Mandatsträger in Gemeinden mit weniger als 30% Katholiken eine etwas ausgeprägtere Orien-
tierung an „inneren Überzeugungen“ vermelden (Tab. 11.11). Demgegenüber legen die Behör-
demitglieder in dominant katholischen Gemeinden umso mehr Gewicht auf die Anliegen örtlicher 
Vereine. Hierin bestätigt sich die beispielsweise von Urs Altermatt vertretene These vom „ge-
meinschaftsbildenden“ Charakter des Katholizismus, der gerade in der Schweiz eine durch dich-
te Netzwerke freiwilliger Assoziationen gekennzeichnete „Subgesellschaft“ aufgebaut hat: mit 
dem Zweck, seine gesellschaftliche und politische Präsenz in einer von Protestanten dominier-
ten Eidgenossenschaft zu verstärken (vgl. Altermatt 1989; Geser 2004e). 

Tabelle 11.11: Gewichtung verschiedener Orientierungskriterien: nach Prozentanteil der Katholi-
ken an der Gemeindebevölkerung. 

Orientierungskriterien: 

 Anteil der Katholiken in der Bevölkerung   

 -25% 26-75% 76%+ 
Sign.  
(F-Test) 

Eigene Überzeugung 
Parteigeb. 88 87 83 .000 

Parteilos 81 82 78 .261 

Meinung örtlicher Vereine  
und Verbände 

Parteigeb. 36 40 44 .000 

Parteilos 40 43 48 .002 

 
 
Beim Vergleich der Kantone wird deutlich, dass in der deutschen und italienischen Schweiz ein 
fast durchgängiger Konsens besteht, dem Kriterium der „eigenen inneren Überzeugung“ ein 
sehr hohes Gewicht beizumessen – unabhängig davon, ob eine Parteibindung besteht. In den 
Westschweizer Kantonen Freiburg, Waadt, Neuenburg, Genf und Jura hingegen scheint diese 
autonome Innensteuerung eine sehr viel geringere Bedeutung zu haben. Vor allem die Parteilo-
sen Mandatsträger in Neuenburg und Genf profilieren sich als Kommunalpolitiker, die offensicht-
lich eher wenig Wert auf selbstbestimmtes Entscheidungshandeln legen (Figur 11.1). 
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Zumindest in Genf und Neuenburg scheinen die Parteilosen diesen Mangel an Innenlenkung 
durch um so stärkere Rücksicht auf die demokratischen Mehrheitsverhältnisse wettzumachen 
(Fig. 11.2), während im Wallis (zusammen mit Glarus und Nidwalden) auch dieses Kriterium 
relativ wenig Bedeutung hat. Im Einklang mit den Befunden der Tabelle sind es in einer Mehr-
zahl von 16 Kantonen die Parteilosen, die ihr Entscheidungshandeln etwas stärker an plebiszitä-
ren Mehrheitsmeinungen orientieren. 
Je grösser das Gewicht der Mehrheitsmeinung, desto ausgeprägter sind es vor allem die Partei-
losen, die dieses Kriterium ins Zentrum stellen, während es in Kantonen mit weniger „demokrati-
schen“ Exekutiven eher die Parteigebundenen sind, die ihm zu einer gewissen Bedeutung ver-
helfen. Mit andern Worten: Die Bindung an eine politische Partei scheint mit einem relativ 
gleichmässigen Niveau an Mehrheitsorientierung einherzugehen, während Parteilose auf einem 
sehr viel breiteren Spektrum streuen.  
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Figur  11.1: Gewicht des Kriteriums "eigene  Überzeugun-
gen " bei politischen Entscheidungen: nach Kantonen.  
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Die einer Partei angehörigen Mandatsträger verschiedener Kantone unterscheiden sich drama-
tisch im Ausmass, in dem sie sich die Positionen ihrer politischen Gruppierung in ihr Entschei-
dungshandeln einbeziehen (Figur 11.3). Überdurchschnittliche Loyalitäten finden sich eher im 
Westen und Süden (d. h. in den Kantonen Basel-Stadt, Solothurn, Tessin, Neuenburg und 
Genf,), besonders niedrige Werte in kleinen Innerschweizer Ständen und östlichen Regionen 
(Thurgau, Graubünden und Appenzell). 
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Figur 11.2:  Gewicht des Kriteriums "Mehrheitsmeinung 
der Bevölkerung" bei politischen Entscheidungen: nach 
Kantonen.  
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Die Bindung an eine politische Partei ist in zahlreichen, aber wie weitem nicht allen Kantonen 
mit einer reduzierten Orientierung an den eigenen Ratskollegen verbunden. Sowohl in der Ro-
mandie wie in der Ostschweiz überwiegen die Kantone, bei denen zwischen Parteigebundenen 
und Parteilosen keine deutlichen Unterschiede bestehen (Figur 11.4). Generell scheint die Aus-
richtung am Ratskollegium einheitlicheren Normen als beispielsweise die Parteiorientierung oder 
die Gewichtung der demokratischen Mehrheitsmeinung zu folgen. 
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Figur  11.3:  Gewicht des Kriteriums "Meinungen der 
Partei" bei politischen Entscheidungen: nach Kantonen.  
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Ganz im Sinne von Tab. 11.5 zeigt sich in Figur 11.5, dass sich Parteigebundene und Parteilose 
bezüglich des Grades, in dem sie sich an lokalen Wirtschaftsinteressen orientieren, in den meis-
ten Kantonen kaum voneinander unterscheiden. Die generell etwas stärkere ökonomische Ori-
entierung der Parteirepräsentanten kommt vor allem in Jura und Neuenburg zum Ausdruck, aber 
auch in einigen wenigen (meist kleineren) Kantonen im deutschen Sprachraum: z. B. Uri, Ap-
penzell und Luzern. Absolut betrachtet herrscht die stärkste lokale Wirtschaftsorientierung in 
Regionen mit einer noch traditionell verfassten ländlich-industriellen Wirtschaft (vor allem Gla-
rus, Obwalden und Nidwalden, Appenzell-Innerrhoden und Thurgau) vor, während sie in modern 
urbanen Kantonen wie Basel-Stadt oder Genf erwartungsgemäss weniger dominiert.  
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Figur  11.4: Gewicht des Kriteriums "Meinungen in der 
Exekutive " bei politischen Entscheidungen: nach 
Kantonen.  
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Im Vergleich zum stark schwankenden Gewicht von Wirtschaftsinteressen haben die Anliegen 
der Vereine und Verbände überall in der Schweiz ein sehr ähnliches Gewicht: mit auffälliger 
Ausnahme der Kantone Genf und Jura (und teilweise auch Luzern), wo vor allem die Parteilosen 
häufiger als anderswo die Position von „Vereinsrepräsentanten“ usurpieren (Figur 11.6). Auch in 
zahlreichen anderen Kantons tendieren Parteilose stärker als Parteigebundene dazu, Vereinsin-
teressen artikulieren: so dass Vereine zumindest in diesen Regionen darauf hoffen können, mit 
wachsendem Anteil parteiungebundener Exekutivmitglieder vielleicht etwas mehr kommunalpoli-
tischen Einfluss zu gewinnen. 
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Figur 11.5: Gewicht des Kriteriums "Interessen ortsansäs-
siger Betriebe" bei politischen Entscheidungen: nach Kan-
tonen.  
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In nicht weniger als 20 Kantonen sind es schliesslich eindeutig die Parteilosen, die die ihr Ent-
scheidungshandeln häufiger an interkommunalen Erwägungen (d. h. an den Meinungen ihrer 
Ratskollegen in anderen Gemeinden) orientieren (Figur 11.7).  
 
Bezeichnenderweise sind derartige Ausrichtungen in der Westschweiz besonders ausgeprägt, 
wo zentralistisch strukturierte Kantone den interkommunalen Austausch fördern und durch ihre 
kantonalen Vorgaben die Voraussetzungen für Harmonisierungen und Vereinheitlichen verbes-
sern. Sie kontrastieren damit vor allem mit dem Tessin und manchen Deutschschweizer Kanto-
nen (vor allem in der Zentralschweiz), wo die starken Traditionen der Gemeindedemokratie (und 
-autonomie) dazu führen, dass jede Kommune hinreichend mit sich selbst beschäftigt ist und 
den Exekutivmitgliedern infolge der starken Inanspruchnahme durch binnenkommunale Politik 
nur wenig Spielraum für interkommunale Orientierungen verbleiben. 
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Figur  11.6: Gewicht des Kriteriums "Meinungen wichtiger Vereine 
und Verbände" bei politischen Entscheidungen: nach Kantonen. 
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Schlussfolgerungen 
 
Ob ein Exekutivmitglied einer politischen Partei angehört oder nicht, hat offensichtlich nur einen 
bescheidenen Einfluss darauf, an welchen Kriterien er sich in einem Entscheidungshandeln ori-
entiert. Gemeinsam sind sie darin einig, vorrangig der inneren Stimme ihres Gewissens zu fol-
gen und im übrigen auf die in der Bevölkerung sowie im eigenen Ratsgremium dominierenden 
Meinungen Rücksicht zu nehmen.  
Die triviale Tatsache, dass bei Parteilosen die Rücksichtnahme auf eine Parteimeinung (in den 
meisten Fällen) völlig wegfällt, ist deshalb nicht so folgenschwer, weil auch die Parteigebunde-
nen (mit Ausnahme der Linken) den Positionen ihrer Partei erstaunlich wenig Gewicht beimes-
sen. Keinesfalls führt dies dazu, dass sie stärker ihren „eigenen Überzeugungen“ folgen, da sie, 
die sich nicht auf sicheren Parteisupport verlassen können, wohl besonders stark genötigt sind, 

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 

Zürich 

Bern 

Luzern 

Uri 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwalden 

Glarus 

Zug 

Freiburg 

Solothurn 

Basel-Stadt 

Basel-Land 

Schaffhausen 

Appenzell-Ausserrhoden 

Appenzell-Innerhoden 

St. Gallen 

Graubünden 

Aargau 

Thurgau 

Tessin 

Waadt 

Wallis 

Neuenburg 

Genf 

Jura 

Parteilose Parteigebundene 

Figur  11.7:  Gewicht des Kriteriums "Meinungen der Behörden ande-
rer Gemeinden" bei politischen Entscheidungen": nach Kantonen. 
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sich durch Rücksicht auf allerlei Stimmbürger(gruppen) eine ausreichende Wahlbasis zu si-
chern. Welche Gruppen dies sind, ist allerdings aufgrund der vorliegenden Daten wenig ersicht-
lich, da Parteilose offensichtlich gerade nicht generell geneigt sind, den Anliegen des lokalen 
Gewerbes oder der örtlichen Vereine grössere Beachtung zu schenken. Stattessen fällt auf, 
dass sie zwei Bezugsebenen stärker gewichten, die für ihre (Wieder-)Wahl wohl gerade nicht 
besonders entscheidend sind: ihre eigenen Ratskollegen sowie die Behörden anderer Gemein-
den. Daraus darf man vorsichtig folgern, dass die Zunahme der Parteilosen die Folge haben 
kann, einerseits die konsensualen Entscheidungsfindung in den kommunalen Kollegialbehörden 
und andererseits auch die harmonische Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden (z. B. im 
Rahmen von Zweckverbänden) zu verbessern. 
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12. Kapitel: Die Amtsführung der Gemeinderäte 

12.1 Ressortverteilung 

Ressorts werden in ihrer Bedeutung und ihrem Prestige nicht alle gleich bewertet. Als Schlüssel-
ressorts gelten das Präsidialamt und das Finanzressort, in denen die Fäden der einzelnen Res-
sorts zusammenlaufen. In diesen zwei Ressorts werden die Entwicklungen einer Gemeinde 
massgeblich vorbestimmt, denn Finanzchef und Präsident haben es in den Händen, auf wichtige 
Entscheidungen der Gesamtexekutive massgeblichen Einfluss auszuüben. Das dritte zentrale 
Ressort bildet das Soziale, in dem zwar weniger Entscheidungskompetenzen vereint sind, dafür 
aber ein beträchtlicher Teil des Budgets angefordert wird, um die verschiedenartigen Sozialhil-
feaufgaben bewältigen zu können.  
 
Ähnlich steht es auch mit dem Schulbereich, der durch einen grossen Ressourcen für Infrastruk-
turbauten gekennzeichnet ist. Auch das Bauressort und die Werke können zu den zentralen 
Bereichen gezählt werden, denn hier werden einerseits wichtige Bereiche der kommunalen Inf-
rastrukturplanung vorbestimmt und für die Entwicklung der Gemeinde wichtige Bauten geplant. 
Weiter hinten in der Hierarchie der Ressorts befinden sich Sport und Freizeit, Kultur, Umwelt 
und Gesundheit.  
 
Figur 12.1 veranschaulicht die Hierarchie der Ressorts bei einem Vergleich der Einflussmöglich-
keiten. Mit Abstand an der Spitze befinden sich Präsidium und Finanzressort, deren Vorsteher 
sich in mehr als 50 Prozent alle Fälle einen überdurchschnittlichen Einfluss zugestehen. Danach 
folgen Bau, Sicherheit und Werke mit einer Quote von gut 30 Prozent. Nicht ganz überraschend 
weit abgeschlagen finden sich die Sozialvorsteher, bei denen nur jeder fünfte Vertreter hervor-
stechende Einflussmöglichkeiten besitzt.  

Figur 12.1 Anteil Exekutivmitglieder mit überdurchschnittlichen Einflussmöglichkeiten in der Exe-
kutive, nach Ressorts. 

 
 
Es ist anzunehmen, dass sich die politischen Schwergewichte auf die wichtigen Ressorts kon-
zentrieren. Als erstes stellt sich die Frage, wie die Parteizugehörigkeit mit der Ressortbesetzung 
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korreliert. Dabei zeigt sich, dass die Parteien das Präsidium ganz überwiegend (in fast 80% aller 
Gemeinden) in ihren Händen haben (Figur 12.2). Das zweite starke Ressort der Parteien sind 
aber nicht die Finanzen, sondern - trotz der geringen Einflussmöglichkeiten innerhalb des Exe-
kutivgremiums - das Sozialamt. Dieses scheint für die Parteien wegen seiner wichtigen Aufga-
bengebiete von grosser Bedeutung zu sein. Hinzu kommt, dass es in verschiedenen Gebieten 
(z.B. in vielen Gemeinden im Kanton Luzern) als 50-Prozent-Amt vergeben wird.  
 
Am stärksten sind die Parteilosen hingegen im Bau- und Umweltbereich sowie in den Werken 
(zu fast 50 Prozent) vertreten. Für die Aufgaben dieser Ressorts ist das spezifische fachliche 
Wissen besonders hilfreich, weshalb hier die Parteizugehörigkeit wohl etwas in den Hintergrund 
tritt.  
 
 
Figur 12.2: Ressortverteilung nach Parteivertretern und Parteilosen 

 
 
Die Gemeindegrösse hat auf diese beschriebenen Konstellationen keine Auswirkungen. In allen 
Ressorts ist der Zusammenhang zwischen der Gemeindegrösse und dem Anteil der parteilosen 
Amtsvorstehern praktisch identisch (vgl. Tabelle 12.1). Kleine Abweichungen ergeben sich nur 
bei den kleinen Städten (10‘000 bis 20‘000 Einw.), in denen die Vertretung der Parteilosen ge-
genüber den mittleren Gemeinden (5000 bis 10‘000 Einw.) in einigen Ressorts wieder leicht an-
steigt (Soziales, Finanzen, Werke, Kultur).  
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Tabelle 12.1: Anteil Parteilose in den Aufgabengebieten, nach Gemeindegrösse 
 

Ressorts: 

Einwohnerzahl der Gemeinde  

bis 500 500-999 
1000-
1999 

2000-
4999 

5000-
9999 

10000-
19999 

20000+ Korr. 

Präsidium 57.9 44.1 20.9 13.3 3.4 0.0 0.0 -.49** 

Soziales 80.6 70.4 44.4 17.6 2.9 6.9 0.0 -.59** 

Finanzen 78.7 59.5 27.9 13.8 3.6 8.8 0.0 -.53** 

Bildung 81.3 69.1 34.8 20.7 8.5 4.8 0.0 -.54** 

Bau 88.2 63.3 45.9 23.3 1.6 3.3 0.0 -.55** 

Sicherheit 78.9 63.6 30.0 17.3 1.6 2.9 0.0 -.53** 

Gesundheit 88.5 57.7 41.5 12.8 6.7 2.9 0.0 -.57** 

Werke 83.2 72.9 37.9 25.9 8.1 12.2 5.9 -.53** 

Umwelt 78.9 65.7 44.8 18.2 11.7 4.7 0.0 -.52** 

Sport/Freizeit 84.0 68.2 34.1 21.4 11.5 4.8 0.0 -.53** 

Kultur 82.3 64.7 40.8 19.7 4.6 12.3 0.0 -.52** 

Gesamt 81.8 65.0 38.9 18.8 6.1 6.6 0.8 -.55** 

N= 1375 1271 1465 1658 712 367 114  

 
 
Bei Einbeziehung anderer intervenierender Variablen teilen sich dagegen die Ressorts in zwei 
Gruppen, die sich massgeblich voneinander unterscheiden. Die wichtigsten Unterscheidungs-
merkmale sind das Alter, das Geschlecht, die politische Position und die Führungsfunktion im 
Berufsleben (Tab. 12.2).  
 
Die zwei Gruppen sind: 

 die „harten“ Ressorts, der das Präsidium, die Finanzen, Bau, Sicherheit und Werke an-
gehören. Ihre Inhaber sind geprägt durch eine eher rechtsgerichtete politische Orientie-
rung, hohes Alter, männliches Geschlecht und einer Berufsstellung in höheren Führungs-
funktionen. 

 die „weichen“ Ressorts, zu denen das Sozialwesen, sowie die Bereiche Bildung, und 
Gesundheit gehören. In dieser Gruppe sind die Jungen, die Frauen, sowie links Positio-
nierte ohne berufliche Führungsposition überdurchschnittlich stark vertreten.  

 
Nur die beiden Ressorts Kultur und Sport/Freizeit können nicht eindeutig einer Gruppe zugeord-
net werden.  
Konzentrieren wir uns auf die deteminierenden Variablen, stellen wir fest, dass die politische 
Position und das Geschlecht sowie etwas weniger ausgeprägt die berufliche Stellung ganz klar 
die treibenden Kräfte für die Zweiteilung der Ressorts bilden. Der signifikanteste Zusammen-
hänge besteht darin, dass „weiche“ Ressorts übrwiegend von Frauen eingenommen werden, 
während in den „harten“ Ressorts die Männer dominieren. Die Präferenzen und Vorstellungen 
der Frauen und Männer unterscheiden sich beim Eintritt in die Exekutive offensichtlich funda-
mental voneinander. Etwas weniger stark ist der Einfluss des Alters und der genossenen Aus-
bildung.  
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Tabelle 12.2:  Korrelationen zwischen der Besetzung bestimmter Ressorts und verschiedenen de-
teminierenden Variablen (Gesamtstichprobe) 

 

Ressort: 
Politische 
Position 

(+= rechts) 

Alter 
(hoch) 

Geschlecht 
(Männer) 

 

Berufliche 
Stellung 

(Führungs-
funktion 

hoch) 

Ausbildung 
(hoch) 

Präsidium .07** .17** .10** .08** .05** 

Finanzen .10** .08** .10** .11** .08** 

Bau .06** .01 .14** .11** -.02 

Sicherheit .06* .01 .10** .03 -.05** 

Werke .09** -.02 .17** .06** -.04* 

Bildung -.10** -.08** -.18** -.03* .01 

Soziales -.11** .02 -.28** -.13** -.04** 

Gesundheit -.10** .01 -.26** -.10** -.06** 

Kultur -.06** .00 -.13** -.02 .00 

Umwelt -.01 -.03* .07** .00 .00 

Sport/Freizeit -.03* -.07** -.09** -.02 -.03* 

 
 
Tabelle 12.3: Korrelationen zwischen der Besetzung spezifischer Ressorts und verschiedenen 

deteminierenden Variablen: (nur Parteigebundene). 

 

Ressort: 
Politische 
Position 
(rechts) 

Alter 
(hoch) 

Geschlecht 
(Männer) 

 

Berufliche 
Stellung 

(Führungs-
funktion 

hoch) 

Ausbildung 
(hoch) 

Präsidium .07** .15** .10** .11** .04* 

Finanzen .10** .05* .10** .13** .06** 

Bau .07** .02 .14** .11** -.02 

Sicherheit .07** -.02 .10** .03 -.05* 

Werke .11** -.02 .14** .07** -.04* 

      

Bildung -.10** -.06** -.12** -.01 .01 

Soziales -.14** .02 -.24** -.14** -.04* 

Gesundheit -.12** .01 -.23** -.11** -.09** 

Kultur -.07** -.02 -.08** .01 .00 

      

Umwelt -.01 -.03 .06** .02 .00 

Sport/Freizeit -.04* -.07** -.06** .00 -.03 
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Parteivertreter in den zentralen Ressorts sind deutlich häufiger in hohen Führungspositionen; 
vor allem in den Ressorts Soziales und Gesundheit haben die Vorsteher überdurchschnittlich oft 
in ihrem Beruf keine Führungsposition inne (Tab. 12.3). Während Parteivertreter in erster Linie 
bei den Finanzen und bei den Werken rechte politische Positionen einnehmen, kommen sie in 
den „weichen“ Ressorts vorwiegend aus dem linken Segment.  
Bei den Parteilosen hängt die Ressortzugehörigkeiten etwas weniger ausgeprägt durch mit der 
ideologischen Links-Rechts Position zusammen, und auch die berufliche Stellung spielt eine 
geringere Rolle (vgl. Tabelle 12.4). Bei den Finanzvorstehern handelt es sich bei den Parteilo-
sen häufig um ältere, rechtsorientierte Männer mit hoher Ausbildung und Führungsfunktion; im 
Bildungsressort überwiegen relativ junge, linksgerichtete Frauen, die im Beruf keine Vorgesetz-
tenrolle innehaben.  

Tabelle 12.4: Korrelationen zwischen der Besetzung spezifischer Ressorts und verschiedenen 
deteminierenden Variablen (nur Parteilose) 

 

Ressort: 
Politische 
Position 
(rechts) 

Alter 
(hoch) 

Geschlecht 
(Männer) 

 

Berufliche 
Stellung 

(Führungs-
funktion 

hoch) 

Ausbildung 
(hoch) 

Präsidium .06* .21** .10** .06* .05* 

Finanzen .09** .13** .11** .08** .10** 

Bau .06* -.02 .16** .11** .01 

Sicherheit .02 .04* .11** .03 -.03 

Werke .08** -.03 .22** .06* -.01 

      

Bildung -.12** -.12** -.25** -.06* -.01 

Soziales -.08** .01 -.33** -.13** -.04* 

Gesundheit -.09** .00 -.30** -.08* -.03 

Kultur -.07** .01 -.19** -.03 -.02 

      

Umwelt .00 -.08** .09** .01 .01 

Sport/Freizeit -.04* -.08** -.14** -.05* -.04* 

 

 
Die Parteilosen sind sehr ungleich auf die Sprachregionen verteilt. Während die französisch-
sprachige Schweiz (in erster Linie wegen des Kantons Waadt) den höchsten Anteil an Parteilo-
sen aufweist, kommen diese im italienischsprachigen Teil nur sehr selten vor. Dieses Verhältnis 
widerspiegelt sich in den Sprachregionen natürlich auch bei einem Vergleich der einzelnen Res-
sorts.  
Trotzdem sind einige nennenswerte Abweichungen zu verzeichnen. So ist in den kleinen Ge-
meinden als Ausnahme in der Deutschschweiz ausgerechnet im Präsidium der Anteil Parteiloser 
höher als in der Romandie (vgl. Figur 12.3). In der Westschweiz sind mit Ausnahme des Präsi-
diums in allen Ressorts mindestens 80 Prozent Parteilose vertreten, in der Deutschschweiz liegt 
dieser Wert bei 60 bis 80 Prozent. Im italienischsprachigen Raum ist das Präsidium auch in den 
kleinen Gemeinden ganz in der Hand der Parteien, während sic die das Gesundheits- und Frei-
zeitressorts zu ca. 40% in den Händen Parteiloser befinden.  
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Figur 12.3: Anteil Parteilose in den Ressorts in den kleinen Gemeinden bis 2000 Einwohnern, nach 
Sprachregion. 

 
 
Figur 12.4: Anteil Parteilose in den Ressorts in den mittleren Gemeinden mit 2000 bis 10‘000 Ein-
wohnern, nach Sprachgebiet. 
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Figur  12.5: Anteil Parteilose in den zentralen Ressorts, nach Kantonen* 

 
* aufgeführt sind nur die Kantone, in denen in der Befragung in allen fünf Ressorts mindestens ein Gemeinderat ver-
treten ist. 

 
In den mittleren Gemeinden der Südschweiz sind die Parteilosen praktisch inexistent. Im Präsi-
dium sind in diesen Gemeinden die Parteilosen in der Westschweiz deutlich stärker vertreten als  
in der Deutschschweiz. Der Prozentanteil Parteiloser ist dagegen im deutschsprachigen Raum 
im Sicherheitsressort und in den Werken minimal höher (vgl. Figur 12.4). 
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Grosse Differenzen ergeben sich bei einem Vergleich der wichtigsten Ressorts nach Kantonen. 
In den Kantonen Waadt und Glarus gehören alle befragten Vorsteher im Sozialamt zu den Par-
teilosen (vgl. Figur 12.5). Auffällig ist auch die hohe Zahl Parteiloser in den Präsidien der Bünd-
ner Gemeinden. Zudem sind in Graubünden (wie in der Waadt) rund 80 Prozent der Bildungs- 
und Bauvorsteher in keiner politischen Partei. In den stark katholisch geprägten Kantonen Lu-
zern, Zug, Tessin und Wallis, wo generell nur wenig Parteilose amtieren, sind im Präsidium 
praktisch ausschliesslich Parteivertreter zu finden.  
 
Im Kanton Neuenburg, in dem die Parteilosen nur relativ schwach vertreten sind, ist der Anteil 
Parteiloser im Sozial- und Bildungsbereich überdurchschnittlich hoch. Dafür erreichen sie in 
Freiburg, Jura und in Appenzell-Ausserrhoden im Finanzressort sehr hohe Anteile.  
 

12.2 Arbeitsaufwand im Amt 

Ein Amtsantritt in einer Gemeindeexekutive ist in verschiedener Hinsicht ein problematisches, 
von beträchtlichen Unsicherheiten geprägtes Unterfangen. Ist man den inhaltlichen Anforderun-
gen gewachsen? Wie gut gelingt die Integration in das Teamgefüge der Gesamtexekutive? wie 
geht man mit den Ansprüchen der Bevölkerung? Ein belastender Unsicherheitsfaktor ist für die 
ehrenamtlich tätigen Gemeinderäte die Zeit, die für die Amtstätigkeit aufgewendet werden muss. 
Im Durchschnitt investiert ein Schweizer Gemeinderat wöchentlich knapp zehn Stunden in die 
Exekutivtätigkeit (Geser 2009a). Bei einem Vergleich zwischen Parteivertretern und Parteilosen 
zeigt sich, dass letztere im Durchschnitt nur gut acht Stunden wöchentlich für ihr Amt tätig sind, 
während der Arbeitsaufwand der Parteivertreter deutlich über zehn Stunden liegt.  
 
Figur 12.6: Arbeitsaufwand (Stunden pro Woche) der parteilosen und parteigebundenen Exekutiv-
mitglieder, nach Gemeindegrösse. 

 
 
Der Vergleich wird aber dadurch beeinträchtigt, dass einerseits die Arbeitsbelastung mit stei-
gender Gemeindegrösse zunimmt, und andererseits die Parteilosen in den kleinen Gemeinden 
überdurchschnittlich häufig vorkommen. Tatsächlich kehren sich bei einer Berücksichtigung der 
Gemeindegrösse die Verhältnisse um. Hier zeigt sich dann, dass  die Parteilosen in allen Ge-
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meinden aller Grössenkategorien (mit Ausnahme der Kleinstgemeinden), in ihr Amt etwas mehr 
Wochenstunden als ihre parteigebundenen Kollegen investieren (Figur 12.6).  
 
Die Annahme ist plausibel, dass sich die Motivation zur Amtsübernahme auf den Arbeitsauf-
wand auswirken kann. Figur 12.7 zeigt diesen Zusammenhang für die Parteilosen sehr deutlich 
auf. Mit wachsender Bedeutung altruistischer oder idealistischer Motive erhöht sich auch der 
Arbeitsaufwand. Dies zeigt sich am eindrücklichsten beim Motiv der aktiven Mitgestaltung der 
Gemeinde. 
 
Figur 12.7: Arbeitsaufwand (Stunden pro Woche): nach Bedeutung altruistischer Motive zur 
Amtsausübung bei Parteilosen. 

 
 
Figur 12.8: Arbeitsaufwand (Std./Woche): nach Bedeutung altruistischer Motive zur Amtsaus-
übung bei Parteivertretern. 
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Weniger klar fällt der Zusammenhang zwischen idealistischen Motiven und Arbeitseinsatz bei 
den Parteivertretern aus. Nur beim Motiv der Umsetzung eigener Ideen steigt der Arbeitsauf-
wand mit der Bedeutung dieser Quelle der Motivation (vgl. Figur 12.8).  
 
Eine grosse Bedeutung für den Aufwand, der für die Tätigkeit betrieben wird, kann den Ein-
flussmöglichkeiten der Gemeinderäte in der Exekutive zugesprochen werden (vgl. Figur 12.9). 
Dies gilt insbesondere für die Parteilosen. Aber auch bei den Parteivertretern arbeiten die Exe-
kutivmitglieder bedeutend länger, wenn sie ihre Einflussmöglichkeiten als überdurchschnittlich 
beurteilen.  
 
Figur 12.9: Arbeitsaufwand (Std./Woche) und wahrgenommene Einflussmöglichkeiten der Exeku-
tivmitglieder in der Exekutive. 

 
 
 
Figur 12.10: Arbeitsaufwand (Std./Woche) und wahrgenommene Durchsetzungsfähigkeit der Exe-
kutivmitglieder in der Exekutive. 
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investiert, kann sich im entscheidenden Moment auch erfolgreicher seine Sicht der Dinge durch-
setzen. Dies gilt gleichermassen für Parteilose wie auch für Parteivertreter (vgl. Figur 12.10). 
 

12.3 Tätigkeitsprofil 

Häufig wird davon gesprochen, dass sich die Anforderungen und die Arbeit der Exekutivmitglie-
der in dem Sinne verändert haben, dass auch die Aussendarstellung, Information und Kommu-
nikation mit der Öffentlichkeit, Bevölkerungsgruppen und Medien zu einem wichtigen Bestandteil 
der Exekutivtätigkeit geworden sei. Demgegenüber hat unsere Befragung ergeben, dass das 
Studium der Geschäftsakten und die Sitzungen im Kollegium nach wie vor die zentralen Tätig-
keitsfelder sind. Danach folgen Tätigkeiten in den Kommissionen und Besprechungen mit unter-
schiedlichen Organisationen, Gruppen und Personen, die in irgendeiner Weise in die Sachge-
schäfte involviert sind. Erst am Schluss folgen die Informations- und Kommunikationsaktivitäten 
sowie öffentliche Auftritte und Kontakte zu Interessenverbänden und politischen Gruppen: Aktivi-
täten, die insgesamt bedeutend weniger zeitintensiv sind als die Befassung mit Sachgeschäften.  
 
Natürlich können die zeitlichen Aufwendungen je nach Gemeindegrösse zum Teil beträchtlich 
variieren. Im Folgenden soll in der Analyse drei Grössenkategorien von Gemeinden unterschie-
den werden.  
 
Bei den kleinen Gemeinden fällt auf, dass sich die Parteilosen etwas stärker auf das eigentliche 
Kerngeschäft der Gemeinderäte – Sitzungen und Sitzungsvorbereitung, Besprechungen und 
Kommissionstätigkeiten – konzentrieren. Bei den Parteivertretern werden dagegen untergeord-
nete Tätigkeiten etwas stärker gewichtet. Öffentliche Auftritte nehmen bei ihnen einen etwas 
grösseren Raum ein, aber auch die Führung der Verwaltung wird von ihnen häufiger als eine der 
drei wichtigsten Tätigkeiten genannt (Figur 12.11).  
 
Figur 12.11: Die drei zeitintensivsten Tätigkeiten, in kleinen Gemeinden bis 2000 Einwohnern (An-
teil Nennungen in Prozent). 
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Etwas überraschend unterscheiden sich die Ergebnisse in den mittleren Gemeinden praktisch 
nicht von den Resultaten in den Kleingemeinden. Der einzige Unterschied besteht darin, dass 
die Kommissionstätigkeit bei den Parteivertretern der mittleren Gemeinden einen etwas höheren 
Stellenwert besitzt (Figur 12.12). 
 
Figur 12.12: Die drei zeitintensivsten Tätigkeiten, in mittleren Gemeinden mit 2000 bis 10‘000 Ein-
wohnern (Anteil Nennungen in Prozent) 

 
 
Deutlich akzentuierter zeigen sich die Differenzen in den städtischen Exekutiven. Parteilose sind 
in einem viel stärkeren Mass auf die Sitzungsaktivitäten konzentriert. Für 80 Prozent von ihnen 
zählen Sitzungen und ihre Vorbereitung zu den drei intensivsten Tätigkeiten (vgl. Figur 12.13).  
 
Figur 12.13: Die drei zeitintensivsten Tätigkeiten, in grossen Gemeinden mit mehr als 10‘000 Ein-
wohnern (Anteil Nennungen in Prozent). 
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Unter den Parteivertretern haben vor allem die Sitzungen ein deutlich geringeres Gewicht. Bei 
ihnen besitzt dafür die Führung der Verwaltung einen relativ hohen Stellenwert, der beinahe an 
die Bedeutung der Kommissionstätigkeiten und die Besprechungen heranreicht. Anders als bei 
den kleinen und mittleren Gemeinden legen die parteilosen Exekutivmitglieder in den Städten 
ein relativ grosses Gewicht auf die Präsenz in der Öffentlichkeit, denn für jeden dritten Parteilo-
sen gehören öffentliche Auftritte zu den zeitintensivsten Tätigkeiten. Kontakte zu Interessen- 
und politischen Gruppierungen besitzen dagegen nur bei den Parteivertretern einen gewissen, 
wenn auch geringen, Stellenwert. 
 

12.4 Kommunikationsverhalten  

Trotz einiger spezifischer grössenbedingter Eigenheiten sind die Tätigkeitsprofile zwischen den 
Grössenkategorien auch im Vergleich der Parteilosen mit den Parteivertretern nicht grundsätz-
lich verschieden. Allerdings lassen sich einige markante regionale Unterschiede erkennen. So 
pflegen Tessiner Exekutivmitglieder der Kommissionstätigkeit und dem Aktenstudium relativ 
wenig Bedeutung beigemessen, und formelle Besprechungen spielen in ihrem Amtsalltag eine 
untergeordnete Rolle (vgl. Figur 12.14). Dafür ist ihre Sitzungstätigkeit ausgesprochen hoch, 
und die öffentlichen Auftritte nehmen bei ihnen einen relativ hohen Stellenwert ein. Umgekehrt 
sind in der Deutschschweiz Besprechungen und Kommissionstätigkeiten ein relativ wichtiger 
Bestandteil der Arbeitszeit. 
Figur 12.14: Die drei zeitintensivsten Tätigkeiten, in grossen Gemeinden mit mehr als 10‘000 Ein-
wohnern (Anteil Nennungen in Prozent), nach Sprachregionen. 
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Parteilosen der Kommissionstätigkeit bedeutend mehr Beachtung schenken als die Parteivertre-
ter.  
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Einen sehr wichtigen Bestandteil in allen diesen formellen Tätigkeiten, die im vorhergehenden 
Kapitel besprochen worden sind, bilden alle informellen Kommunikationsmöglichkeiten, die letzt-
lich für die letztlichen Entscheide von grosser Bedeutung sind. Vertrauliche Gespräche, mei-
nungsbildende Diskussionen, auch Absprachen mit Kollegen und wichtigen Meinungsträgern 
sind die Basis bei der Beurteilung wichtiger Sachgeschäfte.  
 
Wie in Figur 12.15 zu sehen ist, finden die häufigsten Begegnungen innerhalb der Exekutive 
statt: mit dem Präsidenten oder den anderen Kollegen, und mit dem Gemeindeschreiber, dem 
wichtigsten Vertreter der Verwaltung. Darüber hinaus gibt es auch oft Gespräche mit anderen 
Vertretern der Gemeindeverwaltung, mit Kommissionsmitgliedern, aber auch mit einzelnen wich-
tigen Bürgern. Überraschend ist, dass die Vertreter des Gewerbes und Unternehmer nur sehr 
selten in die Diskussionen mit einbezogen werden. Aber auch mit den Vereinen und Freunden 
aus der eigenen Partei wird relativ wenig gesprochen, und mit Medienvertretern sowie Mitglie-
dern anderer Parteien wird praktisch nicht kommuniziert.  
 
Figur 12.15: Wie häufig sprechen die Exekutivmitglieder mit verschiedenen Personen? 

 

 
 
Prinzipiell führen die Parteivertreter mehr informelle Gespräche vor anstehenden Entscheidun-
gen, sie scheinen über ein besseres Netzwerk zu verfügen. Dies ist wahrscheinlich auf ihr in der 
Regel längeres Engagement in der Lokalpolitik zurückzuführen, und es steht im Einklang mit der 
Tatsache, dass die Parteivertreter über grössere politische Traditionen in der eigenen Familie 
verfügen. Die Differenzen machen sich praktisch bei allen Personen bemerkbar. Am grössten 
sind die Unterschiede bei Gesprächen mit dem Gemeindeschreiber und mit anderen Kommissi-
onsmitgliedern (Figur 12.16).  
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Figur 12.16: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die mit verschiedenen Personen(kategorien) häu-
fig Gespräche führen, nach Parteizugehörigkeit. 
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(bzw. Stadtschreiber) tritt als zentrale Ansprechperson der Exekutive etwas in den Hintergrund 
(Tab. 12.5). 
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Tabelle 12.5: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die mit verschiedenen Personen(kategorien) häu-
fig Gespräche führen, nach Gemeindegrösse. 

Personenkategorie: 

Kleine Gemeinden 
(bis 999 Einw.) 

Mittlere Gemeinden 
(1000 bis 9999 Einw.) 

Grosse Gemeinden 
(ab 10‘000 Einw.) 

Partei-
vertreter 

Parteilos
e 

Partei-
vertreter 

Parteilos
e 

Partei-
vertreter 

Parteilos
e 

Präsident der Exekutive 57.9 47.5 52.5 52.1 52.1 40.9 

andere Exekutivmitglieder 60.9 53.5 57.8 52.4 61.8 55.1 

Gemeindeschreiber 69.2 59.8 63.6 64.7 48.9 59.2 

Angestellte der Verwaltung 39.9 30.5 44.6 39.8 70.3 66.7 

Kommissionsmitglieder 30.9 26.3 39.3 35.5 38.0 35.3 

Parlamentsvertreter 12.5 8.7 10.9 8.5 25.6 8.7 

Vertreter eigener Partei 20.1 -- 25.6 -- 46.9 -- 

Vertreter anderer Parteien 3.7 1.3 4.1 2.2 10.6 3.8 

Unternehmer/Gewerbevertreter 14.3 11.4 15.1 11.4 17.8 38.6 

Vertreter von Vereinen 12.5 9.3 10.8 11.5 12.0 20.6 

Medienleute 4.3 2.4 6.7 3.2 21.4 26.9 

Einzelne Bürger 51.0 41.0 47.0 44.0 51.4 52.8 

N = 708 1088 3016 946 481 27 

 
 
Im sprachregionalen Vergleich fällt auf, dass in der lateinischen Schweiz innerhalb der Exekuti-
ve häufiger miteinander gesprochen wird als in der Deutschschweiz. Auf der anderen Seite lau-
fen in der Deutschschweiz die Unterredungen zwischen den Kommissionen und den Exekutiv-
mitgliedern deutlich stärker (vgl. Figur 12.17). In der italienischsprachigen Schweiz werden die 
Gemeindeschreiber und auch die Vertreter der eigenen Partei stärker in Gespräche mit einbe-
zogen. Letzteres hat natürlich in erster Linie mit der sehr starken Vertretung der Parteien in den 
Dörfern im Tessin zu tun. Die Parteilosen verhalten sich in allen drei Landesteilen den bisheri-
gen Ergebnissen entsprechend. In allen Regionen kommunizieren die Parteilosen deutlich we-
niger häufig als die Parteivertreter.  
 
Neben der Parteizugehörigkeit ist das bisherige Dienstalter die entscheidende Determinante für 
das Kommunikationsverhalten der Gemeinderäte. Mit zunehmender Amtsdauer steigt auch die 
Zahl der informellen Gespräche mit verschiedensten Leuten. Den stärksten Einfluss übt die 
Amtsdauer auf die Gespräche mit Gemeindeschreibern bei den Parteivertretern und Medienleu-
ten bei den Parteilosen aus (Tab. 12.6). Keine Veränderung erfährt die Häufigkeit der Gesprä-
che im Lauf einer Exekutivkarriere dagegen mit den Kommissionsmitgliedern und den Parteiver-
tretern, seien es Mitglieder der eigenen (bei den Parteivertretern unter den Gemeinderäten) oder 
einer anderen Partei. Im Vergleich von Parteivertretern und Parteilosen unterscheiden sich die 
Korrelationen insgesamt nur unwesentlich.  
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Figur 12.17: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die mit verschiedenen Personen(kategorien) häu-
fig Gespräche führen, nach Sprachregion. 

 
 

Tabelle 12.6: Einfluss der Amtsdauer auf die Kommunikationstätigkeit mit einzelnen Perso-
nen(kategorien) (Korrelationskoeffizienten). 

Personenkategorie: Parteivertreter Parteilose 

Präsident der Exekutive .07** .06** 

Exekutivmitglieder .13** .16** 

Gemeindeschreiber .22** .16** 

Angestellte der Verwaltung .12** .12** 

Kommissionsmitglieder .02 .03 

Parlamentsvertreter .06* .10** 

Vertreter eigener Partei .04* -- 

Vertreter anderer Parteien .02 .03 

Unternehmer/Gewerbevertreter .09** .09** 

Vertreter von Vereinen .04* .04* 

Medienleute .18** .22** 

Einzelne Bürger .06** .05* 

 
Signifikanz: *p<.05; **p<.001 
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Ausgesprochen gering ist dagegen der Einfluss der Geschlechtszugehörigkeit auf das kommu-
nikative Verhalten. Innerhalb des Gremiums sind die Männer etwas kommunikativer (Tab. 12.7). 
Das könnte damit zusammenhängen, dass die Kommunikation innerhalb der Geschlechtergren-
zen leichter fällt, und die Männer deshalb durch ihre stärkere Vertretung (77 Prozent) in dieser 
Beziehung etwas im Vorteil sind.  
 
Tabelle 12.7: Einfluss des Geschlechts auf die Kommunikationstätigkeit mit verschiedenen Perso-
nen(kategorien) (Prozentwerte). 
 

Personenkategorie: 

Parteivertreter Parteilose 

Frauen Männer Frauen Männer 

Präsident der Exekutive 50.1 54.3 45.0 50.1 

Exekutivmitglieder 52.4 60.4 45.2 55.8 

Gemeindeschreiber 59.5 63.8 61.1 61.1 

Angestellte der Verwaltung 46.6 46.8 34.6 33.5 

Kommissionsmitglieder 40.8 37.0 32.2 28.5 

Parlamentsvertreter 14.4 12.5 7.9 8.9 

Vertreter eigener Partei 30.1 26.2   

Vertreter anderer Parteien 6.9 4.4 2.6 1.2 

Unternehmer/Gewerbevertreter 10.5 16.4 9.6 12.0 

Vertreter von Vereinen 12.0 10.7 12.5 9.3 

Medienleute 6.8 8.2 3.7 3.8 

Einzelne Bürger 49.7 47.5 40.2 42.6 

 
 

12.5 Vereinstätigkeit  

Vereinen wird für das Funktionieren einer Demokratie durch das Bereitstellen eines Instruments 
zur sozialen Integration eine wichtige Rolle zugeschrieben.35 Vereine stellen primäre Akteure 
dar, „die staatsbürgerliches Bewusstsein schaffen und egoistisches Eigeninteresse durch ein 
‚richtig verstandenes Eigeninteresse‘ ersetzen.36 Aus diesem Blickwinkel interessiert die Frage, 
wie stark die Parteilosen im Vergleich mit den Parteivertretern ins Vereinsleben integriert sind. 
Aufgrund einiger Indikatoren wie die durchschnittlich längere Wohndauer der Parteivertreter in 
der Gemeinde oder die stärkere Einbettung in familiäre politische Traditionen kann angenom-
men werden, dass Parteivertreter grundsätzlich stärker an Vereinen partizipieren. Tatsächlich ist 
das Vereinsleben der Parteivertreter in den kleinen und mittleren signifikant vielfältiger. Dies gilt 
sowohl für die Mitgliedschaft und die Vorstandstätigkeit im lokalen als auch im überlokalen Ver-
einswesen (Tab. 12.8). 
 

                                                
35

 Vgl. dazu Tocqueville 1981; Putnam1993. 
36

 Warren 2001: 30, zitiert in Kriesi 2007. 
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Tabelle 12.8: Korrelationen zwischen Vereinsaktivitäten (durchschnittliche Anzahl Mitgliedschaf-
ten und Vorstandssitzen) und politischer Zugehörigkeit 
 

 

Lokale Vereine Überlokale Vereine   

Mitglied-
schaften: 

Vorstands-
sitze: 

Mitglied-
schaften: 

Vorstands-
sitze: 

N= 

Kleine Gemeinden  
(-999 Ew.) 

     

Parteivertreter 1.63 0.94 1.45 0.98 708 

Parteilose 1.27 0.65 1.17 0.76 1088 

Korrelationskoeff. .12** .13** .09** .09**  

Mittlere Gemeinden 
(1000-99999 Ew.) 

     

Parteivertreter 1.73 0.91 1.31 0.82 3016 

Parteilose 1.39 0.70 1.14 0.71 946 

Korrelationskoeff. .10** .09** .05* .04*  

Grosse Gemeinden 
(über 100000 Ew.) 

     

Parteivertreter 2.39 1.25 1.64 0.96 481 

Parteilose 1.57 1.00 1.74 0.78 27 

Korrelationskoeffizient .09* .04 -.01 .03  

 
*p<.05;     **p<.00 

 
Figur 12.18 illustriert die konkreten Zahlen in den kleinen Gemeinden bis 2000 Einwohnern. So 
sind 80 Prozent der Parteivertreter mindestens in einem Verein aktiv tätig und 60 Prozent im 
Vorstand eines oder mehrerer Vereine. Bei den Parteilosen liegen die Zahlen etwas tiefer: mit 
70 Prozent, die in mindestens einem Verein aktiv sind und 45 Prozent in mindestens einem 
Vorstand. Über 40 Prozent der Parteivertreter können als sehr engagiert im Vereinsleben 
bezeichnet werden mit Mitgliedschaften in mindestens drei Vereinen, bei den Parteilosen beträgt 
dieser nur knapp 20 Prozent. Hingegen unterscheiden sich die Quoten derjenigen mit 
mindestens drei Vorstandssitzen nicht, sowohl bei den Parteilosen als auch bei den 
Parteivertretern beträgt dieser Anteil 15 Prozent.  
In den Städten verschwindet der Zusammenhang zwischen Vereinsaktivitäten und politischer 
Zugehörigkeit grösstenteils. Nur die aktive Mitgliedschaft in den lokalen Vereinen ist bei den 
Parteivertretern leicht signifikant höher (vgl. Figur 12.19). Hier muss allerdings berücksichtigt 
werden, dass die geringe Signifikanz auf die sehr kleine Anzahl Fälle (27) der Parteilosen in den 
städtischen Exekutiven zurückzuführen ist. Denn rein von den Durchschnittszahlen ist die Diffe-
renz zwischen Parteivertretern und Parteilosen bei der durchschnittlichen Anzahl Mitgliedschaf-
ten in keiner Gemeindekategorie grösser. In der überlokalen Vereinspräsenz sind die Zahlen 
dagegen sehr nahe beieinander. Die Parteilosen weisen sogar leicht höhere Durchschnittszah-
len bezüglich der Vorstandssitze auf.  
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Figur 12.18: Anteil der Exekutivmitglieder mit mindestens einer Mitgliedschaft, resp. einem 
Vorstandssitz in lokalen und überlokalen Vereinen: kleine Gemeinden mit bis zu 2000 Einwohnern. 

 
 
Figur 12.19: Anteil der Exekutivmitglieder mit mindestens einer Mitgliedschaft resp. einem 
Vorstandsstiz in lokalen und überlokalen Vereinen: grosse Gemeinden mit über 10‘000 
Einwohnern. 

 
 
In Figur 12.19 wird auch deutlich, dass in den Städten die Parteilosen in den überlokalen Verei-
nen sogar leicht besser vertreten sind. In der lokalen Vereinsszene sind die Parteivertreter da-
gegen vor allem auf der Ebene Vorstand auch in den Städten besser vertreten. Auffällig ist, dass 
die Parteilosen häufiger in überlokalen Vereinen (55 Prozent in mindestens einem Verein) im 
Vorstand sind als in lokalen Organisationen (gut 40 Prozent).  
 
Weiter oben ist angetönt worden, dass die Wohndauer sich auf die Vereinstätigkeit auswirken 
könnte. Wer schon länger in einer Gemeinde wohnt, ist naturgemäss besser im sozialen Leben 
im Allgemeinen und im Vereinsmilieu im Besonderen integriert. Tatsächlich sind die alteingeses-
senen Gemeinderäte eindeutig stärker im Vereinsleben drin. Und da Parteivertreter im Durch-
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schnitt schon länger in der Gemeinde wohnhaft sind als Parteilosen, liegt es nahe, dass die 
grössere Vereinstätigkeit der Parteivertreter Ausdruck ihrer längeren Ansässigkeit ist. Dies ist 
aber nicht der Fall, denn wenn man die Alteingesessenen mit mehr als 20 Jahren Wohndauer 
von den Neuzugezogenen mit weniger als 20 Jahren getrennt betrachtet, ergeben sich die prak-
tisch gleichen Korrelationswerte (vgl. Tabelle 12.9). Das heisst: Sowohl bei den Alteingesesse-
nen als auch bei den Neuzugezogenen partizipieren die Parteivertreter stärker am Vereinsleben 
als ihre parteilosen Kollegen aus den Exekutiven.  
 
Tabelle 12.9: Korrelationen zwischen Vereinsaktivitäten (durchschnittliche Anzahl Mitgliedschaf-
ten und Vorstandssitzen) und Parteizugehörigkeit: nach Wohnsitzdauer in der Gemeinde. 

 

Wohnsitzdauer in der Ge-
meinde: 

Lokale Vereine Überlokale Vereine 

Mitglied-
schaften: 

Vorstands-
sitze: 

Mitglied-
schaften: 

Vorstands-
sitze: 

Alteingesessene  
(länger als 20 Jahre) 

.16** .13** .07** .04* 

Neuzugezogene  
(weniger als 20 Jahre) 

.16** .12** .08* .08* 

 
Signifikanz: *p<.05; **p<.001; 

 
 
Wie kann die vielfältigere Vereinstätigkeit der Parteivertreter erklärt werden? Das Kriterium Ge-
schlecht kann nicht beigezogen werden, denn Gemeinderätinnen und Gemeinderäte sind ähn-
lich stark in den Vereinen aktiv. Ein kleines Erklärungspotenzial haben der etwas höhere Ausbil-
dungsstand und das etwas höhere Durchschnittsalter der Parteivertreter, die sich auf die Ver-
einstätigkeiten positiv auswirkt. Aber letztlich ist es wahrscheinlich so, dass eine Parteizugehö-
rigkeit in verschiedener Hinsicht einer Vereinsmitgliedschaft gleichgesetzt wird. Exekutivmitglie-
der, die sich in Vereinen wohlfühlen und das Vereinsleben als Teil ihres Lebensstils schätzen, 
werden auch eher einer Partei beitreten als Personen, die einen eher individualistischen Le-
bensstil pflegen. Gleichzeitig bilden die Vereine natürlich auch ein naheliegendes und ideales 
Rekrutierungsfeld für die Parteien, denn Vereins- und Parteiaktive kennen sich natürlich aus 
verschiedenen sozialen und kulturellen Aktivitäten aus dem Gemeindeleben.  
 

12.6 Zusammenfassung 

In diesem Kapitel sind Themen zur Sprache gekommen, die mit der Amtsführung der Exekutiv-
mitglieder zusammenhängen. Trotz der relativ heterogenen Fragestellungen ergeben sich doch 
interessante Zusammenhänge auch zwischen einzelnen Themen. Und auch im Vergleich der 
Parteilosen mit den Parteivertretern kommen einige bemerkenswerte Ergebnisse ans Licht.  
 
Als erstes hat sich gezeigt, dass die Lokalsektionen der Parteien trotz ihres Einbruchs bei den 
Mitgliederbeständen und des sich daraus ergebenden markanten Bedeutungsverlusts die zent-
ralen Funktionen (Präsidium und Finanzressort) meist nach wie vor kontrollieren. Parteilose sind 
dagegen im Umweltressort, bei den Gemeindewerken und im Bauwesen überdurchschnittlich 
vertreten. Bei diesen letzteren sind spezifische berufliche Fähigkeiten besonders wichtig, wes-
halb die Parteizugehörigkeit in der Regel zweitrangig ist.  
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Die Parteilosen investieren im Durchschnitt eher mehr Zeit in ihr Amt als die Parteivertreter. Die-
ses Resultat ist nicht unbedingt zu erwarten, denn der zeitliche Aufwand steigt mit dem Einfluss 
und der Stellung, den ein Exekutivmitglied im Gremium innehat. Mitglieder mit überdurchschnitt-
lichen Einflussmöglichkeiten und Durchsetzungsfähigkeiten arbeiten länger im Amt als ihre Kol-
legen, und überdurchschnittlich häufig sind es Mitglieder von Parteien. Das würde eigentlich für 
insgesamt längere Arbeitszeiten der Parteivertreter sprechen.  
 
Im Tätigkeitsprofil zeigt sich eine starke Konzentration auf die inneren Angelegenheiten der 
Exekutive. Sitzungen im Kollegium und Sitzungsvorbereitung bzw. Aktenstudium dominieren 
ganz klar den Arbeitsalltag der Exekutivmitglieder. Danach folgen Kommissionstätigkeiten und 
Besprechungen. Die Verwaltungsführung bekommt erst in den städtischen Exekutiven einen 
gewissen Stellenwert, ohne aber die Bedeutung der Kerntätigkeiten zu erreichen. Einen ähnli-
chen Status haben die öffentlichen Auftritte, die erst in den Städten zu einem Faktor werden. 
Interessant ist, dass die Verwaltungsführung bei den Parteivertretern die grössere Bedeutung 
hat, während in den Städten umgekehrt die Parteilosen mehr Wert auf Öffentlichkeitsarbeit le-
gen. Dies hat vielleicht damit zu tun, dass die Parteilosen in den grossen Gemeinden in den 
Exekutiven klar in der Minderheit sind. Auch verfügen sie in diesen Gemeinden über den in der 
Regel funktionierenden Parteiapparat. Somit sind sie weniger in das kommunalpolitische System 
eingebunden, sodass sie eher den Weg über die Öffentlichkeit suchen müssen, um sich mitzu-
teilen.  
 
Bei der Frage, mit wem die Gemeinderäte besonders häufig das informelle Gespräch suchen, 
dominiert die interne Kommunikation. Am häufigsten sprechen die Gemeinderäte mit dem Ge-
meindepräsidenten oder mit anderen Mitgliedern aus der Exekutive. Dabei fällt auf, dass Partei-
vertreter bei wichtigen Sachgeschäften prinzipiell häufiger das Gespräch suchen als die Partei-
losen. Dies gilt sowohl für die Kommunikation innerhalb der Exekutive als auch mit Personen 
aus dem näheren und weiteren Umfeld. Parteivertretern ist es wichtiger, ihre Entscheidungen 
von verschiedenen Akteuren bestätigen und absichern zu lassen, Parteilose hingegen verlassen 
sich mehr auf das Studium schriftlicher Grundlagen.  
 
Die Aktivitäten im Vereinswesen geben schliesslich weitere wichtige Hinweise auf die Vernet-
zung der Exekutivmitglieder in der lokalen Szene, und über die Absicherung der politischen Ent-
scheide in einem weiteren kulturell-politischen Beziehungssystem. Auch hier gilt wie bei der 
Häufigkeit von informellen Gesprächen mit lokalen Exponenten, dass die Parteivertreter stärker 
im Gesellschaftsleben der Gemeinde integriert sind. Sie weisen in allen Grössenkategorien eine 
höhere Zahl von Vereinsmitgliedschaften und Vorstandssitzen in Vereinen als die Parteilosen 
auf. Diese Ergebnisse sind aber auf die lokale Vereinsszene beschränkt während im überloka-
len Bereich keine Differenzen auszumachen sind.  
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13. Kapitel: Einfluss in der Exekutive  

13.1. Einleitung 

Der faktische Einfluss auf die Entscheidungsfindung, den ein Mitglied im Exekutivgremium zur 
Geltung bringen kann, wird durch eine Vielzahl von Faktoren bestimmt. 
Selbstverständlich werden Gemeindepräsidenten normalerweise mehr Macht ausüben können, 
da sie  
- im Unterschied zu den jährlich wechselnden Vorsitzenden des Bundesrats und der kantonalen 

Regierungsräte)sein Amt dauerhaft innehaben; 
- über besondere, nur ihm zustehende Entscheidungskompetenzen (z. b. im polizeilichen Be-

reich) verfügen; 
 - vielerorts aufgrund ihrer halb- oder vollamtlichen Stellung den politisch-administrativen Aufga-

ben mehr Zeit als ihre ehrenamtlichen Kollegen widmen und sich umfassendere Kenntnisse 
über die die laufenden Geschäfte aneignen können. 

 
Auch Vorsteher des Finanzressorts dürften eine beachtliche Autoritätsstellung besitzen, da sie 
eine strategische Zentralrolle innehaben, die ihnen erlaubt, und auf das Finanzgebaren aller 
übrigen Ressorts einen gewissen Einfluss auszuüben. 
 
In zweiter Linie ist anzunehmen, dass die Chancen, im Ratsgremium dominierenden Einfluss 
auszuüben, von zahlreichen persönlichen Eigenheiten abhängig sind: 
 
1) Mandatsträger mit hohem Bildungsniveau können vielleicht mehr Autorität zur Geltung brin-

gen, insofern ihren Meinungen mehr Gewicht beigemessen wird und/oder sie faktisch über 
relativ hohe Wissens- und Kommunikationskompetenzen verfügen. 

2) Organisations-, Führungs- und Managementfähigkeiten sowie professionelle Kenntnisse im 
finanziellen oder juristischen Bereich, wie sie mit einer gehobenen beruflichen (Vorgesetz-
ten)position einhergehen, können hilfreich sein, um auch in kommunalen Behörden und Ver-
waltungen eine leitende Rolle zu übernehmen. 

3) Ein ausgeprägtes politisches Interesse wird einen Amtsinhaber dazu motivieren, seinem Amt 
überdurchschnittlich viel Zeit und Aufwand zu widmen und durch Überzeugungsarbeit sowie 
durch Mobilisierung von Netzwerken das Mögliche zu tun, um seinen Anträgen zum Durch-
bruch zu verhelfen.  

4) Eine längere Vorsozialisation in vorausgehenden politischen Ämtern (z. B. auf der Ebene be-
ratender Kommissionen) mag helfen, auch die aktuelle Rolle im Exekutivgremium wirksamer 
zu erfüllen. 

4) Mit zunehmender Dauer der Amtsführung wachsen das Wissen und die Erfahrung darüber, 
wie man auf Kollegen und den politisch-administrativen Apparat am effektivsten Einfluss aus-
üben kann. 

 
Drittens nun ist damit zu rechnen, dass sich Parteigebundene und Parteilose wesentlich in ihren 
Einflussmöglichkeiten unterscheiden. Wer im Ratsgremium als Repräsentant einer Partei auftritt, 
darf davon ausgehen, dass seine Standpunkte relativ ungeachtet seiner persönlichen Status-
merkmale ernstgenommen werden: insofern nachweisbar ein politisch gewichtiges organisiertes 
Kollektiv dahintersteht, das einen beträchtlichen Teil der Wählerschaft repräsentiert (und notfalls 
auch die Fähigkeit hätte, seine Forderungen mit direktdemokratischen Initiativen und Referen-
den durchzusetzen). Demgegenüber vertreten Parteilose grundsätzlich nur sich selber, so dass 
es weitgehend von den partikulären Gegebenheiten ihrer Person (sowie ihrer Reputation und 
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sozialen Vernetzung in der Gemeinde) abhängen dürfte, welches Gewicht sie im Rat zu entfal-
ten vermögen. 
 
Um die politische Einflussposition im Rat zu bestimmen, wurden die Informanten gefragt, ob sie 
- ganz generell betrachtet - innerhalb des Exekutivgremiums einen einen unterdurchschnittli-
chen, durchschnittlichen oder überdurchschnittlichen Einfluss besitzen. Evidenterweise ist diese 
subjektive Wahrnehmung natürlich von mancherlei psychologischen Verzerrungsfaktoren be-
stimmt – was sich nirgends deutlicher zeigt als im Ergebnis, dass insgesamt nur 4% (!) aller Be-
fragten die Kategorie „unterdurchschnittlich“ wählten, während 29% sich selbst überdurchschnitt-
liche Wirkungsmöglichkeiten zugeschrieben haben. 
Falls man unterstellt, dass die Brillenoptik überall ungefähr diese euphorische Rosatönung auf-
weist, bliebe immerhin die Möglichkeit, Häufigkeitsdifferenzen als Ausdruck objektiver Unter-
schiede zu interpretieren: beispielsweise die Regularität, dass sich von den Präsidenten über 
54% (im Vergleich zu nur 23% der gewöhnlichen Ratsmitglieder) als überdurchschnittlich ein-
flussreich perzipieren. 

Tabelle 13.1: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Ratsgremium einen 
„überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach Funktion in der Exekutive.  

Ressort: Parteigebunden Parteilos Chi2 (sign.) 

Präsidium 58 53 2.32 (.071) 

Finanzwesen 45 36 6.47 (.039) 

Bauwesen 31 22 14.78 (.001) 

Werke/Versorgung 31 22 17.10(.000) 

Umwelt/Entsorgung 31 20 23.52 (.000) 

Sicherheit 25 18 9.45 (.009) 

Sozialwesen 19 13 7.01 (.030) 

Bildung 27 10 41.28 (.000) 

Gesundheit 23 14 13.51 (.000) 

 
Bei allen Spezialressorts zeigt sich in Übereinstimmung mit unserer Vermutung, dass Parteilose 
erheblich seltener als Parteigebundene angeben, im Ratsgremium eine „überdurchschnittliche“ 
Einflussposition innezuhaben (Tab. 13.1). Nur bei den Gemeindepräsidenten sind bleiben die 
Differenzen unterhalb der Schwelle statistischer Signifikanz. Möglicherweise reichen hier die 
formalen Amtskompetenzen aus, um unabhängig von Parteibindungen in der Mehrheit der Fälle 
eine gehobene Einflussposition zu sichern. 
 

Es wäre aber voreilig, diese Differenzen kausal streng dem Faktum der Parteizugehörigkeit zu-
zurechnen, da die bisherigen empirischen Ergebnisse erwiesen haben, dass sich Parteigebun-
dene und Parteilose auch in vielerlei Persönlichkeitsmerkmalen, die für den Einfluss relevant 
sind, voneinander unterscheiden. So hat sich beispielsweise gezeigt, dass Parteilose seltener 
ein hohes politisches Interesse mitbringen (8.2) und seltener aus politischen Herkunftsmilieus 
stammen (6.8), sowie im Durchschnitt weniger Bildung aufweisen und aufgrund ihres relativ 
niedrigeren Berufsstatus (6.6) häufiger keinerlei Führungserfahrungen ins Amt mitbringen (7.2). 
Ebenso haben haben sie vor ihrem Exekutivmandat seltener andere Ämter innegehabt (7.3) und 
weisen im Durchschnitt ein etwas geringeres Dienstalter auf. 
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Tatsächlich zeigt sich, dass der eigenständige Einfluss der Parteilosigkeit fast völlig verschwin-
det, wenn man das politische Interesse, die Formalbildung, die Führungserfahrung, den politi-
schen Familienhintergrund sowie die Zahl der Amtsjahre kontrolliert (Tab. 13.2). Besondere Be-
deutung kommt den beiden Qualifikationsvariablen (Formalbildung und Führungserfahrung) zu, 
die zusammen über 10% der statistischen Varianz erklären. 
 

Diese Ergebnisse implizieren, dass der Einfluss der Parteilosigkeit auf den Ratseinfluss weitge-
hend indirekt (d. h. über die persönlichen Eigenschaften der rekrutierten Amtsbewerber) verläuft, 
und dass Parteilose fast ebenso gute Einflusschancen wie Parteigebundene verfügen, wenn sie 
ebenso hohe Niveaus der Motivation, Qualifikation und Erfahrung in ihr Amt einbringen. 

Tabelle 13.2: Einfluss der Parteilosigkeit und anderer persönlicher Variablen auf den überdurch-
schnittlichen Einfluss des Ratsmitglieds in der Exekutive: logistische Regressionen; Odd’s Ratios. 
(nur gewöhnliche Ratsmitglieder; N = 5347)  

Partei- 
losigkeit 

Formale 
Bildung 

Führungs-
erfahrung 

Politisches 
Interesse 

Polit.Familien- 
hintergrund 

Frühere 
Ämter 

Jahre im 
Amt 

Nagelkerkes 
R-Quadrat 

.63*** -- -- -- --  -- .013 

.72*** 1.26*** -- -- --  -- .075 

.76*** 1.23*** 2.19*** -- --  -- .109 

.87 1.23*** 2.11*** 2.08*** --  -- .118 

.91 1.22*** 2.10*** 1.97*** 1.25**  -- .121 

.93 1.22*** 2.09*** 1.91*** 1.23** 1.13***  .124 

.98 1.24*** 2.14*** 1.81*** 1.19* 1.14*** 1.07*** .146 

 
* p <.05** **p >.01  *** p <.001 

 
 
Im Folgenden soll genauer analysiert werden, wie sich diese gesamte (=direkte und indirekte) 
Determinationswirkung der Parteilosigkeit im Kontext verschiedener Drittvariablen konkretisiert. 
 

13.2. Kantone 

Das einflussmässige Nachhinken der Parteilosen ist ein geographisch weit verbreitetes Phäno-
men, das sich in immerhin 18 Kantone aller drei Landesteile findet (Figur 13.1). In den beiden 
Appenzell sind keine deutlichen Unterschiede zu erkennen, während es  in Luzern und Neuen-
burg umgekehrt eindeutig die Parteilosen sind, die in den kommunalen Exekutivgremien häufi-
ger dominieren. 
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13.3 Gemeindegrösse und Parteirichtung 

Beim Vergleich kleiner und grösserer Gemeinden fällt auf, dass sich die Machtstellung parteige-
bundener Präsidenten mit zunehmender Einwohnerzahl (insbesondere oberhalb von 5000 Ein-
wohnern) erhöht, während bei Parteilosen keine entsprechende Kovarianz erkennbar wird (Tab. 
13.3). Tatsächlich sind es auch nur die Vertreter der FDP, CVP und SP, die zu dieser Steige-
rung beitragen, während bei Präsidenten, die der SVP oder lokalen Gruppierungen angehören, 
ebenso wie bei Parteilosen keine Beziehung zur Gemeindegrösse besteht. In keiner Grössenka-
tegorie lässt sich zwischen Parteigebundenen und Parteilosen eine signifikante Differenz kons-
tatieren. 
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Figur  13.1: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die im Gremium 
einen "überdurchschnittlichen Einfluss" ausüben: nach Kantonen 
(nur gewöhnliche Mitglieder). 

Prozentsatz 
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Tabelle 13.3: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die im Exekutivgremium einen „überdurch-
schnittlichen Einfluss“ ausüben, nach Parteirichtung und Gemeindegrösse: Gemeindepräsiden-
ten. 

Einwohnerzahl: Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 51 52 39 44 67 57 71 

501-1000 54 55 53 61 46 56 46 

1001-2000 57 53 63 53 47 50 36 

2001-5000 60 58 63 54 46 71 65 

5001-10000 56 71 74 68 54 100* 67 

Total 53 57 61 55 51 69* 57 

 
* p <.05**  (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 

 
Bei den gewöhnlichen Ratsmitgliedern (=Ressortvorstehern) fällt auf, dass es genau umgekehrt 
die Parteilosen sind, die mit zunehmender Gemeindegrösse häufiger einen überdurchschnittli-
chen Einfluss vermelden: mit der Folge, dass ihre Differenz zu den Parteigebundenen unter die 
Signifikanzgrenze sinkt (Tab. 13.4). 

Tabelle 13.4: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach Parteirichtung und Gemeindegrösse: ge-
wöhnliche Ratsmitglieder. 

 Parteilos 
Alle  
Parteien 

FDP CVP SVP SP 
Lokale 
Gruppen 

-500 17 25** 27* 19 24 26 29 

501-1000 17 24* 23 21 23 16 23* 

1001-2000 18 25** 29** 27* 18 20 26 

2001-5000 23 27 34* 25 24 25 24 

5001-10000 24 28 34 27 29 23 15 

Total 18 27** 32** 26** 24** 25** 23** 

 
* p < .05  ** p < .01   (jeweils im Vergleich zwischen Parteilosen und der entsprechenden Partei) 

 
 
Generell zieht sich hier – im diametralen Gegensatz zu den Präsidenten – der Einflussvorsprung 
Parteigebundener durch alle politischen Gruppierungen hindurch. Am stärksten profilieren sich 
allerdings die Mandatsträger der FDP, die vor allem in grösseren Kommunen sehr häufig ange-
ben, im Rat eine dominierende Stellung innezuhaben. 
 

13.4 Geschlecht 

Dass Männer häufiger als Frauen eine überdurchschnittliche Einflussstellung vermelden, ist eine 
Regularität, die Präsidenten und Ressortvorsteher gleichermassen wie Parteigebundene und 
Parteilose miteinander verbindet. Die kumulative Wirkung der drei Variablen zeigt sich darin, das 
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männliche parteigebundene Präsidenten zu 59%, parteilose Ressortvorsteherinnen umgekehrt 
nur zu 8% (!) angeben, im Rat überdurchschnittlich zu dominieren (Tab. 13.5) 

Tabelle 13.5: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die im Exekutivgremium einen überdurchschnitt-
lichen Einfluss ausüben: nach Geschlecht und Status in der Exekutive. 

 Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

 Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

Frauen 43 39 .49 (.295) 15 8 15.11 (.000) 

Männer 59 57 .87 (.191) 31 21 43.92 (.000) 

Chi2 
(sign.) 

11.55 
(.001) 

8.83 
(.002) 

N = 1580 
95.05 
(.000) 

53.76 
(.000) 

N = 6257 

 
 

13.5 Formales Bildungsniveau 

Ungeachtet der Parteibindung und formellen Amtsstellung hängt die Macht im Ratsgremium 
äusserst stark vom formalen Bildungsniveau ab (Tab. 13.6).  

Tabelle 13.6: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach Bildungsniveau und Status in der Exekuti-
ve. 

 
Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

Keine Ber. Bildung 38 12 6.38 (.010) 9 9 .01 (.538) 

Lehre 41 45 .69 (.232) 16 11 11.71 (.000) 

Höhere Schule 54 55 .07 (.446) 26 20 7.89 (.003) 

Universität 73 73 .00 (.546) 39 29 15.72 (.000) 

Chi2 
(sign.) 

71.88 
(.000) 

45.50 
(.000) 

N = 1580 
184.4 
(.000) 

73.18 
(.000) 

N = 6257 

 
 
Mandatsträger ohne eine über die obligatorische Schule hinausreichende Ausbildung üben nur 
in ca. 10% der Fälle einen überdurchschnittlichen Einfluss aus: mit Ausnahme der parteigebun-
denen Gemeindepräsidenten, von denen sich wohl viele - auch bei geringer eigener Qualifikati-
on - auf die Rückendeckung durch eine kommunalpolitisch bedeutsame Lokalpartei abstützen 
können. Umgekehrt besitzen akademisch gebildete Amtsinhaber überall die grössten Chancen, 
im Exekutivgremium eine dominierende Rolle zu übernehmen. Wider Erwarten sind es bei den 
gewöhnlichen Ratsmitgliedern allerdings die Parteigebundenen, die aus ihrer gehobenen Bil-
dung am häufigsten Nutzen zu ziehen vermögen. Im Unterschied zu den Präsidenten fehlt den 
Ressortvorstehern offensichtlich die Möglichkeit, mangelnde Parteibindung vollumfänglich durch 
hohe persönliche Bildung zu kompensieren. 
 
Leicht geringere, aber ebenfalls hoch signifikante Wirkungen gehen von der aktuellen berufli-
chen Positionshöhe der (durchwegs ehrenamtlichen) Amtsinhaber aus (Tab. 13.7). Durchwegs 
sind es die im höheren Management tätigen Exekutivmitglieder, die im Ratsgremium am häu-
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figsten einen hohen Einfluss zu entfalten vermögen, während Mandatsträger ohne Vorgesetz-
tenfunktion (d. h. mit dem Status von „Mitarbeitern“) besonders selten in diesem Sinne hervorzu-
treten pflegen. Wie im Falle der Formalbildung sind es überraschenderweise wiederum die Par-
teigebundenen, die ihren Berufsstatus besonders häufig in politischen Einfluss umzusetzen 
vermögen. So vermelden gewöhnlich Ratsmitglieder mit Universitätsbildung ebenso häufig ei-
nen hohen Einfluss wie Präsidenten, die in ihrem Hauptberuf nur auf Mitarbeiterniveau beschäf-
tigt sind. 

Tabelle 13.7: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die im Exekutivgremium einen „überdurch-
schnittlichen Einfluss“ ausüben, nach beruflicher Position und Status in der Exekutive. 

 
Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

Mitarbeiter 42 42 .00 (.559( 16 9 15.55 (.000) 

Unteres Kader 62 66 .19 (.402) 29 23 2.81 (.064) 

Mittleres Kader 53 57 .24 (.369) 25 22 1.31 (.142) 

Höheres Kader 70 59 2.95 (.059) 40 28 10.28 (.0019 

Chi2 
29.72 
(.000) 

9.42 
(.024) 

 
105.6 
(.000) 

55.87 
(.000) 

 

 
 

13.6 Mitgebrachte berufliche Vorqualifikationen 

Der Einfluss des Berufsstatus auf den politischen Machtstatus beruht natürlich zu einem grossen 
Teil auf den Qualifikationen, die in der beruflichen Ausbildung und Tätigkeit erworben worden 
sind und in der kommunalen Politik und Verwaltung nutzbringend verwendet werden können. 
Besonders ausgeprägt gilt dies für Qualifikationen in der Personalführung, wie sie vor allem in 
grösseren Gemeinden, wo eine umfangreiche Verwaltung geleitet werden muss, wichtig oder 
gar unerlässlich sind (Tab. 13.8). 
In zweiter Linie trifft Ähnliches auch für finanzielle und juristische Vorkenntnisse zu; am wenigs-
ten hingegen für „organisatorische“ Kenntnisse, die in ihrer Unspezifität eine sehr hohe Verbrei-
tung und entsprechende geringe funktionale Bedeutung haben. Wie im Falle des Bildungsni-
veaus und beruflichen Status gilt auch hier, dass derartige Vorqualifikationen für normale Rats-
mitglieder von grösserer Bedeutung als für die Gemeindepräsidenten sind und ganz besonders 
den an eine Partei gebundenen Mandatsträgern zu höheren Einflusschancen verhelfen. Auch 
diese Befunde unterstützen somit die Vermutung, dass mit Parteilosigkeit eine strukturell be-
dingte Marginalität verbunden ist, die mit persönlichen Statusmerkmalen und Qualifikationen nur 
teilweise kompensiert werden kann. 
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Tabelle 13.8: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach vom Beruf mitgebrachten Vorqualifikatio-
nen und Status in der Exekutive. 

  Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Qualifikation  Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

Organisation 
nein 56 45 2.65 (.071) 23 13 22.13 (.000) 

ja 58 55 .87 (.192) 28 20 39.24 (.000) 

Chi2  
(sign.) 

 
.29 

(.324) 
2.73 

(.063) 
 

12.06 
(.000 

12.40 
(.000) 

 

Führung 
nein 50 38 6.12 (.009) 17 12 10.85 (.001) 

ja 61 62 .23 (.334) 34 24 32.07 (.000) 

Chi2 (sign.)  
10.03 
(.001) 

26.21 
(.000) 

 
149.58 
(.000) 

51.49 
(.000) 

 

Finanzen 
nein 55 49 2.70 (.059) 23 15 38.28 (.000) 

ja 61 61 .005 (.508) 35 25 17.50 (.000) 

Chi2 (sign.)  
4.22 

(.023) 
6.02 

(.009) 
 

61.60 
(.000) 

27.05 
(.000) 

 

Juristisch 
nein 54 51 1.32 (.139) 24 16 40.27 (.000) 

ja 68 64 .70 (.237) 39 25 17.45 (.000) 

Chi2  
(sign.) 

 
16.05 
(.000) 

5.82 
(.000) 

 
66.19 
(.000) 

14.84 
(.000) 

 

 
 

13.7 Politische Amtsmotivationen 

Ratsmitglieder aller Kategorien vermelden häufiger einen überdurchschnittlichen Einfluss, wenn 
sie sich mit besonderem politischem Interesse in ihrem Amt engagieren (Tab. 13.9). Besonders 
ausgeprägt zeigt sich diese Kovarianz bei parteilosen Präsidenten, wo Mandatsträger mit ho-
hem politischem Interesse offensichtlich zu fast 70% in der Lage sind, eine dominierende Rolle 
im Rat zu übernehmen. Diese Ergebnisse zeigen besonders deutlich, dass die Machtverhältnis-
se in kommunalen Gremien strukturell nur unvollständig determiniert sind, und den Mandatsträ-
gern deshalb umfangreiche eigenständige Gestaltungsspielräume gewähren. Allerdings zeigt 
sich auch hier, dass Parteigebundene und Parteilose in ähnlichem Masse von diesen persönli-
chen Freiräumen profitieren. 
Analog dazu ist auch die Motivation, im Amt „eigene politische Ideen zu verwirklichen“, vor allem 
sowohl bei parteigebundenen wie bei parteilosen Ressortvorstehern mit einem Zuwachs an rats-
internem Einfluss verbunden, während sich die Wirkung im Falle der Gemeindepräsidenten – 
genau konträr zum „politischen Interesse“ – auf parteigebundene Mandatsträger beschränkt. 
(Tab. 13.10).  
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Tabelle 13.9: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach politischem Interesse und Status in der 
Exekutive 

Politisches Interes-
se am Amt: 

Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

stark 61 69 2.99 (.051) 32 24 8.64 (.002) 

eher stark 56 53 .38 (.304) 24 21 1.48 (123) 

eher schwach 49 46 .03 (.481) 21 16 5.02 (.015) 

schwach 46 44 .01 (.585) 20 16 3.09 (.059) 

Chi2  
(sign) 

7.85  
(.049) 

16.04 
(.001) 

 
41.76 
(.000) 

21.23 
(.000) 

 

 

 
Tabelle 13.10: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben, nach dem Grad der Motivation, im Amt „eigene 
politische Ideen zu verwirklichen“.  
 

Politisches Interes-
se am Amt: 

Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 8sign.) 

stark 67 59 1.70 (.119) 31 25 3.31 (.039) 

eher stark 57 58 .07 (.423) 28 19 20.78 (.000) 

eher schwach 54 49 .52 (.270) 23 15 14.79 (.000) 

schwach 46 47 .01 (.558) 22 14 4.73 (.030) 

Chi2  
(sign) 

14.85 
(.002) 

4.26  
(.235) 

 
17.53 
(.001) 

17.93 
(.000) 

 

 
 

13.8 Politisches Herkunftsmilieu 

Im Fragebogen wurde von den Informanten Auskunft darüber verlangt, ob ihre Herkunftsfamilie 
durch ein (entweder „linkes“ oder „bürgerliches“) politisches Milieu geprägt gewesen sei, oder ob 
sie in einem völlig unpolitischen Familienkontext aufgewachsen seien. Die Rechtfertigung für 
diese Frage ergibt sich aus den Ergebnissen der politischen Sozialisationsforschung, die fast 
durchwegs zeigen, dass politische Haltungen mehr als viele andere Einstellungen in der Kind-
heit und Jugend vorgeprägt werden und auf die Intensität und Richtung späterer politischer Par-
tizipation einen tiefgreifenden Einfluss haben (vgl. z. B. Jennings & Niemi 1968; Wasmund 1982; 
Westholm & Niemi 1992; Hopf & Hopf 1997) 
Die Ergebnisse sind gut vereinbar mit der Hypothese, dass eine frühe Vertrautheit mit Politik 
helfen kann, spätere politische Ämter mit mehr Effektivität auszuüben. Denn zumindest bei ge-
wöhnlichen Ratsmitgliedern erhöht ein politisch geprägtes Familienmilieu die Quote überdurch-
schnittlich Einflussreicher um ca. 30-40% (Tab. 13.11). 
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Tabelle 13.11: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die im Exekutivgremium einen „überdurch-
schnittlichen Einfluss“ ausüben, nach nach unpolitischem oder politischem Milieu in der Her-
kunftsfamilie. 

Familiäres 
Herkunftsmilieu 

Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

unpolitisch 54 53 .27 (.327) 23 16 25.13 (.000) 

politisch 60 56 .64 (.238) 30 22 12.41 (.000) 

Chi2 
(sign.) 

2.60 
(.061) 

.52 
(.267) 

 
22.11 
(.000) 

10.78 
(.001) 

 

 
 

13.9 Vorgängige politische Ämter 

Der politische Sozialisationsprozess erstreckt sich auch auf die politischen Erfahrungen, die die 
Exekutivmitglieder vor Antritt ihres jetzigen Amtes erworben haben. Mit ihren beratenden Kom-
missionen und Spezialbehörden (z. B. im Schul- oder Sozialwesen) bieten Schweizerische Ge-
meinden vielerlei Milizrollen an, in denen jüngere Bürger(innen) ihre Neigung und Eignung zur 
Politik austesten, erste Erfahrungen sammeln und natürlich auch die politische Reputation und 
Unterstützung erwerben können, die für die Erringung des Exekutivmandats günstige Voraus-
setzungen bilden. Von den parteigebundenen Räten waren 60%, von den parteilosen immerhin 
46% vor ihrem Amtsantritt in anderer Funktion in der Gemeindeverwaltung tätig, Tatsächlich 
zeigt sich bei den gewöhnlichen Ratsmitgliedern (mit und ohne Parteibindung) erwartungsge-
mäss, das der Prozentanteil Einflussreicher mit zunehmender  Zahl vorgängiger politisch-
administrativer Funktionen konsistent ansteigt, während bei Präsidenten wiederum keine Kova-
rianzen erkennbar sind (Tab. 13.12).  

Tabelle 13.12: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben: nach Zahl politischer Ämter, die vor Antritt des 
jetzigen Exekutivmandats ausgeübt worden sind. 

Zahl vorheriger 
Ämter 

Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

0 59 53 1.91 (.097) 25 16 31.14 (.000) 

1 56 56 .008 (.508) 27 19 12.30 (.000) 

2 60 53 1.07 (.186) 28 18 7.79 (.000) 

3 oder mehr 56 50 .623 (.428) 33 25 3.27 (.042) 

Chi2 
(sign.) 

1.49 
(.684) 

.55 
(.907) 

 
12.45 
(.006) 

9.95 
(.019) 

 

 

Nur durch drei oder mehr Ämter können Parteilose offensichtlich die Einflusschancen erreichen, 
über das Parteigebundene bereits ohne jegliche politische Vorerfahrungen verfügen (25%). 
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13.10 Bisherige Amtsdauer 

Schliesslich ist auch damit zu rechnen, dass die Exekutivmitglieder im Laufe ihrer Amtsführung 
zunehmend Erfahrungen und Kenntnisse erwerben, die es ihnen ermöglichen, ihren Einfluss im 
Ratsgremium zu optimieren. Ein derartiger Zusammenhang ist auch in diesem Falle nur bei den 
gewöhnlichen Ratsmitgliedern zu erkennen, wo der Prozentanteil derjenigen, die überdurch-
schnittlich viel Einfluss ausüben, mit zunehmender Amtsdauer dramatisch steigt (Tab. 13.13). 
Besonders die Parteilosen scheinen von diesem „On-the-job-training“ massiv zu profitieren, in-
dem sie beim Amtsantritt gegenüber den Parteigebundenen stark nachhinken, bei mehr als 12 
Jahren Dienstzeit sich aber nicht mehr signifikant von Letzteren unterscheiden. 

Tabelle 13.13: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben: nach bisheriger Amtsdauer. 

Bisherige Amts-
dauer (Jahre) 

Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign) Parteigeb. Parteilos Chi2 (sign.) 

-4 50 48 .81 (.432) 22 14 31.56 (.000) 

5-8 48 62 2.91 (.055) 29 20 16.07 (.000) 

9-12 39 56 .77 (.224) 35 25 5.98 (.009) 

13-16 40 46 4.10 (.030) 28 26 .074 (.463) 

17+ 34 52 4.62 (.023) 40 40 .001 (.557) 

Chi2 
(sign.) 

15.55 
(.004) 

6.52 
(.164) 

 
53.20 
(.000) 

36.45 
(.000) 

 

 
 

13.11 Wahlunterstützung 

Oben hat sich gezeigt, dass der grössere Einfluss parteigebundener Ratsmitglieder allein auf 
ihre persönlichen Merkmale (Bildung, hierarchische Berufsstellung, Führungserfahrung und poli-
tische Amtsmotivation) zurückzuführen ist, während die Unterstützung durch eine Partei allein 
offenbar keine eigenständige Wirkung entfaltet. Dennoch bleibt die Frage, ob die Autoritätsstel-
lung im Rat nicht vielleicht doch davon abhängt, welche kommunalpolitischen Kräfte dem Rats-
mitglied Legitimation und Rückdeckung verleihen. Zu diesem Zweck wurden die Informanten 
gefragt, welche Instanzen ihnen im letzten Wahlkampf mässige oder grosse Unterstützung ge-
leistet haben. Während der Unterstützung durch politische Parteien – die durchaus auch Partei-
losen zugute kommen kann -  offensichtlich keine Bedeutung hat, können parteilose Ressortvor-
steher häufiger einen überdurchschnittlichen Einfluss entfalten, wenn sie eine positive Rückde-
ckung durch parteiunabhängige Gruppierungen, das lokale Gewerbe, prominente Einzelpersön-
lichkeiten oder lokale Medien genossen haben. Bei den Parteigebundenen scheint sich diese 
Wirkung auf das Gewerbe und die Medien zu beschränken. 
Im Falle der Gemeindepräsidenten sind keinerlei signifikante Wirkungen zu erkennen; offen-

sichtlich sind auch in diesem Falle die formellen Kompetenzen derart determinierend, dass un-

geachtet der Wahlunterstützung dasselbe Niveau von Einfluss entfaltet werden kann 

(Tab.13.14). 
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Tabelle 13.14: Prozentsatz der Exekutivmitglieder, die (nach eigener Ansicht) im Exekutivgremium 
einen „überdurchschnittlichen Einfluss“ ausüben: nach Grad der Wahlunterstützung durch ver-
schiedene Instanzen 

  Präsidenten Gewöhnliche Mitglieder 

Politische Partei-
en 

 Parteigeb. Parteilos Parteigeb. Parteilos 

gross 58 52 28 23 

mässig 59 59 25 19 

keine 58 54 28 18 

Chi2 
(sign.) 

.16 
(.923) 

.53 
(.767) 

2.08 
(.353) 

2.99 
(.225) 

Parteiunabhängi-
ge politische 
Gruppen 

gross 62 58 30 24 

mässig 55 61 26 19 

keine 61 52 27 16 

Chi2 
(sign.) 

3.35 
(.187) 

2.52 
(.284) 

2.05 
(.358) 

9.41 
(.009) 

Lokales Gewerbe 

gross 60 59 36 27 

mässig 56 54 28 23 

keine 63 54 26 17 

Chi2 
(sign.) 

4.05 
(.132) 

.333 
(.847) 

17.79 
(.000) 

12.61 
(.002) 

Einzelne lokale 
Persönlichkeiten 

gross 59 55 29 21 

mässig 58 50 27 16 

keine 63 56 25 16 

Chi2 
(sign.) 

.73 
(.694) 

1.29 
(.524) 

3.73 
(.155) 

8.19 
(.017) 

Lokale Medien 

gross 67 50 42 50 

mässig 59 63 30 22 

keine 59 52 26 18 

Chi2 
(sign.) 

1.20 
(.549) 

2.79 
(247) 

15.42 
(.000) 

8.56 
(.014) 
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13.12 Multivariate Analysen 

Aus den multivariaten logistischen Regressionsanalysen (Tab. 13.15 und 13.16) geht hervor, 
dass es zwei kausale Determinanten gibt, die bei Präsidenten und Ressortmitglieder sowie bei 
Parteilosen und Parteigebundenen in gleichem Masse die Einflusschancen im Exekutivgremium 
bestimmen: einerseits das formale Bildungsniveau, dem vor allem bei Präsidenten eine grosse 
Bedeutung zukommt, und andererseits das Interesse, „eigene politische Ideen zu verwirklichen“, 
das vor allem bei den Parteilosen (Präsidenten wie Ressortvorstehern) die Chancen für einen 
überdurchschnittlichen ratsinternen Einfluss bestimmt. An dritter Stelle stehen die hierarchische 
Berufsposition und die Amtsdauer, deren Kausalwirkung nur bei parteilosen Präsidenten unter-
halb der statistischen Signifikanzgrenze bleibt.  
Auf der Ebene der Gemeindepräsidenten fällt auf, dass der Einfluss Parteiloser erheblich stärker 
von den Führungs- und Finanzqualifikationen sowie vom allgemeinen politischen Interesse be-
stimmt wird. (Im Falle der Führungserfahrungen ist allerdings zu beachten, dass sie stark mit der 
hierarchischen Berufsposition verknüpft sind und bei deren Kontrolle logischerweise an Erklä-
rungskraft verlieren). 

Tabelle 13.15: Determinanten für die überdurchschnittliche Einflussstellung in der Exekutive: mul-
tivariate logistische Regressionen: Odd’s Ratios (nur Präsidenten). 

 Parteigebundene Mitglieder Parteilose Mitglieder 

 I II III IV I II III IV 

Geschlecht (+=m) 1.76 1.81 1.77 1.53 1.07 1.30 1.26 1.21 

Bildungsniveau 1.24** 1.25** 1.21** 1.24** 1.32** 1.32** 1.27** 1.28** 

Hier Berufsposition 1.33** 1.31** 1.34** 1.35** 1.11 1.04 1.01 1.06 

Qualif.: Führung  1.05 1.03 1.09  1.69 1.89* 2.33* 

Qualif.: Finanzen  1.30 1.29 1.34  1.93* 1.96* 2.04* 

Qualif.: juristisch  1.21 1.24 1.17  1.18 1.35 1.48 

Qualif.: technisch  .77 .88 .86  .51* .53 .53 

Motiv: polit. Interesse   1.05 1.09   3.27* 3.91** 

Motiv. Eigene Ideen   2.06* 2.43*   2.68 3.30** 

Vorgängige Ämter    .84    .94 

Wahlunterstützung*    .88    .81 

Anzahl Amtsjahre    1.05**    1.04 

Nagelkerkes R2 .128 .138 .149 .195 .118 .188 .241 .261 

N =  454 232 

    
* durch parteiunabhängige Gruppen, Gewerbe, lokale Persönlichkeiten und Medien (summativer Index) 

Bei den Ressortvorstehern sind es genau umgekehrt die Parteigebundenen, bei denen Qualifi-
kationen im Führungsbereich sowie politische Interessen die grössere Wirkung entfalten – wäh-
rend juristische Kenntnisse (wie bei den Präsidenten) offensichtlich folgenlos bleiben und Vor-
qualifikationen im technischen Bereich gar (bei parteilosen Ressortvorstehen signifikant) negativ 
mit den Einflusschancen korrelieren. Die Hypothese, dass der Einfluss von Präsidenten infolge 
ihrer formell normierten Kompetenzstellung weniger von persönlichen Merkmalen abhängig sei, 
wird in dieser Gesamtsicht nur in sehr eingeschränktem Masse bestätigt. Auf jeden Fall gilt sie 
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für das Geschlecht: in dem Sinne, dass Männer auf Ressortebene eine grösseren Einflussvor-
sprung gegenüber weiblichen Mitgliedern haben. Die vorgängige Amtstätigkeit sowie die Wahl-
unterstützung schliesslich verlieren jede signifikante Wirkung, wenn man die mit ihr assoziierten 
Prädiktoren (z. B. männliches Geschlecht und Qualifikationsniveau) kontrolliert. 
 
Insgesamt darf man aus den Ergebnissen schliessen, dass persönliche Statusmerkmale, Quali-
fikationen, Motive und politische Vorsozialisationen als eigenständige Prädiktorengruppen zu 
betrachten sind, die unabhängig voneinander kumulative Beiträge zur Erklärung der Einfluss-
chancen im exekutiven Ratsgremium leisten. Zumindest bei Ressortvorstehern gilt, dass dem 
zugeschriebenen Merkmal des männlichen Geschlechts vor allem bei Parteilosen eine sehr 
starke Bedeutung zukommt, die nicht durch die höhere berufliche Position oder reichlichere be-
rufliche Vorqualifikationen der Männer (weg-)erklärt werden kann. 

Tabelle 13.16: Determinanten für die überdurchschnittliche Einflussstellung in der Exekutive: mul-
tivariate logistische Regressionen: Odd’s Ratios  (nur gewöhnliche Ratsmitglieder). 

 Parteigebundene Mitglieder Parteilose Mitglieder 

 I II III IV I II III IV 

Geschlecht (+=m) 1.89** 1.96** 2.00** 1.94** 2.66** 3.27** 3.52** 3.43** 

Bildungsniveau 1.20** 1.17** 1.18** 1.19** 1.12** 1.09* 1.10** 1.11* 

Hier Berufsposition 1.34** 1.23** 1.20** 1.23** 1.36** 1.27** 1.25** 1.26** 

Qualif.: Führung  2.22** 2.21** 2.19**  1.45* 1.44 1.35 

Qualif.: Finanzen  1.38** 1.42* 1.43*  1.63** 1.75** 1.77** 

Qualif.: juristisch  1.29 1.22 1.23  1.00 .88 .86 

Qualif.: technisch  1.09 1.15 1.12  .60** .61** .61** 

Motiv: polit. Interesse   2.62** 2.06**   1.37 1.38 

Motiv. Eigene Ideen   1.74** 1.74**   3.90** 3.50** 

Vorgängige Ämter    1.04    1.08 

Wahlunterstützung*    1.03    1.12 

Anzahl Amtsjahre    1.07**    1.08** 

Nagelkerkes R2 .111 .157 .174 .195 .091 .127 .161 .188 

N =  1964 1032 

   

 * durch parteiunabhängige Gruppen, Gewerbe, lokale Persönlichkeiten und Medien (summativer Index) 

 
 

13.13 Schlussfolgerungen 

Die Vermutung hat sich bestätigt, dass parteilose Exekutivmitglieder im Ratsgremium seltener 
als ihre Parteigebundene eine herausragende Einflussposition besetzen. 
Allerdings ist dieser Rückstand nicht direkt auf die Parteilosigkeit an sich zurückzuführen, son-
dern indirekt auf die Tatsache, dass sich Parteilose häufiger aus Bevölkerungsgruppen mit ge-
ringer Formalbildung, Führungserfahrung und politischem Interesse rekrutieren und häufiger 
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keine politische Vorsozialisation (in der Familie oder in vorangehenden Ämtern) genossen ha-
ben. 
Keine Unterstützung findet demnach die Hypothese, dass die Rückendeckung durch eine orga-
nisierte lokale Partei ausreicht, um Mandatsträgern ungeachtet ihrer persönlichen Statusmerk-
male, Motivation und Qualifikation eine höhere Einflussstellung zu verschaffen. 
Zudem bleiben die genannten indirekten Wirkungen auf gewöhnliche Ratsmitglieder beschränkt, 
während Gemeindepräsidenten – und in etwas geringerem Masse auch Finanzvorsteher - of-
fensichtlich allein infolge ihrer formalen Kompetenzstellung in der Lage sind, in den meisten Fäl-
len eine überdurchschnittliche Machtstellung zu erringen. Allerdings bleibt der mit wachsender 
Gemeindegrösse verknüpfte Autoritätszuwachs auf parteigebundene (vor allem der FDP, CVP 
und SP angehörige) Gemeindepräsidenten beschränkt, während es auf der Ebene der Ressort-
vorsteher umgekehrt die Parteilosen sind, die einen überdurchschnittlichen Einfluss im Rats-
gremium vermelden. 
 
Die weitere Analyse richtete sich auf die Vermutung, dass „Parteilosigkeit“ eine intervenierende 
Variable darstellt, die zur Folge hat, dass die Einflussstellung stärker von persönlichen Merkma-
len abhängig wird, da die Ratsmitglieder mangels Zugriff zu Parteiressourcen ausschliesslich mit 
den Bordmitteln ihrer eigenen Persönlichkeit (und ihrer informellen Sozialbeziehungen) aus-
kommen müssen.  
Entgegen dieser Hypothese zeigt sich, dass ungeachtet der Parteibindung ungefähr derselbe 
Abstand zwischen Männern und Frauen besteht, und dass es bei den Inhabern höherer Bil-
dungszeugnisse, Berufqualifikationen  und Managementpositionen genau umgekehrt die Partei-
gebundenen sind, die derartige Startvorteile besser in ratsinternen Einfluss umzumünzen wis-
sen.  
Sehr wohl hängt die Autoritätsstellung der Parteilosen aber davon ab, ob sie im Wahlkampf die 
Unterstützung parteiunabhängiger Gruppen oder einzelner prominenter Persönlichkeiten in der 
Gemeinde erfahren haben, während sich der positive Einfluss, der von einer Unterstützung 
durch das lokale Gewerbe oder lokale Medien ausgeht, auch auf parteigebundene Ratsmitglie-
der erstreckt.  
 
In den multivariaten logistischen Regressionsanalysen zeigt sich, dass - bei Kontrolle aller übri-
gen Determinanten - die Einflussstellung parteiloser Ressortvorsteher vorrangig vom männli-
chen Geschlecht und vom Motiv, im Amt eigene politische Ideen zu verwirklichen, beeinflusst 
wird, während bei den Parteigebundenen die Führungsqualifikationen und das generelle politi-
sche Interesse im Vordergrund stehen – während die Wirkungen der Bildung, der hierarchischen 
Berufsposition und der Amtsdauer sich auf beide Gruppen von Amtsträgern erstrecken. 
Aus der hohen kausalen Bedeutung der Motivationsvariablen kann man schliessen, dass die 
Gemeindeexekutiven durchaus gewisse Freiräume für „voluntaristische“ (d. h. strukturell unde-
terminierte, nur vom Willen der Amtsinhaber abhängige) persönliche Machtentfaltung bieten. 
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14. Kapitel:  Auswirkungen parteigebundener und par-
teiloser Exekutivgremien auf die Politik und Verwal-
tung der Gemeinde 

14.1 Einleitung 

In diesem letzten empirischen Kapitel geht es um die Frage, inwiefern die politischen Verhältnis-
se in einer Gemeinde dadurch beeinflusst werden, ob – bzw. in welchem Zahlenverhältnis – 
Parteigebundene und Parteilose im Exekutivgremium sitzen. 
 
Die im Kapitel 1 vorgestellten theoretischen Perspektiven bieten vielerlei Ansatzpunkte, um 
Hypothesen über derartige Wirkungen zu formulieren.  
So ist beispielsweise erstens zu erwarten, dass parteigebundene Räte mit einer höhere politi-
sche Aktivierung der Stimmbürgerschaft einhergehen, weil die politischen Parteien zumindest 
auf die Wahlen hin informierende und mobilisierende Tätigkeiten entfalten, und weil sie es den 
Bürgern leichter machen, auch ohne Kenntnis der konkreten Person eine rationale Wahl zu tref-
fen.  
Zweitens kann damit gerechnet werden, dass parteigebundene Gremien in der Kommunalpolitik 
eine höhere Legitimation besitzen und evtl. auch mehr Einfluss entfalten, weil sich die Mitglieder 
auf organisierte, breit anerkannte  politische Kräfte abstützen können. 
Drittens liesse sich vermuten, dass parteilose Räte – eben infolge der Absenz organisierter 
Gruppierungen – tendenziell in einem Machtvakuum operieren, das (je nach den gegebenen 
sozio-strukturellen und kulturellen Verhältnissen) durch Einflussnahmen aus dem nichtpoliti-
schen Raum (z. B. durch Vereine, Wirtschaftskreise oder spontane Protestgruppen) aufgefüllt 
werden mag. Umgekehrt wäre allerdings auch denkbar, dass parteilose Gremien mit mehr 
Durchschlagskraft regieren, weil sie nicht durch die in der Schweiz heute übliche Parteienpolari-
sierung paralysiert und deshalb besser in der Lage sind, mit relativ geringem Sitzungsaufwand 
speditive und konsensuale Entscheidungen zu generieren. Diese Hypothese wird durch die im 
Kapitel 11 gefundene Regularität unterstützt, dass sich Parteilose dank ihrer fehlenden „vertika-
len“ Parteibindung freier fühlen, um sich „horizontal“ an der Meinung ihrer Ratskollegen zu orien-
tieren (Tab. 11.7). 
Viertens darf aus diesem selben Grund auch damit gerechnet werden, dass sich parteilose 
Gremien gegenüber interkommunaler Kooperation etwas offener verhalten – da ihre Mitglieder 
ihre fehlenden Bindungen nach innen offenbar auch ausnutzen, um sich in ihrem Entschei-
dungsverhalten stärker an der Meinung der Räte anderer Gemeinden zu orientieren (Tab. 11.8). 
Fünftens ist zu erwarten, dass auch aus den tendenziell höheren Vorqualifikationen (Kap. 7) und 
politischen Motivationen (Kap 8), die Parteigebundene ins Amt mitbringen, verschiedene Aus-
wirkungen entstehen: etwa in dem Sinne, dass sie ihre politischen Ziele - beispielsweise im Hin-
blick auf eine guten Zustand der öffentlichen Finanzen - wirkungsvoller realisieren, oder dass 
das Ratsgremium dank seiner hochkarätigeren Besetzung über mehr kommunalpolitische Auto-
rität verfügt. 
Und schliesslich bietet sich sechstens die Hypothese an, dass parteigebundene Exekutivgre-
mien erfolgreicher darin sind, die kommunale Politik mit der überlokalen Ebene (sprich: dem 
Kanton) zu verbinden, weil sie durch ihre Parteizugehörigkeit automatisch in einen überlokalen 
Kontext des politischen Diskurses und Handelns eingebettet sind. 
 

Solche und ähnliche Kausalanalysen stossen allerdings auf das Problem, dass langfristige dia-
chrone Studien nötig wären, um den zum Teil wohl sehr beträchtlichen Time Lags, die zwischen 
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der Konstituierung eines Gremiums und dem von ihm ausgelösten politischen Wirkungen beste-
hen, Rechnung zu tragen. 
 

14.2. Häufigkeit parteigebundener, gemischter und parteiloser 
Exekutivgremien 

In der gesamtschweizerischen Gemeindeumfrage von 2005 wurden die Gemeindeschreiber 
aufgefordert, die Zahl parteigebundener und parteiloser Räte im Exekutivgremium zu nennen. 
Auf diesem Wege konnten zuverlässige Angaben über immerhin 2130 Gemeinden gewonnen 
werden. Aus Tabelle 14.1 geht hervor, dass weitaus die meisten Gemeinden (75.4%) entweder 
über eine in vollem Umfang parteigebundene (57%) oder eine zu 100% parteilose (18.4%) Exe-
kutive verfügen, wobei die letzteren in Gemeinden über 2000 Einwohnern kaum mehr in Er-
scheinung treten. 
Bei den übrigen Fällen handelt es sich vorwiegend um Gremien, in denen mehr als 40% der 
Mitglieder als Parteivertreter amtieren. (Der zunehmende Trend zu parteiloser kommunaler Exe-
kutivtätigkeit wird darin deutlich, dass in einer früheren Umfrage von 1994 noch 74% der Räte 
ausschliesslich über parteigebundene und nur 12% über ausschliesslich parteilose Mandatsträ-
ger verfügten). Aus Gründen der Fallzahl liegt es deshalb bei den nachfolgenden multivariaten 
Analysen nahe, alle „hybriden“ Gremien, in denen gleichzeitig Parteilose und Parteigebundene 
sitzen, zu nur zwei intermediären Kategorien (1-40% und 41-99%) zu aggregieren. 

Tabelle 14.1: Häufigkeit von Gemeinden mit verschiedenem Anteil an Parteilosen in der Exekutive 
(2005). 

Prozent Par-
teilose 

Einwohnerzahl der Gemeinde  

bis 500 501-1000 
1001-
2000 

2001-
5000 

5-10000 10001+ Total:  

0 315 208 238 271 112 70 1214 (57.0%) 

1-20% 12 21 52 55 22 15 177 (8.3%) 

21-40% 13 29 33 6 6 3 119 (5.8%) 

41-60% 35 39 28 19 5 2 128 (6.0%) 

61-80% 36 26 17 6 0 0 85 (4.0%) 

81-99% 1 7 4 3 0 0 15 (0.6%) 

100% 253 95 36 8 0 0 392 (18.4%) 

 
 

14.3 Einfluss auf die Wahlbeteiligung in der Gemeinde 

Aus mehreren Gründen darf damit gerechnet werden, dass in Gemeinden, deren Exekutivmit-
glieder als Mandatsträger politischer Parteien amtieren, eine höhere Wahlbeteiligung besteht: 
Erstens tragen die Parteien zur allgemeinen politischen Mobilisierung der Bevölkerung bei, in-
dem sie Wahlkampagnen für ihre Kandidaten führen. Dieser Effekt dürfte allerdings eher in 
grösseren Gemeinden spürbar sein, wo die Parteien für derartige Aktivitäten über hinreichende 
organisatorische, personelle und finanzielle Mittel verfügen. 
Zweitens vereinfachen die Parteien die Wahlentscheidung, indem sich viele Stimmbürger auch 
zur Wahl von Kandidaten in der Lage fühlen, die sie nicht persönlich kennen: einfach aufgrund 
der Tatsache, dass sie einer ihnen ideologisch nahestehenden Parteigruppierung angehören. 
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Demgegenüber wird die Wahlteilnahme im Falle Parteiloser wohl eher davon abhängen, dass 
man den Kandidaten entweder persönlich kennt und beurteilen kann, oder dass seine Person 
hinreichend über die Medien (z. B. die lokale Presse) vermittelt wird. 
Und drittens wirkt für die Wähler motivierend, dass parteigebundene Kandidaten durch ihre Bin-
dung an spezifische politische Ideologien und Programme ein im voraus relativ gut berechenba-
res politisches Verhalten aufweisen: im Gegensatz zu Parteilosen, von denen man mangels sol-
cher Einbindungen oft nicht weiss, in welche Richtung sie sich nach erfolgter Wahl bewegen. 
 
Da sowohl die Zusammensetzung der Exekutiven wie die kommunalen Wahlbeteiligungen von 
zwei Surveys (1994-97/98 und 2005/05) vorliegen, besteht die willkommene Möglichkeit, die 
Korrelationen für zwei Zeitpunkte zu bestimmen und ihre Veränderungen über einen ca. zehn-
jährigen Zeitraum zu verfolgen. 
 
Aus den Tabellen 14.2 und 14.3 geht hervor, dass zu beiden Erhebungszeitpunkten signifikant 
positive – und über das Zeitintervall hinweg praktisch unverändert gebliebene - Korrelationen 
zwischen der Wahlbeteiligung und dem Anteil parteigebundener Ratsmitglieder bestehen. Er-
wartungsgemäss sind sie in Kleinstgemeinden unter 500 Einwohnern (wo Parteien eine schwa-
che und wenig essentielle Rolle spielen), am geringsten, um dann in Kommunen zwischen 1000 
und 2000 Einwohnern ihr Maximum zu erreichen. Unerwartet ist allerdings das – vor in Gemein-
den unterhalb von 1000 Einwohnern sichtbare – Ergebnis, dass nicht bei völlig parteilosen, son-
dern bei gemischten Ratsgremien die niedrigste Stimmbeteiligung besteht.  

Tabelle 14.2: Stimmbeteiligung an kommunalen Wahlen (1998): nach Prozentanteil der Parteilosen 
in der Gemeindeexekutive 1994 und Gemeindegrösse. 

Prozentsatz  
Parteilose: 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

bis 500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 über 10000 

0 61.3 59.2 55.8 48.7 42.3 38.3 

1-40% 52.5 44.7 42.0 39.8 38.4 41.8 

41-99% 50.3 43.6 42.0 36.2 -- -- 

100% 55.6 49.5 45.3 36.8 -- -- 

F-Test 
(sign.) 

5..54 
(.000) 

10.27 
(.000) 

12.02 
(.000) 

7.35 
(.000) 

1.01 
(.318) 

.65 
(.422) 

N =  484 284 294 233 302 74 

 
Diese Regularität wird in abgeschwächter Form durchaus auch in grösseren Gemeinden (2005 
gar in Städten mit mehr als 10 0000 Einwohnern) sichtbar, wo offensichtlich auch nur die Kandi-
datur eines einzigen Parteilosen hinreicht, um die Wahlteilnahme um ca. vier Prozentpunkte zu 
verringern. Möglicherweise entsteht aus der Kombination von parteilosen und parteigebundenen 
Kandidaten eine Wahlsituation, die es manchen Wählern sehr schwer macht, die für eine ratio-
nale Wahlteilnahme erforderlichen Informationen zu gewinnen.  
  



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik      http://socio.ch/gem/palo.pdf 

 

239 
 

Tabelle 14.3: Stimmbeteiligung an kommunalen Wahlen (2005): nach Prozentanteil der Parteilosen 
in der Gemeindeexekutive 2005 und Gemeindegrösse 

Prozent Parteilose: 
Einwohnerzahl der Gemeinde 

bis 500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 über 10000 

0 56.0 56.1 55.0 48.8 45.2 41.6 

1-40% 55.4 44.2 47.1 44.7 41.5 37.6 

41-99% 41.8 41.3 34.1 40.6   

100% 50.8 47.3 41.2 38.7 -- -- 

F-Test 
(sign.) 

7.89 
(.000) 

11.53 
(.000) 

27.49 
(.000) 

5.28 
(.001) 

1.55 
(.216) 

1.83 
(.167) 

N =  518 352 366 368 132 83 

 
Man könnte einwenden, dass sich in solchen Korrelationen eine gegenteilige Kausalität verbirgt: 
in dem Sinne, dass politisch hoch aktivierte Gemeinden eher dazu tendieren, starke politische 
Parteien auszubilden, die dann die Bestellung der Exekutivsitze übernehmen – während inaktive 
Gemeinden faute de mieux häufiger auf Parteilose zurückgreifen müssen. Falls dies zutrifft, 
müsste der statistische Zusammenhang zwischen Wahlbeteiligung und Parteigebundenheit der 
Exekutive verschwinden, wenn man andere Indikatoren für diese generelle Politisiertheit (z. B. 
die Teilnahmequote an kantonalen und nationalen Wahlen) kontrolliert. 
Tatsächlich zeigt sich, dass der von parteiloser Exekutivbesetzung ausgehende Erklärungsbei-
trag stark reduziert wird, wenn diese beiden Beteiligungsraten auf überlokaler Ebene in die Reg-
ressionsgleichung einbezogen werden – hingegen kaum mehr weiter sinkt, wenn auch sozio-
demographische Prädiktoren mit eigenständigem Erklärungsbeitrag (Bildungsniveau und katho-
lische Konfessionalität der Bevölkerung) mitberücksichtigt werden (Tab. 14.4). Die Zahl der loka-
len Parteien bleibt erstaunlicherweise ohne jede Bedeutung. In derselben Tabelle wird auch 
sichtbar, dass der unabhängige negative Effekt der Parteilosigkeit erst deutlich sichtbar wird, 
wenn man die Bevölkerungsgrösse kontrolliert. In der bivariaten Analyse wird er durch die posi-
tive Korrelation neutralisiert, die dadurch entsteht, dass grössere Gemeinden – aus vielerlei an-
deren Gründen – gleichzeitig eine geringere Stimmbeteiligung und eine geringere Quote an par-
teilosen Exekutivmitgliedern besitzen. 

Tabelle 14.4: Stimmbeteiligung an kommunalen Wahlen (2005): Multivariate Regressionen. 

 Modell I Modell II Modell III Modell IV Modell V 

% Parteilose in Exekutive -.07* -.22*** -.09** -.08** -.07** 

Gemeindegrösse  -.31*** -.12*** -.15*** -.18** 

Wahlbeteiligung Kantonsebene   .56*** .56*** .51*** 

Wahlbeteiligung Bundesebene   .12** .12*** .12*** 

Zahl lokaler Parteien    .04 .03 

% Bevölk mit höherer Bildung     .09** 

% Bevölk. katholisch     .14*** 

Kum. R2 .003 .077 .481 .481 .498 

N =  868 
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14.4 Einfluss auf die Beteiligung an der Gemeindeversammlung 

Rund 78% aller kleinen und mittelgrossen Schweizer Gemeinden (bis 20 000 Ew.) sind in dem 
urtümlichen Sinne „direkt-demokratisch“ konstituiert, dass die legislativen Kompetenzen von der 
Einwohnerversammlung wahrgenommen werden. Im deutschen Sprachraum überschreitet ihr 
Anteil gar 35%, während in der französischen Schweiz immerhin 23% (und im Tessin gar 60%) 
eine parlamentarische Körperschaft („conseil communal“, bzw, „consiglio municipale“) ausgebil-
det haben. Zu den Folgeproblemen der Institution „Bürgerversammlung“ gehört, dass die Teil-
nahme freiwillig (und dementsprechend variabel) erfolgt und die Partizipationsquote – allein 
schon wegen des physischen Problems, hinreichend grosse Versammlungsräume zu finden - 
mit zunehmender Gemeindegrösse drastisch sinkt.  
 
Im Übrigen wird die Teilnahme von vielerlei Faktoren bestimmt, die einerseits in der demogra-
phischen Zusammensetzung der stimmberechtigten Einwohnerschaft und andererseits in ver-
schiedenen politisch-administrativen Rahmenbedingungen der Gemeinde ihre Ursache haben. 
Analog zu Parlamenten besteht eine zentrale Funktion der Gemeindeversammlung darin, die 
Arbeit der Exekutive zu kontrollieren: z. B. indem Entscheidungen beeinflusst oder korrigiert 
werden, damit sie der Mehrheitsmeinung im Stimmvolk entsprechen, oder indem anstelle einer 
allzu passiven Exekutive politische Initiativen ergriffen und Anträge eingebracht werden. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist damit zu rechnen, dass die Beteiligung eher niedrig liegt, wenn die 
Exekutive viel Legitimation und Vertrauen geniesst, hingegen ansteigt, wenn man ihrer Kompe-
tenz und Entscheidungstätigkeit misstraut. Der erste Fall dürfte vor allem dann bestehen, wenn 
alle Ratsmitglieder einer Partei angehören. Nur dann nämlich kann das in der Schweiz auf allen 
politischen Ebenen herrschende „Konkordanzprinzip“ wirksam werden, das dafür sorgt, dass – 
selbst wenn formell nach dem Majorzprinzip gewählt wird – alle wichtigen politischen Kräfte in 
die Exekutive eingebunden werden: so dass keine grössere Opposition existiert, die mangels 
Repräsentation ausschliesslich auf direkt-demoratische Einflusskanäle angewiesen wäre. Der 
zweite Fall hingegen dürfte eher vorliegen, wenn im Rat Parteilose dominieren, die infolge ihrer 
mangelnden Parteibindung als unberechenbar erscheinen und von denen nicht klar ist, welche 
politischen Kräfte sie repräsentieren.  

Tabelle 14.5: Beteiligungsrate an der Einwohnerversammlung (1997): nach Prozentanteil der Par-
teilosen in der Gemeindeexekutive und Gemeindegrösse (1994) (Prozentwerte). 

Prozent Parteilose: bis 500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 über 10000 

0 28.2 21.1 15.4 11.3 6.9 9.2 

1-40% 22.5 20.8 12.0 10.8 6.9 8.9 

41-99% 27.3 17.4 13.9 13.1   

100% 30.9 22.3 30.7 20.6   

F-Test 
(sign.) 

3.99 
(.008) 

.58 
(.630) 

11.33 
(.000) 

.950 
(.438) 

.986 
(.384) 

1.64 
(.208) 

N =   528 268 266 264 88 37 

 
Wie aus den Tabellen 14.5 und 14.6 hervorgeht, ist die Teilnahmequote an der Einwohnerver-
sammlung (im diametralen Gegensatz zur Wahlbeteiligung) in den meisten Subsamples tatsäch-
lich etwas höher, wenn sämtliche Ratsmitglieder keiner politischen Partei angehören. Beim Ver-
gleich der beiden Zeitpunkt zeigt sich, dass zwar die Partizipation im Zeitintervall überall abge-
sunken ist, die mit der Parteibindung der Mandatsträger verknüpften Differenzen aber zumindest 
teilweise erhalten geblieben sind. Allerdings haben sich die Divergenzen tendenziell (mit Aus-
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nahme der Gemeinden zwischen 2000 und 5000 Ew.) verringert und erreichen 2005 nur noch 
im Bereich zwischen 1000 und 2000 Einwohnern die Schwelle statistischer Signifikanz. 

Tabelle 14.6: Beteiligungsrate an der Einwohnerversammlung (2005): nach Prozentanteil der Par-
teilosen in der Gemeindeexekutive und Gemeindegrösse (Prozentwerte). 

Prozent Parteilose: bis 500 501-1000 1001-2000 2001-5000 5-10000 über 10000 

0 19.7 12.9 8.1 4.5 2.6 1.4 

1-40% 20.4 12.4 10.6 5.7 3.2 2.0 

41-99% 19.3 13.6 8.3 5.5   

100% 22.3 11.3 13.1 --   

F-Test 
(sign.) 

2.13 
(.096) 

.48 
(.618) 

4.83 
(.003) 

3.01 
(.031) 

2.41 
(.123) 

.559 
(.459) 

(N =  ) 423 318 297 297 108 48 

 
 

In dieses Bild passt auch das Ergebnis, dass die Gemeinden mit parteilosen Gremien über-
durchschnittlich häufig zu jenen gehören, in denen – abweichend vom generellen Trend – nach 
Aussage des Gemeindeschreibers die aktive Versammlungsteilnahme im Zeitintervall 1995-
2005 zugenommen hat (Figur 14.1). 
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Figur  14.1:   Prozentsatz der Gemeinden, in denen die aktive Beteiligung an 
der Gemeindeversammlung zwischen 1995 und 2005 zugenommen hat: : nach 
Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005). 
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14.5 Initiative bei Verwaltungsreformen 

Ungeachtet der Zusammensetzung ihres Exekutivgremiums haben in den meiste Gemeinden in 
den vorangegangenen Jahren im Durchschnitt mehrere Reformmassnahmen der Verwaltung 
stattgefunden, die sich z. B. auf Reorganisationen im Zusammenhang mit „New Public Mana-
gement“ (z. B. Leistungsvereinbarungen, Globalbudgetvorgaben, Kompetenzverschiebungen an 
die Verwaltung), auf Veränderungen der Lohnstruktur oder auf die Zusammenarbeit mit  exter-
nen, privaten Leistungsträgern beziehen. 
Wenn aber danach gefragt wird, von welcher Seite der Anstoss zu solchen Reformen ausge-
gangen ist, fällt auf, dass – zumindest bei Gemeinden über 1000 Einwohnern - in parteilosen 
Gremien erheblich seltener die Exekutive als Initianten in Erscheinung getreten ist. Eine Aus-
nahme bilden allerdings die Kleinstgemeinden (unter 500 Einwohnern), in denen umgekehrt die 
parteigebundenen Räte am wenigsten Initiative entfalten (Tab. 14.7). 
 
Diese geringere proaktive Reformtätigkeit mag wohl eine Folge davon sein, dass parteilose 
Mandatsträger im Durchschnitt über geringere politische Gestaltungsmotivationen (vgl. Kap. 8) 
sowie weniger Bildung und berufliche Vorqualifikationen verfügen (vgl. Kap. 7) – und dadurch 
vielleicht durchaus offener dafür sind, in reaktiver Weise exogenen Reformanstössen Folge zu 
leisten. 

Tabelle 14.7: Prozentsatz der Gemeinden, in denen die Initiative für Verwaltungsreformen von Mit-
gliedern der Gemeindeexekutive ausgegangen ist: nach Prozentsatz Parteiloser in der Exekutive 
und Gemeindegrösse. 

Prozent Parteilose -500 501-1000 1001-2000 2001-5000 

0 23 33 32 50 

1-40% 41 37 40 44 

41-99% 35 33 47 58 

100 29 21 19 33 

Chi-2 (Sign.) 6.40 (.047) 4.53 (.112) 7.36 (.030) 1.87 (.300) 

N =  550 346 321 334 

 

 

14.6 Einfluss der Exekutive in der kommunalen Politik 

Verschiedene Argumente lassen erwarten, dass Exekutiven mit parteilosen Mitgliedern weniger 
gut in der Lage sind, in der kommunalen Politik eine hohe Einfluss- und Autoritätsposition zu 
erringen. Denn erstens sind sie im Gegensatz zu Parteigebundenen nicht in der Lage, neben 
ihrer Person auch die Hausmacht einer organisierten politischen Gruppierung in die Waagschale 
zu werfen, und zweitens hat die bisherige Analyse ergeben, dass sie im Durchschnitt politisch 
weniger interessiert und engagiert sind (vgl. Kap. 8) und sich eher aus Bevölkerungssegmenten 
mit geringerer Bildung (Kap. 6.3), Berufsqualifikation (Kap. 7.2) und politischen Vorerfahrungen 
(Kap. 6.8 und Kap. 7.3) rekrutieren.  
Zur Analyse dieses Zusammenhangs kann auf eine Frage des Gemeindesurvey von 2005 zu-
rückgegriffen werden, in der die Gemeindeschreiber gebeten worden sind, die Einflussposition 
verschiedener Instanzen und Gruppierungen auf die Gemeindepolitik (auf einer von 1- bis 7 rei-
chenden Skala) zu charakterisieren. 
 
Ganz im Gegensatz zu dieser Hypothese zeigt sich ein positiver kausaler Effekt der Parteilosig-
keit, wenn man die Einwohnerzahl der Gemeinde und die Zahl der Parteien (zwei weitere we-
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sentliche Determinanten) kontrolliert. Dieser Effekt bleibt auch erhalten, wenn man zusätzlich 
das Bildungsniveau der Bevölkerung (das mit dem Behördeneinfluss negativ assoziiert ist) in die 
Gleichung integriert (Tab.14.8).  

Tabelle 14.8: Einfluss der Parteibindung der Exekutivmitglieder auf die Einflussposition der Ge-
meindeexekutive in der kommunalen Politik: multivariate Regressionen (BETA-Koeffizienten). 

 Modell I Modell II Modell III Modell IV 

% Parteilose -.078* .04 .09* .09* 

Gemeindegrösse (ln)  .24*** .11* .14** 

Zahl lokaler Parteien   .21*** .20*** 

% Bevölk. mit höherer Bildung    -.12*** 

Kum. R2 .005 .051 .066 .079 

N =  1017 

 
 
Eine getrennte Analyse der verschiedenen Gemeindegrössenklassen ergibt, dass die Autori-
tätsstellung überraschenderweise bei hybriden Exekutiven ihr Maximum erreicht, in der gleich-
zeitig parteigebundene und parteilose Mitglieder amtieren (Figur 14.2).  
 

 
Die naheliegendste Deutung liegt darin, dass ein ausschliesslich von den Parteien monopolisier-
tes Ratsgremium dazu führt, dass primär die Parteien in der Gemeinde dominieren, während 
das konkordante Ratsgremium eher auf die Funktion zurückgebunden wird, als Aushandlungsort 
für diese Parteiinteressen zu dienen. Demgegenüber könnten Parteilose in der Lage sein, das 
Ratsgremium partiell aus solchen Parteibindungen zu befreien und ihm zu einer genuin-
.unabhängigen Autoritätsstellung zu verhelfen. Dieser Zusammenhang müsste sich allerdings 
vor allem in grösseren Gemeinden zeigen, in denen die Parteien personell und organisatorisch 
auch in der Lage sind, eine derartige Dominanzstellung auszuüben. Zudem wäre denkbar, dass 
Parteilose dem Exekutivgremium zu einer besseren Entscheidungsfähigkeit verhelfen, da sie 
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Figur  14.2:   Durchschnittlicher  kommunalpolitischer Einfluss der Exekutive: nach 
Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005; Skala 
von 1-7). 
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bekanntlich dazu Meinungen, ihre eigenen Standpunkte relativ stark an der Meinung ihrer Rats-
kollegen zu orientieren (vgl. Kap. 11; Tab.11.7). 
 

14.7 Einfluss der politischen Parteien in der kommunalen Politik 

Wie erwartet zeigt sich in der multivariaten Regressionsanalyse, dass der Einfluss der Parteien 
– selbst wenn man ihre Anzahl kontrolliert – stark negativ mit der Parteilosenzahl im Ratsgremi-
um korreliert (Tab.14.9).  

 
Tabelle 14.9 Einfluss der Parteibindung der Ratsmitglieder auf die Einflussstellung der politischen 
Parteien in der kommunalen Politik (multivariate Regessionsanalysen; BETA-Koeffizienten).:  

 

 Modell I Modell II Modell III Modell IV 

% Parteilose -.48*** -.32*** -.26*** -.26*** 

Gemeindegrösse (ln)  .40*** .21*** .23*** 

Zahl lokaler Parteien   .28*** .28*** 

% Bevölk. mit höherer Bildung    -.09** 

Kum. R2 .233 .361 .389 .396 

N =  712 

 
Ebenso wird die obige Vermutung bestätigt, dass die Parteien vor allem in grösseren Gemein-
den einen maximalen Einfluss ausüben, wenn sie das Gremium monopolisieren (Figur 14.3). 
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Figur  14.3:   Durchschnittlicher  kommunalpolitischer Einfluss der politischen Parteien:  
nach Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005; Skala 
von 1-7). 
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14.8 Einfluss der lokalen Vereine in der kommunalen Politik 

Generell ist davon auszugehen, dass in parteilosen Ratsgremien durch das Zurücktreten der 
Parteien ein Machtvakuum erzeugt wird, das vielerlei nichtpolitischen Akteuren (z. B. freiwilligen 
Vereinigungen oder Wirtschaftsbetrieben) sowie auch informellen Gruppierungen eine Chance 
bieten kann, über die jeweils amtierenden Einzelräte auf die exekutiven Prozesse Einfluss zu 
nehmen. Im Falle der Vereine darf allerdings nicht mit grösseren Machtzuwächsen gerechnet 
werden, weil oben (vgl. Kap. 11) festgestellt wurde, dass Parteilose ihre Freiheit gegenüber Par-
teipositionen meistens nicht für eine umso stärkere Orientierung an Vereinsmeinungen nutzen. 
Tatsächlich zeigt sich, dass kein signifikanter Zusammenhang besteht: abgesehen davon, dass 
– mit Ausnahme der Kleinstgemeinden – bei hybriden Gremien der grösste Vereinseinfluss be-
steht (Figur 14.4). 
 

 
 
 

14.9 Einfluss des lokalen Gewerbes in der kommunalen Politik 

Auch die Erwartung, dass ein Teil der von den Parteien nicht ausgeübten Macht den privaten 
Wirtschaftskreisen zuwachsen würde, erweist sich als verfehlt. Tatsächlich hat sich bereits im 
Kapitel 11 gezeigt, dass es es nicht die Parteilosen, sondern eher die Vertreter wirtschafts-
freundlicher bürgerlichen Parteien sind, die dem lokalen Gewerbe zu Einfluss verhelfen: so dass 
Gewerbekreise auch wenig motiviert sind, Parteilose im Wahlkampf zu unterstützen (Kap. 7; 
Figur 7.19). Dramatischer als vermutet wird in Figur 14.5 deutlich, dass (zumindest in Gemein-
den über 500 Einwohnern) das lokale Gewerbe die schwächste politische Stellung hat, wenn 
ausschliesslich parteilose Exekutivemitglieder amtieren. 
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Figur  14.4: Durchschnittlicher kommunalpolitischer Einfluss der lokalen Vereine: nach 
Anteil der Parteilosen in der Exekutive (Urteil des Gemeindeschreibers 2005; Skala von 
1-7). 
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14.10 Einfluss spontaner Bürgergruppen auf die Gemeindepolitik 

Ganz anders verhält es sich mit den spontanen Bürgergruppen, die besonders dann marginali-
siert werden, wenn das Kartell der (formal organisierten) Parteien das Exekutivgremium voll do-
miniert (Figur 14.5). Allerdings scheint sich dieser Inhibitionseffekt in grösseren Gemeinden er-
heblich abzuschwächen, denn die Bedeutung solcher Spontangruppen nimmt mit mit wachsen-
der Einwohnerzahl konsistent zu. (Figur 14.6). 
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Figur  14.5:   Durchschnittlicher  kommunalpolitischer Einfluss des lokalen Gewerbes: 
nach Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005; 
Skala von 1-7). 
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Figur  14.6: Durchschnittlicher  kommunalpolitischer Einfluss der "spontanen Bürgergru-
ppen" nach Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemein-deschreibers 2005; 
Skala von 1-7). 



Hans Geser / Urs Meuli: Parteilose in der Kommunalpolitik      http://socio.ch/gem/palo.pdf 

 

247 
 

14.11 Verhältnis der Gemeinde zum Kanton 

Bekanntlich besteht eine wichtige Funktion kommunaler Parteien darin, die örtliche Politik mit 
der überlokalen Ebene zu verbinden: vor allem mit der Ebene des Kantons, wo - als Folge des 
föderalistischen Staatsaufbaus der Schweiz - die meisten Parteiorganisationen ihren organisato-
rischen und politischen Schwerpunkt haben. Solche vertikalen Verknüpfungen können z. B. dar-
in  bestehen, dass die kantonalen Parteien kommunalpolitisch relevante Programminhalte oder 
Einzelentscheidungen vorgeben, dass Gemeinden durch Delegierte an überlokalen Parteiver-
sammlungen teilnehmen, oder dass kommunale Amtsträger gleichzeitig auch überlokale politi-
sche Rollen (z. B. als Kantonsräte oder als Mitglieder kantonaler Beratungskommissionen) inne-
haben. Derartige Einbindungen gehen natürlich verloren, wenn die Exekutivmitglieder einer rein 
lokal organisierten politischen Gruppierung oder gar keiner Partei angehören. Dann besteht ei-
nerseits die Chance, eine eigenständige kommunale Politik zu betreiben, da man weder in den 
Wahlkämpfen noch in der anschliessenden Amtsführung auf translokale Positionen und Parolen 
Rücksicht zu nehmen braucht; andererseits aber auch das Risiko, dass die Kooperation mit kan-
tonalen Stellen (die infolge der wachsenden „vertikalen Politikverflechtung“ (Fritz Scharpf 1999) 
immer wichtiger wird, darunter leidet. 
Mit der an den Gemeinschreiber gerichteten Frage, ob das Verhältnis zwischen Gemeinde als 
Kanton aus seiner Sicht als „gut“, „eher gut“, „mittelmässig“, „eher schlecht“ oder „schlecht“ zu 
bezeichnen sei, wurde versucht, die Qualität dieser vertikalen Beziehung empirisch zu charakte-
risieren. Ganz im Sinne unserer Hypothese ergibt die Analyse, dass in Gemeinden mit rein par-
teilosen Exekutiven die Kategorie „gut“ am seltensten Verwendung findet (Figur 14.7). In kleinen 
Gemeinden sind gute Verhältnisse am häufigsten, wenn eine Minderheit des Rates keiner Partei 
angehört, in grösseren Gemeinden hingegen eindeutig dann, wenn die sämtliche Ratsmitglieder 
als Parteirepräsentanten amtieren. Offensichtlich tragen parteigebundene Räte dazu bei, dass 
das Verhältnis zum Kanton auch in grösseren Gemeinden eher harmonisch bleibt, in denen in-
folge der Vielzahl vertikal verflochtener Vollzugsaufgaben mehr potentielle Reibungsflächen als 
in Kleingemeinden bestehen. So dürften Kantone wohl ein Interesse daran haben, dass vor al-
lem in grösseren Gemeinden keine parteilosen Exekutiven bestehen. 
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Figur 14.7: Prozentsatz der Gemeinden mit einem "guten" Verhältnis zum Kanton: nach 
Anteil der Parteilosen in der Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005). 
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14.12 Veränderungen im Grad interkommunaler Kooperation 

Im obigen Kapitel 11 wurde festgestellt, dass Parteilose ihre Freiheit von kollektiven Einbindun-
gen häufig dazu nutzen, um sich in ihrer Entscheidungstätigkeit stärker an den Behörden ande-
rer Gemeinden zu orientieren. Dies könnte bedeuten, dass sie - ganz im Gegensatz zu ihrem 
eher distanzierten Verhältnis zur kantonalen Ebene - stärker als Parteigebundene dazu beitra-
gen, die Kooperation zwischen den Gemeinden zu befördern. 
Zur Klärung dieses Zusammenhangs wurde an die Gemeindeschreiber die Frage gestellt, ob der 
Grad, in dem ihre Gemeinde in interkommunale Kooperation eingebunden sei, in den letzten 
Jahren eine Zunahme oder Abnahme (bzw. keine Änderung) erfahren habe. Angesichts der viel-
fältig anwachsenden Bedürfnisse nach horizontaler Koordination und Kooperation kann nicht 
überraschen, dass praktisch in keinem Falle eine Abnahme, hingegen in weit über der Hälfte 
aller Fälle eine Zunahme angegeben wurde. In Übereinstimmung mit der Ausgangshypothese 
zeigt sich, dass diese Kooperation häufiger zugenommen hat, wenn die Exekutive zumindest 
teilweise (bzw. gänzlich) aus parteiungebundenen Amtsträgern besteht (Figur 14.8). Diese Diffe-
renzen sind sowohl bei den Kleinstgemeinden (unter 500 Einwohnern) sowie den Gemeinden 
zwischen 1000 und 2000 Einwohnern statistisch signifikant. Allerdings haben diese unterschied-
lichen Entwicklungen bisher nicht dazu geführt, dass auch im absoluten Niveau dieser Koopera-
tion (bzw. in der Zahl der Vollzugsbereiche, in denen kooperiert wird) signifikante Unterschiede 
bestehen. 
 

 

 

14.13 Inanspruchnahme privater Expertise und Dienstleistungen 

Selbst in mittleren und grösseren Gemeinden ist der kommunale Verwaltungsapparat klein und 
mit relativ gering qualifizierten und wenig spezialisierten Beamten besetzt, die sich meist auf die 
unvermeidlich anfallenden Daueraufgaben konzentrieren. Andererseits entstehen z. B. im Be-
reich der Jugend-, Drogen-, Asylanten-, Kriminalitäts- und Umweltschutzpolitik sowie im Bau- 
und Planungssektor ständig wachsende Aufgaben, die nur mit dem Beizug zusätzlicher Experti-
se und Dienstleistungen aus dem privaten Raum bewältigt werden können. Wie viele derartige 
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Figur  14.8:   Prozentsatz der Gemeinden, in denen  die Kooperation mit anderen Ge-
meinden in den letzten jahren zugenommen hat: nach Anteil der Parteilosen in der 
Exekutive ( Urteil des Gemeindeschreibers 2005). 
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Problemfelder es gibt und wie anspruchsvoll sie sind, ist nicht objektiv vorgegeben, sondern 
hängt stark von der Interpretationsweise der Gemeindepolitiker ab, die sich mit ihnen auseinan-
derzusetzen haben. So ist beispielsweise die Hypothese plausibel, dass mit zunehmendem Bil-
dungsniveau dieser Mandatsträger mehr derart private Leistungen in Anspruch genommen wer-
den: sei es, dass Probleme differenzierter wahrgenommen werden, sei es, dass mehr Kenntnis-
se über verfügbare Lösungswege (und dafür kompetente Firmen oder Einzelpersonen) beste-
hen. Wenn dies zutrifft, müssten Exekutiven mit parteigebundenen Mitgliedern mehr private 
Leistungen in Auftrag geben, weil diese im Durchschnitt über ein höheres formales Bildungsni-
veau und mehr berufliche Vorqualifikationen verfügen (vgl. Kap. 6.3 und Kap 7.2). 
Zur Untersuchung dieses Zusammenhangs wurden den Gemeindeschreibern 2005 eine Liste 
von 30 Vollzugsbereichen vorgelegt, und sie wurden um Auskunft über gebeten, in welchen die-
ser Felder die Gemeinde momentan regelmässig Dienstleistungen privater Firmen oder einzel-
ner Experten in Anspruch nehme. 
Tatsächlich zeigt sich zumindest in Gemeinden unterhalb von 2000 Einwohnern, dass bei völlig 
parteigebundenen Exekutiven die breiteste Palette derartiger Beziehungen besteht. In grösseren 
Gemeinden mögen objektive Sachzwänge dafür sorgen, dass in der Beizug privater Expertise 
manchen Bereichen – ungeachtet der Zusammensetzung der Exekutive – unvermeidlich wird – 
oder auch umgekehrt: dass dank dem stärkeren Ausbau des und höheren Professionalisie-
rungsgrad des Beamtenapparats in manchen Bereichen hinreichend endogenes Wissen zur 
Verfügung steht (Figur 14.9). 
 

 
 

14.14 Zusammenfassung 

Hinsichtlich der Frage, inwiefern sich parteigebundene und parteilose Exekutivgremien in ihren 
Wirkungen auf die Gemeindepolitik und Gemeindeorganisation voneinander unterscheiden, sind 
insgesamt nur bescheidene, aber den anfänglichen Hypothesen meist gut entsprechende  Er-
gebnisse gefunden worden.  
Zwar hat sich die Vermutung bestätigt, dass eine von den politischen Parteien gelenkte Rekru-
tierung  

0 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

-500 501-1000 1001-2000 2001-5000 

0% 

1-40% 

41-99% 

100% 

Prozent 
Parteilose 

Einwohnerzahl der Gemeinde 

Figur  14.9:   Zahl der Vollzugsbereiche, in denen Die Gemeinde regelmässig die 
Leistungen privater Büros und Experten in Anspruch nimmt (gemäss Auskunft des 
Gemeindeschreibers 2005). 
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- einerseits die Wahlbeteiligungsquoten erhöht (weil durch die Kampagnen eine stärkere Mobili-
sierung der Stimmbevölkerung erfolgt); 

- andererseits die Teilnahme an Einwohnerversammlungen eher verringert, (weil die Exekutive 
eine hohe Repräsentativität und Legitimation zur Geltung bringen kann). 

 
Ebenso fehlt es nicht an gewissen Hinweisen, dass parteilose Gremien (aufgrund der geringen 
politischen Motivation und beruflichen Qualifikation ihrer Mitglieder) etwas weniger Initiative 
(beim Anstossen von Gemeindereformen) entfalten und in geringerem Masse Expertise aus 
dem privaten Raum einbeziehen, und dass sie infolge ihrer mangelnden überlokalen Einbindun-
gen ein distanzierteres, weniger harmonisch geprägtes Verhältnis zwischen Gemeinde und Kan-
ton kultivieren. 
Schliesslich bestätigen die Befunde die bereits von den Resultaten des Kapitels 7 nahegelegte 
Hypothese, dass parteigebundene Mandatsträger einerseits nicht nur die Macht der Parteien in 
der Gemeinde stark erhöhen, sondern auch den Anliegen der lokalen Wirtschaft offener gege-
nüberstehen, andererseits aber den kommunalpolitischen Einfluss spontaner Bürgergruppen 
eher bremsen und sich etwas weniger in interkommunalen Kooperationen engagieren.  
Unerwartet und im Rahmen der verfügbaren Theorie schwer erklärbar ist der Befund, dass Exe-
kutivgremien ihren maximalen kommunalpolitischen Einfluss bei gemischter Besetzung (mit Par-
teigebundenen wie auch Parteilosen) erreichen. 
Die Validität all dieser Ergebnisse wird wesentlich dadurch beeinträchtigt, dass keine diachronen 
Datenreihen verfügbar sind, die allein der Tatsache Rechnung tragen könnten, dass es infolge 
der Langwierigkeit politischer Entscheidungs- und Vollzugsprozesse (unter Umständen sehr viel) 
Zeit braucht, bis sich die mit der Zusammensetzung des Exekutivgremiums verknüpften Wirkun-
gen in der kommunalen Politik zur Geltung gelangen können. 
Nur über längere Zeiträume wäre es auch möglich, beispielsweise Auswirkungen auf die kom-
munale Budgetpolitik oder gar auf die sozio-ökonomische Entwicklung der Gemeinde zu eruie-
ren.  
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15. Kapitel: Zusammenfassung und Schlussfolgerun-
gen 

 
Als Ausgangspunkt dieser empirischen Untersuchung diente die Beobachtung, dass die seit 
Mitte des 20 Jahrhunderts vorangeschrittene „Kolonisierung“ der Kommunalpolitik durch die poli-
tischen Parteien seit den 1990er Jahren zum Stillstand gekommen ist und in letzter Zeit zumin-
dest in kleineren und mittelgrossen Gemeinden eher rückläufig war. 
Nachdem 1994 rund 6000 lokalpolitische Gruppierungen existierten, die - da sie Kandidaten für 
Ämter aufstellen und/oder regelmässig sachpolitisch tätig sind - als „Parteien“ betrachtet werden 
können, hat in allen drei Sprachregionen eine spürbare Erosion der lokalen Parteiensysteme 
stattgefunden. Diese hat einerseits in der Auflösung formaler Gruppierungen (Tab. 4.1/4.2), an-
dererseits aber auch in der Verringerung und Überalterung ihrer Anhängerschaften (Tab. 
4.4/4.5), in der zunehmenden Schwierigkeit zur Ämterbesetzung (Tab. 4.7) sowie in einem ge-
nerellen Niedergang ihres kommunalpolitischen Einflusses (Tab. 4.8) Ausdruck gefunden.  
 
Zu den relevantesten kommunalpolitischen Konsequenzen dieser Erosion gehört, dass die Par-
teien in immer mehr Gemeinden die Kontrolle über die Rekrutierung der Gemeindebehörden 
verlieren: mit der Folge dass heute mehr als 40 Prozent der rund 15000 Exekutivsitze von Per-
sonen besetzt werden, die - zumindest formell - keiner politischen Partei angehören. 
Allerdings sind völlig parteilose Gremien bisher nur in Kleinstgemeinden unter 1000 Einwohnern 
relativ häufig, während oberhalb dieser Schwelle Gremien mit 1 bis 2 Parteilosen dominieren 
und in den mittleren und grösseren Städten (über 10000 Einwohnern) die Macht der Parteien-
kartelle nach wie vor ungebrochen erscheint (Tab.5.1/5.2). Geographische Aufgliederungen zei-
gen immense Divergenzen zwischen Regionen und Kantonen (Figur 5.1; Tab.5.14), die kausal 
schwer erklärbar sind, Erwartungsgemäss ist die Zahl parteiloser Exekutivmitglieder generell 
gering, wenn eine Gemeinde über drei oder mehr formal konstituierte Lokalparteien verfügt 
(Tab. 5.4/5.5). 
 
Als Mischform zwischen Parteien und Parteilosigkeit bieten sich spezifische lokale Gruppierun-
gen an, wie sie in Kapitel 2 beschrieben sind. Solche autochthone Gruppen entstehen einerseits 
dann, wenn ein Bevölkerungssegment bestimmte Interessen durchsetzen will, die vom beste-
henden Parteiennetz nicht wahrgenommen werden kann oder will. Zentrale Treiber sind Um-
weltschutzfragen im Allgemeinen und Verkehrsprobleme im Besonderen. Diese Gruppierungen 
verankern sich fast ausnahmslos auf der linken Seite des politischen Spektrums. In kleinen Ge-
meinden kompensieren sie das Fehlen von Parteien mit einer linken Ausrichtung, in den Städten 
sind sie Ausdruck dafür, dass es den entsprechenden (Links-)Parteien nicht gelingt, drängende 
Probleme zu antizipieren. Es entstehen aber auch Bewegungen als Opposition von rechts, dies 
z.B. dort, wo eine funktionierende SVP als Kraft gegen hohe Steuersätze fehlt.  
 
Andererseits verstehen sich zahlreiche lokale Gruppierungen als alternatives Angebot zu den 
Parteien. Gemeindeforen werden gegründet, um politisch interessierten Bürgerinnen und Bür-
gern, die nicht einer Partei beitreten wollen, eine Plattform für ein Engagement in Gemeindean-
gelegenheiten zu bieten. Sie verstehen sich im Prinzip als unpolitische Organisation, ihre Aus-
richtung ist allein abhängig von den Intentionen ihrer aktiven Mitglieder.  
 
Die Übergänge zwischen Parteilosen, lokalen Gruppierungen und Parteien sind fliessend. So 
entwickeln sich gut organisierte politisch motivierte lokale Gruppen oft zu parteiähnlichen Gebil-
den, und nicht selten kommt es vor, dass sie sich mit der Zeit bestehenden Parteien anschlies-
sen, die ihnen ein Netzwerk mit Gleichgesinnten bieten. So haben viele dieser Gruppen im Lau-
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fe der Zeit in der Grünen Partei eine definitive politische Heimat gefunden. Ein grosser Teil der 
Exponenten dieser lokalen Gruppen sehen sich aber mehr als Unabhängige, die sich in ihrem 
Selbstverständnis eher bei den Parteilosen einordnen. Deshalb verwundert es nicht, dass sich 
immer wieder in die Gemeindeexekutiven gewählte Vertreter von lokalen Gruppen nach einer 
Weile von ihren Gruppen lösen und als Parteilose in der Gemeindepolitik tätig sind. 
 
Mit der Ausweitung des Rekrutierungsfeldes auf Parteilose ist ein verstärkter Einbezug von Be-
völkerungssegmenten verbunden, die auf der Ebene kommunaler Exekutiven bisher wenig zum 
Zuge gekommen sind.  
So liegt erstens die Frauenquote bei den parteiungebundenen Mandatsträgern mit 25% deutlich 
höher als in allen bürgerlichen Parteien (15-21%), wenn auch beträchtlich niedriger als in den 
linken Parteien (29%) (Tab.6.1). Allerdings fügen sich die parteilosen Frauen nahtlos in die kon-
ventionellen Rollenmuster ein, indem sie – noch ausgeprägter als in den anderen Parteien – 
bevorzugt die Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsaufgaben übernehmen, während die Finanz-, 
Bau-, Werk- und Sicherheitsressorts wie auch das Gemeindepräsidium) bisher zu über 80% den 
Männern überlassen bleibt (Tab. 6.2). 
Überhaupt nicht bestätigt hat sich die Hypothese, dass Parteilose durch umso höhere Bildung, 
berufliche Qualifikationen und berufliche Statuspositionen wettmachen müssten, was ihnen an 
politischer Erfahrung und Parteiunterstützung fehlt.  
Ganz im Gegenteil zeigt sich zweitens,  

- dass von den Parteilosen nur 58%, von den Parteivertretern hingegen über 70% eine 
über die Berufslehre hinausgehende Ausbildung besitzen (Tab. 6.7); 

- dass Inhaber höherer Kaderpositionen bei den Parteigebundenen durchwegs stärker ver-
treten sind als bei den Parteilosen, wo umgekehrt Angestellte auf unterer Kaderebene 
(sowie reine Mitarbeiter ohne Vorgesetztenfunktion) dominieren (Tab. 6.17). 

Deshalb erstaunt auch nicht, dass Parteilose von ihrem Beruf her häufiger über keine berufli-
chen Führungserfahrungen, juristischen Vorkenntnisse oder kaufmännischen Qualifikationen 
verfügen. Hingegen pflegen sie überdurchschnittlich häufig technische Kenntnisse und Fähigkei-
ten in ihr Amt einzubringen, wie sie beispielsweise für die Führung des Bauwesens, des Um-
weltbereichs  oder der Gemeindewerke nützlich sind (Tab.7.4). 
 
Drittens ergibt sich eine etwas stärkere Ausweitung des Rekrutierungsfeldes auf Personen, die 
nicht bereits seit Geburt oder Kindheit in der Gemeinde in der Gemeinde wohnen (Tab. 
6.19/6.20), oder die gar erst kürzlich zugezogen sind (Tab. 6.21/6.22). Dies mag damit zusam-
menhängen, dass es sich bei Parteilosen häufiger um „Quereinsteiger“ handelt, die nicht darauf 
verwiesen waren, sich vorher lange Jahre in Parteiämtern und durch Mitwirkung in Spezialkom-
missionen „hochzudienen“, um schliesslich für ein Exekutivamt nominiert zu werden.  
 
Ebenso gibt es viertens Hinweise darauf, dass Personen mit Migrationshintergrund zumindest 
durch die bürgerlich geprägten Lokalparteien auf dem Weg zu kommunalen Ämtern eher eine 
Behinderung als eine Beförderung erfahren, und dass sie dementsprechend an Chancen politi-
scher Mobilität gewinnen könnten, wenn sich die Rekrutierung immer mehr auf Parteilose ver-
schiebt (Tab. 6.29/Tab. 6.30). 
 
Fünftens fällt auf, dass Parteilose erheblich häufiger in einem unpolitischen, ideologisch nicht 
profilierten Familienmilieu aufgewachsen sind (Tab. 6.26/6.27/6.28), und seltener Väter oder 
Mütter hatten, die selber bereits in der Kommunalpolitik tätig waren (Tab. 6.23(6.24/6.25). 
 
Sechstens wird die geringere politische Prägung der Parteilosen darin sichtbar, dass sie vor 
Amtsantritt erheblich seltener als Parteivertreter in anderen kommunalen Rollen aktiv waren 
(Tab. 7.12). Am stärksten kontrastieren die Parteiungebundenen damit mit den Vertretern der 
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Sozialdemokratie, von denen fast 70% solche vorgängige Ämter eingenommen (und 24% gar 
während mehr als 12 Jahren (!) ausgeübt) haben. 
Siebentens zeigt sich, dass Parteilose seltener als Parteivertreter angeben, ihr Mandat aus „In-
teresse an Politik“ und aus „Freude an politischen Diskussionen gesucht und angetreten zu ha-
ben – und noch viel weniger aus dem Bestreben, eine über die Gemeinde hinausführende politi-
sche Karriere zu starten (Figur 8.1). Stattdessen pflegen (vor allem bei den Männern) eher altru-
istische Motive für die Kandidatur („Auftrag der Gesellschaft“ oder „Engagement für die Allge-
meinheit“) im Vordergrund zu stehen (Tab. 8.2/8.6). Ein Vergleich der Sprachregionen zeigt al-
lerdings, dass das Motiv des politischen Interesses in der Deutschschweiz höher gewichtet wird 
als in den lateinischen Sprachgebieten (Tab. 8.3). 
 
Die geringe politische Profilierung der Parteilosen wird auch in der Art ihrer Nomination und 
Wahlverfahren überdeutlich. Keineswegs hat sich die Vermutung bestätigt, sie würden von den 
politischen Parteien als Ersatz für fehlende eigene Kandidaten unterstützt als zweitbeste Alter-
nativen gewissermassen, die ihnen weltanschaulich nahestehen, sich aber aus irgendeinem 
Grund nicht formell als Mitglieder einbinden lassen. Vielmehr zeigt sich, dass dies nur in ca. 
15% (in der Westschweiz gar nur 5%) aller Fälle geschieht. Selbst bei einer grösseren Zahl von 
Lokalparteien wird weniger als die Hälfte der Parteilosen von einer organisierten Gruppierung 
portiert (Tab. 7.20), und ebenso werden sie im Wahlkampf relativ selten von Parteisektionen 
aktiv unterstützt (Tab. 7.28). 
Ebenso kommt es nicht häufig vor, dass Parteilose als Exponenten nichtparteilicher politischer 
Gruppierungen (wie sie im Kapitel 2 beschrieben werden) kandidieren. Vielmehr scheinen sol-
che Gruppen an Parteilose nicht häufiger als an Parteigebundene heranzutreten (Tab.7.17/7.18; 
Figur 7.18). Auch nichtparteiliche Vereinigungen – wie sie in Kapitel 2 beschrieben werden sind 
– sind aufgrund ihrer geringen personellen, finanziellen und organisatorischen Mittel nur in we-
nigen Fällen in der Lage, Kandidaten wirksam zu unterstützen und damit die Funktion echter 
politischer Parteien zu ersetzen(Tab.7.18; Figur 7.19).  
Auch die Hypothese, dass lokale Wirtschaftskreise das von den fehlenden Parteien erzeugte 
kommunalpolitischer Machtvakuum zu einer stärkeren Einflussnahme genutzt würde, lässt sich 
durch die Ergebnisse nicht bestätigen denn nur weit weniger als 10% der Parteilosen vermel-
den, seitens des Gewerbes eine „grosse“ Unterstützung erfahren zu haben (Tab.7.27). Vielmehr 
scheint der Einfluss der örtlichen Wirtschaft nach wie vor über bürgerliche Parteien Parteien (vor 
allem die SVP) zu verlaufen: denn immerhin jeder zweite parteigebundene Kandidat hat von 
ihrer Seite her eine gewisse Hilfestellung erhalten. (Tab. 7.28). Dies würde bedeuten, dass ein 
Rückzug dieser Parteien aus der Kommunalpolitik indirekt auch den politischen Einfluss lokaler 
Wirtschaftskreise abschwächen würde. 
Ähnliches gilt – in geringerem Ausmass – auch für die örtlichen Vereine, die ebenfalls eher par-
teigebundenen als parteilosen Kandidaten ihre Wahlunterstützung leihen. (Tab. 7.28). 
 
Andererseits hat sich aber auch die Vermutung nicht bestätigt, dass sich Parteilose sehr viel 
häufiger auf eigene Initiative bewerben würden. Allerdings steigt der Prozentanteil solcher un-
angemeldeter „Einzelmasken“ mit zunehmender Gemeindegrösse deutlich an (Tab. 7.18). 
 
Überaus häufig kommt es hingegen vor, dass sie auf Anfrage einzelner amtierender Gemeinde-
politiker (oder anderer wichtiger Persönlichkeiten) zur Kandidatur angehalten worden sind. Bei 
Frauen wie bei Männern vermelden sind es weit über 50%, bei denen die Nomination wesentlich 
durch derart persönliche Interventionen bestimmt (oder mindestens beeinflusst) worden ist. 
(Tab. 7.17).  
Man mag daraus schliessen dass sich der Ausleseprozess als Folge des Rückzugs der Parteien 
in undurchsichtige informelle Netzwerke verschiebt und zu nicht geringen Teilen dem amtieren-
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den Exekutivgremium selber zuwächst, das die Möglichkeit gewinnt, sich de facto selber zu 
kooptieren. 
 
Wie sehr es sich bei Parteilosen häufig um Verlegenheitskandidaten oder „Lückenbüsser“ han-
delt, wird darin deutlich, dass sie seltener als Parteivertreter eine Konkurrenzwahl mit Gegen-
kandidaten zu bestehen hatten (und dementsprechend oft gar meine eigentliche Wahlkampagne 
zu führen brauchten). Allerdings gilt dies für gewöhnliche Ratsmitglieder häufiger als für Ge-
meindepräsidenten, wo selbst in Kleingemeinden eine generell höhere Neigung zu Kampfwah-
len besteht (Tab. 7.23). Der Trend zu kampflosen Einerkandidaturen scheint sich in jüngster Zeit 
beschleunigt zu haben, da sie am häufigsten bei Mandatsträgern beobachtet wird, die ihr Amt 
erst vor wenigen Jahren angetreten haben (Tab.7.25). 
 
Angesichts dieser Rekrutierungsbedingungen kann nicht erstaunen, dass Parteilose eine be-
sondere unpolitische Auffassung von ihrer Amtsrolle besitzen und sich wenig in den polarisierten 
politischen Diskurs einbinden lassen, wie er auf kantonaler und - vor allem - auf nationaler Ebe-
ne in zunehmend schärferer Form ausgetragen wird. 
Dies zeigt sich beispielsweise darin, dass Parteilose sind signifikant häufiger nicht bereit (bzw. in 
der Lage) waren, sich selbst politisch auf der Links-Rechts-Skala zu positionieren (Tab. 9.2/9.3).  
Überdies fällt auf, dass Parteilosen eine stärkere Neigung als Parteivertreter haben, sich auf 
dem Mittelpunkt der Achse (Wert 5) zu verorten (Figur 9.1). Davon abgesehen zeigen sie insge-
samt dieselbe leicht nach rechts verschobene Häufigkeitsverteilung, die auch für die Gesamtheit 
der Parteivertreter gilt. Unerwartet ist der Befund, dass Parteigebundene in kleinen Gemeinden 
eher rechts, in grösseren Kommunen dagegen eher links von den Parteilosen stehen. (Figur 
9.1). Dies mag damit zusammenhängen, dass in Kleingemeinden den Parteilosen eher die Rolle 
eines „linken Korrektivs“ zukommt, weil dort im Regelfall nur bürgerliche Parteien organisiert 
sind und das Exekutivgremium dominieren. Diese Rolle kehrt sich dann in grossen Gemeinden 
um, weil dort Sozialdemokraten und Grüne für eine linke Stimme sorgen. 
Zudem fällt auf, dass Parteilose hinsichtlich der meisten kommunalpolitischen Fragen häufiger 
als Parteigebundene keine dezidierte Meinung haben: indem sie sich auf der vierstufigen Ant-
wortskala für eine der beiden mittleren Positionen („stimme eher zu“ oder „stimme eher nicht 
zu“) entscheiden (Tab. 9.7). Abgesehen von ihrer geringen politischen Interessiertheit mag dies 
damit zusammenhängen, dass sie sich mehr Spielraum für Unentschiedenheit wahren können, 
da sie nicht den von einer politischen Partei und ihrem Programm ausgehenden Zwängen auf 
die eigene Meinungsbildung unterliegen.  
Des Weiteren zeigt sich, dass die Einstellungen zu politischen Sachfragen bei Parteilosen 
durchwegs schwächer als bei den Parteivertretern mit der Selbsteinstufung auf der Links-
Rechts-Skala korrelieren (Tab. 9.9). Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass sie selbst 
dann, wenn sie sich auf ideologischer Ebene eindeutig „links“ einordnen, in der konkreten Sach-
politik eher bürgerliche Meinungen vertreten (vgl. Tab. 9.10; 9,12; 9.14; 9.15; 9.17). Möglicher-
weise pflegen sie ihre Haltungen häufiger “pragmatisch”, d.h. ohne jene ideologischen Vorein-
genommenheiten festzulegen, wie sie bei parteipolitisch eingebundenen Politikern (vor allem in 
grösseren und städtischen Gemeinden) leitgebend sind. 
 
So bestätigt sich die eingangs formulierte Hypothese, dass Parteilose ein eher unscharfes, für 
den Wähler schwer erkennbares Profil und ein schwer voraussehbares politisches Verhalten 
aufweisen: was zum Teil vielleicht die niedrigere Stimmbeteiligung bei ihren Wahlen erklärt (vgl. 
Kap. 14). 
Ungeachtet ihrer Mitgliedschaft in einer politischen Partei scheinen die Exekutivmitglieder ihr 
Entscheidungshandeln an denselben Orientierungskriterien auszurichten. So stimmen sie darin 
überein, in erster Linie der inneren Stimme ihres Gewissens und – in sehr geringem Abstand 
dazu -  den Meinungen des Stimmvolkes und der übrigen Ratsmitglieder zu folgen. (Tab. 11.1).  
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Beim Vergleich der Kantone wird deutlich, dass in der deutschen und italienischen Schweiz ein 
fast durchgängiger Konsens besteht, dem Kriterium der „eigenen inneren Überzeugung“ ein 
sehr hohes Gewicht beizumessen – unabhängig davon, ob eine Parteibindung besteht. In den 
Westschweizer Kantonen Freiburg, Waadt, Neuenburg, Genf und Jura hingegen scheint diese 
autonome Innensteuerung eine sehr viel geringere Bedeutung zu haben (Figur 11.1). Zumindest 
in Genf und Neuenburg scheinen die Parteilosen diesen Mangel an Innenlenkung durch um so 
stärkere Rücksicht auf die demokratischen Mehrheitsverhältnisse wettzumachen (Fig. 11.2), 
während im Kanton Jura die Rücksicht auf lokale Vereine im Vordergrund steht (Figur 11.6). 
 
Die bei Parteilosen logischerweise wegfallende Rücksicht auf die „Parteimeinung“ verändert 
nicht viel, weil auch die Parteigebundenen (mit Ausnahme der Linken) die Positionen ihrer politi-
schen Gruppierung erstaunlich wenig gewichten.  
Nur geringfügig hat sich die Vermutung bestätigt, die Parteilosen würden ihre grössere persönli-
che Autonomie in der Entscheidungsfindung für eine stärkere Orientierung an kommunalen Ver-
einen oder an örtlichen Wirtschaftsinteressen nutzen (Tab.11.4/11.5). Sehr wohl geben sie hin-
gegen den Meinungen anderer Exekutivmitglieder (Tab.11.7): ein Hinweis darauf, dass sie sich 
dank ihrer Freiheit von Parteieinbindungen besser in der Lage fühlen, zur Konsensbildung in-
nerhalb des kollegialen Exekutivgremiums beizutragen. Die Tatsache, dass sie auch den von 
den Behörden anderer Gemeinden vertretenen Position mehr Beachtung schenken (Tab. 11.8), 
deutet überdies darauf hin, dass sie auch zu einer besseren Konvergenz und Koordination ihrer 
Gemeinde mit anderen Gemeinden einen überdurchschnittlichen Beitrag leisten. 
 
Es kann nicht erstaunen, dass Parteilose in den beiden einflussreichsten Exekutivämtern (Prä-
sidium und Finanzressort) unterdurchschnittlich vertreten sind (Figur 12.2), da sie ja seltener 
über Führungs- und Finanzkompetenzen verfügen (Kap. 7), und da die Parteien selbst bei Per-
sonalknappheit wohl bestrebt sind, wenigstens diese beiden Schlüsselämter (und zusätzlich 
auch meist das ebenfalls wichtige Sozialressort) unter ihrer Kontrolle zu halten. Ebenso wenig 
überrascht, dass Parteilose besonders häufig im Bau- und Umweltressort sowie in der Leitung 
der Gemeindewerke vorzufinden sind, wo sie ihre eher technisch orientierten beruflichen Vor-
kenntnisse  (Kap. 7) zur Geltung bringen können. 
 
Keine Unterstützung findet die Vermutung, die Parteilosen würden sich infolge ihrer geringeren 
politischen Amtsmotivation weniger in ihrem Amt engagieren. Im Gegenteil pflegen sie ihrem 
Mandat tendenziell sogar etwas mehr Wochenstunden als die Parteivertreter zu widmen – und 
dieser Unterschied nimmt mit wachsender Gemeindegrösse eher zu (Figur 12.6). Allerdings 
hängt die Arbeitszeit der Parteilosen erwartungsgemäss etwas stärker von ihren subjektiven 
Motivationen ab, während bei den Parteigebundenen wohl exogene Zwänge dafür sorgen, dass 
der Arbeitsaufwand weniger mit persönlichen Motivationslagen korreliert (Figur 12.7/12.8) 
 
Bei den kleinen Gemeinden fällt auf, dass sich die Parteilosen etwas stärker auf das eigentliche 
Kerngeschäft der Gemeinderäte – Sitzungen und Sitzungsvorbereitung, Besprechungen und 
Kommissionstätigkeiten – konzentrieren. Bei den Parteivertretern sind dagegen untergeordnete 
Tätigkeiten etwas stärker gewichtet. Öffentliche Auftritte nehmen bei ihnen einen etwas grösse-
ren Raum ein, aber auch die Führung der Verwaltung wird von ihnen häufiger als eine der drei 
wichtigsten Tätigkeiten genannt (Figur 12.11).  
Prinzipiell scheinen die Parteivertreter stärker in kommunale Netzwerke eingebettet. Dies zeigt 
sich beispielsweise darin, dass sie stärker am lokalen Vereinsleben partizipieren (Figur 12.18; 
12.19) und bei anstehenden politischen Entscheidungen häufiger informelle Gespräche mit ver-
schiedenen Instanzen innerhalb und ausserhalb des kommunalen Behördeapparats führen (Fi-
gur 12.6; Tab.12.15). Dieser Vorsprung an formeller und informeller kommunaler Integration ist 
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wohl auf ihr durchschnittlich längeres Engagement in der Lokalpolitik zurückzuführen. (Figur 
12.16; Tab.12.5).  
Bei der Analyse der kommunalpolitischen Folgen der Parteilosigkeit steht die Frage im Vorder-
grund, wie sie parteigebundene und nicht parteigebundene Exekutivmitglieder hinsichtlich ihrer 
Einflusschancen im Gremium voneinander unterscheiden. Wer im Ratsgremium als Repräsen-
tant einer Partei auftritt, darf davon ausgehen, dass seine Standpunkte relativ ungeachtet seiner 
persönlichen Statusmerkmale ernstgenommen werden: insofern nachweisbar ein politisch ge-
wichtiges organisiertes Kollektiv dahintersteht, das einen beträchtlichen Teil der Wählerschaft 
repräsentiert und notfalls auch die Fähigkeit hätte, seine Forderungen mit direktdemokratischen 
Initiativen und Referenden durchzusetzen). Demgegenüber vertreten Parteilose grundsätzlich 
nur sich selber, so dass es weitgehend von den partikulären Gegebenheiten ihrer Person (sowie 
ihrer Reputation und sozialen Vernetzung in der Gemeinde) abhängen dürfte, welches Gewicht 
sie im Rat zu entfalten vermögen. 
Tatsächlich zeigt sich zumindest bei gewöhnlichen Ratsmitgliedern, dass Parteilose erheblich 
seltener als Parteigebundene angeben, in der kollegialen Behörde eine „überdurchschnittliche“ 
Einflussposition innezuhaben (Tab. 13.1). Bei den Gemeindepräsidenten hingegen scheinen 
allein die formalen Amtskompetenzen auszureichen, um unabhängig von einer Parteibindung 
(die beim Präsidentenamt sowieso in den Hintergrund rücken muss) meistens eine gehobene 
Einflussposition zu sichern. 
Genauere Analysen zeigen, dass der Einfluss der Parteilosigkeit auf den Ratseinfluss weitge-
hend indirekt (d. h. über die persönlichen Eigenschaften der rekrutierten Amtsbewerber) verläuft, 
und dass Parteilose fast ebenso gute Einflusschancen wie Parteigebundene verfügen, wenn sie 
ebenso hohe Niveaus der Motivation, Qualifikation und Erfahrung in ihr Amt einbringen 
(Tab.13.2). Allerdings sind es überraschenderweise die Parteigebundenen, die einen sehr ho-
hen Bildungsgrad und einen gehobenen Berufsstatus besonders häufig in politischen Einfluss 
umzusetzen vermögen (Tab.13.6/13.7). 
Sehr wohl hängt die Autoritätsstellung der Parteilosen hingegen davon ab, ob sie im Wahlkampf 
die Unterstützung parteiunabhängiger Gruppen oder einzelner prominenter Persönlichkeiten in 
der Gemeinde erfahren haben, während sich der positive Einfluss, der von einer Unterstützung 
durch das lokale Gewerbe oder lokale Medien ausgeht, auch auf parteigebundene Ratsmitglie-
der erstreckt (Tab. 13.14). 
 
Im abschliessenden vierzehnten Kapitel ist versucht worden, die Perspektive vom Einzelmitglied 
auf das gesamte Exekutivgremium und seine Rolle im System der kommunalen Politik auszu-
weiten. Dabei ergab sich punktuell die Möglichkeit, parallele Analysen zu zwei Messzeitpunkten 
(1994 und 2005) durchzuführen und die in diesem Intervall stattgefundenen Wandlungen zu 
thematisieren. 
Als auffälligstes Ergebnis zeigt sich, dass die kommunalen Stimmbeteiligungen  signifikant hö-
her liegen, wenn sich parteigebundene Kandidaten zur Wahl (bzw. Wiederwahl) stellen 
(Tab.14.2/14.3). Dies kann nicht überraschen angesichts der Tatsache, dass Parteien zur all-
gemeinen Wählermobilisierung beitragen und durch strukturierte Information und erhöhte 
Transparenz für eine Vereinfachung der Wahlentscheide sorgen. 
Genau umgekehrt sind die höchsten Beteiligungsraten an der Gemeindeversammlung bei par-
teilosen Exekutivgremien zu finden (Tab. 14.5/14.6). Der Grund dafür mag darin bestehen, dass 
ihnen aufgrund ihres Mangels an Repräsentativität eine geringere politische Legitimation zuge-
sprochen wird, so dass mehr Gründe für die Nutzung direktdemokratischer Einflusskanäle be-
stehen. 
 
Es fällt schwer, Auswirkungen auf die Kommunalpolitik zu finden, die in der verringerten Qualifi-
kation und/oder politischen Motivation der Parteien ihre Ursache hätten. Zwar gibt es Hinweise, 
dass parteilose Exekutive etwas weniger Eigeninitiative bei Verwaltungsreformen entfalten (Tab. 
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14.7). Andererseits aber üben sie selber in der Gemeinde einen eher überdurchschnittlichen 
Einfluss aus (Tab. 14.8). 
Allerdings scheinen die kommunalpolitischen Machtverhältnisse in vieler Hinsicht berührt zu 
werden: indem parteigebundene Exekutivvertreter dafür sorgen, dass neben den Parteien auch 
Wirtschaftskreise einen erhöhten, spontane Bürgergruppen hingegen einen geringen Einfluss 
entfalten (Figur 14.3; 14.5; 14.6). 
Ebenso werden auch die Aussenverhältnisse in dem Sinne berührt, dass einerseits Parteienver-
treter für eine bessere überlokale Einbindung der Gemeinde (bzw. ein besseres Verhältnis zum 
Kanton) besorgt sind (Figur 14.7), und dass in vielfältigerer Weise private Expertise in Anspruch 
genommen wird (Figur 14.9), während Parteilose - im Einklang mit ihrer stärkeren Orientierung 
an den Meinungen anderer Gemeindebehörden (vgl. Kap. 11) - etwas stärker bemüht sind, die 
interkommunale Kooperation auf neue Vollzugsbereiche zu erweitern (Figur 14.8). 
 
Insgesamt darf der Schluss gezogen werden, dass zahlreiche der im Einleitungskapitel vorge-
stellten Hypothesen über die Konsequenzen parteiloser Exekutivpolitik eine gewisse Unterstüt-
zung gefunden haben. Manche nicht signifikanten oder gar gegenläufigen Befunde haben ihre 
Ursache darin, dass sich diese Exekutivtätigkeit im Falle der Schweiz typischerweise im Rah-
men sehr kleinformatiger Gemeinwesen mit geringem Grad innerer Politisierung vollzieht. 
So wird der Unterschied zwischen Parteiungebundenen und Parteilosen dadurch abgeschwächt, 
dass die lokalen Parteisektionen oft personell, organisatorisch und finanziell zu schwach sind, 
um die Nominierung, Wahl und das Amtsverhalten ihrer Repräsentanten wesentlich zu steuern – 
ganz abgesehen davon, dass in konkordanten, kollegial entscheidenden Gremien alle Mitglieder 
eine gewisse Distanz zu ihren Parteien aufrechterhalten müssen. 
Völlig verfehlt wäre es, im wachsenden Trend zu parteilosen Exekutivvertretern Ausdruck eines 
aktiven Aufbruchs zu einer „alternativen“, von konventionellen Parteizwängen befreiten „neuen 
Kommunalpolitik“ zu erblicken. Allzu oft handelt es sich bei ihnen um schiere „Lückenbüsser“, 
die aus bisher in der Politik unterrepräsentierten Bevölkerungssegmenten stammen und auf-
grund ihrer geringeren Vorqualifikationen einerseits und ihrer beschränkten politischen Interes-
sen andererseits in der kommunalen Behörde relativ wenig Einfluss entfalten. 
Da es auch in Zukunft nach wie vor die politischen Parteien sein werden, die die kommunale 
Politik tragen und gestalten, hängt viel davon ab, dass sich der - momentan sehr ausgeprägte -  
Erosionsprozess ihrer lokalen Sektionen sich nicht noch weiter beschleunigt. 
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